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Die allgemeine Lage des Handels und der Indulirie, 
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Die mit dem Jahre 1894 einſetzende Beſſerung des deutſchen 
Wirthſchaftslebens hat auch im Vorjahre angehalten, die Induſtrie war 
gut beſchäftigt, die Handelsthätigkeit rege und auch die Landwirthſchaft 
hatte Urſache, mit ihren Ergebniſſen zufrieden zu ſein. Die Zahlen des 
Ein- und Ausfuhrhandels weiſen zwar nur eine verhältnißmäßig geringe 
Steigerung auf, dagegen wird allſeitig feſtgeſtellt, daß die Aufnahme— 
fähigkeit des inneren Marktes gewaltig gewachſen iſt. Theils iſt dieſer 
ſtetige Fortſchritt der Erhaltung des Friedens zu verdanken, zum großen 
Theile aber auch unſerer Handelsvertragspolitik, die Handel und Induſtrie 
vor plötzlichen unangenehmen Ueberraſchungen bewahrte. Es iſt dringend 
zu wünſchen, daß man dieſer Politik treu bleibe, wenn auch die Ver— 
träge ſicherlich in verſchiedenen Punkten abänderungsbedürftig ſind, und 
es werden die mit großer Sorgfalt geleiteten Erhebungen des wirth— 
ſchaftlichen Ausſchuſſes für die neuen Verhandlungen die beſte Grund— 
lage abgeben. 

Einen Faktor, der mit dazu beigetragen hat, daß das wirthſchaft— 
liche Leben ſich in ruhigen Bahnen bewegte und Ueberſtürzungen mög— 
lichſt vermieden wurden, dürfen wir nicht außer Betracht laſſen, näm— 
lich das immer größeren Umfang annehmende Syndikatsweſen. Haben 
nun aber auch die Kartelle in den einzelnen Induſtriezweigen in der 
Hauptſache günſtig gewirkt und eine ſtetige Preisbildung, die allen 
Theilen zu Gute kam, befördert, ſo läßt ſich doch, namentlich bei einigen 
größeren Syndikaten, die Beſorgniß nicht von der Hand weiſen, daß 
die Beherrſchung des Marktes dazu benutzt werden könnte, die Macht— 
lage übermäßig auszubeuten. Es wird Sache der erwähnten Verbände 
ſein, durch ihr Verhalten dieſen Befürchtungen den Boden zu entziehen. 
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In dem günjtigen Bilde der allgemeinen Lage fehlen jedoch auch 
die Schatten nicht, und zwar waren es, als Folgen der ſchnellen Ent— 
wickelung, drei Erſcheinungen, die dem Jahre 1899 ſein charakteriſtiſches 
Gepräge gaben: der hohe Bankdiskont, die Kohlennoth und der Arbeiter— 
mangel. 

Der Bankdiskont erreichte allerdings eine Höhe, wie ſie ſeit dem 
Beſtehen des deutſchen Reiches nur ein einziges Mal dageweſen iſt. 
Die vielen Gründungen neuer und die Erweiterung alter Anlagen 
abſorbierten natürlich bedeutende Kapitalien und die Spannung wurde 
noch dadurch vergrößert, daß ſtaatliche und kommunale Anleihen in 
großen Beträgen auf den Markt kamen. In dieſen Umſtänden iſt die 
Höhe des Diskonts ausreichend begründet, unſere Goldwährung trifft 
dabei keine Schuld, denn keine Währung würde bei ſolcher Marktlage 
das Steigen des Zinsfußes verhindern können. 

Der gewaltigen Nachfrage nach Kohlen durch die ſtark beſchäftigte 
Induſtrie vermochte die Kohlenförderung bei aller Anſtrengung nicht 
gerecht zu werden, und da die Kohlenwerke trotzdem, theils wohl 
gebunden durch feſte Verträge, fortfuhren, große Mengen nach dem 
Auslande zu verfrachten, entſtand eine allgemeine Kohlennoth, die auch 
nicht durch Einfuhr engliſcher Kohlen gemildert werden konnte, da in 
Folge des ſüdafrikaniſchen Krieges die Preiſe auf dem engliſchen Kohlen— 
markte ebenfalls bedeutend in die Höhe gingen. Verſchärfend wirkten 
noch die umfangreichen Strikes in einzelnen Kohlengebieten, ſowie 
die bis tief in das Frühjahr hinein anhaltende Kälte, die den Ver— 
brauch von Hausbrandkohlen beträchtlich erhöhte. 

Unter dem Arbeitermangel hatte namentlich der Oſten zu leiden, 
denn von hier ſtrömten die Arbeiter maſſenweiſe nach den weſtlichen 
Induſtriebezirken, und wenn dadurch auch in erſter Linie die Land— 
wirthſchaft von Arbeitskräften entblößt wurde, ſo klagen doch ebenfalls 
die Fabrikanten, daß ihnen gerade diejenigen Arbeitskräfte entzogen 
werden, die ſie erſt mühſam angelernt haben. 

Es muß überhaupt feſtgeſtellt werden, daß der Oſten wohl die 
Schattenſeiten des allgemeinen Aufjhwunges kennen lernt, an dieſem 
ſelbſt aber nicht den gebührenden Antheil nimmt. Was im Beſondern 
unſeren Bezirk anbetrifft, ſo wäre es ja Unrecht, zu leugnen, daß auch 
er ſich in den letzten Jahren wirthſchaftlich gehoben hat. Die Gewerbe— 
thätigkeit hat zugenommen und die, allerdings nur in geringem Umfange 
vorhandene Induſtrie hatte genügend zu arbeiten, doch kann leider 
von einer Ausdehnung der beſtehenden Anlagen und von einer nennens— 
werthen Anſiedelung neuer Fabriken nicht geredet werden. Hier muß 
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Abhilfe gejchaffen werden, wenn wir nicht immer weiter hinter dem 
Weſten zurückbleiben ſollen, und dies hat in erſter Linie zu geſchehen 
durch Verbeſſerung der beſtehenden und den Bau neuer Verkehrswege. 
Mit Bedauern müſſen wir aber konſtatiren, daß unſere dahinzielenden 
Bemühungen faſt gar keinen Erfolg gehabt haben, denn immer wieder 
wurden unſere Anträge, entweder ohne jede Begründung oder mit dem 
Hinweis, daß ein Verkehrsbedürfniß nicht vorhanden ſei, abgelehnt. 

So iſt auch unſere Hoffnung auf den baldigen Umbau der Weichſel— 
ſtädtebahn in eine Vollbahn nicht in Erfüllung gegangen, denn nach 
dem Beſcheide des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten würden 
die einmaligen und dauernden Ausgaben ſo groß ſein, daß ſie zu dem 
davon für den Verkehr zu erwartenden Nutzen in keinem angemeſſenen 
Verhältniß ſtehen würden. Dieſer Ablehnungsgrund erſchien uns jedoch 
nicht jtichhaltig, denn bei der bekannten vorzüglichen Rentabilität dieſer 
Bahn würde ſie auch nach dem Umbau, der vorausſichtlich keine ſehr hohen 
Koſten beanſpruchen wird, noch einen hinreichenden Gewinn abwerfen, 
um ſo eher, als doch ſicher auch eine Verkehrszunahme eintreten wird. 
Wir haben uns deshalb bei dem ablehnenden Beſcheide nicht beruhigt, 
ſondern haben unſeren Antrag unter eingehender Begründung noch— 
mals eingebracht, gleichzeitig aber auch die zahlreichen Intereſſenten 
auf die unerwartete Ablehnung hingewieſen. Es iſt darauf in der 
ganzen Provinz Weſtpreußen eine Bewegung zu Gunſten der Ein— 
führung des Vollbahnbetriebes auf der Bahn Thorn — Marienburg, die 
ja die wichtigſten Städte der Provinz unter ſich und mit der Hauptſtadt 
Danzig verbindet, entſtanden. Auch das Abgeordnetenhaus beſchäftigte 
ſich mit dem Projekte und hat eine, das gleiche Ziel verfolgende Ein— 
gabe unſerer Schweſterkammer Graudenz dem Herrn Miniſter zur 
Erwägung überwieſen. Wir dürfen wohl hoffen, daß wir der Erfüllung 
unſeres Wunſches nun näher gerückt ſind, denn der Herr Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten hat im Landtage erklärt, daß der Verkehr auf 
der Weichſelſtädtebahn in den letzten Jahren allerdings geſtiegen ſei, 
weshalb er den Antrag nochmals eingehend prüfen wolle. 

Der ſtaatsſeitige Ausbau der Strecke Leibitſch Thorn iſt rundweg 
abgelehnt worden, und man hat dabei den Intereſſenten anheimgegeben, 
die Strecke als Kleinbahn auszubauen. Der Kreis Thorn beabſichtigt 
nun, dieſe Linie in Verbindung mit der Strecke Thorn — Scharnau als 
normalſpurige Kleinbahn zu bauen, falls Staat und Provinz die 
nöthigen Zuſchüſſe gewähren. Bei der Bedeutung dieſer Bahnen und 
ihrer ſicheren Rentabilität wäre es jedenfalls richtiger geweſen, wenn 
der Staat den Bau übernommen hätte. b 


Auf unſere erneute Eingabe wegen Weiterführung der im Bau 
befindlichen Nebenbahn Kulm — Unislaw bis Thorn für Rechnung des 
Staates wurden wir dahin beſchieden, daß der Herr Miniſter auch jetzt 
nicht in der Lage ſei, dem Antrage näher zu treten, doch ſei er nicht 
abgeneigt, die Ueberlaſſung der fraglichen Verbindung an die Privat- 
unternehmung in Erwägung zu ziehen. Es iſt wohl gänzlich aus— 
geſchloſſen, daß ein Privatunternehmer den Bau eines ſolchen Zwiſchen— 
gliedes, das nur dann von wahrem Nutzen ſein wird, wenn es im 
Anſchluß an die Strecke Kulm — Unislaw vom Staate gebaut und 
betrieben wird in's Auge faſſen werde. Wird die Linie jedoch nicht 
gebaut, ſo geht unſer ganzer Verkehr mit dem Kulmer Lande zu Gunſten 
der Stadt Bromberg, die ſchon durch die Bahn Schönſee Bromberg 
uns einen großen Theil unſeres Verkehrs entzogen hat, verloren. Wir 
werden deshalb nicht müde werden, auf den Bau der Strecke Unislaw- 
Thorn hinzuwirken. 

Die Höhe der Ueberführungsgebühr nach der Uferbahn bildet ein 
Hemmniß für die Weiterentwickelung unſeres Umſchlagsverkehrs; noch 
bedenklicher iſt aber der Umſtand, daß die auf der Uferbahn zur Ver— 
ladung kommenden Waggons erſt auf dem Hauptbahnhofe plombirt 
werden, denn ſtellt ſich nun bei ihrer Ankunft auf der Beſtimmungsſtation 
heraus, daß eine Beraubung ſtattgefunden hat, ſo könnte die Bahn 
die Anſprüche auf Entſchädigung mit der Begründung ablehnen, daß 
die Beraubung vermuthlich auf der Strecke Uferbahn — Hauptbahnhof, 
wofür ſie keine Haftung übernommen habe, vorgekommen ſei. Um 
dieſem ganz unhaltbaren Zuſtande ein Ende zu machen, haben wir ſchon 
einmal vor einigen Jahren die Königliche Eiſenbahndirektion zu 
Bromberg gebeten, die Uferbahn als Station in den allgemeinen Güter— 
tarif aufzunehmen, ſind aber abſchlägig beſchieden worden. Trotzdem 
haben wir den Antrag von Neuem eingebracht. Durch ſeine Annahme 
würde ja auch die Frage der Ueberführungsgebühr gelöſt werden, da 
dann nur noch die reinen Streckenſätze zur Anwendung kämen. 

Die Uferbahn iſt für uns um ſo wichtiger, als ſie uns auch in 
einigen Stücken den auf dem rechten Weichſelufer fehlenden Bahnhof 
erſetzen muß. In unſeren früheren Jahresberichten haben wir ſchon 
wiederholt darauf hingewieſen, daß die Thorner Bahnhöfe einer Um— 
geſtaltung dringend bedürfen, doch iſt es bei der jetzigen Lage der 
Eiſenbahnbrücke nicht möglich, auf dem rechten Weichſelufer in der Nähe 
der Stadt einen Bahnhof zu errichten. Nun beabſichtigt aber die Eiſen— 
bahnverwaltung, auf der Brücke ein zweites Gleis zu legen, da der 
Verkehr ſonſt nicht mehr bewältigt werden kann. Durch dieſes zweite 
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Gleis würde die Brücke für den Reit- und Fuhrverkehr ſowie für den 
Uebergang geſchloſſener Truppenkörper vollſtändig geſperrt und daher 
der Bau einer neuen feſten Brücke unbedingt nothwendig werden.“ 
Wir hielten dieſen Augenblick für günſtig, um mit einem langgehegten 
Projekte, deſſen Ausführung für Thorn und die ganze Umgegend, nicht 
minder aber für die Militärverwaltung und den Eiſenbahnfiskus von 
allergrößter Wichtigkeit ſein würde, hervorzutreten und haben daher bei 
dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten beantragt, in der Nähe 
der Ruine Dybow eine Eiſenbahnbrücke zu erbauen und im Anſchluß 
hieran auf dem rechten Ufer in der Nähe der Stadt einen Bahnhof 
anzulegen. Wir geben uns der Hoffnung hin, daß unſer Antrag zur 
Annahme gelangt, denn es würde damit auch eine alte Schuld wieder 
gut gemacht werden. Die Anlegung eines Bahnhofs auf dem rechten 
Weichſelufer bei Thorn war nämlich in dem im Jahre 1867 vom Land— 
tage angenommenen Projekte der Bahn Thorn. Inſterburg enthalten 
und kam nur deshalb nicht zur Ausführung, weil die Eiſenbahnbrücke 
ſ. Zt. aus fortifikatoriſchen Gründen nicht beim Pilz, wie es zuerſt 
geplant war, ſondern beim Jacobsfort über die Weichſel geführt wurde 
und an dieſer Stelle ein größerer Bahnhof nicht angelegt werden konnte. 

Aber nicht nur auf dem Gebiete der Eiſenbahn ſondern auch 
bezüglich der Verbeſſerung und der Neuanlegung von Waſſerſtraßen 
harren noch viele unſerer Wünſche auf Erfüllung. Es iſt höchſt bedauer⸗ 
lich, daß das Abgeordnetenhaus die wohlbegründete Kanalvorlage 
abgelehnt hat, und wir können es nur freudig begrüßen, daß die 
Königliche Staatsregierung an ihren Plänen feſthält, und halten es 
auch für durchaus richtig, daß verſchiedene, für den Oſten wichtige Pro⸗ 
jekte, in die neue Kanalvorlage aufgenommen werden ſollen. Leider 
ſcheinen ja der Durchführung des Großſchifffahrtsweges Berlin — Stettin 
in öſtlicher Linienführung allzugroße techniſche Schwierigkeiten entgegen— 
zuſtehen, doch wird immerhin auch die weſtliche Linie für uns von 
Nutzen ſein, wenn gleichzeitig die Waſſerſtraßen zwiſchen Oder und 
Weichſel ſo weit regulirt werden, daß ſie für Schiffe von 400 Tonnen 
Tragfähigkeit paſſirbar ſind. Gelegentlich eines Gutachtens über dieſe 
Regulirung haben wir ausgeführt, daß dann unbedingt auch die Weichſel 
bis nach Schillno auf die gleiche Leiſtungsfähigkeit gebracht werden 
müßte, was auch nach einem Schreiben des Herrn Oberpräſidenten in 
Ausſicht genommen worden iſt. Wir ſind immer für die Annahme der 
Kanalvorlage eingetreten, denn, ganz abgeſehen davon, daß ſie für 
unſeren Güteraustauſch mit dem Weſten von größter Wichtigkeit iſt, 
ſind wir überzeugt, daß die Schiffbarmachung der Drewenz und die 


Verbindung des Drewenzjees mit dem Maſuriſchen Seengebiet erſt nach 
Bewilligung der jetzt vorliegenden Kanalprojekte Ausſicht auf Durch— 
führung haben werden. 

Das Projekt unſeres Holzhafens iſt leider ſeiner Ausführung auch 
noch nicht weſentlich näher gerückt. Es hat ſich zwar hier eine Geſell— 
ſchaft zur Förderung des Holzhafenbaus gebildet, doch war ihre Aktions— 


fähigkeit gehemmt, da die Staatsregierung ſich bis jetzt noch darüber 


nicht ſchlüſſig gemacht hat, mit welchem Betrage ſie ſich an den Her— 
ſtellungskoſten betheiligen will. Die bedeutenden Hochwaſſerſchäden, 
welche die bei Thorn auf freiem Strom umherliegenden Traften im 
Vorjahr erlitten und die ſich auf einige Hunderttauſend Mark beliefen, 
haben deutlich gezeigt, daß die ſchleunige Herſtellung eines Sicherheits— 
hafens durchaus nothwendig iſt. Durch die Regulirung der Weichſel iſt 
die Strömung bedeutend reißender geworden, die Untiefen, die früher 
den Flößen einen ſicheren Ankergrund gewährten, ſind mehr und mehr 
verſchwunden, und es würde daher nur gerecht und billig ſein, wenn 
der Staat den Hafen ganz aus eignen Mitteln baute oder doch jeden— 
falls den größeren Theil der Koſten übernähme, zumal da die Auf: 
führung des Hafendammes der Stromregulirung direkt zu Gute kommen 
und der Hafen auch den Uebelſtand beſeitigen würde, daß die Traften 
bei Hochwaſſer die Buhnen ſtark beſchädigen. Der Reſt der Bau— 
koſten würde dann aus Privatkreiſen aufzubringen ſein, und da der 
Hafen ja auch als Handelshafen dienen ſoll und ſich im Anſchluß an 
ihn ſicher eine umfangreiche Holzinduſtrie entwickeln wird, ſo läßt ſich 
erwarten, daß die Hafenbaugeſellſchaft die nöthigen Privatkapitalien 
unſchwer beſchaffen wird, zumal da der Hafen ſich vorausſichtlich gut 
rentirt. 

Unſer Wunſchzettel iſt ſonach ziemlich reichhaltig, und doch handelt 
es ſich bei allem, was wir angeführt haben, um durchaus nothwendige 
Projekte, deren weiteres Hinausſchieben immer verhängnißvoller für 
unſer wirthſchaftliches Leben werden muß. Die von uns geforderten 
Anlagen werden auch durchweg rentabel ſein, denn das Verkehrs⸗ 
bedürfniß iſt bei uns viel größer, als man annimmt, wie ſich dies 
deutlich nach der Einlegung des D-Zuges Eydtkuhnen— Inſterburg — 
Thorn Pojen— Berlin, der entgegen den von der Eiſenbahnverwaltung 
früher gehegten Befürchtungen ſtets gut beſetzt iſt, gezeigt hat. Für die 
in unſerem Oſten vorzunehmenden Verkehrsverbeſſerungen darf aber 
der rein fiskaliſche Geſichtspunkt garnicht ausſchlaggebend ſein, da es 
ich nicht nur um eine wirthſchaftliche, ſondern um eine nationale Ange— 
legenheit handelt. Die Königliche Staatsregierung ſucht ja ſchon immer 


der Abwanderung deutſcher Elemente entgegenzuwirken und deutſche 
Familien hier anzuſiedeln, und das Anſiedelungsgeſetz iſt auch gewiß 
geeignet, dieſes Ziel zu fördern, doch kann es allein die große Auf— 
gabe nicht löſen. Es müſſen günſtige Bedingungen für die Errichtung 
neuer und die Ausdehnung vorhandener induſtrieller Anlagen geſchaffen 
werden, und dies kann in erſter Linie geſchehen durch die Verbeſſerung 
der Verkehrswege. Die Provinz Weſtpreußen hat ja das Glück, in 
Herrn von Goßler einen Oberpräſidenten zu beſitzen, der den Bedürf— 


niſſen ſeiner Provinz das größe Wohlwollen entgegenbringt und durch 


thatkräftiges Eingreifen das gewerbliche Leben überall zu fördern trachtet, 
wofür er ſich auch allſeitiger Verehrung erfreut. Wenn Weſtpreußen 
gleichzeitig auch vom Staate durch Verbeſſerung der Eiſenbahnen und 
der Waſſerſtraßen energiſch gefördert würde, ſo könnten die ſegens— 
reichen Folgen nicht ausbleiben. 

Der Handelsverkehr zwiſchen Deutſchland und Rußland hat auch 
im vergangenen Jahre wieder zugenommen, und wenn unſer Bezirk 
an der Ausfuhr dorthin nur in geringem Umfange betheiligt iſt, ſo 
liegt dies einmal daran, daß für unſere Hauptinduſtrien, die Zucker, 
Mehl- und Spiritiusproduktion, Rußland kein Abſatzgebiet iſt, für andere 
Produkte, die wir exportiren könnten, aber der Zollſatz zu hoch iſt. 
Wir werden unſere Wünſche wegen Zollermäßigung einzelner Artikel 
an zuſtändiger Stelle vorbringen und hoffen, daß es gelingt, in dem 
neuen Handelsvertrag gewiſſe, für uns nothwendige Ermäßigungen 
durchzuſetzen, denn daß eine Fortſetzung unſerer Handelsvertragspolitik 
durchaus nothwendig iſt, haben wir bereits ausgeführt. Der Abſchluß 
günſtiger Handelsverträge iſt natürlich nur dann möglich, wenn man dem 
Lande, mit dem man einen Vertrag ſchließen will, für ſeine haupt— 
ſächlichen Exportartikel einen Zollſatz gewährt, der die Einfuhr nach 
Deutſchland noch geſtattet. Verſuche jedoch, wie ſie beim Geſetz über 
die Fleiſchbeſchau gemacht worden ſind, wo man einzelne, gerade für 
unſere bedeutendſten Vertragsländer erhebliche Artikel von der Einfuhr 
ausſchließen wollte, ſind gewiß nicht geeignet, eine rationelle Handels— 
vertragspolitik zu ſtützen. Gegen dieſe prohibitiven Beſtimmungen des 
Fleiſchbeſchaugeſetzes wurden wir bei dem Reichstage vorſtellig, und da 
der Anſturm allgemein war, ſind ja nun auch die bedenklichſten Punkte 
geſtrichen worden. 

Ein Gejegentwurf, der uns mehr Freude macht, iſt die neue Flotten— 
vorlage, für die ja Handel und Induſtrie Deutſchlands faſt ausnahms— 
los eintreten. So hat auch der Deutſche Handelstag in ſeiner Sitzung 
vom 6. April 1900 die Erwartung ausgeſprochen, daß der Reichstag 


der geforderten Vermehrung zuſtimme, damit die Seemacht des deutſchen 
Reiches eine ſeinen geſteigerten Seeintereſſen entſprechende Stärkung 
erfahre. 

Der als Schattenſeite unſeres letztjährigen Wirthſchaftslebens 
erwähnte hohe Bankdiskont war ja hauptſächlich eine Folge der geſteigerten 
Nachfrage nach Geld, wie ſich dies auch an den erhöhten Umſätzen 
unſerer Geldinſtitute leicht erkennen läßt. So hat auch die hieſige 
Reichsbankſtelle, die ihren Wirkungskreis auf das Kulmer Land aus— 
gedehnt hat, ihren Umſatz bedeutend erhöhen können, nämlich von 
237 Millionen Mark auf 280 Millionen. Auch die übrigen Kredit— 
inſtitute unſeres Bezirks weiſen durchgängig eine Erhöhung ihres 
Geſchäftsumſatzes auf. Mit Befriedigung können wir feſtſtellen, daß 
auch die Spareinlagen in allen Sparkaſſen unſeres Bezirks weiter 
gewachſen ſind. 

Auch der Güterverkehr auf dem Thorner Hauptbahnhof und dem 
Bahnhof Mocker hat ſich gegen das Vorjahr gehoben, ebenſo weiſt der 
Umſchlagsverkehr eine Steigerung auf. Für dieſen war es von Wichtig— 
keit, daß die Zollbehörde die Reviſionsſtelle am Weichſelufer ſo weit 
ausdehnte, daß auch die Dampferladeſtelle jetzt einbezogen iſt. Einen 
Wunſch, den uns die Zollverwaltung leider wiederholt abgeſchlagen 
hat, möchten wir an dieſer Stelle ausſprechen: er betrifft die Errichtung 
eines größeren Zollabfertigungsgebäudes an der Weichſel. In der 
jetzigen Zollbude, einem entſchieden geſundheitswidrigen Gebäude, iſt 
kaum genügender Raum für die Beamten; etwaige Anträge, die das 
Publikum dort ſchriftlich ſtellen will, wie dies ja die Zollabfertigung 
mit ſich bringt, müſſen, halb im Freien, auf der Zollwage erledigt werden. 

Zum Schluß möchten wir noch einen kurzen Ueberblick über die 
Lage der hauptſächlichſten Handels- und Induſtriezweige unſeres Bezirks 
geben. 

Bei den Getreidemühlen wirkte die anhaltend rückgängige Konjunktur 
recht nachtheilig. Dazu kommt, daß die Mehlproduktion in unſerem 
Bezirke in den letzten Jahren ganz bedeutend geſtiegen iſt, ſodaß der 
Lokalkonſum das Mehl nicht ganz aufnehmen kann und die Mühlen 
daher auswärts Abſatz ſuchen müſſen. Dies war um ſo ſchwieriger, 
als bisherige Abſatzgebiete, wie z. B. Poſen, in unſerm Bezirke als 
Konkurrenten auftraten. Dabei verteuerte der Seehafenausnahmetarif das 
Getreide und gleichzeitig fehlten genügende Zufuhren aus Rußland. Die 
Lage dieſer Induſtrie war daher keineswegs roſig, dagegen blickt die Zucker— 
fabrifation auf ein beſſeres Jahr zurück. Die Zuckerfabrik zu Culmſee, 
wohl die bedeutendſte derartige Anlage in ganz Deutſchland, hat ihre 
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Produktionsfähigkeit wiederum geſteigert. Da auch der Zuckergehalt 
ſehr günſtig war und die Preiſe leidlich blieben, ſo konnte nicht nur 
ein hoher Rübenpreis ſondern den Aktionären auch eine gute Dividende 
gegeben werden. Es dürfte für weitere Kreiſe intereſſant ſein, die 
Anſichten der Direktion dieſer Fabrik über die Zukunft unſerer Zucker— 
produktion kennen zu lernen. Wir entnehmen dem Geſchäftsbericht 
nachſtehende Ausführungen: 

„Die Ausſichten für die Zukunft ſind, wenn auch nicht gerade für 
die nächſte Kampagne, ſo doch für ſpäter als trübe zu bezeichnen. Die 
momentane ſtatiſtiſche Lage iſt günſtig, aber es iſt unausbleiblich, daß die 
Konkurrenz der einzelnen, Zucker produzirenden Länder auf dem Welt⸗ 
markte immer ſchärfer werden wird. Ohne Zweifel werden die Ver— 
hältniſſe in Kuba ſich weiter befeſtigen, amerikaniſches Kapital wird 
dort hinfließen und die Produktion auf dieſer Inſel, die von der 
Natur ſo außerordentlich vor allen andern Ländern begünſtigt iſt, 
wird ihren alten Höhepunkt bald wieder erreichen, ja ihn noch über— 
ſteigen. Ebenſo macht auch in anderen Kolonien die Rohrzuckerproduktion 
gewaltige Fortſchritte, ſo in Portorico, auf den Philippinen und den 
Sandwichsinſeln. Die Rübenzuckerinduſtrie in den vereinigten Staaten 
und in Mexiko entwickelt ſich weiter. In Europa find nach den ſtatiſtiſchen 
Anbauziffern ſämmtliche Länder im Begriff, ihre Produktion zu ver— 
ſtärken, mit Ausnahme Deutſchlands. Ganz beſonders trifft dies zu 
für Oeſterreich, Frankreich und Rußland. In Rußland kamen allein im 
vorigen Herbſte 32 neue Fabriken in⸗ Betrieb; in Oeſterreich beträgt der 
Mehranbau 16 9%, in Italien und Spanien wird eine große Anzahl 
neuer Fabriken errichtet; nur in Deutſchland iſt der Anbau in dieſem 
Jahre ungefähr gleich dem vorjährigen. Erfreulicherweiſe macht ſich 
dem gegenüber aller Orten ein größerer Konſum geltend; naturgemäß 
kann aber eine ſolche Konſum-Zunahme nur den geſteigerten Erwerbs— 
verhältniſſen und der Bevölkerungszunahme entſprechend vor ſich gehen 
und nicht ſprungweiſe, wie dies bei der Produktionsſteigerung geſchehen 
wird und ſchon geſchieht. Eine Ueberfüllung des Weltmarktes und 
damit ein Preisſturz für Zucker muß die unausbleibliche Folge ſein. 
Wenn wir auch mit unſeren Fabrikanlagen, wie ſie heute beſchaffen 
ſind, wohl konkurrenzfähig ſein dürften, ſo gehen wir doch ſchweren 
Zeiten entgegen. Es beſteht jetzt eine Beſtrebung, ſämmtliche Zucker— 
fabriten Deutſchlands zu einem Ring zu vereinigen, der ſich zur Auf⸗ 
gabe macht, die deutſche Zuckerproduktion vor allzuweitgehender Ent— 


werthung ihrer Produkte zu ſchützen. Durch den Zuſammenſchluß ſämmt— 


licher Rohzuckerfabriken und Raffinerien würde die Möglichkeit vorliegen, 


den Verkaufspreis für Zucker im Inlande zu erhöhen, da der einheimiſche 
Markt bis zu einem gewiſſen Grade durch Eingangszölle auf Zucker 
vor ausländiſcher Konkurrenz geſchützt iſt.“ 

Das von den Zuckerproduzenten angeſtrebte Kartell iſt im Spiritus— 
gewerbe bereits verwirklicht, indem 90 % der geſammten deutſchen 
Kartoffelſpiritusproduktion vertraglich für 9 Jahre ſich im Spiritus— 
Verwerthungsverbande deutſcher Spiritusfabrikanten vereinigt haben 
und dieſe wieder mit der Zentrale der Spiritus-Verwerthung ein Syndikat 
eingegangen iſt. Man will für Trinkſpiritus einen ſtetigen, auskömm— 
lichen Preis erzielen und gleichzeitig den Verbrauch von Spiritus zu 
techniſchen Zwecken, beſonders zur Beleuchtung, möglichſt heben. 

Die Lage der Brauereien hat ſich gegen das Vorjahr wenig 
geändert. Die ſchlechten Eisverhältniſſe im Winter 98/99 und das 
kalte, regneriſche Frühjahr wirkten zwar nachtheilig, doch iſt dafür der 
Konſum durch das heiße Sommerwetter begünſtigt worden. In einigen 
Brauereien machte ſich der Arbeitermangel ſtark fühlbar. Die kleineren 
und mittleren Brauereien klagen über die Konkurrenz der Großbetriebe, 
die wegen ihrer großen Kapitalkraft ihren Kunden mancherlei Vortheile 
bieten könnten. 

Der Abſatz der Honigkuchenfabriken war günſtig, doch wurde der 
Gewinn namentlich durch die erhöhten Kohlenpreiſe geſchmälert. Jede 
Erhöhung der Produktionskoſten iſt für dieſe Fabriken um ſo mehr 
fühlbar, als die Honigkucheninduſtxie an feſte Verkaufspreiſe gebunden iſt. 

Die hieſigen Schuhfabriken hatten genügend zu thun, auch an 
Arbeitskräften herrſchte kein Mangel, nur fehlte es an techniſch vor— 
gebildeten Leuten. Das Geſchäft war aber nicht lohnend, da wohl 
die Preiſe für Rohmaterialien geſtiegen waren, es aber bisher nicht 
gelang, auch die Fabrikpreiſe entſprechend zu erhöhen. 

Mit dem gleichen Uebelſtande hatten im Anfang des Jahres die 
Seifenfabriken zu kämpfen, doch führte dies im September zu einer 
Einigung der Seifenfabrikanten der Provinzen Poſen, Pommern, Oſt— 
und Weſtpreußen, worauf die Preiſe ſich beſſerten. Da der Abſatz ſich 
trotzdem nicht verringerte, ſo ſchloß das Jahr doch noch ganz günſtig ab. 

Die Holzſchneidemühlen ſetzten ihre geſchnittenen Balken und 
Bretter zu lohnenden Preiſen ab. Kulmer Betriebe klagen allerdings 
darüber, daß bei den hohen Rohholzpreiſen ein Abſatz nach auswärts 
nicht gelohnt habe und nur das Lokalgeſchäft nutzbringend geweſen ſei. 

Die Ziegeleien unſerer Gegend haben ſich zwar unter einander 
verbunden, trotzdem iſt es ihnen nicht gelungen, die Preiſe den geſtiegenen 
Kohlenpreiſen und höheren Arbeitslöhnen entſprechend zu ſteigern, was 
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wohl theilweije daran liegt, daß ein Theil der Ziegeleien dem Ver— 
bande nicht beigetreten iſt. Gerade die leiſtungsfähigſten Ziegeleien 
in Leibitſch und Grembotſchin leiden aber hauptſächlich daran, daß die - 
ſchon jo lange projektirte Bahn Thorn — Leibitſch noch nicht zu Stande 
gekommen iſt. 

Die Maſchinenfabriken waren vollauf beſchäftigt, namentlich der 
Abſatz von landwirthſchaftlichen Maſchinen iſt in Folge der guten Ernte 
geſtiegen. Es wird allerdings geklagt, daß der Verkehr mit den Land— 
wirthen recht ſchwierig ſei, da die Beſitzer häufig einen recht ausgedehnten 
Kredit beanſpruchen. 

Das Speditionsgeſchäft hat in Folge des Stückgutſtaffeltarifs 
bedeutende Ausfälle gehabt. 

Der Getreidehandel litt unter der langſam zurückgehenden Kon— 
junktur, ſodaß bis zur Ernte das Geſchäft mittelmäßig war, doch hob es 
ſich nach der Ernte, und namentlich Roggen wurde mit gutem Gewinn 
an die hieſigen, die Königsberger und Danziger Mühlen abgeſetzt. 
Der Abſatz von Weizen war ſchwerfällig, nur die Nachbarmühlen 
nahmen erhebliche Poſten auf. Gerſte wurde an oſtpreußiſche Brauereien 
abgeſetzt ſowie auf dem Waſſerwege nach dem Weſten verſandt. Die 
Seehafentarife begünſtigen den Abſatz, doch machte ſich immer wieder 
das Fehlen der Staffeltarife nachtheilig geltend. 

Der Futtermittelhandel blickt auf ein günſtiges Jahr zurück, denn 
die Einfuhr ruſſiſcher Kleie hat gegen das Vorjahr bedeutend zugenommen, 
und ſie konnte Dank der Detarifirung der Futtermittel immer ſchlank 
auch auf weitere Entfernungen abgeſetzt werden. Dies war von großer 
Wichtigkeit, weil die Landwirthe unſerer Gegend in Folge der guten 
Futterernte und der Nothwendigkeit, feuchtgewordenes, minderwerthiges 
Getreide zu verfüttern, nach der Ernte geringeren Bedarf hatten. Eine 
große Erleichterung bot die Anordnung, daß der Alexandrowoer Grenz— 
tarif für die aus Alexandrowo hier eintreffenden Sendungen auch dann 
Giltigkeit hat, wenn der Beſtimmungsort erſt hier feſtgeſetzt wird 

Der Wollhandel war gewinnbringend, denn wegen geringer Ein— 
fuhr aus überſeeiſchen Ländern ſtiegen die Preiſe für feine Wollen. 

Der Handel mit chemiſchen Düngemitteln bewegte ſich ungefähr 
in den Grenzen des Vorjahres, wenn auch eine kleine Zunahme des 
Abſatzes bei ungefähr gleichen Preiſen zu verzeichnen iſt. Die land— 
wirthſchaftlichen Genoſſenſchaften, begünſtigt durch Steuerfreiheit und 
ihren, namentlich bei dem hohen Bankdiskont förderlichen billigen Kredit, 
machten den Händlern ſchwere Konkurrenz. 

Der Holzbedarf wurde in den letzten Jahren immer größer, ſodaß 
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das hier ankommende Holz guten Abſatz zu Preiſen fand, die noch 
über die hohen des Jahres 98 hinausgingen. 

Die günſtige Konjunktur auf dem Eiſenmarkte kam auch unſeren 
Eiſenhändlern zu Statten, wenn auch von den Thorner Eiſenhändlern 
darüber geklagt wird, daß ſich der Abſatz immer ſchwieriger geſtalte. 
Der Verkehr nach Rußland ging zurück, da wegen der hohen Preiſe 
die ruſſiſche Kundſchaft ihren Bedarf im eigenen Lande deckte. 

Von der gewaltigen Steigerung der Kohlenpreiſe hatten in erſter 
Linie die den Kohlenmarkt beherrſchenden Großhändler Vortheile, doch 
war auch der Kleinhandel recht gewinnbringend und wäre es noch 
mehr geweſen, wenn ihm immer die benöthigten Quantitäten hätten 
geliefert werden können. 

Der Abſatz von Baumaterialien iſt ungefähr der gleiche wie im 
Vorjahre geweſen, der Gewinn war aber gering, da in Folge der 
ſtarken auswärtigen Konkurrenz ſich das Geſchäft nur bei ſehr gedrückten 
Preiſen durchführen ließ. f 

Ueber die Tuch, Manufaktur und Modewaarenbranche liegen 
uns verſchiedene Berichte vor, aus denen ja eine kleine Steigerung des 
Umſatzes zu erſehen iſt, doch ließ die Lage dieſer Geſchäfte noch viel 
zu wünſchen übrig. Verſandtgeſchäfte und Detailreiſende verführen 
immer wieder einen großer Theil gerade der zahlungsfähigſten Kund— 
ſchaft, ihren Bedarf unter Umgehung der einheimiſchen Geſchäfte aus— 
wärts zu decken. 

Im Kolonialwaarengeſchäft blieb der Umſatz der Hauptartikel 
Kaffee, Reis und Schmalz trotz verhältnißmäßig niedriger Preiſe ungefähr 
auf der Höhe des Vorjahres. Die erhebliche Preisſteigerung des 
amerikaniſchen Petroleums bewirkte keine Mehreinfuhr ruſſiſchen Oels, 
da dieſes ebenfalls theurer wurde und man dem amerikaniſchen wegen 
ſeiner beſſeren Qualität den Vorzug giebt. 


* 


Verhandlungen der Handelskammer. 


— — — 


I. Einrichtungen für Handel und Induftrie, 


1. Handels- und Induſlrie-Geſetzgebung. 
Geſetzentwurf über die 
Waagrenhausſteuer. 

Im Februar überſandte der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe 
den Handelskammern vertraulich den Entwurf eines Geſetzes über die 
Waarenhausſteuer zur Begutachtung. Da die Regierung inzwiſchen 
dem Landtage einen abgeänderten Geſetzentwurf vorgelegt hat, ſo 
dürfen wir wohl jetzt unſere damalige Stellungnahme zur öffentlichen 
Kenntniß bringen, zumal da wir auch dem neuen Entwurf gegenüber 
den gleichen Standpunkt einnehmen. Wir führten in unſerm Gutachten 
vom 15. März 1899 folgendes aus: 

„Nach eingehender Prüfung des Entwurfs ſind wir zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß die darin vorgeſehenen geſetzlichen Beſtimmun— 
gen keineswegs geeignet ſind, den beabſichtigten Zweck, die den Klein— 
händlern durch die Konkurrenz der Waarenhäuſer drohende Gefahr 
abzuwehren, zu erreichen. Es iſt zwar zuzugeben, daß die Klagen ſelbſt— 
ſtändiger Gewerbetreibenden, die bisher ihr Fortkommen durch den in 
geringerem Umfange betriebenen Kleinhandel ſicherten, über die über— 
mächtige Konkurrenz kapitalkräftiger Unternehmer nicht ohne Berechti- 
gung ſind; der vorliegende Geſetzentwurf trifft jedoch nicht alle dem 
Kleinhandel gefährliche Konkurrenten, ſodann iſt der Beſteuerungsmodus 
auch nicht derart, daß dadurch die Konkurrenzfähigkeit der großen Waaren— 
häuſer irgendwie eingedämmt werden könnte. Die großen Konſum— 
und Beamtenvereine, deren Konkurrenz in manchen Gegenden noch 
viel ſchädigender wirkt, als die der Waarenhäuſer, ſollen überhaupt 
nicht beſteuert werden, trotzdem dieſe Vereine vielfach ganz den Charakter 
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gewinnbringender Unternehmungen angenommen haben. Ferner würde 
die den Waarenhäuſern aufzuerlegende Steuer, wie dies ja auch ähn— 
liche Maßnahmen in der ausländiſchen, insbeſondere der franzöſiſchen 
Geſetzgebung gezeigt haben, nur dazu führen, daß man durch inten— 
jiveren Betrieb die ſteuerliche Belaſtung wieder auszugleichen ſuchen 
würde. Nun wird ja allerdings in der Begründung hervorgehoben, 
daß die Staatsregierung mit dem Geſetzentwurf die großen Waaren— 
häuſer nicht unterdrücken, ſondern ſie nur einer gerechten Beſteuerung, 
die alle Betriebe im Verhältniß ihrer Leiſtungsfähigkeit und ihres 
Intereſſes an den Veranſtaltungen der Gemeinde trifft, unterwerfen 
wolle. Auch iſt es richtig, daß die beſtehende Gewerbeſteuer den Groß— 
betrieb relativ nicht ſtärker als den Kleinbetrieb heranzieht; doch würde 
es dem Grundſatze einer gerechten Beſteuerung wenig entſprechen, wenn 
man nur einen Theil der Großbetriebe herausgreifen würde, um ſie 
ſtärker zu belaſten. Eine gerechte Beſteuerung könnte nur dadurch her— 
geſtellt werden, daß man die Gewerbeſteuer für alle leiſtungsfähigeren 
Betriebe progreſſiver als bisher geſtalten würde. Der Geſetzentwurf 
entſpricht daher nicht den Grundſätzen der Gerechtigkeit. 

Wenn man dem Kleinhandel wirklich helfen will, muß man den 
Kreis der durch das Geſetz zu Treffenden enger ziehen und ihn auf die— 
jenigen Betriebe beſchränken, die man, ohne die Gerechtigkeit zu ver— 
letzen, prohibitiv beſteuern kann. Die ſchlimmſten Feinde des Klein— 
handels ſind nämlich garnicht die gut geleiteten, nach ſoliden kauf— 
männiſchen Grundſätzen handelnden Waarenhäuſer, ſondern die unſoli— 
den Schleuderbazare die in allen Größen vorkommen und verderblich 
wirken. Die Bewegung gegen die Waarenhäuſer wäre nicht ſo tief— 
gehend geworden, wenn es ſich bloß um eine betriebstechniſche Ueber— 
legenheit dieſer Unternehmungen handelte, denn unſere deutſche Kauf— 
mannſchaft iſt intelligent und betriebſam genug, um einen ſolchen Kampf 
mit Erfolg aufnehmen zu können. Der ſolide Kaufmann iſt aber 
wehrlos gegenüber einer gewiſſen Art von Waarenhäuſern, deren 
Betrieb, ohne direkt unlauter zu ſein, den Grundſätzen eines anſtändigen 
Geſchäfts widerſpricht. Das Vorgehen ſolcher Häuſer iſt mannigfach; 
am häufigſten verwenden ſie die nachſtehenden Mittel. Sie führen 
nur die gangbarſten Artikel aller Branchen, die, meiſt von geringerer 
Qualität, ſcheinbar billiger zum Verkauf gebracht werden, wobei man 
die Preiſe nicht abrundet, um den Schein genauer Kalkulation hervor— 
zurufen. Einige Artikel werden zu oder unter Einkaufspreis verkauft, 
um bei dem Publikum den Glauben zu erwecken, als ob alle Artikel 
gleich billig ſeien. Die Kommunen, in denen ſich ſolche Geſchäfte nieder— 


laſſen, werden meiſt noch dadurch gejchädigt daß man vermöge einer 
raffinirten Methode der Gewinnberechnung faſt gar keine Gewerbe— 
ſteuern zahlt. 

Gegen ſolche Geſchäfte wäre allerdings nur ein Mittel zu 
empfehlen: die gänzliche Ausrottung, ſei es durch Verbot, ſei es durch 
eine ſogenannte Erdroſſelungsſteuer. Leider wird es ſehr ſchwer, wenn 
nicht unmöglich ſein, durch ein Landesgeſetz gerade dieſe Betriebe und 
dieſe Betriebe allein zu treffen. Sache der Gemeinden wäre es, hier 
einzugreifen, da ſie die Entſcheidung darüber, welche Betriebe zu der 
fraglichen Kategorie gehören, vermöge der genauen Kenntniß der Ver— 
hältniſſe leichter treffen könnten. Es iſt deshalb bedauerlich, daß die 
Kommunen jo wenig auf die Wünſche der Staatsregierung eingegangen 
ſind. Freilich wäre bei Regelung dieſer Frage durch die Gemeinden 
die Gefahr parteiiſcher Entſcheidung nicht von der Hand zu weiſen, 
doch könnte ſie durch geeignete Staatsaufſicht vermindert werden. 

Der vorliegende Geſetzentwurf würde zwar auch einen Theil 
dieſer unſoliden Geſchäfte treffen, jedoch würde ihnen, wie ſchon oben 
erwähnt, der Betrieb durch die vorgeſehene Steuer kaum erſchwert 
werden. Eine große Anzahl von Geſchäften, deren Gebahren ähnlich 
unlauter iſt, würden aber auch dieſer gelinden Steuer nicht unterliegen, 
während dagegen durchaus ſolide Geſchäfte, deren Bekämpfung keines— 
wegs geboten erſcheint, einer Ausnahmeſteuer verfallen würden. 

So lange dieſe Schleudergeſchäfte noch nicht geſetzlich bekämpft 
werden, kann ſich die ſolide Kaufmannſchaft nur dadurch helfen, daß 
ſie, wie dies ſchon jetzt an vielen Orten geſchieht, das Publikum darüber 
aufklärt, daß es in ſolchen Bazaren weder beſſer noch billiger kauft. 

Gegenüber den ſoliden Waarenhäuſern kann es ſich aber für den 
Kleinhandel nur darum handeln, ſich durch Energie, Intelligenz und 
durch Beſeitigung ſo mancher jetzt vorhandener Mißſtände konkurrenz⸗ 
fähiger zu machen. Die Ueberfüllung des Kleinhandels durch kauf— 
männiſch ſchlecht vorgebildete, kapitalarme Unternehmer hat häufige 
Konkurſe und damit die den Handel jo ſchwer ſchädigenden Konkurs— 
ausverkäufe zur Folge. Nachtheilig wirkt ferner das Borgunweſen und 
die für die kleineren Geſchäfte oft ganz unverhältnißmäßig hohen 
Reklamekoſten. Durch enges Zuſammenſchließen der Kaufleute würden 
ſich dieſe Mißſtände beſeitigen oder doch vermindern laſſen. Tüchtige 
Fachbildung, wie ſie jetzt von der hohen Staatsregierung angeregt und 
gefördert wird, wird das ihrige dazu thun, dem Kleinhandel die ihm 
gebührende Stellung zu bewahren. 

Wir ſehen davon ab, auf die einzelnen Punkte des Entwurfs ein⸗ 
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zugehen, da wir ja dem Geſetzentwurf gegenüber auf einem grundſätz— 
lich ablehnenden Standpunkte ſtehen.“ 


Geſetzentwurf über die 


Schlachtvich- und Fleiſchbeſchau. 


Gegen die von der Reichstagskommiſſion feſtgeſetzten Beſtimmungen, 
nach denen die Einfuhr fremden Fleiſches bis auf wenige Ausnahmen. 
völlig ausgeſchloſſen werden ſollte, hat die Kammer unter dem 7. März 
1900 nachſtehende Eingabe an den Deutſchen Reichstag gerichtet: 


„An Stelle des § 14 des Entwurfs eines Geſetzes über die Schlacht— 
vieh- und Fleiſchbeſchau hat die Reichstagskommiſſion nach den am 
20. Februar zuſammengeſtellten Beſchlüſſen abgeänderte Beſtimmungen 
getroffen, deren Annahme durch den hohen Reichstag für die deutſche 
Volkswirthſchaft die empfindlichſten Nachtheile zur Folge haben müßte. 
Schon das Verbot der Einfuhr von eingepökeltem Fleiſch und von 
Büchſenfleiſch läßt ſich entſchieden nicht rechtfertigen, da ſich ſanitäre 
Gründe, die bei dem Geſetz doch allein maßgebend ſein ſollen, hierfür 
nicht anführen laſſen, denn erfahrungsgemäß werden die Trichinen 
durch die Pökelung unſchädlich gemacht und durch das Kochen des 
Büchſenfleiſches alle ſchädlichen Keime vernichtet. Ganz unbegreiflich 
aber erſcheint es, weshalb nach dem 31. Dezember 1903 auch ſolches, 
friſches und zubereitetes, Fleiſch, deſſen amtliche Unterſuchung an der 
Grenze keinerlei Schwierigkeiten unterliegt, von der Einfuhr ausgeſchloſſen 
werden ſoll. Dies würde doch eine rein prohibitive Maßregel ſein. 

Da die Einfuhr von Fleiſchnahrung nach Deutſchland eine Noth— 
wendigkeit iſt, jo würde ein Einfuhrverbot für Fleiſch im Verein mit 
der gegenüber vielen Ländern bereits beſtehenden Grenzſperre für leben— 
des Vieh ſicherlich eine beträchtliche Steigerung der Fleiſchpreiſe und 
damit eine Verminderung des Fleiſchkonſums herbeiführen. Dies würde 
in erſter Linie die deutſchen Arbeiter treffen, und da der beſſer 
genährte Arbeiter ſtets auch der leiſtungsfähigere iſt, ſo würde die Maß— 
regel auch für unſere Induſtrie im höchſten Grade nachtheilig ſein. 
Durch das Verbot würden aber ferner auch unſere Handelsbeziehungen zu 
allen fleiſchexportirenden Ländern; die natürlich Gegenmaßregeln 
ergreifen würden, bedroht werden, und namentlich die in erſter Linie 
durch das Geſetz getroffenen Vereinigten Staaten von Amerika würden 
nicht zögern, der deutſchen Einfuhr Schwierigkeiten zu bereiten, wobei 
auch der für unſere Landwirthſchaft jo wichtige Zuderexport empfindlich 
getroffen werden könnte. 

Wir können daher nur die dringende Bitte ausſprechen 
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Der hohe Reichstag wolle den von der Kommiſſion zur 
Prüfung des Geſetzentwurfs über die Schlachtvieh- und Fleiſch— 
beſchau gefaßten, in dem § 14 an d feſtgelegten Beſchlüſſen 
ſeine Zuſtimmung verjagen.“ 


2. Souſlige Induſlrie- und Handels angelegenheiten. 
Deutſcher Handelstag. 

Dem Geſchäftsbericht des Ausſchuſſes an dem 26. Deutſchen 
Handelstag für die Zeit vom 2. März 1899 bis Ende März 1900 
entnehmen wir Nachſtehendes: 

„Dem Deutſchen Handelstag traten die Handelskammern zu 
Graudenz und Swinemünde bei; er hat nunmehr 164 Mitglieder und 
vereinigt außer einigen freien kaufmänniſchen und induſtriellen Ver— 
einigungen ſämmtliche zur Vertretung von Induſtrie und Handel geſetzlich 
berufenen Handelskammern, Handels- und Gewerbekammern und kauf— 
männiſchen Korporationen des Deutſchen Reichs. 

Auf Anregung der Handelskammer zu Magdeburg beſchäftigte 
ſich der Ausſchuß mit der Frage, in welcher Weiſe die induſtriellen 
Intereſſen mehr als bisher durch den Handelstag vertreten werden 
könnten; im Laufe der Verhandlungen hierüber erweiterte ſich die 
Frage dahin, inwieweit überhaupt die Thätigkeit des Handelstags 
umfaſſender und intenſiver ausgeſtaltet werden könne und in welchen 
Punkten etwa eine Aenderung der Satzung und der Geſchäftsordnung 
ſich empfehle. Unter anderem wurde auch darüber verhandelt, ob der 
Name „Deutſcher Handelstag“ in „Deutſcher Induſtrie- und Handelstag“ 
umzuändern ſei, ob die Zulaſſung von Vereinen zur Mitgliedſchaft 
ſich empfehle und ob die Bildung von Kommiſſionen das geeignete 
Mittel darſtelle, die Thätigkeit des Handelstags in der erſtrebten Weiſe 
zu erweitern. Die Angelegenheit iſt nach voraufgegangener Berathung 
durch eine Kommiſſion und den Ausſchuß auf die Tagesordnung der 
Plenarverſammlung geſetzt worden. 

Die Handelskammer zu Leipzig regte die Herausgabe eines 
Taſchenkalenders für Handelskammern an und erklärte ſich gleichzeitig 
bereit, deſſen Bearbeitung im Auftrage des Handelstags und in enger 
Fühlung mit ihm zu übernehmen. Der Ausſchuß beſchloß am 2. März 
dem Antrag der Kammer ſtattzugeben; die Vorarbeiten ſollen demnächſt 
in Angriff genommen werden. 

Auf Antrag der Handelskammer zu Graudenz beſchäftigte ſich 
der Ausſchuß am 8. November v. J. mit der Frage, ob zu erſtreben 
ſei, daß den Handelskammern die Berechtigung zur Verſendung 
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unfrankirter portopflichtiger Dienſtſachen zuerkannt werde. Der Ausſchuß 
hielt die Angelegenheit nicht für bedeutend genug, um ſie von Handels— 
tags wegen zu verfolgen; dabei wurde hervorgehoben, daß die 
Handelskammern im Verkehr mit den Gewerbetreibenden, die zur 
Handelskammer beitragspflichtig ſeien, ſowie in manchen anderen Fällen 
doch wohl kaum von der erſtrebten Berechtigung Gebrauch machen 
würden. 


Gegenüber den Beſtrebungen, größere Buchdruckereibetriebe in“ 


die Zwangsinnungen u. ſ. w. einzubeziehen, richtete das Präſidium 
an die Handelskammern eine Rundfrage zwecks Erkundung, wie ſich 
ſowohl die Inhaber von Buchdruckereien, als auch die Handelskammern 
zu der Frage ſtellten. Auf Grund des Ergebniſſes der Rundfrage 
beſchloß der Ausſchuß am 9. November an die zuſtändigen Stellen den 
Antrag zu richten, daß in Streitfällen die Handelskammern vor der 
Entſcheidung über die Zugehörigkeit Gewerbetreibender zur Handwerks— 
kammer und Zwangsinnung gehört werden. Eine entſprechende Ein— 
gabe wurde am 16. Dezember an die Zentralbehörden der Bundes— 
ſtaaten abgejandt. 

In Folge eines gemeinſamen Erlaſſes des preußiſchen Finanz— 
miniſters und des Handelsminiſters, nach dem die Handelskammern 
verpflichtet ſein ſollen, den Steuerausſchüſſen ein Verzeichniß ihrer 
Beitragspflichtigen mitzutheilen und von jenen nur für die in dieſem 
Verzeichniß aufgeführten Firmen eine Mittheilung der Gewerbeſteuer 
beanſpruchen könnten, richtete das Präſidium an die preußiſchen 
Handelskammern das Erſuchen um eine Aeußerung zu der Frage. 
Auf Grund des Ergebniſſes der Umfrage beſchloß der Ausſchuß am 
3. März für eine Aufhebung des Erlaſſes einzutreten. Das Präſidium 
richtete daraufhin am 24. März eine Eingabe an den Handelsminiſter. 

Der Entwurf eines Geſetzes, betr. die Abänderung der Gewerbe— 
ordnung, nahm in $ 36 die Bücherreviſoren unter diejenigen Perſonen 


auf, für die eine öffentliche Anſtellung und Beeidigung reichsrechtlich 


für zuläſſig erklärt wurde. Dies gab Veranlaſſung zu einer Umfrage 
bei den Mitgliedern des Handelstags, ob der Wunſch beſtehe, noch 
andere Gewerbetreibende (Sachverſtändige) unter jene Perſonen auf— 
zunehmen. Dem Präſidium ſind hierauf keine Anträge zugegangen. 
Ein in Preußen von dem Miniſter für Handel und Gewerbe an 
die Handelskammern gerichteter Erlaß vom 14. Juni 1899 forderte 
dieſe auf, ſich über die Verhältniſſe der Anſtellung der Handelskammer— 
ſekretäre zu äußern. Auf Anregung der Handelskammer zu Magdeburg 
beſchäftigte ſich der Ausſchuß am 9. November mit der Angelegenheit 
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und erklärte, daß es angezeigt ſei, die im Hauptberuf die Geſchäfte der 
Handelskammern führenden Beamten auf eine längere Reihe von Jahren 
feſt anzuſtellen und für den Fall ihrer Dienſtunfähigkeit für ſie ſelbſt, 
für den Fall ihres Todes für ihre Wittwen und Waiſen Fürſorge zu 
treffen. Der Ausſchuß faßte für die Durchführung der Penſionirung 
eine Vereinbarung mit einer deutſchen Verſicherungsanſtalt oder die 
Bildung einer beſonderen Kaſſe ins Auge und beſchloß durch Umfrage 
feſtzuſtellen, in welchem Maße von einer derartigen Vereinbarung 
oder Kaſſe Gebrauch gemacht werden würde. Für den Fall einer 
größeren Betheiligung wollte dann der Ausſchuß ſeine Vermittelung 
eintreten laſſen und den Handelskammern beſtimmte Vorſchläge machen. 
— Auf dieſe Umfrage ſteht der größte Theil der Antworten noch aus. 

Von der Handelskammer zu Breslau und anderen Handels— 
kammern im öſtlichen Preußen wurde beantragt, der Handelstag möge 
ſich für eine Ermäßigung der Gebühren für Zeitungstelegramme aus— 
ſprechen. Der Ausſchuß entſchied ſich am 9. November für einen Antrag 
auf Ermäßigung der Gebühren für alle längeren Telegramme. Auf 
die an den Staatsſekretär des Reichspoſtamts deswegen gerichtete Ein— 
gabe ging am 29. Januar eine ablehnende Antwort ein. 

Auf Antrag mehrerer Handelskammern befürwortete das Präſidium 
beim preußiſchen Miniſter der öffentlichen Arbeiten die Wiederzulaſſung 
von Rückfahrkarten theils erſter, theils zweiter Klaſſe für den Verkehr 
mit Belgien, Paris und London; der Miniſter lehnte am 27. Juli 
das Geſuch mit der Begründung ab, daß er ein Bedürfniß für die 
Wiederzulaſſung nicht anerkennen könne. 

Auf die an die Eiſenbahnverwaltungen der größeren Bundes— 
ſtaaten gegen die Verkürzung der Ladefriſten gerichteten Eingaben 
erfolgte von der preußiſchen Eiſenbahnverwaltung ein ablehnender 
Beſcheid, einige andere Verwaltungen theilten mit, daß die preußiſchen 
Beſtimmungen in ihren Gebieten nicht eingeführt ſeien. 

Bezüglich der Wagenſtandgelder wandte ſich das Präſidium außer 
an die Eiſenbahnverwaltungen der größeren Bundesſtaaten an den 
Ausſchuß der Verkehrsintereſſenten; dieſer theilte am 30. September mit, 
daß er beſchloſſen habe, für den Antrag betr. Standgelder für Nicht— 
ausladen der Güter an Sonn- und Feiertagen innerhalb der Deutſchen 
Eiſenbahntarif-Kommiſſion einzutreten; in der letztgenannten Körper— 
ſchaft hat eine Verhandlung über den Antrag bis jetzt noch nicht 
ſtattgefunden. 

Der Ausſchuß verhandelte am 1. März v. J. über die Verbeſſerung 
der Stückgutbeförderung von Sachſen nach England und beſchloß eine 
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allgemeine Erhebung über die Wünſche in Bezug auf den Stückgutverkehr 
zu veranſtalten; das Ergebniß der Erhebung lag ihm am 9. November 
vor; er beſchloß, es den deutſchen Eiſenbahnverwaltungen zur Prüfung 
und Berückſichtigung der darin ausgeſprochenen Wünſche mitzutheilen; 
von einem Theil der Verwaltungen gingen darauf entgegenkommende 
Antworten ein. 

Auf Antrag der Münchener Kammer verhandelte der Ausſchuß, 
am 3. März über die Frage der Vermehrung der Kriegsflotte und 
beſchloß ſie auf die Tagesordnung der Plenarverſammlung zu ſetzen. 

Der Ausſchuß lehnte am 3. März den Antrag der Handelskammer 
zu Limburg ab, der Handelstag möge erſtreben, daß die Auslooſungen 
von Obligationen nicht mehr alljährlich, ſondern in längeren Friſten 
in der Weiſe erfolgen, daß der Rückzahlungstermin mit der Erneuerung 
der Zinsſcheinreihen zuſammenfällt. 

Auf Antrag der Handelskammer zu Mannheim beſchloß der 
Ausſchuß am 9. November, für eine vermehrte Ausprägung von 
Kronen und Zehnpfennigſtücken einzutreten. Das Präſidium richtete 
darauf eine Eingabe an den Reichskanzler. In der Sitzung des 
Reichstags vom 4. Dezember erklärte der Staatsſekretär des Reichs- 
Schatzamts, daß den geäußerten Wünſchen Rechnung getragen werden 
würde. 

Die Beſchlüſſe und Verhandlungen der vorigen Plenarverſammlung 
betreffs der Aenderung des Bankgeſetzes ſind den zuſtändigen Stellen 
überreicht worden und iſt in der endgiltigen Faſſung des Geſetzes den 
vom Handelstag geäußerten Wünſchen in der Hauptſache Rechnung 
getragen worden. 5 

Die in der vorigen Plenarverſammlung gepflogenen Verhandlungen 
und gefaßten Beſchlüſſe zu dem Geſetzentwurf über die privaten Ver— 
ſicherungsunternehmungen ſind den zuſtändigen Stellen übermittelt 
worden. Sobald der Wortlaut des umgearbeiteten Geſetzentwurfs, der 
zur Zeit dem Bundesrath vorliegt, veröffentlicht iſt, wird zu entſcheiden 
ſein, ob der Handelstag Veranlaſſung hat, erneut dazu Stellung zu 
nehmen. 

Die Handelskammer zu Görlitz hatte beim Ausſchuß beantragt, 
dafür einzutreten, daß künftig bei allen handelsgerichtlichen Bekannt— 
machungen Geſchäftszweig und Geſchäftslokal der Firmen mit angegeben 
würden. Der Ausſchuß verhandelte über den Antrag am 3. März 
und beſchloß, bei den zuſtändigen Behörden der Bundesſtaaten zu 
beantragen, es möge den Regiſterrichtern empfohlen werden, bei der 
Entgegennahme von Anmeldungen zum Handelsregiſter auf die Angabe 


23 
des Geſchäftszweiges hinzuwirken und den angegebenen Geſchäftszweig 
mit zu veröffentlichen; den Antrag auch hinſichtlich des Geſchäftslokals 
zu ſtellen wurde abgelehnt. 

Die Handelskammer zu Magdeburg hatte unter Hinweis auf die 
Nachricht in der Preſſe, daß in Preußen ein neuer Geſetzentwurf betr. 
die Gerichtskoſten ſich in Ausarbeitung befände, anheimgegeben, gegen 
die durch das Geſetz vom 25. Juni 1895 eingeführte hohe Belaſtung 
geeignete Schritte zu thun. Nachdem das Ausführungsgeſetz zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch, durch das verſchiedene Beſtimmungen des 
Gerichtskoſtengeſetzes in Preußen abgeändert werden ſollten, dem Land— 
tage zugegangen war, richtete das Präſidium an den Landtag, den 
Juſtizminiſter, Finanzminiſter und Handelsminiſter die Bitte, den Geſetz⸗ 
entwurf im Sinne der in der Ausſchußſitzung vom 9. März 1896 
geltend gemachten Wünſche zu geſtalten. 

Auf einen auf Beſchluß des Ausſchuſſes an die preußiſchen 
Miniſter für Handel und Gewerbe und der Finanzen gerichteten Antrag 
des Präſidiums, die Vereinbarungen betr. Entſcheidung durch Schieds- 
gericht oder Sachverſtändige in Kauf- und Lieferungsverträgen von der 
Stempelabgabe frei zu laſſen, iſt am 3. Juli eine ablehnende Antwort 
eingegangen. 

Auf Grund einer Umfrage bei den Mitgliedern beſchäftigte ſich 
der Ausſchuß am 8. November eingehend mit dem preußiſchen Stempel⸗ 
ſteuergeſetz, war aber der Anſicht, daß ein Antrag auf Abänderung 
des Geſetzes zur Zeit nicht angezeigt erſcheine, weil man bei der Haltung 
des Finanzminiſters und des Landtags bei einer Aenderung eher eine 
Verſchlechterung als eine Verbeſſerung zu gewärtigen habe. 

Der Ausſchuß verhandelte am 3. März über den dem preußiſchen 
Landtage zugegangenen Geſetzentwurf betreffend die Waarenhaus— 
ſteuer und nahm dazu eine grundſätzlich ablehnende Stellung ein. 
Von dieſer Stellungnahme wurde den preußiſchen Miniſtern der 
Finanzen, des Innern, für Handel und Gewerbe und den Häuſern des 
Landtags Kenntniß gegeben. Der Gegenſtand ſteht auf der Tages— 
ordnung der Plenarverſammlung. 

Mit den Beſtrebungen, eine Beſteuerung der Großbetriebe in 
der Müllerei herbeizuführen, beſchäftigte ſich der Ausſchuß am 3. März 
und beſchloß, den Gegenſtand auf die Tagesordnung der Plenarver— 
ſammlung zu ſetzen. 

Der Ausſchuß verhandelte am 2. März über die ſeit einiger Zeit 
hervorgetretenen Beſtrebungen, eine Austunftsitelle für den auswär- 
tigen Handel zu errichten, wie ſolche in mehreren fremden Staaten 
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ſchon beſtänden, und beſchloß, die Angelegenheit in Verbindung mit 
der Frage der Bildung von deutſchen Handelskammern im Auslande 
einer Kommiſſion zur Vorberathung zu übertragen, ſie in der für den 
5. April in Ausſicht genommenen Ausſchußſitzung nochmals zu behan— 
deln und ſie auf die Tagesordnung der Plenarverſammlung zu ſtellen. 

Auf Antrag der Handelskammer zu Bromberg beſchäftigte ſich 
der Ausſchuß am 9. November mit der Frage der Errichtung einer 


Rechtsſchutzſtelle für Streitigkeiten mit Ausländern. Die Anregung 


wurde als beachtenswerth anerkannt; der Ausſchuß war jedoch der 
Anſicht, daß der Handelstag für deren Verwirklichung nicht in Betracht 
kommen, dies aber vielleicht bei der geplanten Errichtung einer Aus— 
kunftsſtelle für den auswärtigen Handel geſchehen könne. Er über— 
wies die Frage dem Präſidium zur weiteren Erwägung. Erneut wurde 
die Anregung in der Ausſchußſitzung am 2. März bei der Berathung 
über Einrichtungen zur Förderung des auswärtigen Handels zur 
Sprache gebracht. 

Die Kolonialwaarenbörſe zu Elberfeld-Barmen hatte beim preußi— 
ſchen Handelsminiſter Beſchwerden erhoben über betrügeriſche Konnoſſe— 
mente bei Sendungen aus dem Auslande und Vorſchläge für deren 
Abhilfe gemacht. Auf Veranlaſſung des Miniſters wurden die 
Handelskammern vom Präſidium um Berichterſtattung über die Frage 
erſucht. Der Ausſchuß beſchloß am 8. November, die Anregung der 
Kolonialwaarenbörſe zu Elberfeld-Barmen nicht weiter zu verfolgen 
und ſich darauf zu beſchränken, dem Handelsminiſter das Ergebniß der 
Umfrage zu überreichen. 

Nachdem das Präſidium ſich beim Staatsſekretär des Innern 
dafür bemüht hatte, daß den Handelskammern das neue Zolltarifſchema 
ſo früh wie möglich zugänglich gemacht werde, iſt der Entwurf einer 
neuen Anordnung des Zolltarifs Ende Januar zur Veröffentlichung 
gelangt. Mit Rundſchreiben vom 26. Januar erſuchte das Präſidium 
die Mitglieder, den Handelstag von dem Ergebniß der Prüfung des 
Entwurfs und von den in Bezug auf die Zollſätze geäußerten Wünſchen 
in Kenntniß zu ſetzen, damit eine ſyſtematiſche Zuſammenſtellung der 
von den Handelskammern auf dieſem Gebiet geleiſteten Arbeit vor— 
genommen werden könne. Falls es für zweckmäßig erachtet würde, 
für beſtimmte Induſtrie- und Handelszweige diejenigen Mitglieder des 
Handelstags, die hauptſächlich dazu berufen ſeien, zu gemeinſamen 
Berathungen einzuladen, wolle ſich das Präſidium gern in den Dienſt 
einer ſolchen Anregung ſtellen. Das Präſidium erklärte ſich ferner 
bereit, für die Handelskammern den Bezug des Entwurfs zu vermitteln; 
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von dieſem Anerbieten wurde zahlreich Gebrauch gemacht; die Handels- 
kammern bezogen bis jetzt rund 1400 Exemplare durch den Handelstag. 
— Ein Antrag der Handelskammer zu Poſen, für die Berathung des 
ganzen Entwurfs von Handelstags wegen Kommiſſionen einzuſetzen, 
wurde vom Ausſchuß am 3. März mit der Begründung abgelehnt, 
daß es ſich nicht empfehle, neben der Bearbeitung durch den wirth— 
ſchaftlichen Ausſchuß und die von ihm zugezogenen zahlreichen Sach— 
verſtändigen, wie auch neben der Bearbeitung durch die einzelnen 
Handelskammern noch vom Handelstage eine umfaſſende Bearbeitung 
vorzunehmen, weil dadurch zuviel doppelte Arbeit gemacht würde. 

In Folge der auf Grund des ruſſiſchen Geſetzes über die Staats— 
Gewerbeſteuer vom 1. Januar 1899 erfolgten höheren Beſteuerung 
der Handlungsreiſenden in Rußland wandte ſich das Präſidium am 
7. Juli mit einer Eingabe an den Reichskanzler und bat, für die 
Beſeitigung gewiſſer mit jenem Geſetz verbundenen Unklarheiten und 
namentlich für die Herabſetzung der Steuer einzutreten. 

In Folge Beſchwerden über chikanöſe Handlungsweiſe der 
amerikaniſchen Konſuln bei Beglaubigung der Fakturen und über das 
Verfahren der Zollbehörden in den Vereinigten Staaten veranſtaltete 
das Präſidium bei den Mitgliedern des Handelstags eine Erhebung 
und unterbreitete das reichlich eingegangene Material in Form einer 
Denkſchrift dem Reichskanzler mit der Bitte, zu prüfen, inwieweit den 
Beſchwerden abgeholfen werden könne. Der Bericht iſt dann auch den 
Regierungen der deutſchen Bundesſtaaten überreicht. Der Ausſchuß 
beſchloß am 9. November, von der Veröffentlichung des Berichts 
abzuſehen, um die ſich anbahnenden freundlicheren Beziehungen und 
ſchwebenden Verhandlungen zwiſchen den beiden Staaten nicht zu ſtören. 

Mit Bezug auf den zwiſchen den Vereinigten Staaten von 
Amerika und Frankreich abgeſchloſſenen, zur Zeit noch nicht ratifizirten 
Handelsvertrag richtete das Präſidium am 24. Februar an die Mit 
glieder des Handelstags die Bitte, der Angelegenheit ihre Aufmerk— 
ſamkeit zuzuwenden und dem Handelstag Aeußerungen darüber 
zukommen zu laſſen. Bis jetzt iſt dem Erſuchen nur von einigen 
Kammern entſprochen worden. 

Das Handelsmuſeum zu Philadelphia richtete am 17. April an 
eine große Zahl deutſcher Handelskammern die Aufforderung, Mitglied 
ſeines internationalen Beiraths zu werden und an dem im Oktober 
in Philadelphia ſtattfindenden internationalen Handelskongreß Theil 
zu nehmen. Um einen Meinungsaustauſch zwiſchen den Kammern 
über die Aufforderung zu ermöglichen, richtete das Präſidium an die 
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Mitglieder des Handelstags das Erſuchen, ihm ihre Anſicht über die 
Angelegenheit mitzutheilen. Das Ergebniß der Rundfrage iſt den Mit⸗ 
gliedern durch die Zeitſchrift „Handel und Gewerbe“ mitgetheilt worden. 
Da ein großer Theil der Handelskammern ſich ablehnend zu der Auf⸗ 
forderung verhielt, auch der Handelstag unmittelbar nicht eingeladen 
war, konnte eine Beſchickung des Kongreſſes von Handelstags wegen 
nicht in Frage kommen. 5 

Ueber den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung 
der Unfallverſicherungsgeſetze, berieth am 10. Februar eine Kommiſſion 
des Handelstags, deren Beſchlüſſe den Mitgliedern der Reichstags 
kommiſſion und dem Staatsſekretär des Innern, ſowie dem Reichs⸗ 
Verſicherungsamt übermittelt wurden. Der Ausſchuß des Handelstags 
genehmigte dieſe Beſchlüſſe am 3. März unter Hinzufügung einer 
Erklärung gegen die inzwiſchen von der Reichstagskommiſſion beliebte 
Einfügung des § 57a betr. Feſtſtellung der Entſchädigungen. Die 
Angelegenheit iſt auf die Tagesordnung der Plenarverſammlung 
geſetzt. 

Die Handelskammer zu Barmen hatte beantragt, der Handelstag 
möge gegen den im Reichstag aus ſeiner Mitte eingebrachten Geſetz— 
entwurf, betr. Erweiterung der Kompetenz der Gewerbegerichte als 
Einigungsämter, Stellung nehmen. Der Gegenſtand iſt auf die Tages— 
ordnung der Plenarverſammlung geſtellt. 

Die Beſchlüſſe und Verhandlungen der vorigen Plenarverſammlung, 
betr. die Schädigung des Handels durch Kornhausgenoſſenſchaften und 
Landwirthſchaftskammern, ſind den zuſtändigen Stellen übermittelt 
worden. Zu bemerken iſt, daß am 24. Februar unter der Firma 
„Brandenburgiſche Landwirthſchaftliche Central Bezugs- und Abſatz— 
genoſſenſchaft“ von brandenburgiſchen landwirthſchaftlichen Genoſſen— 
ſchaften eine Genoſſenſchaft gegründet iſt, die den bisher von der Ein⸗ 
und Verkaufsſtelle der brandenburgiſchen Landwirthſchaftskammer 
bewirkten Abſatz landwirthſchaftlicher Produkte und die Beſchaffung 
von Bedarfsartikeln übernehmen ſoll. 

Die Anträge der Handelskammern zu Braunſchweig und Coburg, 
betr. ein einheitliches, vereinfachtes und verdeutſchtes Wechſelformular, 
lehnte der Ausſchuß nach voraufgegangener Kommiſſionsberathung 
am 3. März ab, weil keine praktiſchen Mißſtände zu Tage getreten 
ſeien, deren Beſeitigung der Handelstag für ſeine Aufgabe halten 
könne. Hierauf richtete die Coburger Kammer am 24. März an den 
Handelstag ein Schreiben mit dem Antrag, dem Beſchluß des Aus⸗ 
ſchuſſes ſich nicht anzuschließen, vielmehr der Herbeiführung eines ein— 


” 
heitlichen, vereinfachten und verdeutſchten Wechſelformulares ſich zu 
widmen. 

Am 11. März berieth eine Kommiſſion des Handelstags den 
Geſetzentwurf, betr. den Verkehr mit Wein, weinhaltigen und wein— 
ähnlichen Getränken. Ihre Beſchlüſſe wurden dem Staatsſekretär des 
Innern und dem Reichs-Geſundheitsamt am 23. März überreicht. 
Die Frage iſt auf die Tagesordnung der Plenarverſammlung geſetzt 
worden.“ 

In der Plenarverſammlung des Deutſchen Handelstages vom 6. 
und 7. April 1900 ſind folgende Beſchlüſſe gefaßt worden: 

„Zur Frage der „Vermehrung der Kriegsflotte“ wurde folgende 
Erklärung beſchloſſen: 

„Der großartige Aufſchwung des deutſchen Handels mit dem Aus— 
land, insbeſondere die ſtarke Steigerung der Ausfuhr von Erzeugniſſen 
der heimiſchen induſtriellen Thätigkeit, gereicht dem Vaterlande, wie 
denen, die zu dieſer Entwickelung beigetragen haben, zu hohem Ruhm. 
Je mehr indeſſen unſere Volkswirthſchaft auf ſolcher Grundlage ſich 
einrichtet, je zahlreichere und bedeutendere Intereſſen ſich mit ihr ver⸗ 
knüpfen, um jo dringender iſt die Nothwendigkeit, daß alles geſchieht, 
was die Erhaltung dieſer Grundlage gewährleiſtet. Hierzu gehört auch 
eine ſtarke Kriegsflotte, die dem Kaufmann und Rheder überall auf 
der Erde den erforderlichen Schutz verleiht — im Frieden wie im Kriege, 
zu deſſen Verhütung auch die Kriegsflotte beſtimmt it. Mit Dankbar— 
keit erkennt der Handelstag es an, daß die verbündeten Regierungen 
die großen Intereſſen, um die es ſich für Deutſchland handelt, in vollem 
Maße würdigen und in dieſer Einſicht dem Reichstag den Entwurf 
einer Novelle zum Geſetze, betreffend die deutſche Flotte, vom 10. April 1898 
vorgelegt haben. Der Handelstag verbindet damit die Erwartung, daß 
auch der Reichstag der geforderten erheblichen Vermehrung der Kriegs— 
flotte zuſtimmt, damit die Seemacht des Deutſchen Reiches eine ſeinen 
geſteigerten Seeintereſſen entſprechende Stärkung erfährt.“ 

Zur Frage der „Beſteuerung der Großbetriebe im Kleinhandel“ 
wurde die vom Ausſchuß empfohlene Erklärung in folgender Form 
angenommen: 

„Der Entwurf eines preußiſchen Geſetzes, betreffend die Waaren— 
hausſteuer, unternimmt es, den Großbetrieben im Kleinhandel den 
Wettbewerb mit den Kleinbetrieben der gleichen Art vermittelſt einer 
auf den Umſatz gelegten Sonderſteuer zu erſchweren. Die Bemeſſung 
der Steuer nach dem Umſatz ſteht zu der gerechten Forderung, daß 
die Beſteuerung ſich nach der Leiſtungsfähigkeit richte, im Widerſpruch. 


Der Grundſatz, daß der Entwickelung zum Großbetrieb durch das Mittel 
der Beſteuerung entgegenzutreten ſei, würde, ohne den Kleinbetrieben 
zu nützen, in allgemeiner Durchführung die wirthſchaftliche Zukunft des 
Vaterlandes gefährden und iſt auch in beſchränkter Anwendung als 
ein Hemmniß der Entfaltung wirthſchaftlicher Kräfte und eine Schädi— 
gung der Konſumenten mit Entſchiedenheit zurückzuweiſen.“ 

Bezüglich des Geſetzes über die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau 
faßte der Handelstag folgende Reſolution: 

„Zum Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Schlachtvieh- und 
Fleiſchbeſchau, hat der Reichstag (in zweiter Leſung) Beſchlüſſe gefaßt, 
nach denen die Einfuhr von Fleiſch in gewiſſem Umfang ſofort, von 
1904 ab mit wenigen Ausnahmen völlig verboten werden ſoll. Der 
Reichstag iſt mit dieſen Beſchlüſſen weit hinausgegangen über das all— 
ſeitig anerkannte Bedürfniß ſanitären Schutzes. Abgeſehen von den 
ſchon in andern Punkten bedenklichen Beſtimmungen des vorliegenden 
Geſetzentwurfs würde jenes Verbot die Fleiſchernährung breiter Schichten 
des deutſchen Volkes erſchweren, insbeſondere die Lebenshaltung und 
Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter beeinträchtigen und dadurch auch die 
Entwickelung und den Wettbewerb unſerer Induſtrie empfindlich ſchädigen. 
Jenes Verbot würde ferner geeignet ſein, die Handelsbeziehungen des 
Deutſchen Reichs und das weitere Aufblühen unſerer Schifffahrt auf 
das nachtheiligſte zu beeinfluſſen. Gegen alle über das Bedürfniß 
ſanitären Schutzes hinausgehenden Beſchlüſſe des Reichstags legt der 
Deutſche Handelstag Verwahrung ein Namens der Induſtrie, des 
Handels und der Schifffahrt unſeres deutſchen Vaterlandes.“ 

Zum Geſetz über den Verkehr mit Wein gab der Handelstag 
folgende Erklärung ab: 

„Das Geſetz, betreffend den Verkehr mit Wein, weinhaltigen und 
weinähnlichen Getränken, vom 20. April 1892 hat ſich im Großen und 
Ganzen bewährt, ſo daß kein Bedürfniß dafür vorhanden iſt, ein neues 
Geſetz an ſeine Stelle treten zu laſſen. Hiervon abgeſehen empfiehlt 
ſich um ſo mehr, als hinſichtlich der von verſchiedenen Seiten vorge— 
ſchlagenen Beſtimmungen die Anſichten in den betheiligten Kreiſen 
erheblich auseinander gehen. In weitem Umfang herrſcht jedoch Ueber— 
einſtimmung in dem Wunſch, daß die Herſtellung von Kunſtwein ver— 
boten werden möge, da hauptſächlich ihre Zulaſſung es erſchwert, Ver— 
fehlungen gegen das Geſetz feſtzuſtellen und zu beſtrafen. Der Deutſche 
Handelstag tritt deshalb dafür ein, daß man das beſtehende Geſetz 
erhalten und nur die Beſtimmungen des § 4 durch folgende erſetzen 
möge: 


§ 4. 

„Es iſt verboten, die Herſtellung von Wein unter Verwendung: 

J. eines Aufguſſes von Zuckerwaſſer auf ganz oder theilweiſe 
ausgepreßte Trauben, 

. eines Aufguſſes von Zuckerwaſſer auf Weinhefe, 

von Korinthen oder Roſinen (auch in Auszügen und Abkochungen), 
ſowie künſtlichen Moſtſtoffen, 

4. von Säuren, ſäurehaltigen Stoffen, Bouquetſtoffen oder Eſſenzen, 

5. von Gummi oder anderen Stoffen, durch welche der Extrakt— 
gehalt erhöht wird, jedoch unbeſchadet der Beſtimmungen in $ 3 
Nr. 1 und 4, 

ſoweit die unter $ 4 Nr. 1 und 2 gekennzeichneten Getränke nicht nach— 

weislich für den eigenen Haushalt des Herſtellers beſtimmt ſind. Solche 

Getränke dürfen weder feilgehalten, noch verkauft, noch ſonſt in den 

Verkehr gebracht werden. 

Die Herſtellung von Treſterweinen iſt den Brennereien geſtattet 
zur ausſchließlichen Herſtellung von Branntwein unter der Kontrolle 
derjenigen Staatsbehörden, welche die Brennereien jetzt ſchon überwachen. 

Die Ankündigung, das Feilhalten und der Verkauf der im § 1 
und im § 4 Abſatz 1 unter Nr. 3, 4 und 5 genannten Stoffe zum 
Zwecke der Weinbereitung iſt verboten. 

Bei der Herſtellung von ſolchen Weinen, welche als Deſſertweine 
(Süd-, Süßweine) ausländiſchen Urſprungs in den Verkehr kommen, 
iſt der bloße Zuſatz von Roſinen nicht als Verfälſchung zu betrachten. 

Wer den Vorſchriften dieſes Paragraphen zuwiderhandelt, unter— 
liegt den Strafen des § 7.“ 

Ein Antrag der Handelskammer zu Freiburg, das Verbot der 
Herſtellung der unter Nr. 1—5 gekennzeichneten Getränke auf die 
gewerbsmäßige Herſtellung zu beſchränken, wurde mit 131 gegen 73 
Stimmen abgelehnt. 

Ein Antrag der Handelskammern zu Straßburg und Mülhauſen 
i. E., nach dem die Herſtellung von Wein unter Verwendung von 
Korinthen, Roſinen für den eigenen Haushalt des Herſtellers geſtattet 
bleiben ſollte, wurde mit 112 gegen 79 Stimmen abgelehnt. 

Zur Frage der Beſteuerung der Großbetriebe in der Müllerei 
wurde beſchloſſen: 

„Nachdem in der Müllerei gewaltige techniſche und wirtſchaftliche 
Umwälzungen ſich vollzogen haben und neben den kleineren Lohn— 
und Handelsmühlen bedeutende, mit den beſten Erfindungen menſch— 
lichen Scharfſinns ausgeſtattete kaufmänniſch geleitete und am Welt— 
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verkehr betheiligte Unternehmungen entſtanden jind, iſt von kleineren 
und mittleren Mühlenbeſitzern die Forderung erhoben, es möge zu 
ihren Gunſten eine geſtaffelte Umſatzſteuer eingeführt werden, die 
mit der ſteigenden Produktion die Erzeugungskoſten erhöhe und dadurch 
den großen Mühlen den Wettbewerb erſchwere. Als prinzipieller 
Gegner jeder Umſatzſteuer erklärt ſich der Deutſche Handelstag gegen 
dieſe Beſtrebungen, da ihre Durchführung das Vorwärtskommen ſtreb⸗ 
ſamer und tüchtiger Menſchen hemmen und zum Schaden der Allgemeinheit 
die durch die Vortheile des Großbetriebs zu erzielende Verbilligung 
und Verbeſſerung der Mühlenerzeugniſſe verhindern würde.“ 

Zur Errichtung deutſcher Handelskammern im Auslande wurde 
beſchloſſen: 

„Der Deutſche Handelstag betrachtet die Errichtung von Handels— 
kammern durch deutſche Kaufleute im Auslande als ein werthvolles 
Mittel zur Förderung des auswärtigen Handels und würde eine 
wohlwollende Unterſtützung derartiger Organe durch die verbündeten 
Regierungen mit Freuden begrüßen.“ 

Zu der Anregung einer Reichsauskunftsſtelle nahm der Handels— 
tag folgende Stellung ein: 

„Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags hat die Frage der 
Errichtung einer Auskunftsſtelle für den auswärtigen Handel durch 
eine Kommiſſion prüfen laſſen und ſelbſt wiederholt berathen Er iſt 
jedoch zu keiner beſtimmten Anſicht darüber gelangt, welche Ziele mit 
einer ſolchen Stelle zu verfolgen, welche Einrichtungen dafür zu treffen 
und wie die erforderlichen Mittel aufzubringen ſind. Sein Vorſchlag 
geht dahin, daß die Angelegenheit zunächſt noch von den einzelnen 
Mitgliedern des Handelstags erörtert und alsdann auf Grund ihrer 
Aeußerungen weiter verfolgt werde. Um den Mitgliedern die Erörterung 
zu erleichtern, ſoll ihnen über den bisherigen Verlauf der Angelegen— 
heit Bericht erſtattet werden.“ 

In der Einleitung zu der Erklärung über die Novelle des Unfall— 
verſicherungsgeſetzes heißt es: 

„Aus Anlaß des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Abänderung 
der Unfallverſicherungsgeſetze, ſpricht der Deutſche Handelstag ſeine Ueber— 
zeugung dahin aus, daß die Unfallverſicherungsgeſetzgebung ſich im 
Großen und Ganzen bewährt hat und auch der vorliegende Entwurf 
in manchen Punkten zu billigen iſt. Indeſſen erregen andere Beſtim⸗ 
mungen dieſes Entwurfes ernſte Bedenken, die noch vermehrt ſind durch 
Beſtrebungen, wie ſie in der XXI. Reichstagskommiſſion zur Geltung 
zu kommen verſucht haben.“ 
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Im Einzelnen erklärte ſich der Handelstag gegen territoriale 
Schiedsgerichte, für fakultative Einführung der Haftpflichtverſicherung, 
gegen Beſorgung eines Arbeitsnachweiſes durch die Berufsgenoſſen— 
ſchaften, gegen Aufnahme fakultativer Beſtimmungen ins Gewerbe— 
Unfallverſicherungsgeſetz, für Beibehaltung des Umlageverfahrens, gegen 
die Mitwirkung der unteren Verwaltungsbehörden und Rentenſtellen 
bei der Rentenfeſtſetzung, gegen jede Beſchränkung der Kompetenz des 
Reichsverſicherungsamts u. a. m. 

Bezüglich der Gewerbegerichte gab der Handelstag folgende 
Erklärung ab: 

„Die VII. Reichstagskommiſſion hat gemäß ihrem Bericht vom 
10. Mai 1899 den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Abänderung 
des Geſetzes vom 29. Juli 1890 über die Gewerbegerichte, aufgeſtellt 
und darin vorgeſehen, daß auch dann, wenn das Gewerbegericht nicht 
von beiden Theilen als Einigungsamt angerufen wird, der Vorſitzende 
an den Streitigkeiten betheiligte Perſonen unter Strafandrohung vor— 
zuladen und zu vernehmen befugt ſein ſoll. Da durch ſolchen Zwang 
oder ſolche Strafe der gegen ſeinen Willen vorgeladene Theil leicht 
verſtimmt und ſomit die Beilegung der Streitigkeiten eher erſchwert als 
erleichtert werden könnte, ſpricht ſich der Deutſche Handelstag gegen die 
Beſtimmung aus, indem er ſich zugleich mit dem von der Reichstags 
kommiſſion gemachten Vorſchlag einverſtanden erklärt, nach dem der 
Vorſitzende des Gewerbegerichts auf die Anrufung des Einigungsamts 
hinwirken ſoll. Der in der Kommiſſion angenommene Antrag, nach 
dem die Gemeindebehörde eine Liſte der Wahlberechtigten aufzuſtellen 
hat, iſt als eine weſentliche Verbeſſerung anzuſehen, da hierdurch die 
großen Mängel der jetzigen Beſtimmungen beſeitigt werden.“ 


Veröffentlichung von Aeſtantenliſten. 


Durch den Herrn Regierungs-Präſidenten von Horn ging uns 
Ende Juni ein die Zulaſſung von Werthpapieren zum Börſenhandel 
betreffendes Rundſchreiben des Herrn Miniſters des Innern zur 
Begutachtung zu, welches lautete: 

„Seitens des Deutſchen Handelstages iſt unterm 29. Juni v. Is. 
an den Bundesrath die Bitte gerichtet worden, die von dem Bundes- 
rathe laut Bekanntmachung vom 11. Dezember 1896 (RG. Bl. S. 763) 
beſchloſſenen Beſtimmungen, betreffend die Zulaſſung von Werth— 
papieren zum Börſenhandel, dahin zu ergänzen, daß in Zukunſt die Zus 
laſſung von der Vorausſetzung abhängig iſt, daß von den gekündigten 
und nach dem Rückzahlungstermin noch nicht eingelöſten Werthpapieren 
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ein Verzeichniß in einer Zeitung des betreffenden Börſenplatzes ver- 
öffentlicht wird. 

Der Staatskommiſſar bei der hieſigen Börſe hat in ſeinem aus 
Anlaß des bezeichneten Antrages erſtatteten Berichte den Vorſchlag 
gemacht, bei Ertheilung eines landesherrlichen Privilegiums zur Aus— 
gabe eines Inhaberpapieres nach dem Geſetze vom 17. Juni 1833 
(G. S. S. 75) die regelmäßige Veröffentlichung von Reſtantenliſten 
in beſtimmten Zwiſchenräumen vorzuſchreiben. 

Bevor dieſem Vorſchlage näher getreten werden kann, iſt es 
wünſchenswerth zu wiſſen, ob überhaupt Klagen über die unterlaſſene 
Veröffentlichung von Reſtantenliſten bezüglich der auf Grund eines 
landesherrlichen Privilegiums ausgegebenen Inhaberpapiere laut 
geworden ſind und ob ein Bedürfniß, die Veröffentlichung ſolcher Liſten 
im Privilegium den Kommunalverbänden pp. aufzuerlegen, wirklich 
vorliegt. Das Letztere dürfte kaum der Fall ſein, da die Privilegien 
in der Regel auf nicht ſehr erhebliche Beträge lauten, und zumeiſt 
die auf Grund derſelben ausgegebenen Inhaberpapiere lokale Abſatz— 
gebiete haben, in welchen die Veröffentlichung von Reſtantenliſten 
kaum erforderlich erſcheint, zumal jetzt 3½ prozentige Papiere durch 
Ankauf und nicht durch Auslooſung zu tilgen vortheilhafter ſein dürfte. 
Größere Städte werden aber, namentlich wenn es ſich um größere 
Anleihebeträge handelt, heute wahrſcheinlich ſchon Reſtantenliſten ver— 
öffentlichen.“ 

Wir erwiderten darauf: 

„Es erſcheint uns durchaus wünſchenswerth, bei Ertheilung eines 
landesherrlichen Privilegiums zur Ausgabe eines Inhaberpapieres nach 
dem Geſetze vom 17. Juni 1833 die regelmäßige Veröffentlichung von 
Reſtantenliſten in beſtimmten Zwiſchenräumen vorzuſchreiben, und zwar 
würde es genügen, wenn dieſe Veröffentlichung jährlich ein Mal 
gelegentlich der Bekanntmachung der neu ausgelooſten Stücke geſchähe. 
Die Verluſte, die jetzt den Beſitzern von Inhaberpapieren dadurch ent— 
ſtehen, daß ſie von der Auslooſung ihrer Stücke längere Zeit keine 
Kenntniß erhalten, ſind ganz bedeutend; ſie würden ſich aber durch 
die regelmäßige Veröffentlichung von Reſtantenliſten erheblich vermin— 
dern laſſen. In den allgemeinen Verlooſungsliſten finden ſich zwar 
Reſtantenverzeichniſſe von den verſchiedenſten Anleihen, jedoch nur 
von wenigen Kommunalanleihen. Die Ausgabe von Reſtantenliſten 
wird nämlich von den einzelnen Kommunalverbänden verſchieden 
gehandhabt. Einige veröffentlichen ſolche Liſten überhaupt nicht, andere 
nicht regelmäßig oder nicht in Börſenblättern, einige verweiſen auf die 
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in Lokalblättern erſcheinenden Liſten oder geben bekannt, daß ſolche 
Liſten von den Einlöſungsſtellen bezogen werden können. Unter 
dieſen Umſtänden iſt eine genaue Kontrolle ſchon für den Bankier 
eine mühevolle Arbeit, für den Privatmann faſt unausführbar. Eine 
einheitliche Regelung wäre deshalb dringend nothwendig, wobei aber 
auch dafür geſorgt werden müßte, daß die Veröffentlichung in einer 
zweckmäßigen, leicht überſichtlichen Form geſchähe.“ 


Einkauf von Armeebedürfniſſen 
durch die Proviantämter. 


Nach § 61 der Proviantamtsordnung ſind die Proviantämter 
verpflichtet, ihren Bedarf vorzugsweiſe aus erſter Hand zu decken. In 
Folge deſſen iſt der Handel von der Lieferung an die Proviantämter 
faſt völlig ausgeſchloſſen. Auf einen Antrag der Handelskammer um 
Abänderung dieſer Beſtimmung waren wir dahin beſchieden worden, 
daß der Herr Kriegsminiſter nach eingehenden Ermittelungen die vor— 
gebrachten Bemängelungen nicht für zutreffend befunden habe und 
ſich deshalb nicht veranlaßt ſehe, eine anderweitige Handhabung des 
Ankaufsgeſchäftes anzuordnen. Auch eine an den Reichstag gerichtete 
Petition blieb ohne Erfolg. Trotzdem ein erneutes Vorgehen nicht 
ausſichtsreich erſchien, haben wir uns im Juni einer Petition der Handels— 
kammer zu Graudenz durch die nachſtehende Eingabe angeſchloſſen: 

„Ew. Excellenz liegt eine Petition der Handelskammer zu Grau— 
denz vom 1. Juni d. Is. vor, worin um Beſeitigung der durch § 61 
der Proviantamts-Ordnung bewirkten Beſchränkung des freien Ver— 
kehres an den Proviantämtern gebeten wird. Wir bitten ganz 
gehorſamſt, dieſen Darlegungen, denen wir in allen Punkten zuſtimmen, 
hochgeneigteſt Gehör ſchenken zu wollen, damit endlich dieſe Beſtim— 
mung, die eine Kränkung des Handelsſtandes bedeutet und ihren Zweck, 
den Landwirthen beſſere Preiſe zu gewähren, für die Geſammtheit 
doch nicht erreicht, wegfalle. Bereits unter dem 2. Mai 1895 haben 
wir den Amtsvorgänger Ew. Excellenz, Herrn von Berlepſch, um 
Aufhebung der beregten Beſtimmung gebeten, ſind jedoch abſchlägig 
beſchieden worden. Es hat ſich ſeither immer deutlicher gezeigt, daß 
die Beſtimmung des $ 61 den Landwirthen keinen Nutzen gebracht 
hat, denn wenn auch in einzelnen Fällen Landwirthen von Proviant— 
ämtern ein der derzeitigen Marktlage nicht entſprechender, zu hoher 
Preis bezahlt worden iſt, jo iſt die Wirkung doch andererjeits die 
geweſen, daß die Getreidehändler wegen der Unmöglichkeit, an die 
Proviantämter verkaufen zu können, den Landwirthen des vermehrten 
Riſikos wegen einen geringeren Preis bieten mußten, ſodaß ſchließlich 
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die Geſammtwirkung eine Benachtheiligung der Landwirthe ergeben 
hat und ſomit die Aufhebung des genannten Paragraphen im wohl— 
verſtandenen Intereſſe der Landwirthſchaft ſelbſt liegt. Aber ganz 
abgeſehen hiervon iſt es doch unbillig und kränkend, den Stand der 
Getreidehändler gänzlich von dem Mitbewerb bei der Verſorgung des 
Heeres mit Brotgetreide auszuſchließen, und wir bitten deshalb Ew. 
Excellenz als den berufenen Vertreter des Handelsſtandes, hochgeneigteſt 
dahin wirken zu wollen, daß § 61 der Proviantamtsordnung auf— 
gehoben werde und die Proviantämter angewieſen werden, freihändig 
da zu kaufen, wo ſie am beſten und billigſten bedient werden.“ 


wollmärkte. 


In einem uns von dem Herrn Oberpräſidenten zur Begutachtung 
überſandten Miniſterialerlaß über die Verminderung der Wollmärkte 
war ausgeführt: 

„Die Handelskammer für die weſtliche Niederlauſitz in Cottbus 
hat in Anregung gebracht, die Wollmärkte in Preußen bis auf die in 
Berlin und Breslau aufzuheben und an dieſen Orten jährlich 2 Märkte, 
den einen Ende April für ungewaſchene Wolle, den anderen Ende 
Juni für gewaſchene Wolle (Rückenwäſche) abzuhalten. 

Sie führt an, daß ſeit mehr als zwei Jahrzehnten im Inlande 
ein ſteter Rückgang der Schafzucht und damit eine entſprechende 
Abnahme der Wollproduktion zu bemerken ſei. Es habe ſich im Laufe 
der Zeit eine Verſchiebung des Zeitpunkts der Schur der Schafe heraus— 
gebildet. Während früher die Schafe nach der Ende Mai oder Anfang 
Juni vorgenommenen Wäſche geſchoren wurden, werde der bei Weitem 
größte Theil der Heerden jetzt ungewaſchen und zwar bereits Ende 
April/Mai geſchoren und die Wolle in dieſem Zuſtande in den Handel 
gebracht. Endlich züchtete früher jede Provinz ihre eigenthümlichen 
Wollſorten. Infolge anderweiter Wollzüchtung und der Kreuzungen 
der Heerden werde jetzt im ganzen Reiche mit Ausnahme eines kleinen 
Theils von Schleſien ein ungefähr gleiches Produkt erzeugt. 


* 


Dieſe Umſtände hätten bewirkt, daß die auf den einzelnen Woll— a 


märkten angefahrenen Mengen von Wolle im Verhältniß zu früher 
kleiner geworden ſeien, ſodaß ſowohl aus dieſem Grunde als auch 
wegen der im Allgemeinen gleichen Beſchaffenheit der zum Verkauf 
geſtellten Wolle der Beſuch der Märkte für viele Händler und Käufer 
nicht mehr lohne. Die Wollmärkte von Cottbus, Lübben, Spremberg, 
Ratibor, Torgau und Strehlen wieſen gar keine Zufuhren mehr auf, 
die Anfuhr von Wolle auch in den größeren Wollmärkten zu Berlin, 
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Landsberg, Stettin, Stralſund, Poſen und Breslau ſei bedeutend 
zurückgegangen. 

Der Berliner Wollmarkt würde in Zukunft wegen der größeren 
Zufuhr von Wolle beſſer als die mit zum Theil verſchwindend 
kleinen Mengen beſchickten Märkte im Stande ſein, Käufer anzuziehen 
und der wirklichen Marktlage entſprechende Preiſe hervorzubringen. 
Wegen der zentralen Lage und ſeiner nach und von allen Seiten 
günſtigen Eiſenbahnverbindungen eigne ſich Berlin beſonders. Auch 
ſeien daſelbſt für die angefahrenen Mengen an Wolle geeignete 
Lagerräume ſowie die für die Käufer erforderlichen Geldmittel leicht 
zu beſchaffen. 

Für Schleſien müßte die Provinzialhauptſtadt als Marktort 
gewählt werden.“ 

Hierauf erwiderten wir nach Befragung der Intereſſenten: 

„Nachdem durch Verfügung der Herren Miniſter für Landwirth— 
ſchaft, Domänen und Forſten und für Handel und Gewerbe die 
Thorner Wollmärkte aufgehoben worden ſind, haben wir ja an den 
Wollmärkten ſelbſt kein direktes Intereſſe mehr. Auch in unſerem 
Bezirke hat die Wollproduktion in den letzten Jahren immer mehr 
abgenommen und eine Beſchickung des Thorner Marktes ſchon vor 
deſſen Aufhebung jahrelang nicht mehr ſtattgefunden, da die Schafe 
ſchon im April geſchoren und die Schmutzwollen von den Händlern in 
den einzelnen landwirthſchaftlichen Betrieben direkt aufgekauft werden. 
Wir können daher auch keinen Nachtheil darin erblicken, wenn die 
übrigen Wollmärkte, abgeſehen von denen in Breslau und Berlin, auf— 
gehoben werden. Vielleicht könnte es ſich empfehlen, den Poſener 
Markt beizubehalten, da dort noch, wenn auch in kleineren Mengen 
gewiſſe Qualitätswollen (von Rambouillet- und Merinoſtämmen) 
gehandelt werden und die dortigen Preiſe außerdem für den Woll— 
handel unſeres Bezirks bisher maßgebend geweſen ſind.“ 


II. Verkehrsweſen. 


1. Eiſen bahnen. 


Bezirks⸗Eiſenbahnrath. 


In der Sitzung des Bezirks-Eiſenbahnraths für die Direktions— 
bezirke Bromberg, Danzig und Königsberg, die am 29. Juni 1899 
ſtattfand, wurde der Antrag: 

„Für das Gebiet der Königlich preußiſchen Staatseiſen— 
bahnen Zucker aller Art im Falle der Ausfuhr aus Spezial— 
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tarif! in den Spezialtarif Ill zu verſetzen und der Tarifpoſition 
hinzuzufügen: 

„Außerdem wird für Rohzucker an Raffinerieen der 
Unterſchied zwiſchen der berechneten und der nach Spezialtarif II 
ſich ergebenden Fracht nach dem Verhältniſſe der von der 
Raffinerie in der Zeit vom 1. September eines Jahres bis 
zum 31. Auguſt des nächſten Jahres zur Ausfuhr gebrachten 
Menge Raffinade zu dem Gewichte der in derſelben Zeit von 
ihr insgeſammt verarbeiteten Menge Rohzucker an die Zucker— 
raffinerie auf deren Antrag erſtattet. Der ausgeführte raffinirte 
Zucker wird dabei mit dem 1½ fachen des wirklichen Gewichts 
in Rechnung geſtellt. Der Erſtattungsantrag hat alle in dieſer 
Zeit empfangenen Sendungen Rohzucker zu umfaſſen und iſt 
von der Raffinerie ſpäteſtens einen Monat darauf unter 
Vorlegung der Originalfrachtbriefe über dieſe Sendungen, 
ſowie der ſteueramtlichen Beſcheinigung über die in dem 
angegebenen Zeitabſchnitte von der Raffinerie insgeſammt 
verarbeiteten Gewichtsmengen Rohzucker und über die in der 
Zeit von ihr zur Ausfuhr gebrachten Gewichtsmengen Raffinade 
bei der Verwaltung der Empfangsbahn anzubringen“ 

einſtimmig angenommen. Dagegen wurde der Zuſatzantrag: 

„Alle für die Seehäfen gewährten und zu gewährenden 
Ausnahmefrachten für Zucker in gleicher Höhe auch auf den 
Verkehr mit binnenländiſchen Umſchlagshäfen auszudehnen“ 

gegen 13 Stimmen abgelehnt. 
Gleichfalls abgelehnt wurde der Antrag, die Eiſenbahnverwaltungen 
zu bitten, die alljährlich vor Fertigſtellung der Fahrpläne angefertigten 
vorläufigen Entwürfe in Zukunft auch den Mitgliedern des Bezirks— 
Eiſenbahnraths zukommen zu laſſen. 
In der Sitzung, die am 29. November in Danzig ſtattfand, 
wurde von unſerm Mitgliede, Herrn E. Dietrich, der Antrag auf 
Einſtellung direkter Wagen im Verkehr zwiſchen Thorn — Bromberg 
Danzig. Zoppot eingebracht und von der Verſammlung nebſt dem 
Eventualantrag 
die Eiſenbahndirektionen um Einſtellung eines direkten Wagens 
von Thorn über Marienburg nach Danzig — Zoppot zu 
erſuchen, 

einſtimmig angenommen. 

Ebenſo gelangte der Antrag zur Annahme: 
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„Der Bezirks-Eiſenbahnrath wolle beſchließen, den Herrn 
Verkehrsminiſter um möglichſt weitgehende Herabſetzung der 
Tarife für einheimiſche Steinkohle zu erſuchen.“ 

Angenommen wurde ferner der Antrag auf Einlegung einer 
Schnellzugverbindung auf der Strecke Inſterburg — Thorn, dagegen 
lehnte man den Antrag auf Einlegung eines Tages Schnellzuges auf 
der Strecke Inſterburg — Jablonowo Graudenz Bromberg 
Berlin ab und erklärte ſich nur für die Unteranträge: 

1. Der Eiſenbahnrath erkennt an, daß eine Verbeſſerung der 
Verkehrsverhältniſſe des mittleren Theiles der Provinz Weſt— 
preußen erſtrebenswerth iſt. 

2. Als die gegenwärtig mögliche Verbeſſerung wird angeſehen 
und empfohlen, die Einlegung eines Anſchlußzuges von 
Marienburg nach Thorn zu dem neu geplanten DZuge 
Inſterburg — Thorn — Poſen — Berlin mit der größten 
zuläſſigen Geſchwindigkeit. 

Umwandlung der weichſelſtädtebahn 

in eine Vollbahn. 

Auf unſere Eingabe vom Dezember 1897 ging uns unter dem 
1. Juli 1899 von dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten der 

Beſcheid zu, daß die Frage der Einführung des Vollbahnbetriebes auf 
der Eiſenbahn Thorn Marienburg eingehend geprüft worden ſei, wobei 
ſich ergeben habe, daß die hierfür aufzuwendenden einmaligen und 
dauernden Ausgaben ſo erheblich ſeien, daß ſie zu dem davon für 
den Verkehr zu erwartenden Nutzen in keinem angemeſſenen Verhältniß 
ſtehen würden. Die Umwandlung der genannten Bahn in eine 
Vollbahn könne daher für die nächſte Zeit noch nicht in Ausſicht 
geſtellt werden. 

Bei dieſem ablehnenden Beſcheid konnten wir uns natürlich nicht 
beruhigen, zumal da uns die Ablehnungsgründe nicht ſtichhaltig 
erſchienen, und wir richteten deshalb eine erneute Eingabe an den 
Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten, worin wir ausführten: 

„Ew. Excellenz haben wir im Dezember des Jahres 1897 die 
Bitte unterbreitet, auf der Weichſelſtädtebahn den Vollbahnbetrieb ein— 
führen und den zu dieſem Zwecke nothwendigen Umbau in die Wege 
leiten zu wollen. Veranlaßt dazu waren wir durch die zahlloſen 
Klagen über den ſekundären Betrieb dieſer Linie, die die fruchtbarſte 
Gegend unſerer Provinz, das Kulmer Land durchſchneidet, die verkehrs— 
reichſten Städte: Thorn, Culmſee, Graudenz, Marienwerder und 
Marienburg mit einander und mit der Provinzialhauptſtadt Danzig 
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verbindet, auch ſeit ihrem Beſtehen zur wirthſchaftlichen Hebung dieſer 
Gegend nicht unbeträchtlich beigetragen hat, jetzt aber, nachdem die 
Entwickelung eine gewiſſe Höhe erreicht hat und die von ihr berührten 
Städte immer mehr emporblühen, wegen ihres ſekundären Betriebes, 
der nur recht langſam fahrende Züge und keinen Nachtdienſt geſtattet, 
ein unzureichendes Verkehrsmittel darſtellt. Wir gaben uns der ſicheren 
Hoffnung hin, daß unſer von vielen Seiten unterſtützter Antrag nicht 
ohne Erfolg bleiben würde und wurden darin beſtärkt, als wir die 
hohe Verfügung Ew. Excellenz vom 20. Mai 1898 erhielten, wonach 
die Königliche Eiſenbahndirektion zu Danzig mit den nöthigen Vor— 
ermittelungen betraut worden war, zumal da uns nicht unbekannt 
war, daß die Danziger Direktion mit ihrem ausgezeichneten Präſidenten, 
Herrn Thomé, an der Spitze, der Umwandlung der Weichſelſtädtebahn 
durchaus ſympathiſch gegenüberſtand. Um ſo niederſchmetternder wirkte 
auf uns der Beſcheid vom 1. Juli d. Is, l. D. 5202 worin 
uns eröffnet wurde, daß die Umwandlung der Bahn Thorn-Marien— 
burg in eine Vollbahn für die nächſte Zeit noch nicht in Ausſicht 
geſtellt werden könne, weil die hierfür aufzuwendenden einmaligen und 
dauernden Ausgaben ſo erheblich ſeien, daß ſie zu dem davon für den 
Verkehr zu erwartenden Nutzen in keinem angemeſſenen Verhältniſſe 
ſtehen würden. Uns ſind zwar in den letzten Jahren wiederholt 
unſere Anträge auf Beſſerung der Eiſenbahnverhältniſſe unſeres Bezirks 
abgelehnt worden, dennoch waren wir auf die Ablehnung dieſes, einem 
ſo dringenden Verkehrsbedürfniſſe entſprechenden Antrags nicht gefaßt. 
Daß die Bahn jetzt den Perſonenverkehr in ganz unzulänglicher Weiſe 
vermittelt, iſt ja nicht nur von uns, ſondern auch von den übrigen an 
der Linie gelegenen Städten ausführlich dargelegt worden, ergiebt ſich 
ja auch aus einem Blick in den Fahrplan. Durch Einführung des 
Vollbahnbetriebes würden die Städte ſich wirthſchaftlich bedeutend 
näher rücken, auch würde dadurch der Güterverkehr ſich beſchleunigen 
laſſen, was doch zweifellos im eigenſten Intereſſe der Eiſenbahnver— 
waltung liegt. Für den Durchgangsverkehr würde die Strecke nach 
der Umwandlung überhaupt erſt benutzbar werden. Die ſämmtlichen 
Bahnhofsanlagen aber mit ihren räumlich ganz unzureichenden Empfangs- 
gebäuden, den kärglich ausgeſtatteten, engen und ſchlecht beleuchteten 
Warteräumen bedürfen dringend baldiger Umänderung. Auf dem 
Bahnhofe Culmſee war die Lage derart, daß ſchon jetzt ein neues 
Bahnhofsgebäude errichtet werden muß. Es wäre doch ſicherlich auch 
finanziell das Richtigſte, wenn man nicht jetzt an einzelnen Stellen 
das Allernothwendigſte errichten würde, man vielmehr den geſammten 
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Umbau, der doch über kurz oder lang erfolgen muß, planmäßig vor- 
nehmen würde, damit nicht die inzwiſchen gebauten Anlagen ſich 
ſpäterhin als unbrauchbar erweiſen. 

Nun wird ja allerdings in dem ablehnenden Beſcheide das wirth— 
ſchaftliche Bedürfniß nicht geleugnet, ebenſowenig werden techniſche 
Schwierigkeiten als Gründe der Ablehnung geltend gemacht; einzig 
und allein das finanzielle Moment iſt für die Zurückweiſung des 
Antrags ausſchlaggebend geweſen. Wir wagen zu behaupten, daß 
gerade bei der Weichſelſtädtebahn mit ihren niedrigen Anlagekoſten 
und ihrer vorzüglichen Rentabilität dieſer Ablehnungsgrund am wenigſten 
gerechtfertigt iſt. Wie ſich der Verkehr ſteigern wird, falls der Voll— 
bahnbetrieb zur Einführung gelangt, läßt ſich ja kaum vorausſagen, 
doch iſt es eine alte Erfahrung, daß die Steigerung ſtets unterſchätzt 
wird. Wir aber haben, da wir die jetzigen Unbequemlichkeiten des 
Verkehrs auf der Weichſelſtädtebahn aus eigner Erfahrung kennen und 
da wir wiſſen, wie dringend das Bedürfniß nach Abänderung iſt, die 
feſte Ueberzeugung, daß die durch die Umwandlung entſtehenden ein— 
maligen und dauernden Ausgaben allein durch die darauf erfolgende 
Zunahme des Verkehrs ſich hinreichend bezahlt machen werden. Aber 
ſelbſt wenn man annehmen wollte, daß dies in den erſten Jahren 
vielleicht noch nicht zuträfe, ſo wäre dies immerhin noch kein Grund 
zur Ablehnung, falls erwartet werden könnte, daß die geſammten 
Anlagekoſten und dauernden Ausgaben in den Geſammteinnahmen 
aus dem Perſonen- und Güterverkehr ein hinreichendes Aequivalent 
finden würden. Dies iſt aber u. E. nicht zu bezweifeln, wenn wir es 
auch nicht zahlenmäßig nachweiſen können, denn jedenfalls hat trotz 
des ſekundären Betriebes auf der Bahn in den letzten Jahren eine 
ganz erhebliche Zunahme ſowohl des Perſonen- als auch des Güter⸗ 
verkehrs jtattgefunden, wie dies die nachſtehenden Zahlen, die wir aus 
den Verkehrsüberſichten der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Bromberg 
und Danzig zuſammengeſtellt haben, ergeben. Wir haben dabei die 
beiden Endpunkte Thorn und Marienburg nicht in Anrechnung gebracht. 

Es ſind hiernach geſtiegen die Einnahmen aus dem Perſonen— 
und Gepäckverkehr von 671700 Mk. im Jahre 1893/94 auf 898 600 Mk. 
im Jahre 1898/99, die Einnahmen aus dem Güter- und Viehverkehr 
von 1719400 Mk. im Jahre 1893/94 auf 2414000 Mk. im letzten 
Jahre, die Geſammteinnahmen der Stationen alſo von 2391 100 Mk. auf 
3312900 Mk. d. i. eine Steigerung von etwa 39 Prozent. Hieraus geht 
deutlich eine bedeutende Hebung des Verkehrs auf der Weichſelſtädtebahn 
hervor, wodurch die ſchon jetzt recht gute Verzinſung der Anlagekoſten ſich 


immer günſtiger geſtaltet. Wenn die jetzt nothwendig werdenden 
Mehrkoſten ſich nicht in demſelben Maße verzinſen ſollten, wie die 
erſten Anlagekoſten, ſo iſt dies doch noch kein Grund, ſie nicht auf— 
zuwenden. Man hätte eben von vornherein die Bahn jo einrichten 
müſſen, daß im Bedarfsfalle der Vollbahnbetrieb ſofort hätte eingeführt 
werden können; die Bedeutung der Linie war aber erheblich unter- 
ſchätzt worden, denn hätte man den ſich bald nach Vollendung des 
Baues entwickelnden großen Verkehr vorausgeſehen, ſo würde man 
garnicht daran gedacht haben, die Strecke als Sekundärbahn auszu— 
bauen. Es iſt deshalb gewiß gerecht und billig, daß man den beim 
Bau gemachten Fehler wenigſtens jetzt, nach 20 Jahren, nachdem ſich 
der Zuſtand als unhaltbar erwieſen hat, wieder gut mache. Auch 
ſcheint uns kein Zeitpunkt günſtiger als der jetzige, wo die Städte ſich 
alle im Aufblühen befinden, denn wenn jetzt der zu erwartende Nutzen 
nicht die Koſten decken ſollte, ſo wird wohl überhaupt nie die. Zeit 
für eine Umwandlung der Bahn kommen. 

Wie nothwendig ein ſchnellerer Zugverkehr auf der Weichſel— 
ſtädtebahn iſt, geht ja auch aus der Ew. Excellenz kürzlich zugegangenen 
Eingabe der Handelskammer zu Graudenz wegen Einrichtung eines 
Schnellzugsverkehrs mit Berlin hervor. Man kann es der aufblühenden 
Stadt Graudenz ſicher nicht verdenken, wenn ſie bei ihren jetzigen 
Verkehrsverhältniſſen nach einer Beſſerung verlangt, doch würde u. E. 
ihren Wünſchen am beſten Rechnung getragen werden, wenn die Bahn 
Thorn Marienburg Vollbahnbetrieb erhält, denn dann kann Graudenz 
ſowohl in Marienburg als auch in Thorn raſch Anſchluß an gute 
Schnellzüge nach Oſten und Weſten erreichen. 

Kürzlich hatten wir u. A. um Verlegung eines von Kornatowo 
nach Kulm fahrenden Zuges gebeten, damit der letzte, Abends 8 Uhr 
von hier nach Graudenz abgehende Zug Anſchluß nach Kulm erhalte. 
Unſer Antrag wurde aber von der Königlichen Eiſenbahndirektion zu 
Danzig mit folgendem, für die beſtehenden Verhältniſſe charakteriſtiſchen 
Zuſatze abgelehnt: „Verbeſſerungen der jetzt nicht ganz zulänglichen 
Anſchlußverbindungen werden ſich vorausſichtlich erſt dann erzielen 
laſſen, wenn in Folge Umwandlung der Strecke Thorn Graudenz in 
eine Vollbahn die Anwendung größerer Geſchwindigkeit möglich iſt.“ 

So iſt auch kürzlich im Bezirkseiſenbahnrath die Einſtellung direkter 
Wagen zwiſchen Thorn und Danzig nicht für die Strecke Thorn 
Marienburg. Danzig, ſondern für Thorn Bromberg Dirſchau- Danzig 
beantragt worden, weil eben Jeder dieſe längere Strecke wegen der 
größeren Geſchwindigkeit der dort verkehrenden Züge vorzieht. 


Die Beiſpiele, aus denen hervorgeht, daß die Weichſelſtädtebahn 
wegen ihres ſekundären Betriebes ſich noch nicht zu der Bedeutung 
erhebt, zu der ſie ihrer Lage nach berufen wäre, ließen ſich noch weiter 
häufen, doch glauben wir, Ew. Excellenz von der Unhaltbarkeit des 
jetzigen Zuſtandes bereits hinlänglich überzeugt zu haben. 

Wir richten daher an Ew. Excellenz die gehorſame und dringende 
Bitte, die Angelegenheit nochmals in wohlwollende Erwägung zu 
ziehen, die finanziellen Bedenken fallen zu laſſen und unſerer Provinz 
durch Umwandlung der Bahn die ſchon jo lange nothwendige Ver— 
kehrsverbeſſerung zu gewähren. Wenn unſer Oſten in wirthſchaftlicher 
Beziehung dem Weſten näherkommen ſoll, ſo müſſen ihm auch die dazu 
erforderlichen Hilfsmittel gegeben werden. Wir würden Ew. Excellenz 
zu ganz beſonderem Danke verbunden ſein, wenn die Koſten für die 
Umwandlung noch auf den Etat des nächſten Jahres geſetzt werden 
könnten, was ja um ſo leichter möglich iſt, als alle Vorarbeiten bereits 
vollendet ſind.“ 

Die an dem Antrage intereſſirten Städte, Korporationen, 
Abgeordneten ꝛc. baten wir um Unterſtützung unſeres Vorgehens, was 
uns auch allerſeits bereitwillig zugeſagt wurde. So wurde denn auch 
unſer Antrag in den Sitzungen des Abgeordnetenhauſes vom 
1. und 2. März 1900 durch die weſtpreußiſchen Abgeordneten, die 
Herren Conrad, Kittler und Rickert warm befürwortet. Aus der darauf 
erfolgten Erwiderung des Herrn Miniſters, daß ſich in letzter Zeit die 
Verkehrsverhältniſſe auf der Weichſelſtädtebahn günſtiger geſtaltet hätten 
und er daher eine nochmalige Prüfung gerne zuſage, können wir 
wenigſtens wieder einige Hoffnung ſchöpfen. Ferner hat die Handels— 
kammer zu Graudenz an das Abgeordnetenhaus eine Petition wegen 
Umwandlung der Weichſelſtädtebahn in eine Vollbahn gerichtet, welche 
Eingabe der Regierung zur Erwägung übergeben worden iſt. 


Fortführung der Nebenbahn 
Nulm UAnislaw bis Thorn, 


Nachdem unſer Antrag auf Herſtellung einer Eiſenbahnlinie 
zwiſchen Thorn und Kulm als Forſſetzung der bereits im Bau 
begriffenen Strecke Kulm — Unislaw im Dezember 1898 abgelehnt 
worden war, der Herr Miniſter aber in einer Audienz unſrem Vor— 
ſitzenden anheim geſtellt hatte, den Antrag nochmals einzubringen, 
haben wir im Februar 1900 in der nachſtehenden Petition unſern 
Antrag wieder aufgenommen: 

„Ew. Excellenz hatten wir im Juni 1898 die gehorſame Bitte 
unterbreitet, die Koſten für die Fortführung der Bahn Kulm —Unislaw 
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bis Thorn in den Etat einjtellen zu wollen, worauf uns durch Seine 
Excellenz, den Herrn Oberpräſidenten Dr. v. Goßler unter dem 
8. Dezember 1898 der Beſcheid zuging, daß nach dem Ergebniß der 
daraufhin angeſtellten Ermittelungen die Herſtellung einer neuen, 
unmittelbaren Schienenverbindung zwiſchen Unislaw und Thorn zur 
Zeit nicht in Ausſicht genommen werden könne. Wir würden es nicht 
wagen, ſchon jetzt von Neuem mit unſerem Antrag hervorzutreten, 
wenn nicht Ew. Excellenz in der unſerem Vorſitzenden im Frühjahr 1899 
gewährten Audienz angedeutet hätten, daß eine erneute Eingabe viel— 
leicht Berückſichtigung finden würde. Bis jetzt iſt ja die Gefahr der 
Ablenkung des Verkehrs der Stadt Kulm von Thorn zu Gunſten 
Brombergs noch nicht brennend geworden, da der Bahnbau Kulm — 
Unislaw noch nicht in Angriff genommen worden iſt. Kürzlich ſollen 
jedoch die Erdarbeiten ausgeſchrieben worden ſein, weshalb es dringend 
erwünſcht erſcheint, daß auch über die Fortführung der Bahn bis Thorn 
baldigſt Entſcheidung getroffen werde, damit womöglich beide Strecken 
zu gleicher Zeit in Betrieb genommen werden können und eine Ver— 
kehrsablenkung zum Nachtheil Thorns vermieden wird. Die Stadt 
Thorn hat einen gerechten Anſpruch auf beſſere Bahnverbindungen 
nach denjenigen Bezirken, deren uralter Verkehr mit Thorn durch die 
neuerbaute Bahnlinie Schönjee —Culmſee — Bromberg. Jablonowo— 
Graudenz. Laskowitz zum großen Nachtheile des Thorner Handels 
eine erhebliche Einbuße erlitten hat, die durch die Linie Kulm - Unislaw 
noch bedeutend vergrößert werden wird, wenn man nicht durch Weiter— 
führung der Bahn bis Thorn einen Ausgleich ſchafft. Iſt ſo der Bau 
der Bahn Unislaw Thorn ein Gebot der Gerechtigkeit, ſo liegt er 
auch, wie wir dies bereits in unſerer erſten Eingabe ausgeführt haben, 
im Intereſſe der Eiſenbahnverwaltung und ebenſo der Landwirthſchaft 
und Induſtrie unſeres Bezirks. In den letzten Jahren hat die Mühlen— 
induſtrie in Thorn und der näheren Umgebung einen gewaltigen Auf— 
ſchwung genommen, ſodaß hier jetzt im Jahresdurchſchnitt etwa 60000 t 
vermahlen werden. Es iſt natürlich für dieſe Mühlen von hohem 
Werthe, durch Erſchließung des zwiſchen Thorn und Unislaw liegenden 
landwirthſchaftlichen Gebietes ſich neue Zufuhren von Getreide zu 
ſichern, ebenſo wie es für die Landwirthſchaft ſelbſt von großem Nutzen 
iſt, einen ſo wichtigen Markt wie Thorn leicht mit ihrem Getreide 
erreichen zu können. Ferner iſt hier im Herbſte vorigen Jahres eine 
große Stärkefabrik in Betrieb genommen worden, die in jeder Kampagne 
etwa 900000 bis 1000000 Itr. Kartoffeln verarbeiten wird. Das 
von der Linie Anislaw. Thorn zu erſchließende Gebiet enthält nun 
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ſehr viel zum Kartoffelbau geeignetes Land, was aber jetzt nicht richtig 
ausgenutzt werden kann, weil die Anfuhr von Kartoffeln in Geſpannen 
zu große Koſten, Zeitverluſte und Schwierigkeiten verurſacht. Die 
Produzenten ſchränken daher den Kartoffelbau ein oder verwerthen 
die Kartoffeln an Ort und Stelle zu Futterzwecken. Der Bau der 
Bahn würde es der dortigen Landwirthſchaft ermöglichen, ihre Kartoffeln 
hier auf den Markt zu bringen, wodurch natürlich eine viel beſſere 
Verwerthung ihrer Produkte erzielt werden würde. 

Für die weitere Begründung können wir nur auf das in 
unſerer Eingabe vom 20. Juni 1898 Ausgeführte hinweiſen. Die 
Bahn Thorn Unislaw würde einmal die durch den Bau der Linie 
Kulm Unislaw entſtehende Schädigung aufheben, ſie würde ferner 
Landwirthſchaft, Handel und Induſtrie unſeres Bezirks heben und 
durch Schaffung genügenden Frachten- und Perſonenverkehrs der Eiſen— 
bahnverwaltung eine ausreichende Rente garantiren und ſchließlich 
würde erſt durch Fortführung der Bahn Kulm Unislaw bis Thorn 
ein günſtiger Betrieb auf dieſer Strecke ermöglicht werden. Wir bitten 
daher Ew. Excellenz ganz gehorſamſt, unſern Antrag nochmals wohl— 
wollend zu prüfen und den Bau der Bahn Unislaw — Thorn hoch— 
geneigteſt bald in die Wege leiten zu wollen.“ 

Darauf erhielten wir unter dem 10. April durch den Herrn 
Oberpräſidenten den Beſcheid: 

„Auf die an den Herrn Minijter der öffentlichen Arbeiten erneut 
gerichtete Eingabe vom 9. Februar d. Is. Nr. 303, betreffend die 
Weiterführung der im Bau befindlichen Nebenbahn Kulm —Unislaw 
bis Thorn für Rechnung des Staates, theile ich dem Vorſtande im 
Namen des Herrn Miniſters ergebenſt mit, daß derſelbe auch jetzt 
nicht in der Lage iſt, dem Antrage näher zu treten. Dagegen würde 
der Herr Miniſter nicht abgeneigt ſein, die Ueberlaſſung der fraglichen 
Verbindung an die Privatunternehmung in Erwägung zu ziehen, 
behält ſich jedoch die endgiltige Entſchließung bis nach Eingang eines 
entſprechenden Antrags vor. 


Siſenbahn verbindung zwiſchen 
Thorn und Leibitſch. 


Nachdem die Regierung im Januar 1899 es abgelehnt hatte, 
dem ſtaatsſeitigen Ausbau einer Nebenbahn von Thorn nach Leibitſch 
näher zu treten, blieb den Intereſſenten nichts übrig, als das frühere 
Projekt, die Strecke als Kleinbahn auszubauen, nochmals in Erwägung 
zu ziehen. Zur Feſtſetzung der geeignetſten Linienführung fand am 
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1. Auguſt eine Beſprechung der Intereſſenten im Sitzungszimmer der 
Handelskammer ſtatt. Es herrſchte Einſtimmigkeit darüber, daß die 
Linie von Leibitſch über Waldau zu führen ſei, um die dort vorhandenen 
großen Ziegeleien an die Kleinbahn anſchließen zu können. Für die 
weitere Fortſetzung der Linie lagen zwei Möglichkeiten vor, nämlich 
die Bahn an die Weiche Katharinenflur anzuſchließen oder nach 
Bahnhof Papau zu führen. Die Mehrzahl der Anweſenden ſprach 
ſich für den Anſchluß an die Weiche Katharinenflur aus unter der 
Vorausſetzung, daß hier eine öffentliche Station eingerichtet werde. 
Dort wäre auch der Vortheil geboten, vermöge des ſogenannten Rüben— 
anſchlußgleiſes eine unmittelbare Verbindung mit dem Bahnhofe 
Mocker zu erlangen, in den wiederum die Linie Thorn — Scharnau 
einmünden kann, wodurch eine unmittelbare Verbindung der beiden 
Linien Thorn Scharnau und Thorn Leibitſch hergeſtellt wäre. 
Man beſchloß, dieſe Linie ausarbeiten, daneben aber auch einen Entwurf 
für die Einmündung in Papau auſſtellen zu laſſen und mit der Aus— 
arbeitung dieſer Projekte die Geſellſchaft m. b. H. Lenz & Co. in 
Stettin zu betrauen. Falls die Eiſenbahnen Thorn Leibitſch und 
Thorn —Scharnau als Kleinbahnen angeſehen werden können, 
worüber unſeres Wiſſens die Entſcheidung des Herrn Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten noch ausſteht, wird vorausſichtlich der Kreis Thorn 
die Linien bauen. Vorausgeſetzt wird dabei natürlich, daß der Staat 
ſowie die Provinz Weſtpreußen ſich mit dem üblichen Zuſchuß betheiligen. 


Aferbahn. 


Nachdem die Gleisanlagen der Uferbahn bedeutend erweitert 
worden ſind, ſodaß einer Vergrößerung unſeres Umſchlagsverkehres 
keine Hinderniſſe mehr entgegenſtehen außer der immer noch recht hohen 
Ueberführungsgebühr, erachteten wir die Zeit für gekommen, der 
Königlichen Eiſenbahndirektion zu Bromberg wieder einmal unſere 
Wünſche über die Herabſetzung dieſer Gebühr oder die Aufnahme der 
Uferbahn als Station in den allgemeinen Gütertarif vorzutragen und 
thaten dies in nachſtehender Eingabe vom 2. April 1900: 

„Im Laufe des letzten Jahrzehnts hat es ſich immer mehr 
erwieſen, daß unſere Uferbahn von ganz-bedeutendem Nutzen für unſern 
Umſchlagsverkehr geworden iſt, und wir haben ja auch wiederholt Gelegen— 
heit genommen, der Königlichen Eiſenbahndirektion für das durch die Aus— 
führung der Oberbauten bewieſene Entgegenkommen zu danken. In 
welcher Weiſe der Verkehr ſich gehoben hat, zeigt die nachſtehende Ueber— 
ſicht der auf der Uferbahn ein- und ausgegangenen beladenen Wagen. 


Eingang: Ausgang: Insgejammt: 


1888 com 17. 9. an) 771 172 943 

1889 2417 574 2991 

1890 3030 1907 4937 
1891 3673 2857 6530 
1892 3234 2056 5290 
1893 4182 3893 8075 
1894 4410 3499 7909 
1895 5420 2786 8206 
1896 4954 2238 7192 
1897 4835 2819 1654 
1898 5371 2663 8034 
1899 6066 3059 9125. 


Sehr günſtig hat die im Jahre 1890 verfügte Herabſetzung der 
Ueberführungsgebühr von 5 auf 3 Mt. auf den Verkehr gewirkt, 
während die ſpätere Herabſetzung von 3 auf 2,75 Mk. wegen ihrer 
Geringfügigkeit wohl kaum einen erheblichen Einfluß gehabt hat. Da 
jedoch neben der Ueberführungsgebühr 1 Mk. an die Stadt als 
Beſitzerin der Uferbahn zu zahlen iſt, jo ſind die dem Umſchlagsverkehr 
erwachſenden Unkoſten immer noch hoch genug und geben um ſo mehr 
zu Befürchtungen einer möglichen Ablenkung des Verkehrs Anlaß, als 
uns in dem bei Bromberg eingerichteten Umſchlagshafen von Karlsdorf 
ein gefährlicher Konkurrent entſtanden iſt. So ſchreibt uns unter dem 
15. März die Direktion der Culmſeeer Zuckerfabrik, daß nach Fertig- 
ſtellung des Karlsdorfer Hafens ein großer Theil des Zuckers und der 
Melaſſe nach Karlsdorf gehe, obwohl eigentlich Thorn für Culmſee 
der nächſte Umſchlagshafen ſei. Zweifellos trügen hieran die hohen 
Ueberführungskoſten auf der Thorner Uferbahn die Schuld, und es 
wäre zu wünſchen, daß dieſe Koſten wenigſtens für die über Mocker 
eingehenden Wagen erheblich herabgeſetzt würden. 

Wir ſind ja nun der Anſicht, daß in erſter Linie eine allgemeine 
Herabſetzung der Ueberführungsgebühr anzuſtreben iſt und halten dies 
um ſo eher angängig, als der geſtiegene und ſich noch immer mehr ſteigernde 
Verkehr der Eiſenbahnverwaltung auch nach einer Herabſetzung neben 
der Verzinſung und Amortiſation des Anlagekapitals noch einen hin— 
reichenden Erſatz für die Unkoſten gewährleiſten wird. Es iſt ja dabei 
ferner in Betracht zu ziehen, daß die Uferbahn nicht allein dem 
Umſchlagsverkehr dient, ſondern uns auch den leider noch auf dem 
rechten Weichſelufer fehlenden Güterbahnhof in einigen Stücken erſetzen 
muß. Sollte die Königliche Eiſenbahndirektion jedoch einer weiteren, 
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allgemeinen Herabſetzung der Gebühr widerſtreben, ſo wäre doch 
wenigſtens für die über Mocker eingehenden Wagen eine ermäßigte 
Gebühr ins Auge zu faſſen. Wir haben ja bereits im Jahre 1895 den 
gleichen Antrag geſtellt, ſind aber damals abſchlägig beſchieden worden. 
Seitdem hat ſich aber durch die Eröffnung des Karlsdorfer Hafens, 
wie ja aus dem oben erwähnten Schreiben der Culmſeeer Zuckerfabrik 
klar hervorgeht, die Wahrſcheinlichkeit einer Verkehrsablenkung bedeutend 
vergrößert, ſodaß wir vielleicht jetzt leichter auf eine Berückſichtigung 
unſerer Bitte rechnen können. Jetzt muß für die über Mocker ein— 
gehenden Wagen zunächſt die Fracht bis zum Hauptbahnhofe und 
ſodann die geſammte Ueberführungsgebühr gezahlt werden. Die Wagen 
müſſen die Brücke zweimal paſſiren, was für ſie doch eine ganz unnütze 
Rangierbewegung bedeutet. Das Naturgemäße wäre doch, daß die 
Wagen vom Bahnhof Mocker direkt nach der Uferbahn überführt 
werden würden und ſie in Folge deſſen auch eine geringere Gebühr 
zu zahlen hätten. Wenn nun aber, wie aus dem uns im Jahre 1895 
zugegangenen Beſcheid hervorgeht, Betriebsrüdfichten dazu nöthigen, 
die Wagen über den Hauptbahnhof nach der Uferbahn zu leiten, jo 
erſcheint es doch unbillig, eine Gebühr zu erheben für eine für den 
Verfrachter vollſtändig zweckloſe Wagenbewegung. Es iſt daher ein 
Gebot der Gerechtigkeit, wenigſtens für die über Mocker eingehenden 
Wagen eine geringere Gebühr feſtzuſetzen. Wir bitten daher die 
Königliche Eiſenbahndirektion ganz ergebenſt, im Intereſſe unſeres 
Umſchlagsverkehrs eine derartige Ermäßigung baldmöglichſt verfügen 
zu wollen, damit nicht inzwiſchen die völlige Ablenkung der Culmſeeer 
Zuckerladungen zur Thatſache werde. Es handelt ſich dabei um ganz 
bedeutende Quantitäten, denn es ſind 3. B. im Vorjahre 1412 Waggons 
Zucker von Culmſee nach der Uferbahn verfrachtet worden. 

Das Ziel unſerer Wünſche wäre freilich auch mit der Annahme 
dieſes Antrages noch nicht erreicht, denn unſer Streben wird immer 
dahin gehen müſſen, daß die Uferbahn als Station in den allgemeinen 
Gütertarif aufgenommen werde, wenn auch unter Beſchränkung auf 
den Wagenladungsverkehr. Es iſt ja nur unſere Pflicht darauf hinzu— 
wirken, daß das in der Uferbahn einmal vorhandene Verkehrsinſtitut 
unſerem Wirthſchaftsleben den größtmöglichen Nutzen bringe. Bis jetzt 
iſt dies ſicherlich noch nicht der Fall, wenn die Bahn auch durch die im 
Vorjahr vollendete Erweiterung der Gleisanlagen und die Anbringung 
eines Krahnes dem Ziele wieder ein Stück näher gekommen iſt. Die 
Eiſenbahnverwaltung hat zwar vor einigen Jahren unſeren Antrag, 
die Uferbahn als Station in den allgemeinen Gütertarif aufzunehmen, 
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in dem geehrten Schreiben vom 14. Juli 1894 lle 6392 B — 
abgelehnt, doch ſcheinen uns die Ablehnungsgründe nicht ſtichhaltig zu 
ſein. So wird in dem Schreiben ausgeführt, daß die Uferbahn nur 
als Privatanſchlußgleis landespolizeilich geprüft und genehmigt worden 
ſei und bei auch nur theilweiſer Inanſpruchnahme für den öffentlichen 
Verkehr ſomit eine erneute Prüfung würde erforderlich werden. Nun 
iſt allerdings die Uferbahn formell ein Privatanſchlußgleis der Stadt 
Thorn, doch dient ſie nicht zur privaten Benutzung, ſondern iſt dem 
allgemeinen Verkehr geöffnet. Jedermann iſt berechtigt, ohne die 
Erlaubniß der Stadt Thorn einholen zu müſſen, Wagenladungen nach 
der Uferbahn zu dirigiren und ebenſo vom Kahn aus Güter auf der 
Uferbahn zur Verladung zu bringen. Durch Umwandlung der Ufer— 
bahn in eine Station würden keinerlei Aenderungen eintreten, die für 
die landespolizeiliche Genehmigung dieſer Verkehrsanſtalt von Bedeutung 
ſind, denn der Betrieb würde ſich äußerlich in der jetzt beſtehenden 
Form abſpielen. Höchſtens könnte eine durch die darin liegende Verkehrs— 
erleichterung hervorgerufene häufigere Benutzung die Folge ſein, doch 
würde dies keine erneute landespolizeiliche Prüfung nöthig machen, 
da der Verkehr ja auch jetzt von Jahr zu Jahr ſteigt. 

In dem erwähnten Schreiben wurde auch die geringe Entwickelungs— 
und Erweiterungsmöglichkeit der Anlage als Ablehnungsgrund geltend 
gemacht. Die Bauten der letzten Jahre haben jedoch gezeigt, daß die 
Uferbahn wohl erweiterungsfähig iſt. Da man nun auch den Plan 
aufgegeben hat, die projektirte Kleinbahn Thorn Leibitſch in die Ufer— 
bahn einmünden zu laſſen, wodurch allerdings der Betrieb etwas 
komplizirt geworden wäre, ſo fällt ein weiteres Bedenken weg. 

Die Vortheile, die durch Umwandlung der Uferbahn zu einer 
Station dem Verkehr erwachſen würden, wären aber ganz bedeutend 
und würden eine namhafte Steigerung des hieſigen Umſchlags zur 
Folge haben. Es fiele dann vor allem der Mißſtand weg, daß für 
die auf der Strecke Uferbahn — Hauptbahnhof verfrachteten Güter 
Niemand haftet, da die Wagen erſt am Hauptbahnhofe mit Plomben 
verſehen werden. Sollte ſich nach Ankunft des Wagens bei der 
Beſtimmungsſtation eine Beraubung herausſtellen, ſo wird die Eiſenbahn— 
Verwaltung die Haftpflicht ablehnen mit der Begründung, daß die 
Vermuthung dafür ſpreche, die Entwendung ſei auf dem Wege von 
der Uferbahn nach dem Hauptbahnhofe geſchehen. Dieſer ganz unhalt— 
bare, unſichere Zuſtand bedarf doch dringend baldiger Aenderung. 

Sobald die Uferbahn Station wäre, würde die Ueberführungs— 
gebühr als ſolche natürlich wegfallen und als Beförderungskoſten nur 
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die reinen Streckenſätze zur Anrechnung kommen, wodurch die Lofal- 
ſpeſen ſich ermäßigen würden und Thorns Konkurrenzfähigkeit als 
Umſchlagshafen ſich ſteigern müßte. Hiergegen könnten ja nun von 
der Eiſenbahnverwaltung Bedenken finanzieller Natur erhoben werden, 
die jedoch nur dann ſtichhaltig ſein würden, wenn vorausſichtlich die 
Unkoſten durch die Einnahmen nicht gedeckt werden würden. Bisher 
ſind nun nach Abzug der Betriebsunkoſten in jedem Jahre ganz 
erhebliche Ueberſchüſſe gewonnen worden, die zur Verzinſung und 
Amortiſation des von dem Fiskus aufgewendeten Kapitals ſicher hin- 
gereicht haben, ſodaß jetzt in der Hauptſache nur die Deckung der 
Betriebsunkoſten in Frage ſtehe. In den erſten Jahren würde ja nun 
wohl eine kleine Einnahmeverringerung eintreten, die jedoch bald durch 
den zunehmenden Verkehr wieder eingeholt werden würde. Allzugroß 
könnte die Abnahme der Einkünfte gar nicht fein, denn ſelbſt bei 
Anrechnung der reinen Streckenſätze würde von jedem Wagen, je nach 
der Tarifklaſſe, eine Frachtgebühr von 12 Mk. erhoben werden. Zur 
Zeit beſteht nun die Ungerechtigkeit, daß unterſchiedslos für jeden 
Wagen, gleichgiltig welcher Tarifklaſſe er angehört und ob er 5, 10, 15 
oder mehr Tonnen enthält, dieſelbe Ueberführungsgebühr erhoben wird. 
Unſeres Wiſſens verkehren aber auf der Uferbahn häufig Wagen mit 
15 und mehr Tonnen Ladung, ſodaß bei Einrechnung der reinen Streckenſätze 
für ſolche Wagen auch ſpäterhin eine Gebühr in der Höhe der jetzigen 
und darüber erhoben werden würde. Es kann ſonach nicht zweifelhaft 
ſein, daß unter Berückſichtigung der zu erwartenden Verkehrszunahme 
von einem dauernden Einnahmeausfall nicht die Rede ſein kann. 

Die Mehrkojten, die durch Anſtellung eines Beamten an der 
Uferbahn erwachſen würden, ſind ſicherlich gering, zumal da dann 
wohl am Hauptbahnhofe ein Beamter entbehrlich werden würde. Für 
einen geeigneten Abfertigungsraum zu ſorgen hat ſich ja die Stadt 
Thorn ſ. Zt. bereit erklärt. 


Wenn man in Betracht zieht, daß eine ſo große Stadt wie Thorn 
keinen Güterbahnhof in der Nähe beſitzt, da ſowohl der Hauptbahnhof 
als auch Bahnhof Mocker in 3 km Entfernung liegt, ſo erſcheinen 
unſere Wünſche auf Umgeſtaltung der Uferbahn zur Station doch recht 
beſcheiden. Bei dem jährlich zunehmenden Güterverkehr und beſonders 
nach Durchführung der großen Kanalprojekte werden die Umſchlags— 
häfen eine immer größere Bedeutung erhalten. Der Herr Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten hat ja wiederholt darauf hingewieſen, wie 
ſegensreich das Ineinandergreifen von Eiſenbahnen und Waſſerſtraßen 
für den Verkehr iſt. Damit ein ſolches Ineinandergreifen aber ſtatt— 
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finden kann, müſſen die Güter von der Waſſerſtraße nach der Eijen- 
bahn und umgekehrt unter möglichſt geringen Unkoſten verladen werden 
können. Eine Vorbedingung, daß Thorn ein wichtiger Umſchlagplatz 
bleibe, iſt daher die Aufnahme der Uferbahn als Station in den all— 
gemeinen Gütertarif. Wir geben uns der Hoffnung hin, daß die 
Königliche Eiſenbahndirektion ihre früheren Bedenken fallen laſſen und 
gemäß unſerm Antrage die Aufnahme der Uferbahn als Station ver— 
fügen werde. 


Errichtung einer neuen Eijenbabnbrücke 
und Bau eines Bahnhofes auf dem rechten 


Weichjelufer bei Thorn. 

In unſerem vorjährigen Berichte ſchrieben wir, daß der Bau 
eines Bahnhofes auf dem rechten Weichſelufer und die Errichtung 
einer neuen Eiſenbahnbrücke für den Güterverkehr Thorns ein dringendes 
Bedürfniß ſei. Inzwiſchen iſt die Eiſenbahnverwaltung zu der Ueber 
zeugung gelangt, daß im Intereſſe eines ſicheren Betriebes die Legung 
eines neuen Gleiſes auf der Eiſenbahnbrücke nicht mehr lange zu 
umgehen ſein wird. Durch einen zweigleiſigen Betrieb wird die Brücke 
aber für den Fahr- und Reitverkehr völlig geſperrt werden, ſodaß 
dann unbedingt eine neue Brücke gebaut werden muß. Dieſe Sachlage 
veranlaßte uns, dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten nach— 
ſtehende Eingabe zu überreichen: 

„Bei der Lage Thorns auf dem rechten Weichſelufer iſt für die 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe der Stadt eine gute Verbindung mit dem 
linken Ufer ſtets von der allerhöchſten Wichtigkeit geweſen, und da 
die für den Verkehr zweckmäßigſte Verbindung eine feſte Brücke iſt, 
ſchon weil man ſie jederzeit benutzen kann, und nicht, wie bei einer 
Fähre, den Betrieb in jedem Jahre monatelang einſtellen muß, ſo hat 
die Stadt auch Jahrhunderte lang aus eigenen Mitteln für einen feſten 
Uebergang geſorgt. Dies hat ihr die Weichſel mit ihren häufigen 
Ueberſchwemmungen und ſchweren Eisgängen wahrlich nicht leicht 
gemacht, wie ein Blick auf die Geſchichte Thorns in den letzten 50 


Jahren zeigt, wo die Stadt wiederholt gezwungen war, die zerſtörte 


Brücke unter großen Opfern wieder aufzubauen. Es ſei uns geſtattet, 
in kurzen Worten dieſe Verhältniſſe zu ſtreifen und die durch das zeit— 
weilige Fehlen einer feſten Brücke hervorgerufenen nachtheiligen Folgen 


zu ſchildern, und zwar möchten wir dies an der Hand unſerer Jahres— 


berichte thun, deren erſter die wirthſchaftliche Lage Thorns im Jahre 
1853 beſchreibt. Bereits in dieſem Berichte wird gemeldet, daß am 
9. März 1853 die Brücke durch Eisgang zerſtört worden ſei und ſich 
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in Folge deſſen der Verkehr mit dem jenjeitigen Ufer bedeutend ver- 
mindert habe, was um ſo empfindlicher war, als gleichzeitig der Handel 
mit Polen wegen deſſen abſperrenden Zolltarifs gehindert und der mit 
Altpreußen durch die ſchlechten Wege ſo gut wie verloren war. Die 
Brücke wurde zwar im Laufe des Jahres wieder hergeſtellt, aber 
bereits der Eisgang des nächſten Frühjahrs zerſtörte ſie vollſtändig, 
worauf eine ſtädtiſche Deputation bei dem Handelsminiſter den erfolg— 
loſen Verſuch machte, eine Staatsbeihilfe zu erlangen. So mußte dien 
Stadt auch dieſes Mal den Wiederaufbau aus eigenen Mitteln 
bewirken, was ihr nur unter Zuhilfenahme eines Kommunalzuſchlags 
von 25% gelang. Aber auch dieſe Brücke blieb vom Unglück nicht 
verſchont. Im November des Jahres 1854 zerſtörte der Strom einige 
Joche, worauf im Frühjahr 1855 Eisgang und Hochwaſſer den Reſt 
wegnahmen, und da ein Wiederaufbau über die Kräfte der Stadt 
ging, ſo blieb Thorn jahrelang ohne feſte Verbindung mit dem linken 
Ufer, nur angewieſen auf eine von der Stadt eingerichtete fliegende 
Fähre, die aber jedes Jahr ca. 5 Monate lang außer Betrieb geſetzt 
werden mußte. 

Nun blieben die früher jo reichlichen Zufuhren aus dem frucht— 
baren Kujawien bis auf kaum nennenswerthe Poſten aus, und 
Bromberg, damals ſchon durch die Oſtbahn an das Eiſenbahnnetz 
angeſchloſſen, zog einen großen Theil des Thorner Verkehrs an ſich. 
Immer lauter wurden in den folgenden Jahren die Klagen über den 
wirthſchaftlichen Niedergang der Stadt Thorn, immer ſchmerzlicher 
wurde der Mangel einer ſoliden Brücke den Bewohnern nicht nur der 
Stadt, ſondern auch der Umgegend fühlbar, denn es handelte ſich dabei 
ja nicht, wie auch der Handelskammerbericht für 1859 mit Recht hervor- 
hob, nur um die Befriedigung eines lokalen Bedürfniſſes, ſondern um 
weſentliche Intereſſen der Provinz Preußen und der Monarchie. Die 
Staatsregierung erkannte den Nothſtand auch an und erbot ſich, der 
Stadt die Dirſchauer Schiffsbrücke zu überlaſſen, die aber, ſchon alt 
und nur zur Ueberbrückung von zwei Dritttheilen des Stromes hin— 
reichend, dem Verkehrsbedürfniß nicht viel beſſer als eine fliegende 
Fähre entſprach, da ſie ja auch während der Wintermonate nicht 
benutzbar war und durch Herſtellung und Unterhaltung eines koſt— 
ſpieligen Hafens für die Unterbringung der Pontons große Ausgaben 
verurſacht haben würde. Die im Jahre 1861 erfolgende Eröffnung 
der Bahnſtrecke Bromberg. Thorn, die dann weiter nach Polen fort— 
geführt wurde, übte zwar auf den Thorner Verkehr entſchieden eine 
belebende Wirkung aus, ließ aber die Nothwendigkeit einer Brücke ſo 
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deutlich erkennen, daß ſich im Jahre 1863 die Stadt veranlaßt ſah, 
eine neue Pfahlbrücke über die Weichſel zur Verbindung der Stadt mit 
dem Bahnhofe mit einem Koſtenaufwande von 75000 Thalern her— 
zuſtellen, wodurch endlich einigermaßen zufriedenſtellende Verhältniſſe 
geſchaffen waren. 

Nun begann eine lebhafte Agitation für den Bau einer Bahn 
von Thorn nach Inſterburg, von der man einmal die Erſchließung 
von Altpreußen, ferner aber auch den Bau einer ſoliden Brücke, die 
nicht, wie die bisherigen Holzbrücken, ſtändig den Gefahren des Eis— 
gangs und Hochwaſſers ausgeſetzt wäre, erhoffte. Da die Regierung 
ſich geneigt zeigte, den Wünſchen der Intereſſenten entgegenzukommen, 
ſo verfehlten die ſtädtiſchen und Kreisbehörden ſowie die Thorner 
Handelskammer nicht, beim Handels- und Kriegsminiſterium darauf 
hinzuweiſen, daß die günſtigen Wirkungen, die von dieſer Bahn die 
Handels- und gewerblichen Intereſſen unſeres Platzes und des Kreiſes 
zu erwarten hätten, durch Anlegung eines Bahnhofes auf dem rechten 
Weichſelufer in möglichſter Nähe der Stadt gewaltig geſteigert werden 
würden. Die Königliche Staatsregierung ſelbſt hat denn auch in den 
Motiven, die ihrer dem Landtage am 12. Dezember 1867 gemachten 
Vorlage, betreffend den Bau einer Eiſenbahn von Thorn nach 
Inſterburg, beigegeben waren (Seite 29 alin. 2), die Anlage eines 
Bahnhofes auf dem rechten Weichſelufer benannt (Brücke, Bahnhof auf 
dem rechten Weichſelufer und Führung der Bahn zum Anſchluß auf dem 
linken Weichſelufer 2750000 Thaler). Die Vorlage wurde zwar von dem 
Landtage angenommen, doch kam der Bahnhof aus gleich näher zu 
erörternden Gründen nicht zu Stande. Thorn hat daher u. E. einen 
billigen Anſpruch darauf, daß die genehmigte Bahnhofsanlage, ſobald 
die Hinderniſſe, die früher beſtanden, weggefallen ſind, auch wirklich 
ausgeführt werde. 

Widerſpruch gegen die Anlage wurde damals von dem Thorner 
Gouvernement erhoben, wie aus einem Reſkript des Handelsminiſters 
an den Oberpräſidenten von Horn erhellt, worin es heißt: „Die 
Anlage eines permanenten Bahnhofes auf dem rechten Weichſelufer iſt 
mit Rückſicht auf die entgegenſtehenden militäriſchen Anforderungen 
nicht thunlich. Mit der Anlage eines Interimsbahnhofes hat der Herr 
Kriegsminiſter ſich einverſtanden erklärt.“ 

Der damalige Widerſtand der Fortifikationsbehörde gegen den 
Bahnhof würde ja an ſich noch nicht ſo folgenſchwer geweſen ſein, da 
die Anſchauungen über das, was aus fortifikatoriſchen Gründen 
zuläſſig iſt, wechſeln, und ſpäter, als die Feſtung Thorn ganz neue 
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Einrichtungen erhielt, iſt die Anlage eines Bahnhofes auf dem rechten 
Weichſelufer von der Militärverwaltung ſogar direkt als erwünſcht 
bezeichnet worden. Leider kam dieſe Anſichtsänderung zu ſpät, denn 
andere fortifikatoriſche Rückſichten hatten inzwiſchen ein dauernderes 
Hinderniß in den Weg gelegt. Während nämlich die Eiſenbahn unſeres 
Wiſſens urſprünglich ſo geplant war, daß ſie bei der Ruine Dybow 
den Strom überſchritt, in welchem Falle ſie auf dem rechten Weichſel— 
ufer geeignetes unbebautes Terrain zur Anlage eines großen, in 
günſtiger Nähe der Stadt gelegenen Bahnhofs vorgefunden hätte, 
fand in Wirklichkeit der Uebergang den damaligen fortifikatoriſchen 
Anforderungen, die ſich aber inzwiſchen längſt als irrthümlich erwieſen 
haben, entſprechend oberhalb der ſtädtiſchen Brücke in der Nähe des 
Jakobsforts ſtatt. Damit war aber auch die Hoffnung auf Errichtung 
eines Bahnhofes am rechten Ufer vorläufig begraben, denn eine 
Konferenz, die im Herbſte 1874 hier jtattfand und an der ſich Vertreter 
des Kriegsminiſteriums, der Oſtbahn, der Fortifikation, des Kreiſes und 
der Stadt Thorn ſowie der Handelskammer betheiligten, kam nach 
eingehender techniſcher Prüfung zu dem Ergebniß, daß die Anlage 
eines Bahnhofes auf dem rechten Weichſelufer, die übrigens in der 
Kommiſſion von der Militärbehörde befürwortet wurde, wegen der 
tiefen Lage des Schienengleiſes der Oſtbahn bei dem Weichſelübergang 
und der bedeutenden Steigung auf der erſten rechtsſeitigen Meile faſt 
unmöglich ſei, wenn man nicht den Bahnhof in das Erdreich ein— 
graben wollte. 

Die zu erwartenden Nachtheile machten ſich bald geltend. Gewiß 
hatten ſich die Verkehrsverhältniſſe gegen frühere Zeiten bedeutend 
gehoben, doch kommt es für eine Handelsſtadt wie Thorn wegen der 
Konkurrenz mit den Nachbarſtädten vor Allem darauf an, die Lokal— 
ſpeſen auf das kleinſte Maß zurückzuſchrauben. Die Koſten für die 
Ueberführung der Güter von der Stadt und dem Weichſelufer nach 
dem Bahnhofe Thorn, die durch das Brückengeld für die Benutzung 
der ſtädtiſchen Weichſelbrücke noch erhöht wurden, waren aber ſo erheblich, 
daß Thorns Handel und Verkehr nicht zu einer gedeihlichen Ent— 
wickelung kommen konnten. 

Die Verbindung mit dem Bahnhofe wurde aber noch mißlicher, 
als die ſtädtiſche Pfahlbrücke, die auch 1871 wieder durch Eisgang zer— 
ſtört, von der Stadt aber wieder hergeſtellt worden war, am 2. Juli 
1877 durch Feuer vernichtet wurde. Die Stadt Thorn lehnte den 
Wiederaufbau der Brücke ab und erklärte, ihre Verpflichtung, die Brücke 
bei gänzlicher oder theilweiſer Zerſtörung innerhalb einer von der 
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Königlichen Regierung feſtzuſetzenden Baufriſt wiederherzuſtellen, ſei 
nach $ 4 des Rezeſſes vom 9. Februar 1867 fortgefallen, nachdem 
eine Eiſenbahnbrücke mit Wagen- und Fußgängerverkehr erbaut 
worden ſei. 

Die durch den Umweg über die Eiſenbahnbrücke entſtehenden 
Mehrkoſten hatten eine weitere Verſchlechterung der wirthſchaftlichen 
Lage Thorns zur Folge, und namentlich der Handel hatte unter 
dieſem neuen Schlage zu leiden, denn dieſer arbeitet heute mit ſo 
geringem Nutzen, daß ſchon ein verhältnißmäßig unbedeutender Auf— 
ſchlag bei den Selbſtkoſten nicht mehr getragen werden kann. Für 
den Perſonenverkehr wurde allerdings durch Errichtung des Stadtbahn— 
hofes eine gewiſſe Erleichterung geſchaffen. 

Auch der Bau der Weichſelſtädtebahn erfüllte die darauf geſetzten 
Hoffnungen inſofern nicht, als der Bahnhof Mocker zu weit von der 
Stadt entfernt zu liegen kam und ſomit nur für einige in der Nähe 
gelegene Etabliſſements eine Erleichterung bot. 

Jetzt gab es nur noch eine Möglichkeit, in Thorn eine Beſſerung 
des Güterverkehrs durchzuführen, nämlich die Anlage einer Schienen— 
verbindung zwiſchen Hauptbahnhof und Weichſelufer zur Hebung des 
Umſchlagsverkehrs, und dank dem Entgegenkommen der Eiſenbahnver— 
waltung führten die Bemühungen des Magiſtrats und der Handels— 
kammer zum Ziele, ſodaß am 19. September 1888 die Uferbahn 
eröffnet werden konnte. 

Für den Umſchlagsverkehr war dies ja von großem Nutzen, 
wenn auch die Uferbahn erſt nach ihrer Aufnahme als Station in den 
allgemeinen Gütertarif ihre volle Bedeutung erhalten wird, jedoch 
blieben für den übrigen Güterverkehr die alten Mißſtände beſtehen. 
Die Entfernung von der Stadt nach dem Hauptbahnhof beträgt über 
3 km, und dabei weiſt die von der Stadt nach der Brücke führende 
Straße eine ziemliche Steigung auf, worauf die Laſtfuhrwerke bei 
Feſtſtellung ihrer Ladung Rückſicht nehmen müſſen. Erſchweren ſchon 
dieſe Umſtände den Verkehr erheblich, ſo kommt noch die Erhebung 
des Brückengeldes hinzu, deſſen Abſchaffung wir wiederholt erfolglos 
beantragt haben. 

Thorn würde ja nun wohl für ewige Zeiten in ſeinem jetzigen 
verkehrswidrigen Zuſtande verharren müſſen, wenn nicht gewiſſe Ver— 
hältniſſe mit Gewalt auf eine Umgeſtaltung hindrängten. Einmal iſt 
ja der Zeitpunkt vorauszuſehen, wann der jetzige Hauptbahnhof an 
der Grenze ſeiner Leiſtungsfähigkeit ankommen wird, doch liegt ein 
weiteres, viel wichtigeres Moment in dem Eiſenbahnbetrieb auf der 
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Brücke, die z. Zt. nur ein einziges Gleis beſitzt, ſodaß bei dem 
immer lebhafter werdenden Verkehr der Betrieb ſchon jetzt nur unter 
den größten Schwierigkeiten aufrecht erhalten werden kann. Es iſt 
uns bekannt, daß die Legung eines zweiten Gleiſes nicht mehr lange 
hinausgeſchoben werden kann, wenn der Verkehr auch bei weiterer 
Zunahme ungeſtört vor ſich gehen ſoll. Durch das zweite Gleis 
würde die Brücke für den Fuhr- und Reitverkehr, ſowie auch für den 
Uebergang geſchloſſener Truppenkörper völlig geſperrt und damit der 
Bau einer neuen feſten Brücke über die Weichſel eine unbedingte 
Nothwendigkeit werden. 


Jetzt oder nie iſt aber die Zeit gekommen, frühere Verſäumniſſe 
wieder gut zu machen, indem man dieſe neue Brücke an geeigneter 
Stelle als Eiſenbahnbrücke baut und dadurch auch die Anlage eines 
Bahnhofs auf dem rechten Weichſelufer in der Nähe der Stadt ermög— 
licht. Bis jetzt ſcheint dieſe Idee leider noch nicht Wurzel gefaßt zu 
haben; man will ſich vielmehr, ſoweit uns bekannt iſt, damit begnü— 
gen, eine in der Nähe des Brückenthores mündende Brücke für den 
Wagen- und Perſonenverkehr zu erbauen. Dies würde jedoch gänzlich 
verfehlt ſein und uns keinen Schritt vorwärts bringen, vielmehr für 
alle Zeiten die Hoffnung auf Errichtung eines günſtigen Bahnhofs 
vernichten. 

Schon der Ort des Ueberganges iſt nicht richtig gewählt, denn 
ein Blick auf die beiliegende Karte zeigt, daß die Brückenſtraße keines— 
wegs im wirthſchaftlichen Mittelpunkte der Stadt Thorn liegt. Auch 
würde an genannter Stelle die Brücke dem Schiffsverkehr recht hinder— 
lich ſein. 

Es iſt aber doch noch Nachſtehendes in Betracht zu ziehen: Das 
Schickſal der früheren hölzernen Brücken zeigt, daß ſie nicht geeignet 
ſind, den jetzigen mächtigen Verkehr zwiſchen beiden Ufern mit Sicher— 
heit aufrechtzuerhalten, da ſie ſtändig der Gefahr der Zerſtörung durch 
Hochwaſſer und Eisgang ausgeſetzt ſind. Ein ſolcher prekärer Ueber— 
gang würde ſchon mit dem Charakter Thorns als einer Feſtung erſten 
Ranges im kraſſeſten Widerſpruche ſtehen. Es kann ſich daher nur 
um Herſtellung einer eiſernen Brücke auf Steinpfeilern handeln, bei 
der es aber bezüglich der Koſten ziemlich unweſentlich iſt, ob ſie etwas 

breiter oder ſchmäler gebaut wird, ſodaß es als dringend erwünſcht 
und durchaus zweckmäßig bezeichnet werden muß, wenn man ſie ſo 
breit anlegt, daß ſie Raum für 2 Gleiſe ſowie den Wagen- und Fuß— 
gängerverkehr erhält. Dieſe neue Eiſenbahnbrücke müßte, wie dies ja 
ſchon beim Bau der Thorn Inſterburger Bahn urſprünglich geplant 


war, in der Nähe der Ruine Dybow über die Weichſel geführt werden, 
worauf ſich dann ein Bahnhof in nächſter Nähe der Stadt leicht 
anlegen ließe. 

Aus der beiliegenden Skizze iſt zu erſehen, daß zwei Möglich 
keiten für die Anlage eines ſolchen Bahnhofes vorliegen. Der roth 
eingezeichnete Bahnhof würde ja der Stadt am Nächſten liegen, doch 
befürchten wir, daß die Terrainverhältniſſe bei dieſem Projekte etwas 
ſchwierig ſein werden, und glauben auch, daß wegen der unmittelbaren 
Nähe der Feſtungswerke die Militärbehörde ihre Zuſtimmung verweigern 
wird. Dagegen würden dem grün eingezeichneten Projekt ſolche 
Bedenken nicht entgegenſtehen. Hier würde der Bahnhof ungefähr in 
der Mitte zwiſchen die alte Stadt Thorn, die Bromberger Vorſtadt 
und die Kulmer Vorſtadt nebſt Mocker zu liegen kommen, und es 
ſtände faſt völlig unbebautes, der Stadt Thorn gehörendes Terrain 
reichlich zur Verfügung, das wohl von ihr gerne ohne Entgelt abgetreten 
werden würde, ſodaß Grunderwerbskoſten nicht in Frage kämen. 

Durch einen Bahnhof an dieſer Stelle würde aber auch etwas 
wirklich Vollkommenes geſchaffen werden, während unter Beibehaltung 
des jetzigen Eiſenbahnüberganges etwaige Verkehrsverbeſſerungen immer 
nur Flickwerk ſein können. Dabei liegt nun die Errichtung der neuen 
Anlagen nicht nur im Intereſſe der Stadt Thorn und der Umgebung, 
ſondern es ſtehen auch bedeutſame Intereſſen der Eiſenbahn- und 
Militärverwaltung auf dem Spiele. 

Wie wir ſchon erwähnten, wird der Thorner Hauptbahnhof bald 
an der Grenze ſeiner Leiſtungsfähigkeit angelangt ſein, und dabei iſt 
nach den Erfahrungen der letzten Jahre eine weitere erhebliche 
Steigerung des Verkehrs mit Sicherheit zu erwarten. Ein Bild von 
dieſer Entwickelung geben die Einnahmen der 3 Thorner Bahnhöfe in 
den letzten 7 Jahren. 

Sie betrugen 

im Jahre 93/94: im Jahre 96/97: im Jahre 98/99: 
auf dem Hauptbahnhofe 1459262 Mk. 1923256 Mk. 2181519 Mk. 
auf dem Bahnhofe Mocker 166451 „ 228054 „ 320873 „ 
auf dem Stadtbahnhofe 210228 „ 218404 „ 256584 „ 

Insgeſammt: 1835941 Mk. 2369714 Mt. 2758976 Mk. 

Bei der erſtaunlichen Entwickelung Rußlands in den letzten Jahren, 
den Bemühungen von deutſcher und ruſſiſcher Seite, die gegenſeitigen 
Handelsbeziehungen zu heben, und bei der fortſchreitenden Ausbildung 
des ruſſiſchen Eiſenbahnnetzes kann es gar nicht ausbleiben, daß der 
Güteraustauſch mit Rußland einen immer größeren Umfang annimmt. 
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Dieſem wachſenden Verkehr wird aber der jetzige Hauptbahnhof nach 
wie vor zu dienen haben, und alle dort befindlichen Einrichtungen 
werden keineswegs überflüſſig werden, ſondern auch fernerhin in 
unvermindertem Maße benutzt werden, ja der neue Bahnhof wird 
einzig und allein dem Hauptbahnhofe die durchaus erforderliche Ent— 
laſtung bringen. 

Da der Stadtbahnhof wegfallen wird und der Betrieb auf dem 
Bahnhofe Mocker ſehr einfach geſtaltet werden kann, ſo werden bedeutende 
Erſparniſſe an Perſonal- und ſonſtigen Unkoſten gemacht werden, auch 
können ja die bei der Umwandlung überflüſſig werdenden Gleiſe für 
die neuen Anlagen Verwendung finden. 

Große Schwierigkeit verurſacht heute der Betrieb auf der Strecke 
vom Stadtbahnhofe nach dem Bahnhof Mocker und der Katharinen— 
flurer Weiche wegen der dort vorhandenen enormen Steigung. Bei 
Anlage des von uns vorgeſchlagenen Bahnhofes erklimmt die Eiſenbahn 
die Höhe viel bequemer, wodurch Begleitperſonal und Kohlen erſpart 
werden und die Verwendung einer Nachſchiebelokomotive überflüſſig 
wird. 

Weiterhin wird ſich der Betrieb nach der Uferbahn, der jetzt 
namentlich während des ſtarken Herbſtverkehrs recht ſchwierig iſt, leichter 
durchführen laſſen, da die immerhin gefährliche Befahrung ſtädtiſcher 
Straßen in verkehrreicher Gegend wegfällt und der ganze Betrieb 
überhaupt, ſchon wegen der geringeren Entfernung, billiger und 
ſicherer wird. 

Von höchſter Wichtigkeit wird aber der neue Bahnhof für den 
weiteren Ausbau des Schienennetzes in unſerem Kreiſe ſein. Unſeres 
Dafürhaltens tragen die jetzigen ſchwierigen Bahnhofsverhältniſſe Thorns 
hauptſächlich die Schuld, daß die für die Erſchließung des Kreiſes ſo 
wichtige Strecke Unislaw - Thorn bisher nicht zur Ausführung gelangte. 
Auch die normalſpurigen Kleinbahnen Thorn Leibitſch und Thorn 
Scharnau werden erſt durch den neuen Bahnhof die richtige Zentral— 
ſtelle finden, denn wir nehmen wohl mit Recht an, daß der Betrieb 
dieſer Bahnen, wenn ſie auch vom Kreiſe erbaut werden, doch von 
der Königlichen Eiſenbahn-Verwaltung übernommen werden wird, was 
gewiß auch im Intereſſe der Allgemeinheit liegt. 

Auch für die Militärverwaltung wird die vorgeſchlagene Lage 
der Eiſenbahnbrücke und die Anlage eines Bahnhofes auf dem rechten 
Stromufer von großem Nutzen ſein, denn, ſoweit uns bekannt iſt, 
liegt für die fortifikatoriſchen Intereſſen die Eiſenbahnbrücke jetzt nicht 
günſtig und man ſoll ſich ſchon öfter dahin ausgeſprochen haben, daß 
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eine Verlegung nach Weſten zweckdienlich erſcheine. Die Anlage eines 
Bahnhofes auf dem rechten Ufer iſt ſchon in der von uns erwähnten 
Konferenz im Jahre 1874 als wünſchenswerth bezeichnet worden, und 
das Bedürfniß danach iſt doch ſicherlich, nachdem die Feſtung bedeutende 
Neubauten und vermehrte Beſatzung erhalten hat, in den letzten 
Jahrzehnten noch geſtiegen, ſodaß wir wohl mit Sicherheit auf eine 
kräftige Unterſtützung unſeres Vorgehens durch das Königliche Kriegs— 
miniſterium rechnen können. 

Handel und Verkehr der Stadt Thorn erwarten aber von dem 
neuen Bahnhof einen gewaltigen Aufſchwung, den Beginn einer neuen 
Blütheperiode, denn die alten, ſo lange und tief gefühlten Beſchwerden 
werden dann fallen und der Güterverkehr kann ſich unter den geringſt— 
möglichen Unkoſten entwickeln. Auch der Umſchlag ließe ſich erleichtern, 
die Ueberführungsgebühr nach der Uferbahn könnte ermäßigt werden, 
wenn man nicht vorzöge, die Uferbahn in eine Station zu verwandeln. 
Eine gewaltige Steigerung des Umſchlagsverkehrs würde die natürliche 
Folge ſein. 

Wahrhaft ſegensreich wird der neue Bahnhof aber dadurch 
wirken, daß er für induſtrielle Anlagen geeignete Stätten in ſeiner 
nächſten Nähe ſchafft, denn rings umher iſt genügendes, jetzt unbebautes 
Terrain vorhanden, um zahlreiche Fabriken durch Anſchlußgleiſe unmittel— 
bar mit dem Bahnhofe zu verbinden. Jetzt fehlen hier derartige gute 
Bedingungen, die aber möglichſt bald geſchaffen werden müſſen, da es 
Thorn, wenn Weſtpreußen erſt einigermaßen induſtriell geſättigt ſein 
wird, ſonſt ſchwer fallen wird, Induſtrie heranzuziehen. Die der 
Anſiedlung von Fabriken in Thorn jetzt noch recht nachtheiligen Rayon— 
beſtimmungen werden vorausſichtlich bald erheblich gemildert werden. 

Die Klagen der Ortſchaft Mocker, die jetzt keinen direkten Anſchluß 
an die Thorn Inſterburger Bahn hat, werden durch den neuen 
Bahnhof ebenfalls gehoben werden. 

Durch den Bau der neuen Brücke würde die jetzige Eiſenbahn— 
brücke keineswegs überflüſſig werden, denn ein Theil des Perſonen— 
und Fuhrverkehrs wird auch künftig ſeinen Weg darüber nehmen. 
Ferner könnte, was jetzt abgelehnt werden mußte, die elektriſche Straßen— 
bahn darüber geführt und dadurch die Orte Podgorz, Piask und Rudak 


Renger an Thorn angeſchloſſen werden. Für die Benutzung der Brücke 


wird die Straßenbahngeſellſchaft ſicherlich gerne eine angemeſſene Ent— 
ſchädigung zahlen. 

Wir können ſonach nur wiederholen, daß der Bau einer neuen 
Eiſenbahnbrücke und die Anlegung eines Bahnhofes auf dem rechten 
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Meichjelufer für die Eiſenbahn-Verwaltung, die Militärbehörde und den 
Verkehr von Thorn und dem ganzen umliegenden Wirthſchaftsgebiete 
ſo viele Vortheile bieten wird, daß dagegen die gewiß nicht geringen 
Koſten nicht ausſchlaggebend ſein können, zumal ihnen in der zu 
erwartenden Verkehrsſteigerung ein hinreichendes Aequivalent gegen— 
überſteht. 

Es handelt ſich für Thorn um eine folgenſchwere Entſcheidung. 
Wird nur eine Brücke für den Perſonen- und Fuhrverkehr gebaut, ſo 
iſt niemals an den Bau einer neuen Eiſenbahnbrücke und an die 
Anlegung eines Bahnhofes auf dem rechten Weichſelufer zu denken. 
Thorns Verkehrsverhältniſſe werden dann ewig rückſtändig bleiben, 
die Stadt wird von den Nachbarſtädten bald überflügelt werden und 
muß allmählich verkümmern. In Ew. Excellenz Hand liegt es, dieſes 
traurige Geſchick abzuwenden. Wir haben das feſte Vertrauen, daß 
Ew. Excellenz nur eine für Thorn ſegensreiche Entſcheidung fällen 
werden und bitten Ew. Excellenz gehorſamſt, hochgeneigteſt verfügen 
zu wollen, a 

daß der Bau einer neuen Eiſenbahnbrücke und die Anlegung 
eines Bahnhofes auf dem rechten Weichſelufer bei Thorn in 
den nächſten Etat aufgenommen werde.“ 


Schnellzug poſen Nattowitz. 


Einen Antrag der Handelskammer zu Poſen auf Einlegung eines 
Schnellzugs von Poſen über Jarotſchin — Kreuzburg nach Kattowitz 
nebſt Abzweigung in Jarotſchin nach Gneſen haben wir im Mai 1899 
wie folgt unterſtützt: 

„Ew. Excellenz iſt unter dem 8. d. Mts. von der Handelskammer 
zu Poſen eine Eingabe zugegangen, worin um Herſtellung einer 
Schnellzugsverbindung auf der Strecke Poſen Jarotſchin — Kreuzburg. 
Kattowitz nebſt Abzweigung in Jarotſchin nach Gneſen gebeten wird. 
Wir geſtatten uns, dieſen Antrag auf das Wärmſte zu unterſtützen, 
da gerade unſere Verbindung mit Schleſien noch äußerſt mangelhaft 
iſt, trotzdem vielfache Geſchäftsverbindungen zwiſchen Weſtpreußen 
und Schleſien beſtehen. Wir würden daher jede Verbeſſerung dieſer 
Verkehrsverhältniſſe freudig begrüßen. Schon unſere Verbindung mit 
Breslau, der Provinzialhauptſtadt Schleſiens, iſt ganz ungenügend, 
da man jetzt die nur 300 km lange Strecke günſtigſten Falls in 6½ 
Stunden zurücklegt, noch viel ſchlechter iſt jedoch die Verbindung 
mit Kreuzburg Kattowitz über Gnejen Jarotſchin, da man zur Zus 
rücklegung dieſer 410 km langen Linie 12—14 Stunden braucht, ſodaß 
es die Reiſenden, die nach Kattowitz fahren wollen, vorziehen, über 
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Breslau zu reifen, denn ſie fahren dann, trotzdem dieſe Tour über 
40 km länger iſt, immer noch ca. 2 Stunden weniger. Hier iſt alſo 
eine Beſſerung in der von der Handelskammer zu Poſen beantragten 
Weiſe dringend erwünſcht, wobei wir natürlich Werth darauf legen 
müſſen, daß ein Schnellzug zwiſchen Gneſen und Jarotſchin eingelegt 
wird, damit man von Thorn aus nicht erſt den Umweg über Poſen 
nehmen muß, da ja hierdurch der errungene Vortheil größtentheils 

wieder verloren gehen würde. 
Wir bitten daher Ew. Excellenz ganz gehorſamſt, die 
Einrichtung einer Schnellzugsverbindung auf der Strecke 
Poſen- Jarotſchin — Kreuzburg — Kattowitz mit Abzweigung in 
Jarotſchin nach Gneſen hochgeneigteſt anordnen zu wollen.“ 

Siſenbahnverkehr mit Aieszawa. 

Im Mai 1899 verfügte die Direktion der Warſchau Wiener 
Bahn, daß der früh 8 Uhr 26 Minuten von Alexandrowo abgehende 
Zug nicht mehr auf der Station Alexandrowo halten ſolle. Da ſich 
aber in Nieszawa das ruſſiſche Grenzzollamt für die auf der Weichſel 
verkehrenden Güter befindet, ſo iſt es namentlich während der Schiff— 
fahrts- und Flößereiperiode für unſere Speditionsgeſchäfte von größter 
Wichtigkeit, möglichſt oft briefliche Anordnungen dorthin ſenden zu 
können. Durch die neue Verordnung blieb hierfür nur der Mittags 
hier abgehende Zug zur Verfügung, ſodaß es innerhalb 24 Stunden 
nur noch einmal möglich war, ſich mit Nieszawa in Verbindung zu 
ſetzen. Auch den Holzverkehr erſchwerte die Neuerung, denn gerade 
mit dem Morgenzuge fuhren ſtets die hieſigen Holzvermeſſer nach 
Nieszawa, um im Laufe des Tages die dort angekommenen, für Thorn 
beſtimmten Holztransporte zu vermeſſen. Wir erſuchten daher die 
Direktion, dieſe Verfügung möglichſt bald wieder aufzuheben, was denn 
auch Anfang Juli geſchah. 

Perſonenzugverbindung auf der Strecke 
Jablonowo Soldau. 

Bewohner des Kreiſes Strasburg hatten ſich verſchiedentlich über 
mangelhafte Zugverbindung auf der Strecke Jablonowo — Soldau bei 
uns beſchwert. Da die Wünſche berechtigt waren, haben wir auch die 
Königliche Eiſenbahndirektion zu Danzig um Abhilfe erſucht. Hierauf 
wurde uns erwidert, daß vom 1. Mai 1900 ab auf der Strecke 
Inſterburg Thorn —Poſen. Berlin ein D-Zugpaar, wie wir es ſchon 
vor Jahren beantragt hatten, eingelegt werde. Um hieran gute 
Anſchlüſſe zu erreichen und gleichzeitig den Wünſchen wegen Zugver— 
beſſerung auf der Strecke Jablonowo Soldau nachzukommen, werde 
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der Fahrplan für die Strecke Graudenz Soldau entſprechend abgeändert 
werden. 


Späterlegung des Fuges 408. 


Unter dem 11. Juli 1899 ſchrieben wir an die Bromberger Eiſen— 
bahndirektion: 

„Von den auf der Strecke Injterburg -Schönjee fahrenden Paſſa— 
gieren wird es höchſt unangenehm empfunden, daß der in Schönſee 
von Inſterburg Abends 9 Uhr 46 Minuten ankommende Perſonenzug 
keinen Anſchluß nach Culmſee findet, zumal es auch nicht mehr möglich 
iſt, an demſelben Abend über Thorn nach Culmſee zu gelangen. Es 
wäre deshalb dringend erwünſcht, daß der jetzt Abends 8 Uhr 9 Minuten 
von Schönſee nach Culmſee — Bromberg abgehende Zug auf eine ſpätere 
Zeit, vielleicht 9 Uhr 50 Minuten Abends, verlegt werden würde. Es 
würde ſich gegen die Verlegung dieſes Zuges, der ja nur ein Lokalzug 
iſt, wohl wenig einwenden laſſen, und vielleicht könnte er ſo gelegt 
werden, daß die weiterfahrenden Paſſagiere in Bromberg noch den 
nach Berlin um 12 Uhr 2 Minuten fahrenden Schnellzug erreichen 
würden. Wir bitten daher die Königliche Eiſenbahndirektion ganz 
ergebenſt, die beantragte Zugverlegung vornehmen laſſen zu wollen.“ 

Die Direktion erwiderte hierauf: 

„Der Abendzug Nr. 408 liegt für den Nahverkehr günſtig und 
vermittelt in Bromberg den Anſchluß an den um 10 Uhr 44 Minuten 
nach Inowrazlaw (Poſen u. ſ. w.) und den um 11 Uhr nach Thorn, 
und in Culmſee den Anſchluß an den um 9 Uhr 11 Minuten nach 
Graudenz abgehenden Zug. 

Die Späterlegung des Zuges 408, ſo, daß er Anſchluß an den 
aus Richtung Inſterburg um 9 Uhr 46 Minuten Abends in Schönſee 
ankommenden Zuges 52 erhält, würde nur unter Verluſt der erwähnten 
Anſchlüſſe zu ermöglichen ſein. Durch die Späterlegung des genannten 
Zuges würde daher nicht nur der Nahverkehr beeinträchtigt, ſondern 
auch der erwähnte Uebergangsverkehr vollſtändig abgeſchnitten, ſomit 
eine erhebliche Schädigung ausgedehnter Verkehrsintereſſen hervor— 
gerufen werden. 

Wir ſind daher zu unſerem Bedauern nicht in der Lage, dem 
Antrage entſprechen zu können.“ 


Perſonenverkehr auf der Marienburg 


Mlawkaer Eijenbahn. 
Mit der Direktion der Marienburg Mlawkaer Eiſenbahn hatten 
wir im Juli v. Is nachſtehenden Schriftwechſel. Wir ſchrieben: 
„Bewohner des zu unſerem Kammerbezirke gehörigen Kreiſes 
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Löbau, namentlich aus Neumark und Löbau, haben uns gebeten, bei 
der geehrten Direktion um eine beſſere Perſonenzugverbindung zwiſchen 
dieſer Gegend und Marienburg Danzig nachzuſuchen. Es wird 
namentlich darüber geklagt, daß es nicht möglich iſt, von dieſen Städten 
aus zur Börſenzeit nach Danzig und an demſelben Tage wieder zurück 
zu gelangen. Den Wünſchen der Intereſſenten könnte vielleicht ohne 
Benachtheiligung anderer Verkehrsintereſſen entſprochen werden, wenn 
die geehrte Direktion den beſtehenden Fahrplan in nachſtehender Weiſe 
abändern würde: 

Unter Wegfall des jetzt 5 Uhr früh von Dt. Eylau abgehenden, 
in Marienburg erſt 7 Uhr 50 Minuten eintreffenden Zuges wird früh 
etwa um 6 Uhr ein Zug von Montowo mit Anſchluß von Löbau 
abgelaſſen und die Reiſegeſchwindigkeit derart vergrößert, daß er etwa 
um 8 Uhr in Marienburg eintrifft. Sollte die nur etwa 95 km 
lange Strecke nicht in 2 Stunden zurückgelegt werden können, ſo müßte 
eben der Abgang von Montowo auf eine etwas frühere Zeit gelegt 
werden. Die Reiſenden würden dann mit dem 8 Uhr 15 Minuten 
von Marienburg abgehenden Zuge weiterfahren können und Danzig 
um 9 Uhr 45 Minuten erreichen. Um die Rückreiſe an demſelben 
Tage unter Benutzung des jetzt Abends 7 Uhr von Danzig abgehenden 
Zuges bewerkſtelligen zu können, müßte der jetzt 8 Uhr 40 Minuten 
Abends von Marienburg nach Dt. Eylau fahrende Zug ebenfalls 
beſchleunigt und über Dt. Eylau nach Montowo bezw. Löbau weiter— 
geführt werden, wobei der jetzt Abends 10 Uhr 8 Minuten von 
Dt. Eylau nach Zajonskowo gehende Zug wegfallen könnte. 

Wir würden der geehrten Direktion zu großem Danke verbunden 
ſein, wenn Wohldieſelbe durch die vorgeſchlagene oder ſonſtige dienliche 
Abänderung des Fahrplanes den vorgetragenen Wünſchen entgegen— 
kommen würde. Wir bitten ganz ergebenſt, uns gefälligſt mittheilen 
zu wollen, ob unſer Antrag Ausſicht auf Verwirklichung hat.“ 

Darauf erhielten wir den Beſcheid: 

„Auf die Zuſchrift vom 12. d. Mts. J-Nr. 1103 beehren wir uns 
zu bemerken, daß wir den Wünſchen der Handelskammer vor der 
Hand nicht nachzukommen vermögen. Die langjährigen Erfahrungen 
in den Ergebniſſen des Perſonen-Verkehrs auf der Marienburg — 
Mlawkaer Eiſenbahn haben uns bislang noch nicht ermuthigen können, 
den Perſonen-Verkehr von dem Güter Verkehr zu trennen; wir müſſen 
vielmehr die meiſten der Züge noch zu Gütertransporten mitbenutzen. 

Die nach Ihren Vorſchlägen abzuändernden Züge 2 und 5 würden 
ganz bedeutende Mehr-Aufwendungen zur Folge haben, welche mit 


62 


den zu erwartenden Einnahmen in einem argen Mißverhältniß ſtehen 
würden, ſo daß wir zur Zeit und bis zu dem Zeitpunkt, von welchem 
ab wir den Perſonen-Verkehr von dem Güter Verkehr trennen werden, 
Ihren Wünjchen nicht Folge geben können.“ 
Fugverbindung zwiſchen Kulm 
und Thorn. 

Ende September richteten wir eine Eingabe an die Eiſenbahn— 
Direktion zu Danzig, worin wir ausführten: 

„Die Eiſenbahnverbindungen der Stadt Kulm, die als Station 
einer Sekundärbahn an einer Sackbahn gelegen iſt, ſind naturgemäß 
nicht allzu glänzend. Dennoch könnten hier, ohne daß der Eiſenbahn— 
Verwaltung irgendwelche Koſten erwüchſen, Verbeſſerungen vorgenommen 
werden, die von den Einwohnern Kulms freudig begrüßt werden 
würden, und zwar beſtehen dieſe einmal in dem Anſchluß des von 
Graudenz kommenden Zuges 504 an den 6 Uhr 39 Minuten von 
Thorn nach Poſen abgehenden Zug und zweitens in der Herſtellung 
eines Anſchluſſes in Kornatowo nach Kulm an den Abends 8 Uhr 
10 Minuten von Thorn nach Graudenz — Marienburg fahrenden 
Zug 513. 

Der jetzt früh 5 Uhr von Graudenz, 5 Uhr 10 Minuten von 
Kulm abfahrende Zug hat jetzt in Thorn keinen Anſchluß nach Poſen 
und Bromberg, ſodaß die nach Poſen reiſenden Paſſagiere bis 11 Uhr 
4) Minuten warten müſſen und erſt 3 Uhr 7 Minuten nach Poſen 
gelangen, während beim Vorhandenſein direkten Anſchluſſes ſie bereits 
9 Uhr 55 Minuten Vormittags in Poſen ſein könnten. 

Dieſer direkte Anſchluß läßt ſich aber leicht dadurch erreichen, daß 
der Zug in Graudenz und Kulm früher abgelaſſen wird und er die 
Strecke mit größerer Geſchwindigkeit durchfährt. Der Zug braucht jetzt 
von Graudenz nach Thorn 3 Stunden, während der Zug 506 die 
Strecke in wenig über 2 Stunden zurücklegt. Falls auch der Zug 
504 mit derſelben Geſchwindigkeit fahren würde, würde man den 
Anſchluß an den 6 Uhr 39 Minuten von Thorn nach Poſen gehenden 
Zug durch Verlegung der Abfahrt von Graudenz auf vielleicht 4 Uhr 
30 Minuten Morgens erreichen, wobei der Anſchluß von Kulm durch 
Abgang des Kulmer Zuges um 4 Uhr 40 Minuten Morgens hergeſtellt 
werden könnte. Dieſe Verlegung des Frühzuges würde nicht nur für 
die Kulmer Intereſſenten, ſondern für ſämmtliche Anlieger der Strecke 
Graudenz Thorn von Vortheil ſein. 

Ein weiterer Uebelſtand für den Eiſenbahnverkehr der Stadt Kulm 
beſteht darin, daß der Abends 8 Uhr 10 Minuten von Thorn 
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nach Graudenz—Marienburg abfahrende Zug in Kornatowo keinen 
Anſchluß nach Kulm hat. Dieſer 8-Uhr-Zug it ja für alle aus 
Schleſien und Poſen kommenden Anwohner der Weichſelſtädtebahn 
recht günſtig, nur die Bewohner Kulms ſind von dem Vortheile aus— 
geſchloſſen. Sie müſſen entweder in Thorn übernachten oder verſuchen, 
in Kornatowo Fahrgelegenheit nach Kulm zu erhalten. Auch Geſchäfts— 
leute und andere Perſonen, die auf dem Thorner Landgericht Termin 
haben und bis zu dem 5 Uhr 45 Minuten von Thorn abgehenden 
Zug noch nicht abgefertigt ſind, ſind ebenfalls gezwungen, hier zu 
übernachten, falls ſie in Kornatowo keine Fahrgelegenheit, die doch 
immer koſtſpielig iſt, haben. Es iſt ja außerdem zweifellos, daß durch 
dieſe ſchlechte Verbindung zwiſchen Kulm und Thorn der Verkehr 
zwiſchen dieſen Städten leiden muß. 

Hier ließe ſich der Anſchluß nach Kulm ohne Einführung eines 
neuen Zuges auf der Strecke Kornatowo Kulm herſtellen, wenn der 
jetzt 8 Uhr 48 Minuten von Kornatowo nach Kulm gehende Zug 
auf den Thorner Abendzug warten würde. Um jedoch im Intereſſe 
der aus der Richtung Graudenz kommenden Reiſenden die Wartezeit in 
Kornatowo nicht allzuſehr zu verlängern, müßte man dem Zug 513 eine 
größere Geſchwindigkeit geben, ſodaß er die Strecke, ebenſo wie der 
Zug 505, in einer Stunde und 10 Minuten durchfahren würde; er 
würde dann 9 Uhr 20 Minuten in Kornatowo ankommen, worauf 
dann der Zug nach Kulm bereits 9 Uhr 23 Minuten weiterfahren 
könnte. 

Wir bitten die Königliche Eiſenbahndirektion dringend, dieſe beiden 
für Kulm ſo weſentlichen Zugverbeſſerungen in wohlwollende Erwägung 
zu ziehen und für eine möglichſt baldige Einführung Sorge tragen zu 
wollen. 

Bei dieſer Gelegenheit wollen wir nicht verſäumen, die Königliche 
Eiſenbahndirektion auf einen lange gehegten Wunſch der Kulmer 
Güterempfänger hinzuweiſen, nämlich auf die Anbringung einer Zen— 
teſimalwage auf dem Bahnhofe Kulm. Es kommt jetzt häufig vor, 
daß dort Kleie, Getreide-, Kohlen- und andere Sendungen eingehen, 
deren bahnamtliche Verwiegung ſich nöthig macht, zu welchem Zwecke 
ſie dann erſt nach Stolno zurückgefahren werden müſſen, was immer 
einen ganzen Tag in Anſpruch nimmt. Mit Rückſicht auf dieſe Umſtände 
verzichten die Empfänger oft auf die Verwiegung. Wenn ja nun auch 
die Bahn zur Nachwägung von Wagenladungsgütern nur inſoweit 
verpflichtet iſt, als die vorhandenen Wägevorrichtungen dazu ausreichen, 
ſo ſcheint es uns doch durchaus erforderlich, für eine ſo bedeutende 
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Station wie Kulm, die z. B. im letzten Jahre 24000 Tonnen an 
Wagenladungsgütern empfangen hat, eine Zenteſimalwage anzubringen. 
Wir bitten deshalb die Königliche Eiſenbahndirektion ganz ergebenſt, 
eine dahingehende Verfügung treffen zu wollen.“ 

Der wenig tröſtliche Beſcheid lautete: 

„Wir bedauern die in der nebenbezeichneten Eingabe erbetenen 
Zugverſchiebungen nicht vornehmen zu können. Der Frühzug 504 
müßte zur Erreichung des Anſchluſſes an den um 6 Uhr 39 Minuten 
von Thorn nach Poſen fahrenden Zug bereits gegen 6 Uhr in Thorn 
Hauptbahnhof eintreffen, da die Kreuzung mit dem um 6 Uhr 13 
Minuten aus Thorn nach Graudenz fahrenden Zuge 503 auf Thorn 
Hauptbahnhof ſelbſt jtattfinden muß, weil bei einer Verlegung der 
Kreuzung nach Mocker Zug 504 früheſtens um 6 Uhr 37 Minuten in Thorn 
eintreffen könnte und 2 Minuten Uebergangszeit unzureichend ſind. 
Die Abfahrtszeit des Zuges 504 aus Graudenz müßte alſo, ſelbſt 
wenn die Geſchwindigkeit auf 40 km in der Stunde erhöht wird, auf 
etwa 4 Uhr Morgens feſtgeſetzt werden, wodurch die Benutzung des 
Zuges zweifellos ungünſtig beeinflußt werden würde, ganz abgeſehen 
davon, daß in Culmſee die Anſchlüſſe von den Zügen 401 aus Brom— 
berg und 5202 aus Schönſee verloren gehen. 

Zug 540 Kormatowo— Kulm kann ebenfalls nicht die gewünſchte 
Lage erhalten, weil nach den angeſtellten Erhebungen der Uebergangs— 
verkehr aus der Richtung Graudenz erheblich ſtärker iſt, wie der aus 
der Richtung Thorn. 

Verbeſſerungen der jetzt nicht ganz zulänglichen Anſchlußverbin— 
dungen werden ſich vorausſichtlich erſt dann erzielen laſſen, wenn in 
Folge Umwandlung der Strecke Thorn —Graudenz in eine Vollbahn 
die Anwendung größerer Geſchwindigkeiten möglich iſt.“ 

In einem ſpäteren Schreiben wurde uns mitgetheilt, daß man 
der Herſtellung einer Gleiswage auf dem Bahnhofe Kulm näher 
treten werde, ſobald der Direktion Mittel dazu zur Verfügung ſtehen 
würden. 


Verlegung des Zuges 230. 


Im Dezember baten wir die Bromberger Eiſenbahndirektion, den 
jetzt Abends 7 Uhr 55 Minuten von Thorn nach Bromberg fahrenden 
Lokalzug 250 ſo zu verlegen, daß er Anſchluß an den Nachmittags 
3 Uhr 23 Minuten Bromberg in der Richtung nach Schneidemühl ver- 
laſſenden Lokalzug 254 erhalte, und begründeten dies, wie folgt: 

„In ſeiner jetzigen Lage wird der Zug 250, wie ſich dies ja leicht 
feſtſtellen laſſen wird, nur wenig benutzt, denn diejenigen Reiſenden, 
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die ſich nur am Nachmittag in Thorn aufhalten wollen, fahren meijt 
bereits um 6 Uhr, während die den Abend hier verbringenden Fremden 
den günſtigen 11-Uhr-Zug benutzen. Während das Bedürfniß nach 
einem 8 Uhr Abends fahrenden Zug nur gering iſt, fehlt uns dagegen 
ein günſtiger Nachmittagszug nach Bromberg, denn 6 Stunden lang, 
zwiſchen 11 Uhr 46 Minuten und 5 Uhr 45 Minuten, iſt keine Reiſe— 
gelegenheit nach Bromberg vorhanden. Der für die Geſchäftszeit ſo 
günſtige Zug 241 würde ſicher von Bromberg aus viel häufiger 
benutzt werden, wenn die Rückfahrt von Thorn ſo früh angetreten 
werden könnte, daß nicht der ganze Nachmittag verloren geht. Von 
Thorn aus würde man den neuen Zug wohl auch gerne benutzen, 
namentlich wenn es ſich darum handeln würde, kurze geſchäftliche 
Beſprechungen in Bromberg zu erledigen, da dann zur ſchnellen Rück— 
fahrt der Zug 247 zur Verfügung ſtände. Der Werth des Nachmittags— 
zuges würde ſich natürlich noch dadurch erhöhen, daß er Anſchluß an 
den nach Schneidemühl fahrenden Lokalzug 254 erhielte. 

Da der Eiſenbahn- Verwaltung durch die Verlegung keine Mehr— 
koſten entſtehen würden, entgegenſtehende Intereſſen unſeres Wiſſens 
aber nicht vorhanden ſind, ſo geben wir uns der Hoffnung hin, daß 
die Königliche Eiſenbahndirektion unſeren Antrag in wohlwollende 
Erwägung ziehen und, falls es angängig iſt, unſerem Wunſche noch 
in dieſem Winterhalbjahre Rechnung tragen wird.“ 

Darauf antwortete die Direktion: 

„Der Zug 250 dient in erſter Reihe der Güterbeförderung und 
zwar ſowohl der Abfuhr von Güterwagen aus Thorn, als auch beſonders 
dem Abtransport der am Tage mit Schwellen beladenen Wagen von 
Schulitz und kann aus dieſem Grunde in ſeiner jetzigen Lage nicht 
entbehrt werden. 

Der Zug iſt für die Perſonenbeförderung frei gegeben, beſonders 
um den Intereſſenten des Holzhandels denen der Zug 248, Abfahrt 
von Thorn 5 Uhr 45 Minuten zu früh, hingegen der von Thorn 
11 Uhr Abends abfahrende Zug 24 zu ſpät gelegen war, die Rückkehr 
nach Bromberg zu erleichtern. 

Die Verlegung des Zuges 250 in die Nachmittagſtunden zum 
Anſchluß an den 3 Uhr 23 Minuten von Bromberg abfahrenden Zug 
254 könnte für Thorn auch nur dann einen Vortheil bieten, wenn 
der jetzt gemiſchte Zug in einen Perſonenzug umgewandelt werden 
würde, da er als gemiſchter Zug bei den auf der eingleiſigen Strecke 
auf den Stationen wahrzunehmenden Kreuzungen mit anderen Zügen 

bereits 12 Uhr 43 Minuten Mittags von Thorn abfahren müßte. In 
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ſolcher Lage, nur 57 Minuten jpäter aus Thorn als Zug 246, würde 

der erſtrebte Zweck aber verfehlt werden. Für die hiernach nur übrig 

bleibende Einlegung eines beſonderen Perſonenzuges können wir aber 

ein allgemeines dringendes Bedürfniß nicht anerkennen. Hiernach 

müſſen wir die beantragte Verlegung des Zuges 250 ablehnen.“ 
Fugverbindung zwiſchen Thorn 

und Alexandrowo. 

Zwecks Einführung beſſerer Zugverbindungen zwiſchen Thorn und 
Alexandrowo reichten wir der Eiſenbahndirektion Bromberg folgende 
Petition ein: 

„Die Königliche Eiſenbahndirektion bitten wir ganz ergebenſt, den 
Abgang der Züge 431 und 433 von Thorn nach Alexandrowo auf 
eine etwas ſpätere Zeit zu verlegen, den Abgang der Züge 432 und 
434 von Alexandrowo nach Thorn etwas früher zu bewirken und die 
ſämmtlichen genannten Züge nur als reine Perſonenzüge fahren zu 
laſſen. Die Durchführung unſerer Anträge würde eine bedeutende 
Erleichterung für den Perſonenverkehr zwiſchen Alexandrowo und Thorn 
bedeuten, denn es würde dadurch den mit dem Zuge 432 ankommenden 
Reiſenden ermöglicht werden zur Rückkehr den Zug 431 zu benutzen 
und Nachmittags könnte zur Herfahrt der Zug 434 und zurück Zug 433 
verwendet werden. Jetzt iſt dies nur wenigen möglich, da ſelbſt bei 
rechtzeitiger Ankunft der Alexandrowoer Züge die Zwiſchenzeit, von 
der noch die beſchwerliche Fahrt vom Hauptbahnhof nach der Stadt 
und zurück in Abzug zu bringen iſt, zu kurz iſt. Dazu kommt aber 
noch der weitere Uebelſtand, daß die Züge aus Alexandrowo ſehr 
häufig mit großer Verſpätung, die oft ½ 1 Stunde beträgt, hier ein- 
treffen, ſodaß ſich alſo die Reiſenden nicht einmal darauf verlaſſen 
können, daß ihnen der an und für ſich ſchon ſo kurz bemeſſene fahr— 
planmäßige Aufenthalt überhaupt zur Verfügung ſteht. Hier iſt es 
dringend nöthig, daß baldige Abhilfe geſchaffen wird, damit dem 
Bedürfniſſe des Verkehrs Rechnung getragen werde. Dies kann leicht 
dadurch geſchehen, daß die Züge früher hier eintreffen und ſpäter 
weggehen, ſodaß den Reiſenden zur Erledigung ihrer Angelegenheiten 
in Thorn ein genügender Zeitraum gewährt wird, was natürlich nicht 
unbeträchtlich zur Hebung des Verkehrs beitragen wird. Die Züge 432 
und 433 ſind Lokalzüge, deren Verlegung keinerlei Intereſſen ſchädigen 
würde. Der Zug 431 geht jetzt 11 Uhr 46 Minuten von Thorn ab 
und kommt 12 Uhr 24 Minuten in Alexandrowo an, wo er über eine 
Stunde Aufenthalt hat. Der Zug könnte von Thorn etwas ſpäter 
abgelaſſen werden, da die Paß- und Zollreviſion in Alexandrowo 
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ſicher auch in kürzerer Zeit vollzogen werden könnte. Der Zug 434 
könnte unter Wahrung des Anſchluſſes an den 2 Uhr 56 Minuten von 
Warſchau ankommenden Zug etwas früher von Alexandrowo abfahren. 
Die ganze Maßregel könnte noch dadurch erleichtert werden, daß 
ſämmtliche Züge als reine Perſonenzüge gefahren würden, die in 
Ottlotſchin keinen größeren Aufenthalt zu haben brauchten. Hierdurch 
allein würde ja, ſelbſt unter Beibehaltung des jetzigen Fahrplans, ſehr 
viel, bisher für die Reiſe nutzlos vergeudete Zeit gewonnen werden, 
die die Fahrgäſte in weit vortheilhafterer Weiſe für den Aufenthalt am 
hieſigen Platze verwenden könnten. Schließlich bitten wir die König- 
liche Eiſenbahndirektion noch ganz ergebenſt, ſoweit es von hier aus 
möglich iſt, darauf hinzuwirken, daß die oben beklagten Zugverſpätungen 
vermieden werden.“ 

Der unter dem 15. März 1900 eingehende Beſcheid lautete: 

„Auf die Eingabe vom 13. Januar d. Is. IN. 188 erwidern wir 
Ihnen ergebenſt, daß es uns bis auf Weiteres nicht möglich iſt, den 
Fahrplan der Strecke Thorn Alexandrowo in der von Ihnen 
gewünſchten Weiſe umzugeſtalten, da derſelbe ganz abhängig iſt von den 
Gleisverhältniſſen in Alexandrowo, ſowie den ſonſtigen Abfertigungs— 
vorſchriften der Paß- und Zollverwaltung, die eine Aenderung vorerſt 
noch nicht zulaſſen. Die von uns zum Zwecke mündlicher Verhand— 
lungen mit den Vertretern der Direktion der Warſchau— Wiener Eiſen— 
bahn nach Alexandrowo entſandten Kommiſſare haben ſich leider nur 
von der Unmöglichkeit einer Aenderung des bisherigen Zugverkehrs 
überzeugen können; jedoch den Eindruck empfangen, daß nach Beendi— 
gung der in Ausſicht genommenen Gleisumbauten auf Bahnhof 
Alexandrowo die erſtrebte Verbeſſerung des Fahrplans nicht aus— 
geſchloſſen iſt. 

Wir werden daher die Angelegenheit auch ferner im Auge 
behalten und zu geeigneter Zeit darauf zurückkommen.“ 

Aeexpeditionstarif für Futtermittel. 


Auf unſeren im vorjährigen Berichte abgedruckten erneuten Antrag 
wegen Tariferleichterung bei der Einfuhr ruſſiſcher Futtermittel erwiderte 
die Bromberger Eiſenbahndirektion, daß eine endgiltige Entſcheidung 
noch nicht getroffen werden könne, da man zunächſt die gutachtliche 
Aeußerung der Landwirthſchaftskammer für die Provinz Weſtpreußen 
abwarten müſſe. 

Um die Angelegenheit endlich zum Ziele zu führen, erbaten wir 
uns in der nachſtehenden Eingabe die Unterſtützung des Herrn 
Handelsminiſters: 
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„Ew. Excellenz geſtatten wir uns ganz gehorſamſt zu bitten, uns 
zur Erreichung einer kleinen, aber für unſeren Futtermittelhandel höchſt 
wichtigen Tariferleichterung die hochgeneigte Unterſtützung gewähren zu 
wollen. Es iſt den hieſigen Kaufleuten nach unendlichen Mühen 
gelungen, Thorn zum maßgebenden Platz für den Import ruſſiſcher 
Futtermittel zu machen, denn es werden ſchätzungsweiſe jährlich 
1214000 Waggons ruſſiſcher Kleien und Oelkuchen für Thorner 
Rechnung eingeführt. Durch die beſtehenden Tarife werden jedoch die 
Importeure genöthigt, über den endgiltigen Beſtimmungsort der Waare 
ſchon bei deren Eintreffen in Alexandrowo zu verfügen, damit ſie den 
Alexandrowoer Grenztranſittarif benutzen können, der gegenüber dem 
gebrochenen Tarif Alerandrowo Thorn und Thorn —Endſtation eine 
erhebliche Frachtermäßigung enthält. Da die aus Rußland eintreffenden 
Futtermittel ſelbſt bei ganz reellen Mühlen naturgemäß verſchiedenartig 
ausfallen, ſo muß der Thorner Kaufmann, um ſich von der Qualität 
der Waare überzeugen und darnach ſeine Beſtimmungen treffen zu 
können, von ſämmklichen in Alexandrowo eintreffenden Sendungen 
durch einen Spediteur Muſter ziehen laſſen. Die dortigen Spediteure 
wenden jedoch beim Ziehen dieſer Muſter, zumal die ruſſiſche Bahn— 
verwaltung nur aus beſonderem Entgegenkommen und widerruflich 
dieſe Arbeit geſtattet, für welche nur eine ganz minimale Zeit gelaſſen 
wird, nicht die nöthige Sorgfalt an, ſodaß die Muſter häufig nicht der 
Qualität der Waare entſprechen. Ferner müſſen auch die Thorner 
Kaufleute nach Eintreffen der Muſter ſofort ihre Dispoſitionen treffen, 
weshalb die Unterſuchung der Probe auch oft nicht gründlich genug 
vorgenommen werden kann, beſonders während der Herbſt⸗ und 
Wintermonate, weil dann die Muſter ausſchließlich erſt Abends 6 Uhr 
hier eintreffen. Unter dieſen Umſtänden iſt es kein Wunder, daß die 
Sendungen zuweilen nicht den Lieferungsbedingungen entſprechend 
ausfallen, wodurch den Thorner Händlern Unannehmlichkeiten und 
Unkoſten entſtehen. Bei den beſtehenden Tarifverhältniſſen läßt ſich 
dies jedoch nicht ändern, da die Differenz zwiſchen dem Grenztranſittarif 
und dem gebrochenen Tarif etwa die Hälfte des durchſchnittlichen 
Gewinnes beträgt. Um dem erwähnten Uebelſtande abzuhelfen, richteten 
wir im Jahre 1897 an die Königliche Eiſenbahndirektion in Bromberg 
das Erſuchen, eine Tarifbeſtimmung zu erlaſſen, wonach die aus Rußland 
kommenden Futtermittel eine noch näher zu beſtimmende Zeit lang 
hier eingelagert werden dürften, um dann bei Nachweis der Identität 
unter Anrechnung der Fracht Alexandrowo —Endſtation weiter ver⸗ 
frachtet zu werden. Hierauf ging uns der Beſcheid zu, daß unſerem 
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Erſuchen nicht jtattgegeben werden könne, da nach Auffaſſung der 
Landwirthſchaftskammer zu Danzig durch die Tariferleichterung eine 
Schädigung der einheimiſchen Mühleninduſtrie zu befürchten ſei. Da 
wir uns nicht denken konnten, inwiefern die Mühlen dadurch benach⸗ 
theiligt werden könnten, luden wir die hervorragendſten Mühlen— 
induſtriellen unſeres Bezirks zu einer Beſprechung ein, wobei uns ein⸗ 
ſtimmig beſtätigt wurde, daß von der Einführung der von uns befür⸗ 
worteten Tarifmaßregel eine Schädigung der einheimiſchen Mühleninduſtrie 
nicht zu befürchten ſei. Unter Darlegung dieſes Sachverhalts wandten 
wir uns nochmals an die Königliche Eiſenbahndirektion und traten 
auch gleichzeitig mit der weſtpreußiſchen Landwirthſchaftskammer in 
Korreſpondenz, um ſie von der Haltloſigkeit ihrer Befürchtung zu über- 
zeugen. Dies gelang uns jedoch nicht, denn die Landwirthſchafts⸗ 
kammer theilte uns unter dem 31. März v. Is. mit, daß ſie eine 
Schädigung der Binnenmüllerei von der Tariferleichterung nach wie 
vor befürchte und daß ſie auch beſorge, es werde durch die Möglichkeit 
der Einlagerung der Kleie in Thorn ein Anreiz zur Spekulation gegeben, 
was für den Landwirth die Vertheuerung eines der gebräuchlichſten 
Futtermittel bedeuten würde. Hiernach würde der Tarif gleichzeitig 
verbilligend und vertheuernd auf die Waare wirken müſſen, eine 
Anſchauung, die ſich wohl ſchwer vertheidigen läßt. Da jedoch auch 
die Königliche Eiſenbahndirektion ſchrieb, daß es bei dem ablehnenden 
Beſcheid ſein Bewenden haben müſſe, weil die für die Ablehnung des 
Antrages ſ. Zt. maßgebend geweſenen Gründe nach dem Ergebniß der 
nochmals angeſtellten Erhebungen beſtehen geblieben ſeien, ſo ſahen 
wir uns veranlaßt, unſeren Antrag derart abzuändern, daß jegliche 
Befürchtung betreffs einer Verbilligung oder Vertheuerung der Waare 
hinfällig würde. 

Wir ſtellten daher das Erſuchen, die Königliche Eiſenbahndirektion 
möge geſtatten, daß die von Alexandrowo nach Thorn verladene Kleie 
auf Grund des Tranſittarifs Alexandrowo Deutſche Station weiter— 
geſandt werden dürfe, ſofern die Waare, loſe oder hier aufgeſackt, inner— 
halb 24 Stunden nach Eingang von hier weitergeſandt werde, und 
begründeten dieſen Antrag in dem abſchriftlich beigefügten Schreiben. 
Dieſem Antrage können ſicherlich keine Bedenken entgegenſtehen, denn 
einmal wird dadurch der Bahn nicht der geringſte Frachtausfall ent— 
ſtehen und ferner iſt wohl kaum anzunehmen, daß die 24 Stunden 
zu ſpekulativen Zwecken benutzt werden könnten. In der ganzen 
Transportweiſe wird überhaupt nicht die geringſte Aenderung eintreten, 
denn ſchon jetzt bleiben die meiſt loſe eingehenden Kleieſendungen 
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24 Stunden in Thorn, um hier aufgejadt zu werden; es handelt ſich 
alſo nur um die rein formelle Aenderung, daß über den endgiltigen 
Beſtimmungsort anſtatt, wie bisher, in Alexandrowo erſt in Thorn 
Verfügung getroffen wird. Wir konnten ſonach wohl hoffen, daß 
unſerem Antrage ohne Weiteres entſprochen werden würde. Wir 
erhielten jedoch unter dem 4. d. Mts. von der Königlichen Eiſenbahn— 
Direktion in Bromberg den Beſcheid, daß unſer Antrag wegen erleichterter 
Transportbedingungen für ruſſiſche Kleie der Landwirthſchaftskammer 
für die Provinz Weſtpreußen zur gutachtlichen Aeußerung übermittelt 
worden ſei und daß dieſe mitgetheilt habe, es ſeien in dieſer Sache noch 
weitere Rückfragen bei den Binnenmüllern und maßgebenden Kauf— 
leuten in Thorn erforderlich; eine Entſcheidung könne daher vor der 
Hand nicht getroffen werden. Dies bedeutet für uns aufs Neue die 
Hinausſchiebung einer Maßregel, deren Einführung doch im Intereſſe 
unſeres Futtermittelhandels ſo bald als möglich erwünſcht iſt. Wir 
können uns aber auch nach den Vorgängen nicht der Befürchtung 
entſchlagen, daß die Landwirthſchaftskammer, trotzdem u. E. nicht der 
geringſte Grund zur Befürchtung vorhanden iſt, daß Landwirthſchaft 
oder Binnenmüllerei benachtheiligt werden könnte, auf ihrem ablehnenden 
Standpunkt verbleibe und dadurch auch die Eiſenbahnverwaltung zur 
erneuten Zurückweiſung unſeres Antrages bewegen könne. 

Wir wenden uns deshalb vertrauensvoll an Ew. Excellenz mit 
der gehorſamen und dringenden Bitte, unſer Vorgehen hochgeneigteſt 
bei der Königlichen Staatsbahnverwaltung unterſtützen zu wollen, 
damit unſer berechtigter Wunſch nicht wieder an der Stellungnahme 
der Landwirthſchaftskammer ſcheitere. Wir haben auch Se. Excellenz, 
den Herrn Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten um 
die Unterſtützung unſeres Antrages gebeten.“ 

Von dem Herrn Landwirthſchaftsminiſter erhielten wir den nach— 
ſtehenden günſtigen Beſcheid: 

„Das Geſuch der Handelskammer habe ich dem Herrn Ober— 
präſidenten der dortigen Provinz zur Aeußerung nach Anhörung der 
Landwirthſchaftskammer zugehen laſſen. Nach ſeinem Berichte hat ſich 
der Vorſtand der Landwirthſchaftskammer der Königlichen Eiſenbahn— 
Direktion zu Bromberg gegenüber bereit erklärt, dem Antrage der 
Handelskammer auf Probeentnahme und eventuelle Umaddreſſirung 
der von Alexandrowo kommenden Kleie in Thorn ohne Frachtvertheue— 
rung zuzuſtimmen, ſofern an der qu. Kleie keinerlei Aenderung außer 
der Sackung vorgenommen wird, und dieſelbe in der urjprünglichen 
Beſchaffenheit und in derſelben Zeit wie früher weiter expedirt, ſowie 


Seitens der Königlichen Eiſenbahndirektion zu Bromberg die Erfüllung 
dieſer Bedingungen durch Erlaß entſprechender Beſtimmungen unter 
Androhung erheblicher Konventionalſtrafen gewährleiſtet wird. 

Unter dieſen Bedingungen hege ich gegen die Gewährung der 
fraglichen Tariferleichterung auch vom Standpunkte meiner Verwaltung 
keine Bedenken.“ 

Darauf iſt dann im Oktober durch Verfügung der Bromberger 
Eiſenbahndirektion den Wünſchen unſerer Futtermittel-Importeure 
Rechnung getragen worden. 

Staffeltarife für Bolz. 

Anfang Februar 1900 hatten wir uns auf Erſuchen des Herrn 
Oberpräſidenten von Goßler über den nachſtehenden Miniſterialerlaß 
gutachtlich zu äußern: 

„Aus den öſtlichen Provinzen ſind mehrfach Anträge hierher 
gerichtet worden, welche die Ausdehnung der in den öſtlichen Landes— 
theilen geltenden ermäßigten Staffeltarife für Hölzer des Spezialtarifs II 
auf das Gebiet weſtlich von Berlin zum Gegenſtande haben. Es 
ſcheint ſich dabei in der Hauptſache um Schnitthölzer zu handeln, für 
welche im Oſten ein im Verhältniß zu deſſen Produktionsfähigkeit aus— 
reichender Abſatz nicht vorhanden iſt. Die in Betracht kommenden 
Tarife ſind der Staffeltarif der ehemaligen Oſtbahn und derjenige des 
früheren Eiſenbahndirektionsbezirks Breslau. Außerdem hat die Han— 
delskammer in Bromberg die Einführung einer beſonderen noch weiter 
gehenden Staffel in Vorſchlag gebracht. Die hiernach in Betracht zu 
ziehenden Tarifbildungen ſind folgende: 

Von der Handelskammer in Bromberg vorgeſchlagene Staffel: 
1—100 km 3,0 
101— 200 „ 2,8 ee für das tem und 6 Pfg. Abfertigungsgebühr 
201300 „ 2,5 für 100 kg. 
301—500 „ 2,2 
501-800 „ 20 Pfg. für das tkm und 12 Pfg. Abfertigungsgebühr 
über 800 „ 1,8 für 100 kg. 
Staffeltarif der ehemaligen Oſtbahn: 
1100 km 3,0 
101200 „ 2,8 Es für das tkm und 6 Pfg. Abfertigungsgebühr 
201-300 „ 24 für 100 kg. | 
301—400 „ 24 
über 400 „ 2,2 Pfg. für das tkm und 12 Pfg. Abfertigungsgebühr 
für 100 kg. 
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Staffeltarif des vormaligen Direktionsbezirks Breslau: 

51100 km 2,6 Pfg. für das tkm und 9 Pfg. Abfertigungsgebühr 
für 100 kg. 

über 100 km 2,2 Pfg. für das tkm und 12 Pfg. Abfertigungsgebühr 
für 100 kg. i 

Es ergeben ſich hiernach gegenüber dem allgemeinen Ausnahme— 
tarif für Holz des Spezialtarifs II folgende ermäßigte Frachtſätze für 
100 kg in Mark: 


Von der 


Allgemeiner | Handeistammer | Staſſeltarif ] Stodemalien] Nohſtoff⸗ Spezial⸗ 
Sehen: | e e J ee tat. [tar ii. 
100 km 659 0,34 0,34 0,34 029 | 034 
200 „ 072 056 0,58 0,56 051 [ 056 
300 „ 102] 0,72 0,78 0,78 0,73 | 0,8 
400 „ 1326 094 1,00 1,00 0,91 1,00 
500 „ 1,62] 1,12 1,22 1,22 1,05 1,22 
600 „ 1921 1,32 1,44 1,44 1,19 1,44 
700 „ 222] 152 1,66 1,66 133 | 1,66 
800 „ 252 1,56 1,88 1,88 1,47 1,88 
900 „ 2821 1,74 2,10 2,10 1,61 2,10 
1000 „ 3,12] 1,92 2,32 2,32 75 | 232 


Bereits in den Jahren 1891 und 1892 haben Verhandlungen 
über die gleiche Angelegenheit in den Bezirkseiſenbahnräthen ſtatt— 
gefunden, indeſſen mit Rückſicht auf die ſcharf ausgeprägten Intereſſen— 
Gegenſätze des Oſtens und des Weſtens zu einem entſcheidenden 
Ergebniß nicht geführt. Seitdem ſind in der ſtarken Steigerung der 
Holzpreiſe und in dem erheblichen Anwachſen der Einfuhr ausländiſcher 
Hölzer Verhältniſſe eingetreten, welche möglicherweiſe geeignet ſind, 
den Anträgen des Oſtens eine günſtigere Aufnahme in den Kreiſen 
der weſtlichen Forſtwirthſchaft und Holzinduſtrie zu bereiten. 

Wir erachten es deshalb für angezeigt, die Frage einer erneuten 
Prüfung zu unterziehen. 

Die Anlage enthält die Geſichtspunkte, nach denen dieſe vor— 
zunehmen iſt. Zunächſt erſcheint es erforderlich, die Fragen unter I, 
a—c, betreffend die Art und den Umfang des im Oſten beſtehenden 
z. Zt. unbefriedigt gebliebenen Abſatzbedürfniſſes genau zu beant— 
worten. 

Die Feſtſtellung der auf dem Bahnwege zur Beförderung gelangten 
Mengen wird von den betreffenden, für den Verſandtbezirk der Provinz 


zuſtändigen Königlichen Eiſenbahndirektionen bezw. Eiſenbahnkom— 
miſſarien erfolgen. 

Den Verſandtermittelungen iſt das Jahr 1899 zu Grunde zu 
legen und für die Verkehrsbewegung zwiſchen Verſandt- und Empfangs⸗ 
gebieten die Eintheilung der Verkehrsbezirke der Güterbewegungs— 
ſtatiſtik der Eiſenbahnen zum Anhalt zu nehmen.“ 

Der beigelegte Fragebogen lautete: 

„la. Für welche Gattungen (Fichten- und Kiefern— Nadelholz, 
Erlenholz pp.) und für welche Formen der Nutzhölzer (Schnitt-, Rund-, 
Stangenholz) des Spezialtarifs Il beſteht in den Provinzen öſtlich von 
Berlin ein innerhalb derſelben nicht zu befriedigendes erhebliches 
Abſatzbedürfniß? Um welche zur Zeit als Nutzhölzer nicht abſatzfähigen 
Mengen der einzelnen Arten handelt es ſich? b. In welchem Um— 
fange findet bereits jetzt ein Abſatz der einzelnen Gattungen und 
Formen dieſer Hölzer über Berlin hinaus nach dem Weſten auf dem 
Bahn- und dem Waſſerwege (getrennt) ſtatt? Welches ſind die betreffen— 
den Abſatzgebiete? c. Welche weitergelegenen Abſatzgebiete ſollen 
durch die beantragte Tarifermäßigung noch gewonnen werden? 

[la. In welchem Umfange findet in die einzelnen weſtlich von 
Berlin belegenen Verkehrsbezirke eine Einfuhr der einzelnen zu! 
bezeichneten Gattungen und Formen aus andern inländiſchen oder 
ausländiſchen Verkehrsbezirken auf dem Bahn- und auf dem Waſſer— 
wege (getrennt) ſtatt? (Vergl. die Eintheilung der Bezirke in der 
Statiſtik der Güterbewegung). b. Welche Preiſe werden für dieſe 
Hölzer am Abſatzorte gezahlt? 

la. In welchem Umfange laſſen ſich die aus Sachſen und den 
ſüddeutſchen Staaten ſowie aus dem Auslande in die Verkehrsbezirke 
weſtlich von Berlin eingeführten Hölzer nach Art, Beſchaffenheit und 
Verwendungszweck durch die Erzeugniſſe der öſtlichen Provinzen 
erſetzen? b. Erſcheint es insbeſondere angängig, die letzteren im Falle 
der Gewährung eines der geſtellten Tarifermäßigungsanträge (gegebe— 
nenfalls welches) in den weſtlichen Provinzen aufnahmefähig zu 
machen? 

IVa. Welche Einwirkung würde eine derartige Tarifermäßigung 
für die Produkte der öſtlichen Provinzen auf die Forſtwirthſchaft, die 
Holzinduſtrie und den Holzhandel der weſtlichen Landestheile aus— 
üben? b. Welche Verſchiebungen der bisherigen Verſorgungs- und 
Bezugsgebiete würden eintreten? 

V. In welchem Umfange würden die etwaigen Tarifermäßigungen 
auch den ausländiſchen Hölzern zu Gute kommen? 
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VI. Würde es im Intereſſe der weſtlich Berlin gelegenen Landes— 
theile ſich empfehlen oder nothwendig werden, dieſen dieſelbe Ermäßi— 
gung für ihre Erzeugniſſe zu gewähren und dieſe für das ganze 
preußiſche Staatsbahnnetz einzuführen? 

VII. Welche Einwirkung würden die etwa zu gewährenden 
Tarifermäßigungen auf die Einnahmen der preußiſchen Staatsbahnen 
ausüben?“ 

Wir erwiderten darauf: 

„Ew. Excellenz berichten wir gehorſamſt, daß uns eine eingehende, 
umfaſſende Beantwortung der in dem Miniſterialerlaſſe vom 23. Ja- 
nuar aufgeſtellten Fragen ſchon deshalb nicht möglich iſt, weil unſere 
Holzinduſtrie, namentlich die am hieſigen Platze, nicht leiſtungsfähig iſt. 
In Thorn fehlt es einmal an Auswaſchplätzen, und außerdem liegen 
die hieſigen Schneidemühlen ſo weit vom Waſſer ab, daß die Lokal— 
ſpeſen eine enorme Höhe erreichen und eine Konkurrenz mit den 
günſtiger gelegenen Schneidemühlen in Schulitz und Bromberg aus— 
ſchließen. Die hieſigen Holzwerke arbeiten daher nur für den Bedarf 
von Thorn und Umgegend. Wie geringfügig die hieſige Holzinduſtrie 
iſt, ergiebt ſich aus dem Umſtande, daß eine einzige Schulitzer Mühle 
jährlich ebenſoviel Holz verarbeitet, als ſämmtliche Thorner Holz— 
bearbeitungswerke zuſammen. In den Kreiſen Brieſen und Strasburg 
beſtehen dagegen einige Schneidemühlen, die im Stande ſind, wenig— 
ſtens auf dem Waſſerwege Schnittmaterial nach dem Weſten zu ver— 
frachten, da ſie Gelegenheit haben, an Ort und Stelle Holz billig ein— 
zukaufen. 

Trotz des geringen Umfanges unſerer Holzinduſtrie haben wir 
ein Intereſſe daran, daß die von der Bromberger Handelskammer 
beantragte Detarifirung zur Durchführung gelange, denn ſobald der 
von uns ſeit Jahrzehnten angeſtrebte Holzhafen gebaut ſein wird, 
wird ſich hier auch eine leiſtungsfähige Holzinduſtrie entwickeln können, 
für die es von höchſter Bedeutung ſein muß, günſtige Frachtbedingungen 
nach dem Weſten zu beſitzen. Daß ſich im Anſchluß an den Holz— 
hafen hier viele Schneidemühlen etabliren werden, iſt um ſo wahrſchein— 
licher, als jetzt ſchon die Tendenz beſteht, die Holzwerke mehr nach der 
Oſtgrenze und nicht, wie bisher, in die Nähe von Berlin zu legen. 
Man hat nämlich eingeſehen, wie wichtig es iſt, unter den über Schillno 
eingehenden großen Holzmaſſen jofort beim Eingang Auswahl treffen 
zu können. 

Ein Beweis für die von uns behauptete Tendenz liegt in der 
ſtändigen Zunahme der Schulitzer und Bromberger Holzinduſtrie. 
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Unter dieſen Umſtänden iſt es von größter Wichtigkeit, daß der pro- . 
jektirte Holzhafen bei Thorn möglichſt bald zur Ausführung gelange, 
damit die beſtehende Bewegung ihm noch zu Gute komme. 

Als Sachverſtändige für die Holzinduſtrie nennen wir die Herren 
E. Kittler und H. Meyer in Thorn, für den Holzhandel Herrn Herm. 
Aſch in Thorn, der zwar nicht ſelbſt Holzhändler iſt, jedoch als Holz— 
ſpediteur dem Geſchäfte naheſteht. 

Die in dem Miniſterialerlaſſe aufgeſtellten Fragen beantworten 
wir nachſtehend, ſoweit dies uns möglich iſt, und bemerken nur, daß 
wir zu zahlenmäßiger Beantwortung, wie ſie verſchiedentlich gefordert 
wird, wegen mangelnder Unterlagen nicht im Stande ſind. 

Zu la. Ein ſolches Abſatzbedürfniß beſteht für Reifholz und 
Weiden, geſchält und geglättet, ferner für Schnittmaterial d. h. Bohlen, 
Bretter, Latten ꝛc. aus Kiefern-, Erlen-, Eichen- und Eſchenholz ſowie 
für geſchnittene kieferne und fichtene Balkenhölzer. 

Zu Ib. Reifholz und Weiden werden nur mit der Bahn verſandt 
und zwar hauptſächlich nach Hamburg und den Provinzen Sachſen 
und Schleswig-Holſtein. Die übrigen unter la aufgeführten Hölzer 
können nur auf dem Waſſerwege über Berlin hinaus abgeſetzt werden. 
Die Abſatzgebiete hierfür ſind die an der Havel und Elbe gelegenen 
Städte. 

Zu Ic. Reifholz und Weiden könnten durch die Tarifermäßigung 
ihren Abſatz auf die Provinzen Weſtfalen und Hannover und die 
Königreiche Bayern, Sachſen und Württemberg ausdehnen. Für die 
übrigen oben genannten Hölzer kommen als weitere Abſatzorte ſämmtliche 
Orte weſtlich Berlins bis zur Rheinprovinz, die nicht an einer ſchiffbaren 
Waſſerſtraße liegen und nach denen daher heute kein Holz von hier 
aus abgeſetzt werden kann, in Betracht. 

Zu [lb. Die Preiſe ſind uns nicht bekannt. 

Zu [lla und b. Es iſt nicht möglich, die Wirkung einer De— 
tarifirung im Voraus zu berechnen, doch kann ſchon jetzt mit Sicherheit 
angenommen werden, daß namentlich unſere beſſeren Hölzer, an denen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen ſo reich iſt, Eingang in dem weſtlich von Berlin 
gelegenen Gebiet finden werden, vorausgeſetzt natürlich, daß die Tarif- 
ermäßigung erheblich genug iſt. Unſeres Erachtens würde der von der 
Handelskammer zu Bromberg vorgeſchlagene Staffeltarif die Möglichkeit 
einer Abſatzerweiterung, durch die ein Theil der in den letzten Jahren 
ſtändig geſtiegenen Einfuhr amerikaniſcher Hölzer durch deutſche Produkte 
erſetzt werden könnten, bieten. 
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Zu IV. Es würde eine Verſchiebung zu Gunſten der Oſtprovinzen 
zum Nachtheil des Auslandes ſtattfinden. 

Zu V. Hier kommen faſt ausſchließlich die auf der Weichſel ein— 
gehenden ruſſiſchen und öſterreichiſchen Hölzer in Frage, da auf dem 
Eiſenbahnwege in unſerem Bezirke nur ganz geringe Holzmengen eingehen. 
Die auf dem Waſſerwege ankommenden Rundhölzer würden in rohem 
Zuſtande nie von der Tarifermäßigung Gebrauch machen; ſie würden 
nur dann mit der Bahn nach dem Weſten gehen, wenn ſie hier 
geſchnitten worden ſind, alſo deutſche Arbeit auf ſie verwendet worden 
iſt. Die von hier weitergehenden Rundhölzer benutzen ſtets nur den 
Waſſerweg. Die zu Waſſer ankommenden Kanthölzer (Bretter, Mauer— 
latten, Plançons x.) ſind faſt ausſchließlich Tranſitwaare, die über 
Danzig Stettin nach England und Frankreich verſandt wird. Nur 
einige ordinäre Sorten werden für den Lokalbedarf hier verbraucht. 

Zu VI. Dies entzieht ſich unſerer Beurtheilung. 

Zu VII. Die Einnahmen der Bahn würden durch die Tarif— 
ermäßigung wachſen, weil große Holzmengen, die jetzt überhaupt nicht 
zur Verladung gelangen, oder nur den Waſſerweg benutzen können, 
dann der Eiſenbahn zufallen müßten.“ 


Derjegung von Mehl und Mühlenfabrikaten 
in die allgemeine Wagenladungsklaſſe. 

Bei der ſtändigen Tarifkommiſſion der deutſchen Eiſenbahnen 
hatte die Generaldirektion der bayeriſchen Staatseiſenbahnen die Ver— 
ſetzung von Mehl und Mühlenfabrikaten in die allgemeine Wagen— 
ladungsklaſſe beantragt, um dadurch die kleinen Mühlen, die ſich durch 
den Wettbewerb der Großinduſtrie bedrängt fühlen, zu ſchützen. Man 
ſetzte voraus, daß die Großinduſtrie nach der Erhöhung der Frachten 
für Mehl und Mühlenfabrikate nicht mehr wie ſeither in der Lage 
ſein würde, ihre Ueberproduktion auf große Entfernung abzuſetzen und 
dadurch die Exiſtenz der Kleinbetriebe zu gefährden. Die General— 
direktion der badiſchen Staatseiſenbahnen, die mit dem Gegenbericht 
betraut worden war, hielt es für wünſchenswerth, die Anſichten der 
deutſchen Handelskammern kennen zu lernen und hatte dieſe deshalb 
um Beantwortung der nachſtehenden Fragen gebeten: 


„l. Welchen Umfang hat die Mühleninduſtrie in Ihrem Bezirk? 
Welche Betriebsform (Großbetrieb, mittlerer oder Kleinbetrieb) 
wiegt vor? Wie iſt in Ihrem Bezirk die wirthſchaftliche Lage 
der Mühleninduſtrie im Allgemeinen und insbeſondere der 
mittleren und kleinen Betriebe? 


-- 
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Il. Erwarten Sie von der Erhöhung der Frachten für Mühlen— 
fabritate eine Beſſerung der Lage der Mühleninduſtrie, ins- 
beſondere der mittleren und kleinen Betriebe? 

Il. Wird die Erhöhung der Frachten für Mühlenfabrikate nach 
Ihrer Anſicht eine Erhöhung des Marktpreiſes für Mehl und 
des Brodpreiſes zur Folge haben? Wenn ja, in welchen 
Grenzen wird ſich die Preisſteigerung vorausſichtlich bewegen? 

IV. Welche Stellung nehmen Sie hiernach zu dem Antrag auf 
Verſetzung der Mühlenfabrikate in die allgemeine Wagen— 
ladungsklaſſe ein?“ 

Wir erwiderten hierauf unter dem 11. Juli: 

„Der Großherzoglichen Generaldirektion der badiſchen Staats- 
eiſenbahnen beantworten wir nachſtehend ergebenſt die in dem geehrten 
Schreiben vom 5. v. Mits. aufgeſtellten Fragen; wir müſſen jedoch im 
Voraus bemerken, daß es uns nicht möglich geweſen iſt, die gewünſchte 
Statijtit über Umfang und Betriebsformen der Mühleninduſtrie unſeres 
Bezirkes zu beſchaffen, weshalb wir uns mit einer generellen Beant— 
wortung der Frage I begnügen müſſen. 

Zu l. Es beſtehen in unſerem Bezirke vielleicht 5 —6 Großmühlen, 
eine größere Anzahl mittlerer Betriebe und namentlich im Kreiſe 
Brieſen, Strasburg und Löbau eine Menge kleiner Mühlen. Die 
kleinen Mühlen beſchäftigen ſich hauptſächlich mit Lohnmüllerei und 
Umtauſch des von den kleinen Beſitzern und Bauern der Umgegend 
gelieferten Getreides gegen Mehl. Sie ſind, was ihre Größe und Zahl 
anbetrifft, abſolut nicht im Stande, einen erheblichen Theil des Lolal- 
konſums zu befriedigen. Die zunächſt durch die Anforderungen des 
Konſums entſtandenen größeren Mühlen ſind in den letzten Jahren 
mehr und mehr vergrößert worden, ſodaß ſie gezwungen wurden, einen 
Theil ihrer Produkte zu exportiren oder nach den weſtlichen, induſtrie— 
reichen und getreideärmeren Gegenden zu verſchicken. Die Lage der Mühlen 
iſt nicht günſtig, da durch Erſtehen immer weiterer Großmühlen die 
Ueberproduktion erdrückend geworden iſt. 

Zu I. Die Erhöhung der Frachten würde zunächſt ein Herunter— 
drücken der Getreidepreiſe zur Folge haben, wodurch unſere öſtliche 
Landwirthſchaft ganz enorm geſchädigt werden würde. Es iſt ganz 
ausgeſchloſſen, daß die Maßregel den kleineren und mittleren Mühlen 
irgend welchen Nutzen bringen könnte, eher würde das Gegentheil 
eintreten, denn die größeren Mühlen wären dann wegen Beſchränkung 
ihres Abſatzes in der Ferne gezwungen, das ganze Lokalgeſchäft an 
ſich zu reißen und die kleinen Mühlen vollkommen daraus zu verdrängen, 
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Mehle liefern und zweitens durch ihre Kapitalkraft den Abſatz erzwingen 
könnten. Doch nicht nur die kleinen, ſondern auch ein Theil der 
großen Mühlen würde durch dieſe Tarifmaßregel dem Ruin entgegen— 
gehen. 

Zu Ill. Ueber die Preisbewegung laſſen ji) natürlich nur Ver— 
muthungen aufſtellen. Da jedoch unſere Gegend mehr Getreide und 
Mehl produzirt, als es ſelbſt verbraucht und ſomit auf den Export 
angewieſen iſt, ſo wird jedenfalls ein Preisdruck, wenigſtens ſicherlich 
beim Getreide, vielleicht auch beim Mehl, die Folge ſein. Die Mühlen 
werden natürlich verſuchen, den Schaden abzuwälzen, doch läßt ſich 
nicht vorausſehen, wie weit ihnen dies gelingen wird. 

Zu IV. Wir müſſen uns nach alledem auf das Energiſchſte gegen 
eine Höhertarifirung des Mehles, die unſere Landwirthſchaft und unſere 
Mühleninduſtrie auf das Schwerite ſchädigen würde, ausſprechen. Wir 
ſind überhaupt gegen jede differentielle Tarifirung zwiſchen Getreide 
und Mühlenfabrikaten, da hierdurch unſere Gegend noch induſtrieärmer 
werden würde als bisher.“ 


Verſetzung von Futtermehl in den 
Spezialtarif Ill. 


Unter dem 14. Juli erhielten wir folgendes Rundſchreiben der 
Eiſenbahndirektion zu Danzig: 

„Die General Direktion der Königlich bayeriſchen Staatsbahnen 
hat bekanntlich vor etwa Jahresfriſt bei der ſtändigen Tarifkommiſſion 
der deutſchen Eiſenbahnverwaltungen beantragt, Mehl und Mühlen— 
fabrikate aus dem Spezialtarif I in die allgemeine Wagenladungsklaſſe 
zu verſetzen. Dieſer Antrag wird in der diesjährigen September-Sigung 
der ſtändigen Tarifkommiſſion berathen werden. Gleichzeitig war von 
der genannten Verwaltung beantragt worden, das in der Poſition 
Mühlenfabrikate der deutſchen Güterklaſſifikation aufgeführte Futtermehl 
in den Spezialtarif II zu verſetzen, da die anderen hauptſächlichen 
Futtermittel und insbeſondere Reisfuttermehl gleich den Reisabfällen 
nach Spezialtarif II tarifirten. Wegen der ungleichen Tarifirung von 
Futtermehl nach Spezialtarife und Reisfuttermehl nach Spezialtarif II 
ſeien ſchon vielfache Anſtände und Klagen und insbeſondere Beſchwerde 
darüber erhoben worden, daß das ausländiſche Erzeugniß bei gleichem 
Preiſe (zu je 10 Mk. für 100 kg für beide Artikel) billiger gefahren 
werde. Auch werde Futtermehl vielfach, ohne daß eine Kontrolle und 
Beanſtandung möglich erſcheine, als Kleie deklarirt und daraufhin nach 
dem Spezialtarif Il abgefertigt. 


was ihnen um ſo leichter fallen würde, als ſie einmal bedeutend beſſere 


Dieſer zweite Antrag iſt von der Mehltarifirungsfrage getrennt 
worden, da die bisherigen Verhandlungen ſich lediglich mit der bean— 
tragten Frachterhöhung für Mehl befaßt haben. Ueber die Detarifirung 
des Futtermehles ſind daher noch weitere Erhebungen vorzunehmen, 
um dieſen Antrag der ſtändigen Tariſkommiſſion zur Beſchlußfaſſung 
zu unterbreiten. 


Nachdem am 1. April d. Is. ſämmtliche Futtermittel in den 
Spezialtarif Ul verſetzt worden ſind, haben neuerdings die Aelteſten 
der Kaufmannſchaft von Berlin auch die Verſetzung von Futtermehl 
unter die Artikel des Spezialtarifs Il beantragt. Zur Begründung 
wird angeführt, daß für das im Spezialtarife verbliebene Futtermehl 
gegenüber der nunmehr dem Spezialtarif Il angehörenden Kleie eine 
Verſchlechterung inſofern eingetreten ſei, als das Verhältniß in den 
Frachten des Futtermehles und der übrigen Futtermittel nach Maßgabe 
der Frachteinheiten für das tkm ſich nunmehr wie 4,5: 2,6 und 2,2 
(über 100 km) ſtelle, während das Verhältniß vor der Detarifirung 
der Futtermittel ſich wie 4,5 : 3,5 geſtellt habe. Dieſe Verſchiebung ſei 
nicht zu rechtfertigen, wenn berückſichtigt werde, daß Artikel wie Mais- 
kuchenmehl und Reisfuttermehl, die als Mehl anerkannt werden, dem 
Spezialtarif Ul angehörten und daß ſpeziell das Reisfuttermehl mit 
der Reiskleie jetzt tarifariſch gleich behandelt werde. 


Auch das Preisverhältniß laſſe eine derart unterſchiedliche 
Tarifirung unhaltbar erſcheinen; beiſpielsweiſe koſteten 


Weizenmehl... 2026,00 Mk. 
Roggenmehl. .. 18 20,75 „ | 
Weizenfuttermehl | 1112.00 für 100 kg 


Roggenfuttermehl J 
Roggenkleie ? 0 
Weizenkleie Seren, 


Bei der hiernach nur geringfügigen Differenz zwiſchen den Preiſen 
für Futtermehl einerſeits und Kleie andererſeits dürfte es nur billig 
ſein, den Artikel Futtermehl ähnlich wie bei Reisfuttermehl und 
Reiskleie geſchehen — mit Roggen- und Weizenkleie gleich zu behandeln 
und dementſprechend in den Spezialtarif Ill zu verſetzen. Die mit 
einer ſolchen Detarifirung verbundene etwa 50 %ige (bei Entfernungen 
bis 100 km 43 % ige) Frachtermäßigung würde, wie es jetzt ſchon bei 
Kleie der Fall ſei, die als Futtermehl bezeichneten geringen Roggen— 
und Weizenfabrikate auf weſentlich weitere Entfernungen als bisher 
verſandtfähig machen. Die derzeitige Frachtberechnung nach Spezialtarif I 
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laſſe eine Verſendung dieſer Futtermittel in der Hauptſache nur im 
Lokalverkehr zu. 

Eine Sicherung gegen etwaigen Mißbrauch der Ermäßigung 
durch Verwendung der Futtermehle für andere Zwecke als zur Vieh— 
fütterung ließe ſich vielleicht dadurch ſchaffen, daß der Empfänger der 
Waare dieſelbe gegen Erhebung der Fracht des Spezialtarifs Ill nur 
ausgeliefert erhalten dürfte, wenn nicht nur im Frachtbrief die Deklaration 
lautete „Futtermehl zur Viehfütterung“, ſondern, wenn er außerdem 
noch durch Hergabe eines Reverſes eine entſprechende Verpflichtung 
übernähme. Auch würden ſich, ähnlich wie bei anderen nur gegen 
Erfüllung beſtimmter Kontrollvorſchriften giltigen ermäßigten Tarifen, 
ſonſtige Maßregeln feſtſetzen laſſen, mit deren Hilfe die Benutzung der 
Tarifermäßigung für andere Zwecke ausgeſchloſſen werde. Die Berliner 
Mühlen wenigſtens ſeien durchaus bereit, ſich nach dieſer Richtung in 
der von der Eiſenbahnverwaltung für erforderlich erachteten Weiſe zu 
verpflichten. 

Gegen dieſe Forderung der Aelteſten der Berliner Kaufmann— 
ſchaft hat ſich bereits der bayeriſche Landwirthſchaftsrath erklärt. Eine 
ſo weit gehende Detarifirung wäre vom Standpunkte der bayeriſchen 
Landwirthſchaft nur dann zu empfehlen, wenn für die wirkliche Ver— 
wendung des Mehles zur Viehfütterung eine genügende Gewähr 
erbracht würde. Die hiermit verbundene Kontrolle ſei jedoch ſchwer 
durchführbar, und es dürfte für die Eiſenbahnverwaltungen kaum möglich 
ſein, ſie ſo wirkſam auszuüben, daß nicht grobe Mehlſorten überhaupt 
im Spezialtarif III verfrachtet würden. Von einer ſo erheblichen Fracht— 
ermäßigung könne auch um ſo mehr abgeſehen werden, als ein drin— 
gendes Bedürfniß hierfür nicht beſtehe. Schließlich wird die Verſetzung 
des Artikels „Futtermehl“ in den Spezialtarif II befürwortet, jedoch 
nur für den Fall, daß dieſe Detarifirung erſt nach Beſeitigung der 
bis jetzt mit der Vermahlung zollfreien Getreides verbundenen Miß— 
ſtände eingeführt werde. 

Sowohl die Preisverhältniſſe als auch insbeſondere die Tarifirung 
ſämmtlicher Futtermittel nach der niedrigſten Tarifklaſſe, dem Spezial— 
tarif Ill, ſind für eine niedrigere Tarifirung des Futtermehles mit Recht 
geltend zu machen. Die Verſetzung dieſes Artikels unter die Güter 
des Spezialtarif II erſcheint ſogar im Intereſſe der Einheitlichkeit der 
Güterklaſſifikation geboten. Die Bedenken, die einer derartigen Maß— 
nahme im Wege ſtehen, ſind indeſſen ſo ſchwerwiegende, daß nur eine 
eingehende Prüfung und Klarlegung der Verhältniſſe eine Entſcheidung 
darüber ermöglichen wird, ob dem Antrage ſtattzugeben iſt, oder ob 


| 
| 
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im Intereſſe der Allgemeinheit rathſam erſcheint, die gegenwärtige 
Tarifirung beizubehalten. 

Zunächſt macht ſich der Mangel einer genauen Definition des 
Begriffs „Futtermehl“ bemerkbar. In dem bedeutend höheren Gewicht 
des Futtermehls im Vergleich zur Kleie bietet ſich zwar ein Merkmal, 
das den die Tarifirung beſorgenden Abfertigungsbeamten im Allge— 
meinen in den Stand ſetzt, dieſe beiden Artikel zu unterſcheiden und 
etwaige falſch deklarirte Sendungen zurückzuweiſen. Für die Unter— 
ſcheidung von dunklen Mehlen und Futtermehlen dürften dagegen 
Merkmale kaum aufzufinden ſein, die es dem Abfertigungsbeamten 
jederzeit ermöglichen, ohne beſondere Mühe das Futtermehl als ſolches 
zu erkennen. Um den geſammten Handel und Verkehr in Mehl und 
Mühlenfabrikaten zur Uebervortheilung Seitens ſolcher Verfrachter zu 
ſchützen, die es mit der Deklaration nicht genau nehmen, verbleibt nur 
das eine Mittel, die billigere Tarifirung des Futtermehles an gewiſſe 
im Tarif zum Ausdruck zu bringende Bedingungen zu knüpfen, die 
ſowohl dem reellen Handelsverkehr Schutz zu gewähren, als auch 
Frachthinterziehungen fernzuhalten geeignet ſind. Unſeres Erachtens 
werden ſich nur ſehr ſchwer Beſtimmungen finden laſſen, die nach jeder 
Richtung hin dem Zweck einer wirkſamen Kontrolle gerecht werden. 

Die Schädigungen, die unter ſolchen Umſtänden weiten Kreiſen des 
Handels und der Mühleninduſtrie erwachſen dürften, legen daher die 
Erwägung nahe, ob die Vortheile, die von der Detarifirung des 
Futtermehles erhofft werden, in der That ſo überwiegende ſind, daß 
die angedeuteten Nachtheile dagegen verſchwinden oder zurücktreten 
müſſen. 

Da uns die Vertretung des Antrages in der ſtändigen Tarif— 
kommiſſion obliegt, geſtatten wir uns die geehrte Handelskammer um 
eine gutachtliche Aeußerung über die Frachtermäßigung für Futtermehl 
thunlichſt unter eingehender Berückſichtigung der vorerwähnten Geſichts— 
punkte ergebenſt zu erſuchen. Für etwaige Vorſchläge, in welcher Weiſe 
Ihres Dafürhaltens eine Kontrolle über die Futtermehl-Sendungen 
am zweckmäßigſten zu bewirken wäre, würden wir Ihnen beſonders 


verbunden ſein. 


In unſerem Antwortſchreiben führten wir aus: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion erwidern wir ergebenſt, daß 
auch wir es für ein Gebot der Gerechtigkeit halten, Futtermehl, wie 
alle übrigen Futtermittel, nach Spezialtarif III zu befördern, da ja 
auch der Werth dieſes Artikels dem der andern Futtermittel ungefähr 
gleichkommt. In unſerem Bezirk haben die Mühlen nach dem Inlande 
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bisher zwar nur wenig Futtermehle, und die meiſt auch nur für den 
Lokalkonſum, verkauft, doch lag dies an dem beſtehenden Mühlen— 
regulativ, das den Export dieſer Mehlſorten begünſtigte. Wenn aber 
jetzt durch Abänderung des Mühlenregulativs die Ausfuhr der feineren 
Mehle gegenüber den dunklen Mehlen bevorzugt werden ſoll, ſo 
werden die Mühlen wohl Schwierigkeiten haben, ihre Futtermehle zu 
exportiren, und deshalb auf Vermehrung des Abſatzes im Inlande 
ihr Augenmerk richten müſſen. Es iſt daher dann dringend erforderlich, 
daß die Abſatzfähigkeit des Futtermehles durch Verſetzung dieſes Artikels 
in den Spezialtarif III gehoben werde. 2 
Eine genaue Definition des Begriffes „Futtermehl“ vermögen 
wir nicht zu geben, da der Artikel bisher nur ſelten zur Verfrachtung 
gelangte. Die von uns befragten Sachverſtändigen halten es für ſehr 
ſchwierig, Merkmale aufzufinden, die den Abfertigungsbeamten in den 
Stand ſetzen, Futtermehle von dunklen, backfähigen Mehlen zu 
unterſcheiden. Wir glauben aber, daß eine hinreichend ſichere Gewähr 
gegen falſche Deklaration darin liegen würde, wenn einmal im Fracht— 
brief die Deklaration lauten würde „Futtermehl zur Viehfütterung“ 
und wenn ferner die Empfänger ſich durch Ausſtellung eines Scheines 
verpflichten würden, das Mehl nur zur Viehfütterung zu benutzen.“ 
Detarifirung von Sfterreichiichem 21 
Petroleum. 
Unter dem 5. Februar 1900 richteten wir folgende Eingabe an 
den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten: 
„Ew. Excellenz iſt es bekannt, daß der deutſche Petroleumhandel 
ſchon ſeit Jahren faſt vollſtändig unter der Herrſchaft der Standard— 
Oil-Company ſteht und daß alle Verſuche, gegen dieſe Monopoliſirung 
anzukämpfen, bisher ohne großen Erfolg geweſen ſind. Der deutſche | 
Petroleumhandel hat in dieſem Kampfe ſeine Kräfte nicht geſpart und 
iſt dabei in dankenswerther Weiſe von den deutſchen Eiſenbahnverwal— 
tungen unterſtützt worden, indem dieſe für das ruſſiſche und rumäniſche 
Petroleum billigere Einfuhrtarife feſtſtellten. Es iſt dadurch wenigſtens 
erreicht worden, daß in einigen Bezirken der Petroleumhandel nicht 
mehr allein von der Standard-Oil-Company abhängig iſt. So ſind 
auch in unſerem Bezirke die Verſuche der ruſſiſchen Naphta-Import⸗ 
Geſellſchaft, die ein aus amerikaniſchem und ruſſiſchem Petroleum zu 
gleichen Theilen gemiſchtes Oel unter der Bezeichnung Meteoröl auf 
den Markt bringt, erfolgreich geweſen. Leider ſcheinen die ruſſiſchen 
Importgeſellſchaften den Kampf gegen den amerikaniſchen Petroleumring 
nicht mit dem nöthigen Nachdruck zu betreiben, denn als vor Kurzem 
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die Preiſe für amerikaniſches Petroleum heraufgeſetzt wurden, benutzten 
ſie dieſe für ſie günſtige Konjunktur nicht zur Erwerbung eines größeren 
Abſatzgebietes, ſondern erhöhten ebenfalls ihre Preiſe. Es wäre des— 
halb im Intereſſe der Unabhängigkeit des deutſchen Petroleumhandels, 
das doch ſchließlich auch das Intereſſe der deutſchen Konſumenten iſt, 
dringend wünſchenswerth, die Konkurrenz auf dem deutſchen Markte 
zu vermehren, und hierfür bietet ſich Gelegenheit in der Begünſtigung 
der Einfuhr von öſterreichiſchem Petroleum. Bisher konnte es bei uns 
keinen nennenswerthen Abſatz finden, da es in Deutſchland zum Nor— 
maltarif gefahren wird, während dem ruſſiſchen und rumäniſchen 
Petroleum bedeutend billigere Ausnahmetarife zu Gebote ſtehen. 
Ew. Excellenz liegt eine ausführliche Eingabe der Handelskammer zu 
Breslau vor, worin gebeten wird, für den Import von öſterreichiſchem 
Petroleum von ſämmtlichen deutjch-öjterreichijchen Grenzpunkten dieſelben 
Einheitsſätze in Kraft treten zu laſſen, wie ſie dem ruſſiſchen Petroleum 
durch den Ausnahme Tarif vom 5. Oktober 1897 eingeräumt worden 
ſind. Wir ſchließen uns dieſem Antrage an und bitten Ew. Excellenz 
ganz gehorſamſt, möglichſt bald dieſe Detarifirung anordnen zu wollen.“ 


2. Waſſerſlraßen. 


Mittellandkanal. 


Anfang Mai vorigen Jahres richteten wir an das Abgeordneten— 
haus die nachſtehende Petition: 

„Dem hohen Hauſe liegt ein Geſetzentwurf vor über den Bau 
eines Schifffahrtskanals vom Rhein bis zur Elbe. Wir können 
nur wünſchen, daß dieſer Geſetzentwurf zur Annahme gelangt, denn 
es läßt ſich nicht verkennen, daß der Kanal von hervorragender 
Bedeutung für die Provinz Weſtpreußen und ſpeziell auch für unſeren 
Handelskammerbezirk ſein würde. Die Wirkungen des Kanals auf 
unſere wirthſchaftlichen Verhältniſſe werden ſich nach unſerem Dafür— 
halten in einer günſtigeren und vortheilhafteren Geſtaltung des Güter— 
verkehrs mit dem Weſten äußern; mit dem Kanal ſoll eine wichtige 
Verkehrsader, quer durch die induſtriereichſten, bevölkertſten Theile 
Deutſchlands gehend, geſchaffen werden, welche die Entwickelung des 
wirthſchaftlichen Lebens nur vortheilhaft beeinfluſſen kann. 

Eine Bedrohung der Exijtenz hieſiger Produktionszweige durch 
eine etwaige Verſtärkung der Konkurrenz der in den weſtlichen Pro— 
vinzen jtattfindenden Produktion ſteht wohl nicht zu befürchten, da wir 
keine Induſtrien haben, mit Ausnahme der Holzſchneidemühlen-Induſtrie, 
welche einen Abſatz ihrer Produkte nach dem Weſten zu verzeichnen 
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hat und mithin von der weſtlichen Konkurrenz nicht bedroht werden 
kann. Dagegen werden die Produkte des Oſtens, wie landwirthſchaftliche 
Bodenerzeugniſſe, deren Verfrachtung auf dem Eiſenbahnwege der 
größeren Frachtkoſten wegen nach dem Weſten nicht rentirt, ferner 
Holz, Spiritus, Zucker, dorthin ein weiteres Abſatzgebiet gewinnen, 
wenn deren Verfrachtung auf dem billigeren Waſſerwege zu ermöglichen 
iſt. Die Aufhebung der Staffeltarife hat den bahnſeitigen Verſandt 
landwirthſchaftlicher Bodenerzeugniſſe nach dem Weſten, nach 
den induſtriereichſten Gegenden, die Mangel an Brodfrucht haben, 
während hier Ueberfluß daran herrſcht, inhibirt; in der Herſtellung 
zweckmäßiger Waſſerſtraßen wird mithin ein geeignetes Mittel zur 
Wiedergewinnung eines verloren gegangenen Abſatzgebietes für die 
Landwirthſchaft und den Handel zu erblicken ſein. Andererſeits wäre 
durch die Herſtellung eines Rhein — Weſer —Elbe — Kanals der Kohle 
und dem Eiſen, ſowie auch den Düngemitteln der Weſtprovinzen der 
Weg nach dem Oſten gebahnt. Unſer Verkehr mit Rheinland und 
Weſtfalen entbehrt z. Zt. einer direkten billigen Waſſerverbindung 
und iſt deshalb genöthigt, überall da, wo die zu befördernden Güter 
die hohe Bahnfracht nicht zu tragen vermögen, den Seeweg über 
Rotterdam und Danzig zu wählen; durch die lange Zeitdauer, welche 
die Zurücklegung dieſes Weges erfordert, durch die mit demſelben ver— 
bundenen nothwendigen Umladungen der Güter werden die Koſten 
der Transporte weſentlich vertheuert, und erſcheint deshalb dieſer zu 
Gebote ſtehende Waſſerweg nicht geeignet, den Verkehr namentlich in 
Maſſengütern, mit Rheinland und Weſtfalen zu fördern. Dagegen 
würde der Rhein — Elbe — Kanal dieſen Zwecken ganz vorzüglich dienen 
können. Wir würden daher eine Ablehnung des Kanalprojektes als 
eine ſchwere Schädigung des Oſtens betrachten müſſen, um ſo ſchwerer, 
als dann auch die Verwirklichung aller Projekte, die auf Verbeſſerung 
unſerer öſtlichen Waſſerſtraßen gerichtet ſind, für lange Zeit ausſichtslos 
werden würde. 

Wir richten daher an das hohe Haus der Abgeordneten 
die ergebene und dringende Bitte, dem Geſetzentwurf über 
den Rhein Elbe — Kanal die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung 
zu geben.“ 

Die nach Ablehnung der Vorlage von der Handelskammer in 
ihrer Plenarſitzung vom 3. Oktober gefaßte Reſolution lautete: 

„Die Handelskammer zu Thorn hat mit tiefem Bedauern von 
der Ablehnung der Kanalvorlage Kenntniß genommen, verharrt aber 
in dem feſten Vertrauen, daß die Königliche Staatsregierung an der 


Durchführung dieſes wichtigen nationalen Kulturwerks, das dazu berufen 
iſt, den Oſten der Monarchie dem induſtriereichen Weſten wirthſchaftlich 
näher zu rücken und beide Theile in innige Verbindung und Wechſel— 
beziehung zu bringen, feſthalten und es ſeiner Verwirklichung entgegen— 
führen wird.“ 
Erweiterung der Waſſerſtraße zwiſchen 
warthe und weichſel. 

Im November überſandte uns der Herr Oberpräſident von Goßler 
den nachſtehenden zwiſchen dem Herrn Regierungspräſidenten zu 
Bromberg und dem Vorſteheramte der Danziger Kaufmannſchaft 
geführten Schriftwechſel mit der Aufforderung, uns über die darin 
erörterten Fragen zu äußern: 

Der Regierungs-Präſident. Bromberg, den 23. April 1897. 
YNr. 354 W. B. Ic. 

Nachdem der Ausbau der unteren Netze von Nakel abwärts 
nunmehr ſeinem Abſchluß ſehr nahe gebracht iſt, tritt daneben die 
Frage einer Erweiterung des Bromberger Kanals, namentlich in deſſen 
Schleuſen, in den Vordergrund. 

Wenn es auch erwünſcht iſt, daß die Schleuſen des Bromberger 
Kanals und die Braheſchleuſe bei Karlsdorf ſchließlich derart vergrößert 
werden, daß ſie die Leiſtungsfähigkeit der neuen Schleuſen der unteren 
Netze und ſomit derjenigen des Oder —Spree Kanals erhalten, welche 
55 m nutzbare Länge und 8,60 m Thorweite haben, ſo iſt es doch 
mit Rückſicht auf die finanziellen Verhältniſſe des Staates fraglich, ob 
dieſer Gedanke in nächſter Zeit wird zur Ausführung gelangen können. 

Nahe liegt es daher, wenigſtens dem näher zu treten, daß 
ſämmtliche Schleuſen des Bromberger Kanals gleichmäßig leiſtungs— 
fähig hergeſtellt werden, damit Fahrzeuge der gleichen Größe unge— 
hindert ſämmtliche Schleuſen paſſieren können. Da eine Anzahl der 
Schleuſenthorkammerweiten von etwas über 6,20 m hat, jo iſt als 
vorerſt zu erſtrebendes Ziel ins Auge zu faſſen, ſämmtlichen Schleuſen 
dieſes Mindeſtmaß zu geben. Es würde ſich das vorausſichtlich in 
verhältnißmäßig einfacher Weiſe durch einſeitigen Umbau der Häupter 

erreichen laſſen. 

Ich erſuche um eine gefällige, möglichſt eingehende gutachtliche 
Aeußerung ergebenſt, ob bezw. in welchem Umfange ein wirthſchaftliches 
Bedürfniß nach einer Erweiterung der Schleuſen des Bromberger 
Kanals und der Braheſchleuſe bei Karlsdorf anzuerkennen iſt, ſowohl 
mit der vorſtehend angegebenen Beſchränkung, als auch bis zu den 
Maßen des Oder Spree Kanals. Es würde dabei insbeſondere die 
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Art und der Umfang des Verkehrs, welcher von der Erweiterung 
Vortheil haben würde, ſowie die im Falle ihrer Ausführung zu 
erwartende Verkehrsſteigerung darzulegen ſein. Die Aeußerung würde 
ſich ferner u. A. darauf zu erſtrecken haben, ob jetzt oder für die 
Zukunft auf den in Frage kommenden Waſſerſtraßen Fahrzeuge vor— 
handen ſein würden, welche die Erweiterung auszunutzen geeignet 
wären und ob der Vortheil der beſchränkten Erweiterung, die unter 
Umſtänden nur vorübergehende Bedeutung haben könnte, ſo erheblich 
ſein würde, daß er die aufzuwendenden Koſten aufwiegen könnte. 

Die Handelskammer würde mich zu Dank verpflichten, wenn eine 
entſprechende Mittheilung, in welcher möglichſt die Grundlagen für das 
gewonnene Urtheil genau anzugeben ſein würden, binnen 2 Monaten 
an mich gelangte. 

An die Handelskammer in Danzig. 

Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft. Danzig, den 21. 8. 1897. 
J. -Nr. 1567/97. 

An den Herrn Regierungs-Präſidenten Hochwohlgeboren, Bromberg. 

Zum Schreiben vom 23. April d. Is. 354 W. B. Ic. 

Die durchaus unzureichenden Schleuſendimenſionen der Brahe— 
ſchleuſe bei Karlsdorf (6,09 m Breite, 56 m Länge) und der Bromberger 
Schleuſen (6,20 m Breite, 45,50 m Länge) machen dem weitaus 
größten Theile der Schiffsfahrzeuge der Elbe, Havel, Spree, Oder, 
Warthe, Weichſel, da dieſe Fahrzeuge meiſt breiter als 6,09 m oder 
länger als 45,50 m ſind, den Verkehr zwiſchen den an dieſen Flüſſen 
belegenen Handels- und Induſtrieplätzen, ſofern letztere diesſeits reſp. 
jenſeits Bromberg liegen, überhaupt unmöglich. Unzureichender Waſſer— 
ſtand oder mangelnder Geſchäftsverkehr in einem der vorgenannten 
Flußreviere verſetzen vielfach eine größere Anzahl von Schiffseignern 
in Erwerbsloſigkeit; wären ſie dagegen nicht durch die unzureichenden 
Ausmaße der Schleuſen in der freien Fahrtbewegung behindert, ſo 
könnten ſie in einem oder dem anderen Fluſſe zeitweiſe lohnende 
Beſchäftigung finden. 

Schiffsgefäße, die ſeiner Zeit nach oben genannten Schleuſen— 
maßen erbaut worden ſind und mit dieſen ſchwerlich mehr als eine 
Ladefähigkeit von ca. 2500 Ztr. A 50 kg erreichen, finden bei den in 
den letzten Jahrzehnten ſo weſentlich höheren Löhnen der Schifffahrts— 
arbeiter nur noch ſehr ſelten lohnenden Erwerb; aus den letzten Jahren 
iſt daher wohl zu konſtatiren, daß der Vermögensſtand der Schiffs— 
eigner auf den oſtdeutſchen Flüſſen erheblich zurückgegangen iſt. Die 
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Erweiterung der Thorweiten von 6,09 m auf 6,20 m Breite würde 
einer größeren Zahl von Weichſelſchiffern eine freiere Bewegung bieten 
und inſofern von Nutzen ſein, als ſie bei niedrigem Waſſerſtande der 
Weichſel oder mangelnder Ladung Beſchäftigung auf anderen Flüſſen 
ſuchen können. Die Verbreiterung auf 6,20 m würde aber noch nicht 
Anregung zum Neubau größerer rentabler Fahrzeuge geben, da die 
nicht ausreichende Länge der Bromberger Schleuſe (45,50 m) hindert. 

Nicht unerwähnt wollen wir laſſen, daß die zu geringe Höhe der 
Brahe-Brücken in Bromberg der Schifffahrt ſehr hinderlich iſt, da ſelbſt 
bei mittlerem Waſſerſtande leicht beladene oder leere Kähne die Brücken 
oft nicht paſſiren können. 

Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft. 


Der Regierungs-Präſident. Bromberg, den 11. Oktober 1899. 
Nr. 1301 W. Ic. 

Im Anſchluß an das Schreiben vom 21. Auguſt 1897 — 
1567/97 — iſt es mir, um eine Prüfung der Frage, ob ein wirthſchaft⸗ 
liches Bedürfniß zur Erweiterung des Bromberger Kanals und über— 
haupt der Waſſerſtraße zwiſchen Weichſel und Warthe ſoweit, daß dort 
Kähne bis 400 Tonnen Tragfähigkeit verkehren können, vorliegt, 
erwünſcht, möglichſt zahlenmäßiges Material für die Erörterung zu 
erlangen, ob und inwieweit ſich bei den erweiterten Maßen des Schiff— 
fahrtsweges ein Aufſchwung der Verkehrsbeziehungen zwiſchen der 
Weichſel, insbeſondere dem dortigen Platze und Bromberg erwarten läßt. 

Ich erſuche, mir das dort etwa vorhandene Material über dieſe 
Fragen zugänglich zu machen und Sich ſelbſt darüber möglichſt ein— 
gehend zu äußern, bemerke aber, daß bei der Kürze der mir vom 
Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten geſtellten Friſt dies für mich 
nur dann von Werth iſt, wenn ich bis zum 28. d. Mts. in den Beſitz 
davon gelange. 

An das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft in Danzig. 


Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft. Danzig, den 24. Oktober 189g. 
. Nr. 1966/99. 
An den Regierungs-Präſidenten, Bromberg. 

Ew. Hochwohlgeboren erwidern wir auf das geehrte Schreiben 
vom 11. d. Mts. 1301 W. le ergebenſt, das uns zahlenmäßiges 
Material über die zur Erörterung ſtehende Frage nicht zu Gebote ſteht. 

Die Ausführungen in unſerem Schreiben vom 21. Auguſt 1897 
— 1567/97 beſchäftigen ſich mit der Frage lediglich vom Standpunkte 
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der Schifffahrtsintereſſen aus. Solche kamen auch damals, wo die 
Agitation für einen nahezu alle Gebiete der Monarchie umfaſſenden 
Ausbau des Waſſerſtraßennetzes noch nicht entfernt die Dimenſionen 
angenommen hatte, die ſie jetzt zeigt, vorzugsweiſe in Frage. Heute 
liegt es uns ob, die Frage vor allem auch unter dem Geſichtspunkt 
der Handelsintereſſen unſeres Platzes zu prüfen, und da ſind wir 
keinen Augenblick im Zweifel darüber, daß durch eine Verbeſſerung der 
Waſſerſtraße zwiſchen Weichſel und Warthe der Verkehr zwiſchen 
Bromberg und Danzig nicht nur nicht gehoben werden, ſondern daß 
er eine ganz bedeutende Einſchränkung zu Gunſten des Verkehrs 
zwiſchen Bromberg und den weſtlichen Handelsplätzen erfahren müßte, 
es ſei denn, daß gleichzeitig eine ſo durchgreifende Regulirung der 
Weichſel von Bromberg bis Einlage vorgenommen würde, daß der 
Verkehr von 400 Tonnen-Schiffen auf der Weichſel in der Regel 
ungehindert vor ſich gehen könnte. Unterbleibt dagegen die Weichſel⸗ 
regulirung bei gleichzeitiger Verbeſſerung der Waſſerſtraße zwiſchen 
Weichſel und Warthe, ſo würden die Frachten von dieſer Waſſerſtraße 
nach dem Weſten ſich derart ermäßigen, daß beiſpielsweiſe die großen 
Mengen von Rohzucker, welche während der Rohzuckerkampagne in 
Bromberg und Nakel eingelagert werden, um im Frühjahr nach Danzig 
weiterbefördert zu werden, künftig nach Hamburg abgezogen werden 
würden. Ebenſo dürfte der Wagenverkehr von Hamburg und Stettin 
über Danzig nach Bromberg eine weſentliche Einſchränkung erfahren, 
da dieſe Güter künftig auf dem direkten Waſſerwege von Hamburg 
und Stettin nach den Stationen der verbeſſerten Waſſerſtraße Weichſel — 
Warthe befördert werden würden. 


Unſeres Dafürhaltens überſehen die Befürworter eines energiſchen 
Ausbaues der öſtlichen Waſſerſtraßen, daß hier im Oſten die Eiſen— 
bahnen noch nicht entfernt an der Grenze ihrer Leiſtungsfähigkeit 
angekommen ſind, daß alſo hier der Ausbau der Waſſerſtraßen bei 
Weitem nicht ſo dringend iſt, wie im Weſten, wo gerade vorzugsweiſe 
der Umſtand, daß die Eiſenbahnen nicht mehr in der Lage ſind, den 
Verkehr namentlich der wichtigſten Maſſengüter zu bewältigen, die Her— 
ſtellung einer die Eiſenbahnen entlaſtenden transverſalen Wajjerver- 
bindung zu einer kaum abzuweiſenden wirthſchaftlichen Nothwendigkeit 
gemacht hat. 

Weil wir das Verlangen nach dem Bau des Rhein Elbe — Kanals 
unter dieſem Geſichtspunkt als eine berechtigte Forderung anerkennen 
müſſen, ſind wir der Kanalvorlage nicht entgegengetreten, obgleich wir 
uns jagen müſſen — und wir glauben dieſe Bemerkung zur Beleuchtung 


der in dem Schreiben Ew. Hochwohlgeboren zur Erörterung geſtellten 
Frage nicht unterdrücken zu dürfen —, daß der ſich daran vorausſichtlich 
anknüpfende Bau der öſtlichen Verlängerung des Mittellandkanals 
unſerem Handel einen ſchweren Abbruch thun wird. Denn während 
jetzt der Verkehr zwiſchen dem Oſten und dem Weſten unſeres Vater— 
landes ſich zum großen Theil in der Weiſe vollzieht, daß die Waaren 
nach den Seehäfen gebracht, von da auf dem Seewege den dem 
Beſtimmungsorte nächſt gelegenen Seehafen zugeführt und dann land— 
wärts weiter befördert werden, wird nach dem Ausbau einer durch— 
gehenden Binnenwaſſerſtraße von dem Weſten nach dem Oſten ſich 
der größte Theil des Verkehrs vorausſichtlich auf dem Binnenwaſſer— 
wege vollziehen. Das bedeutet eine Ausſchaltung der Seehäfen aus 
dieſem Verkehr, unter der, darüber können wir uns keiner Täuſchung 
hingeben, unſer Hafen vermöge der Beſonderheit ſeiner geographiſchen 
Lage in erſter Reihe zu leiden haben würde. 
Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft. 

Wir erwiderten darauf: 

„Die zuerſt ins Auge gefaßte, nur beſchränkte Erweiterung der 
Schleuſen des Bromberger Kanals und der Karlsdorfer Schleuſe auf 
eine Thorweite von 6,20 m würde ſelbſt für die Schiffer nur von 
ganz geringer Bedeutung ſein, eine Belebung des Verkehrs aber wohl 
überhaupt nicht zur Folge haben. In dem Schreiben des Herrn 
Regierungs-Präſidenten vom 11. Oktober d. Is. wird dieſer Gedanke 
ja auch gar nicht mehr erwähnt, es handelt ſich jetzt um einen voll— 
ſtändigen Ausbau der ganzen Waſſerſtraße zwiſchen Warthe und Weichſel, 
wobei alle dazwiſchen liegenden Schleuſen eine Thorweite von 8,60 m 
und eine nutzbare Länge von 55 m erhalten müßten, da ja nur dann 
Schiffe von 400 Tonnen Tragfähigkeit die Strecke befahren könnten. 
Eine ſolche Verbeſſerung der Waſſerſtraße würden wir, wie dies ja 
auch aus unſeren wiederholten Eingaben über den Mittellandkanal 
und die öſtliche Linienführung des Großſchifffahrtsweges Berlin — 
Stettin hervorgeht, nur mit Freuden begrüßen, wobei wir als ſelbſt— 
verſtändlich vorausſetzen, daß auch die Weichſel von Schillno bis zur 
Mündung die gleiche Leiſtungsfähigkeit erhielte, da ſonſt einzig und 
allein Bromberg den Nutzen, die Weichſelſtädte aber nur Nachtheile 
haben würden. 

Eine leiſtungsfähige Waſſerſtraße zwiſchen Warthe und Weichſel 
würde ſicherlich einen von Jahr zu Jahr ſteigenden, ganz gewaltigen 
Schiffsverkehr an ſich ziehen, da nicht nur Bromberg, ſondern auch Weſt— 
preußen und Polen einen großen Theil ihrer aus Berlin, Magdeburg und 
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Stettin ſtammenden Güter auf dieſem Wege beziehen würden. Sollte 
nun, was wir dringend wünſchen müſſen, der Mittellandkanal zu 
Stande kommen, ſo würden auch aus der Provinz Hannover, aus 
Weſtfalen und dem Rheinlande Güter auf der Binnenwaſſerſtraße 
über Bromberg hierherkommen; ebenſo würde der Verkehr zwiſchen 
Hamburg und der Weichſel, bei dem es ſich um Hunderttauſende von 
Zentnern handelt, dieſen Weg an Stelle des Seeweges vorziehen. Von 
hier aus würden durch den Bromberger Kanal unſere Maſſengüter, 
wie Getreide, Mehl, Spiritus und Zucker, nach dem Weſten verſandt 
werden. Der Verkehr des Weſtens mit dem Oſten der Monarchie 
auf dem Seewege würde bedeutend verringert werden, wodurch Danzig, 
darin müſſen wir den Aelteſten der dortigen Kaufmannſchaft Recht 
geben, gewiß leiden würde. Bei dem großen Riſiko des Seeverkehrs 
und der Nothwendigkeit wiederholten Umladens der Güter würde der 
Binnenſchifffahrtsweg auch bei ſonſt gleichen Frachtpreiſen immer vor— 
gezogen werden; es läßt ſich jedoch erwarten, daß nach Herſtellung 
einer leiſtungsfähigen, ganz Deutſchland durchquerenden Waſſerſtraße 
ſich der Transport noch erheblich billiger jtellen wird, als die Seefracht. 
Durch regelmäßige Schleppdampferfahrten wird ſich nach und nach 
wohl auch eine gewiſſe Schnelligkeit der Beförderung erzielen laſſen. 

Nicht nur für den Schiffsverkehr, ſondern auch für die im Traften- 
verbande nach dem Weſten ſchwimmenden Hölzer würde die Erweiterung 
des Bromberger Kanals von Nutzen ſein. Die Hölzer müſſen beim 
Paſſieren des Kanals in halber Schleuſenbreite gebunden werden, was 
heute die geringe Breite von 3 m ergiebt. Später würde man die 
Flöße breiter herſtellen können, wodurch dann daſſelbe Holzquantum 
in viel kürzerer Zeit hindurchgeſchleuſt werden könnte. Namentlich die 
Stettiner Holzhändler haben in den letzten Jahren wiederholt über 
die zu geringe Leiſtungsfähigkeit des Bromberger Kanals zu klagen 
gehabt, da es ihnen verſchiedentlich nicht gelungen iſt, ihre Holztrans— 
porte in derſelben Flößereiperiode von der Weichſel über Bromberg 
nach Stettin zu ſchaffen. Solchen Uebelſtänden würde durch die 
Erweiterung gründlich abgeholfen werden. 

Eine andere Folge dieſer Verbeſſerung würde aber eine große 
Umwälzung im Bau unſerer Weichſelkähne ſein. Dieſe werden jetzt 
großentheils abnorm breit gebaut, da ſie ja doch nur auf der Weichſel 
zu brauchen ſind. Von allen jetzt auf der Weichſel verkehrenden Kähnen 
können / den Bromberger Kanal überhaupt nicht durchfahren. Nach 
Erweiterung des Kanals würde dann ſicher eine große Anzahl 400 
Tonnen-Schiffe gebaut werden und zwar in ſolchen Abmeſſungen, daß 


91 


ſie die Bromberger Schleuſen paſſieren könnten. Freilich müßte aber 
dann auch die Weichſel entſprechend vertieft werden, denn es ſchwimmen 
hier zwar auch jetzt ſchon einige 400 Tonnen-Kähne, allein ihre Trag— 
fähigkeit kann nur bei ganz hohem Waſſerſtande voll ausgenutzt 
werden. In normalen Zeiten können kaum 200 Tonnen darin ver— 
frachtet werden, ſodaß ſchon an und für ſich, um die Weichſelſchifffahrt 
lohnender zu machen, es nöthig wäre, die Weichſel ſoweit zu reguliren, 
daß 400 Tonnen -Schiffe ihre Tragfähigkeit auch bei gewöhnlichem 
Waſſerſtande ausnutzen können. 

Würde man nur die Waſſerſtraße zwiſchen Weichſel und Warthe 
für 400 Tonnen -Schiffe benutzbar machen ohne gleichzeitige Vertiefung 
der Weichſel, ſo würde dies, wie wir bereits hervorhoben, für uns 
keinen Vortheil, ſondern eine enorme Schädigung bedeuten, da ſich 
dann der ganze Umſchlagsverkehr nach Bromberg ziehen würde. 
Namentlich für den Abſatz unſerer landwirthſchaftlichen Produkte würde 
dies eine große Erſchwerung bedeuten, denn wenn unſer Getreide, Mehl, 
Spiritus, Zucker ꝛc. zuerſt in kleinen Kähnen bis Bromberg verfrachtet 
und dort in die großen Schiffe umgeladen werden müßte, ſo würde 
ein Theil dieſer Produkte, zum Nachtheil der Preisentwickelung in 
unſerem Oſten, aus der Konkurrenz herausgedrängt, der Abſatz nach 
dem Weſten überhaupt erſchwert werden. Aber auch im Intereſſe 
unſeres Exports nach Rußland würde es von großem Werthe ſein, 
wenn die Güter, ſo lange ſie nicht auf der Weichſel nach Rußland 
hinein weiterbefördert werden können, was bei dem jetzigen Zuſtande 
der ruſſiſchen Weichſel meiſt ausgeſchloſſen iſt, im gleichen Kahne 
wenigſtens bis an die Grenze kommen können, um dann unter 
Benutzung des kürzeſten Eiſenbahnweges nach ihrem Beſtimmungsort 
weitergeſandt zu werden. 

Daß bei einer Vertiefung der Weichſel der geſammte deutſche Lauf 
und nicht, wie in dem Schreiben der Aelteſten zu Danzig ausgeführt 
wird, blos die Strecke von Brahemünde bis Einlage in Frage kommen 
kann, iſt wohl ſelbſtverſtändlich. Gerade hier nach Thorn kommen von 
Rußland aus mit der Bahn große Gütermengen, die auf der Weichſel 
nach Danzig weitergeführt werden ſollen, — wir erinnern nur an die 
großen Quantitäten ruſſiſchen Zuckers, die auf dieſem Wege nach 
Finland geleitet werden und da wäre es doch im höchſten Grade 
nachtheilig, wenn man auf der Strecke Thorn —Brahemünde nur kleinere 
Kähne und erſt von dort aus die größeren Schiffe benutzen könnte. 

Wir müſſen auf dieſe Punkte: die Vertiefung der Weichſel gleichzeitig 
mit der Erweiterung des Bromberger Kanals und die Vertiefung der 


ganzen deutſchen Weichſel von der Grenze bis zur Mündung das 
größte Gewicht legen, weil unſer Verkehr ſonſt direkt lahmgelegt werden 
würde. Alle Pläne auf Errichtung neuer induſtrieller Anlagen in 
unſerer Gegend würden dann ausſichtslos werden. 

Schließlich können wir uns die Bemerkung nicht verſagen, daß 
von einem gut ausgebauten Waſſerſtraßennetz der weitere Oſten der 
Monarchie erſt dann wirklichen Vortheil haben wird, wenn das 
oſtpreußiſche Seeengebiet durch Schiffbarmachung der Drewenz und 
den Bau eines Kanals zwiſchen Drewenzſee und den maſuriſchen 
Seeen mit der Weichſel in Verbindung gebracht ſein wird.“ 

Darauf eröffnete uns der Herr Oberpräſident Anfang Februar, 
daß unſer Gutachten dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
eingereicht worden ſei, der ſich dahin geäußert habe, durch die voraus— 
ſichtlich noch vor Erweiterung des Bromberger Kanals zum Abſchluß 
gelangenden Regulirungsbauten an der Weichſel, wie ſolche nach der 
dem Landtage vorgelegten Denkſchrift vom Dezember 1893 in Ausſicht 
genommen jeien, werde wahrſcheinlich die Fahrwaſſertiefe in der Weichſel 
erreicht werden, die für den Verkehr von Schiffen mit einer Ladefähigkeit 
von 400 Tonnen erforderlich iſt. Sollte dies wider Erwarten nicht der Fall 
ſein, ſo würde die Ergreifung weiterer zweckdienlicher Maßnahmen in 
Erwägung gezogen werden. 


Holzhafen. 


Nachdem wir unter dem 13. Juli ſowohl den Herrn Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten als auch den Herrn Handelsminiſter dringend 
gebeten hatten, baldmöglichſt einen Beſchluß der Königlichen Regierung 
über den Umfang, in dem der Staat ſich an den Herſtellungskoſten 
des Holzhafens betheiligen wolle, herbeizuführen, ließen wir, veranlaßt 
durch die Hochwaſſerſchäden, Ende Juli den nachſtehenden Bericht folgen: 

„Ew. Excellenz erlauben wir uns im Anſchluß an unſere Eingabe 
vom 13. d. Mts. ganz gehorſamſt einen Bericht zu erſtatten über die 
Folgen des Hochwaſſers, das kürzlich auf der Weichſel in Folge großer 
Niederſchläge im Gebiete der oberen Weichſel entſtand und in Thorn 
bis zu einem Pegelſtande von 5 m über 0 anſchwoll. Aufs Neue hat 
es ſich klar erwieſen, wie unbedingt nothwendig die baldige Herſtellung 
eines Holzhafens bei Thorn iſt, da nur dann die bedeutenden Schäden, 
die durch ſolches Hochwaſſer dem Holzhandel und auch dem Strombau— 
fiskus erwachſen, wenigſtens zum größten Theile vermieden werden 
können. Die Höhe der Verluſte und Unkoſten, die der Holzhandel zu 
beklagen hat, läßt ſich zwar nicht mit abſoluter Genauigkeit angeben, 
doch ſind wir nach Befragung verſchiedener dem Holzhandel nahe— 


ſtehender Kaufleute zu folgendem Reſultate gelangt: Es jtanden zur 
Zeit des Hochwaſſers, das etwa 12 Tage anhielt, zwiſchen Thorn und 
Schulitz 150 Traften, denen durch die in Folge der großen Strömung 
nothwendigen Bergungs- und Sicherungsmaßregeln und größeren 
Bewachungskoſten für die Traft durchſchnittlich 200 Mk. Mehrausgaben 
erwuchſen, im Ganzen alſo ca. 30000 Mk. Beim Beſtehen des Holz— 
hafens würde ja wohl auch ein Theil dieſer Traften von dem Hoch— 
waſſer auf freiem Strome überraſcht worden ſein, doch hätte ſicherlich 
der größere Theil davon in dem Thorner Hafen gelegen, zumal zur 
Zeit des Hochwaſſerbeginns der Brahnauer Hafen vollſtändig über— 
füllt war und es den Traftenführern bekannt war, daß für die meiſten 
einige Wochen bis zur Möglichkeit der Einſchleuſung vergehen würden. 
Man kann daher rechnen, daß beim Vorhandenſein des Hafens 
mindeſtens 20000 Mk. Unkoſten dem Holzhandel erſpart worden wären. 
In Schulitz haben ſich ferner zu dieſer Zeit 10 Traften losgeriſſen, die 
nur mit Hilfe von Dampfern mühſam wieder zuſammengeſucht werden 
konnten. Der dadurch entſtandene Verluſt wird auf 10000 ME. geſchätzt. 

Bei Thorn ſtanden ungefähr 50 Traften, denen ebenfalls durch 
Bewachungs- und Sicherungsmaßregeln, abgeſehen von den gewöhnlichen 
Untojten, eine durchſchnittliche Mehrausgabe von 200 Mk. erwuchs, im 
Ganzen etwa 10000 Mk. Ein Theil der Traften hatte aber außer 
dieſen Bewachungs- und Sicherungskoſten noch die Flößer, die ſonſt 
ſofort abgelöhnt worden wären, für 14 Tage zu bezahlen, was 150 
bis 200 Mk. für die Traft ausmacht. Ferner herrſchte zu der fraglichen 
Zeit hier großer Mangel an zur Befeſtigung der Traften geeigneten 
Troſſen, die zum Theil erſt aus Danzig herbeigeſchafft werden mußten, 
und ſo konnte es vorkommen, daß an Miethsgeld für eine Troſſe 30 Mk. 
für 24 Stunden bezahlt werden mußten. Man kann ſonach die den 
bei Thorn feſtgemachten 50 Traften entſtandenen Unkoſten auf ins— 
geſammt 20000 Mk. veranſchlagen. Es iſt dabei nicht zu vergeſſen, 
daß trotz aller Vorſicht einige Traften beim Ablaufen des Waſſers 
trocken gelegt werden. Dann muß der ganze Verband gelöſt werden 
und die Hölzer ſind einzeln ins Waſſer zu ſchafſen und aufs Neue zu 
verbinden. 

Daß unſere Zahlen nicht zu hoch gegriffen ſind, beweiſen die 
nachſtehenden uns von durchaus glaubwürdiger Seite zugegangenen 
Angaben über die Unkoſten, die ein Transport von 5 Traften während 
der 12 Tage bei Thorn hatte: 

1. Für Bewachung durch den Thorner Anterverein. . . 1950 Mk. 
r afnmh 0 EERTE R ERRR 
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3. Für 3 Floßmeiſter, die aus Danzig herberufen wurden 360 Mk. 
4. Für Beibehaltung der ee die 1 abgelöhnt 
worden wäre.. 0 ir RI 


— 3410 Mk., 
d. i. für eine Traft faſt 700 Mk. Unkoſten. 

Die erwähnten Schäden und Unkoſten der Traften, die bei Thorn 
lagerten, wären aber beim Vorhandenſein des Holzhafens vollſtändig 
weggefallen. Es hätten aber dann auch die bei der Meldung des 
Hochwaſſers in Nieszawa lagernden etwa 50 Traften ſchleunigſt den 
Thorner Hafen aufgeſucht, was ja leicht zu erreichen geweſen wäre, da 
die Flutwelle von Chwalowice bis Thorn 4 Tage braucht. Da jedoch 
hier kein Schutzhafen vorhanden iſt, ſo handelten die Traften richtig, 
wenn ſie in Nieszawa blieben, da das Flußbett wegen der mangelnden 
Regulirung dort breiter und die Strömung daher nicht ſo reißend iſt, 
wie diesſeits der Grenze. Immerhin hatten auch die Traften in Nieszawa 
nicht unerhebliche Unkoſten, die mit 5000 Mk. ſicherlich nicht zu hoch 
taxirt ſind. 

Man kann ſonach annehmen, daß die durch das Hochwaſſer dem 
Holzhandel entſtandenen Unkoſten und Schäden, ſoweit ſie beim Vor— 
handenſein eines Holzhafens weggefallen ſein würden, 50--60000 Mk. 
betragen haben, und dies in dem geringen Zeitraum von 2 Wochen. 
Man kann daraus erſehen, welch ungeheures Riſiko die Traften zur 
Zeit auf der Weichſel laufen und wie dringend das Bedürfniß iſt, einen 
ſicheren Unterſtand hier einzurichten. 

Was nun die Schäden anbetrifft, die während des Hochwaſſers 
durch die Traften den Buhnen zugefügt worden ſind, ſo können wir 
darüber Genaueres zwar nicht mittheilen, doch ſteht feſt, daß ſolche 
Beſchädigungen vorgekommen ſind und daß die Ausbeſſerungsarbeiten 
nicht unerhebliche Koſten verurſachen werden. 

Der Weichſel-Strombauverwaltung wird es jedoch in Kürze 
möglich ſein, einen Ueberblick über die Buhnenbeſchädigungen zu geben. 

Wie wir Ew. Excellenz bereits mitzutheilen die Ehre hatten, iſt 
die landespolizeiliche Genehmigung zum Holzhafenbau nur unter der 
Bedingung ertheilt worden, daß der Unternehmer des Baues auf 
Verlangen der Deichaufſichtsbehörde den Weichſelſtromdeich der Neſſauer 
Niederung bis 26,25 km der Weichſelſtromkarte weiterführe und daß 
er dafür ſorge, daß vor Beginn des Hafenbaues die Wohnſtätten auf 
der Korzenieckämpe beſeitigt und die Eigenthümer entſprechend ent— 
ſchädigt werden. Dieſe Bedingungen ſind damit begründet worden, 
daß durch den Hafenbau das Hochwaſſerprofil eingeſchränkt werde, 
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wodurch ſowohl die in der uneingedeichten Neſſauer Niederung und 
auf der Korzenieckämpe gelegenen Ländereien einem ſtärkeren Strom— 
angriffe ausgeſetzt werden würden. Das letzte Hochwaſſer hat aber 
deutlich gezeigt, daß die Fortführung des Neſſauer Niederungsdeichs 
auch ohne den Holzhafenbau unbedingt nothwendig iſt, denn wenn 
auch der vor 2 Jahren erbaute, aber nur bis zum Kleinkrug reichende 
Flügeldeich dem Waſſer den Eintritt bei Podgorz und der Batterie 
Grünthal verwehrte, jo ſtrömte dennoch das Waſſer durch den Rückſtau 
bis hoch in die Niederung hinauf zurück und ſetzte die tiefer gelegenen 
Wieſen und Aecker unter Waſſer. Manche Beſitzer haben dadurch ihre 
halbe Ernte und noch mehr verloren, auch muß jetzt noch ſtellenweiſe 
das Vieh im Stalle gefüttert werden. Die Anlieger werden ſich daher 
entſchließen müſſen, wenn ſie überhaupt einen Nutzen von dem Deich 
haben wollen, dieſen entſprechend weiterzuführen. Wird aber der 
Neſſauer Niederungsdeich fortgeführt, ſo nimmt auch die Gefährdung 
der Bewohner der Korzenieckämpe derart zu, daß ein Verbleiben der 
dort befindlichen Wohnſtätten, die ja ſchon immer den Gefahren des 
Hochwaſſers und des Eisgangs ausgeſetzt waren, nicht mehr möglich 
iſt. Aus dem hier Ausgeführten geht hervor, daß man die dem Hafen— 
bauunternehmer auferlegten Bedingungen unmöglich aufrecht erhalten 
kann. Wir glauben beſtimmt, daß auch die Weichjel-Strombauverwaltung 
zu demſelben Reſultat gelangen wird, wenn Excellenz einen Bericht 
über die Folgen des letzten Hochwaſſers einfordern wollten. 

Wir können zum Schluß Ew. Excellenz nur wiederum die drin— 
gende Bitte gehorſamſt unterbreiten, hochgeneigteſt dahin wirken zu 
wollen, daß die hohe Staatsregierung den Bau des im allgemeinen 
Intereſſe nothwendigen Holzhafens in die Hand nehmen oder doch 
wenigſtens ſich über die Höhe des zu dem Bau zu leiſtenden Staats- 
zuſchuſſes ſchlüſſig machen möge.“ 

Unſere an den Herrn Finanzminiſter in gleicher Angelegenheit 
Anfang Auguſt gerichtete Eingabe lautete: 

„Ew. Excellenz haben wir unter dem 12. Oktober v. Is. unjere 
Denkſchrift über den Bau eines Holzhafens bei Thorn nebſt Abſchrift 
Hunſerer an den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten gerichteten 

Eingabe überſandt, worin wir baten, eine Staatsunterſtützung zu 
befürworten oder die Uebernahme des Hafenbaus durch den preußiſchen 
Staat in die Wege zu leiten. Gleichzeitig erlaubten wir uns, auch 
Ew. Excellenz um hochgeneigte Unterſtützung unſeres Antrages zu 
bitten. Wir haben nun zwar inzwiſchen aus verſchiedenen mündlichen 
und ſchriftlichen Aeußerungen entnehmen können, daß die hohe Staats— 
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regierung dem Projekte wohlwollend gegenüberſteht, jedoch iſt irgend 
welcher Beſchluß, auf den fußend wir in Privatkreiſen die zur 
Finanzirung des Unternehmens nöthigen Erklärungen und Garantieen 
beſchaffen könnten, leider bis jetzt noch nicht gefaßt worden. Zu dem 
angedeuteten Zwecke iſt nämlich hier Anfang Mai ein Holzhafen— 
konſortium gebildet worden, dem die bedeutendſten Holzhändler aus 
Thorn, Danzig, Mewe, Breslau, Elbing und Neuteich beigetreten ſind. 
Das Protokoll über den Gründungsvorgang und eine Abſchrift der 
dabei gefaßten Erklärung geſtatten wir uns beizulegen. 

Aus dem Mitgliederverzeichniß geht hervor, daß die Hauptorte 
der Provinz Weſtpreußen, ſoweit ſie überhaupt an dem Holzhandel 
betheiligt ſind, ein lebhaftes Intereſſe an dem Zuſtandekommen des 
Hafens haben. Wir legen beſonderen Werth darauf, daß auch Herr 
Münſterberg aus Danzig, Mitglied des Vorſteheramtes der dortigen 
Kaufmannſchaft, nachträglich dem Konſortium beigetreten iſt, denn es 
geht daraus hervor, daß man die Bedenken, die früher in Danzig 
gegen unſer Projekt gehegt wurden, in Anbetracht der allgemeinen 
Nützlichkeit des Hafens hat fallen laſſen. 

Dem Konſortium ſind jedoch die Hände gebunden, ſo lange nicht 
feſtſteht, ob der Staat den Hafen ſelbſt bauen oder welchen Zuſchuß 
er zu dem Bau geben will. Die Uebernahme des Baues durch den 
Staat wäre bei der faſt ſicheren Rentabilität des Hafens, wie dies ja 
auch das finanzielle Reſultat des Brahnauer Holzhafens beweiſt, 
das für alle Theile Beſte, was auch am ſchnellſten zum Ziele führen 
würde. Hierfür haben ſich auch die Aelteſten der Kaufmannſchaft zu 
Elbing ausgeſprochen, indem ſie in ihrem letzten Jahresbericht über 
das Thorner Holzhafenprojekt Nachſtehendes ausführten: „Für die 
Anlage eines Holzhafens bei Thorn iſt die dortige Handelskammer 
in einer ausführlichen, den betheiligten Miniſterien überreichten Denk— 
ſchrift eingetreten. Wir haben dieſen Antrag auch unſererſeits unter— 
ſtützen zu ſollen geglaubt, da die Anlage auch unſeren Intereſſen ent— 
ſprechen würde. Elbing iſt etwa mit einer Million Mark an dem 
Einkauf polniſcher, ruſſiſcher und galiziſcher Hölzer betheiligt und muß 
jede Maßnahme freudig begrüßen, welche geeignet iſt, den für die 
hieſige Sägeinduſtrie unentbehrlichen Verkehr in Weichſelhölzern zu 
erleichtern. Als eine ſolche aber würde die Einrichtung eines Holz— 
hafens bei Thorn anzuſehen ſein, da die Sicherheit der Bewegungs— 
freiheit des Holzhandels dadurch gefördert würde. Großer Werth iſt 
nach unſerer Anſicht auf die Verwaltung des Holzhafens durch den 
Staat zu legen, um einen gerechten Ausgleich der an jener Stelle 


zuſammenlaufenden Sonderintereſſen der verſchiedenen Plätze zu 
ermöglichen.“ 

Sollte nun trotz alledem keine Stimmung für den ſtaatsſeitigen 
Ausbau des Hafens vorhanden ſein, ſo müßte wenigſtens ein Beſchluß 
des Staatsminiſteriums herbeigeführt werden über die Höhe des Zu— 
ſchuſſes, den der Staat vorausſichtlich geben würde. Wir haben in 
unſerer früheren Eingabe vorgeſchlagen, daß der Staat ſich mit einer 
Million Mark, alſo einem Drittel der Bauſumme, an dem Unternehmen 
betheiligen möge. Es erſcheint jedoch wünſchenswerth und in An— 
betracht, daß der Hafen nach Amortiſation des Privatkapitals in die 
Hände des Staates übergehen ſoll, auch gerechtfertigt, wenn der Staat 
die Hälfte zuſchießen und die andere Hälfte aus Privatkreiſen auf⸗ 
gebracht werden würde. Bei dem lebhaften Intereſſe des Holzhandels 
an dem Zuſammenkommen des Hafens ſind wir überzeugt, daß es dem 
Konſortium bald gelingen würde, die nöthigen 1½ Millionen Mark 
von den Intereſſenten aufzubringen. Vorläufig jedoch, ſo lange über 
die Abſichten der hohen Staatsregierung nichts bekannt iſt, iſt jede 
Propaganda in Privatkreiſen ausgeſchloſſen. 

Wie nützlich der Hafen für den Strombaufiskus, die Holzver— 
zollung und die Schifffahrt ſein würde, brauchen wir ja nicht nochmals 
auszuführen, da wir dies in unſerer Denkſchrift eingehend gethan haben. 
Wir möchten nur wiederum darauf hinweiſen, welche ſegensreichen 
Folgen die ſicher zu erwartende Errichtung einer umfangreichen Holz— 
induſtrie haben müßte. Dies allein würde ja ſchon genügen, den 
Hafenbau zu begründen, denn dem Staate werden ſpäterhin durch die 
erhöhte wirthſchaftliche Thätigkeit für ſeine Auslagen gute Zinſen in 
Geſtalt größerer Steuereinnahmen zufließen. Wenn die hohe Staats— 
regierung mit der Förderung des wirthſchaftlichen Lebens in unſerem 
Oſten Ernſt machen will, ſo findet ſie dazu in der Unterſtützung des 
Hafenbaues wahrlich die beſte Gelegenheit. 


Der Holzhandel braucht den Hafen ganz unbedingt, wenn er 
im Stande ſein ſoll, das erforderliche Holz, das nun einmal im Inlande 
nicht in genügender Menge beſchafft werden kann, einzuführen. Es 
ſtehen der Förderung des Holzimports auch keine Intereſſen entgegen, 
zumal da die Holzpreije in den letzten Jahren derart geſtiegen ſind, 
daß ſie einen für den Konſum unangenehm fühlbaren ſehr hohen 
Stand erreicht haben. Die jetzigen Zuſtände auf der Weichſel ſind 
aber für die Holzimporteure nicht verlockend, denn das Riſiko, das die 
Hölzer bei dem Fehlen einer ſicheren Unterkunft jetzt hier laufen, iſt 
enorm, wie dies das Anfang vorigen Monats eingetretene Hochwaſſer, 
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das bis zu einem Pegelſtande von 5 m über O anſchwoll, klar erwiejen 
hat. Dem Holzhandel jind dabei durch das Losreißen von Traften, 
großen Sicherungs- und Bergungsmaßregeln u. A. m. Schäden und 
Unkoſten erwachſen, die man mit 50--60000 Mk. ſicherlich nicht zu 
hoch taxiert, die aber größtentheils vermieden worden wären, wenn 
bei Thorn ein Holzhafen beſtände. Auch an den Buhnen haben die 
Traften in Folge des Hochwaſſers erhebliche Beſchädigungen angerichtet. 

Das Hochwaſſer hat aber auch den Beweis geliefert, daß die 
beiden Bedingungen, die bei der landespolizeilichen Genehmigung 
des Projektes dem Hafenbauunternehmer auferlegt worden ſind (Seite 14 
und 15 unſerer Denkſchrift), nämlich die Weiterführung des Neſſauer 
Niederungsdeiches und die Entſchädigung der Bewohner der Korzeniec— 
kämpe, nicht aufrecht erhalten werden können. Es hat ſich nämlich 
gezeigt, daß die Fortführung des Neſſauer Niederungsdeiches unbedingt 
nothwendig iſt, auch wenn der Holzhafen nicht zur Ausführung kom— 
men ſollte, denn wenn auch der vor 2 Jahren erbaute, aber nur bis 
zum Kleinkrug reichende Flügeldeich dem Waſſer den Eintritt bei Pod— 
gorz und der Batterie Grünthal verwehrte, ſo ſtrömte dieſes dennoch 
durch den Rückſtau bis hoch in die Niederung hinauf zurück und über— 
ſchwemmte die tiefer gelegenen Wieſen und Aecker. Manche Beſitzer 
haben dadurch ihre halbe Ernte und darüber verloren, auch muß das 
Vieh jetzt noch ſtellenweiſe im Stalle gefüttert werden. Die Anlieger 
werden ſich deshalb entſchließen müſſen, wenn ſie überhaupt einen 
Nutzen von dem Deiche haben wollen, dieſen entſprechend weiterzu— 
führen. Wird aber der Deich verlängert, ſo nimmt auch die Gefähr— 
dung der Bewohner der Korzenieckämpe derart zu, daß ein Verbleiben 
der dort befindlichen Wohnſtätten, die ja ſchon immer den Gefahren 
des Hochwaſſers und des Eisgangs ausgeſetzt waren, nicht mehr möglich 
iſt. Unter dieſen Umſtänden erſcheint es aber unbillig, dem Hafenbau— 
unternehmer die Koſten dafür aufzuerlegen. 

Wir hoffen, Ew. Excellenz überzeugt zu haben, daß zur Förderung 
des Holzhafenprojektes von unſerer Seite nichts geſchehen kann, bis 
eine Entſchließung der Regierung vorliegt, und dieſe zu beſchleunigen 
iſt der Zweck unſerer Eingabe. Wir bitten daher Ew. Excellenz 
gehorſamſt dahin wirken zu wollen, daß die hohe Staatsregierung mög— 
lichſt bald einen Beſchluß faſſe darüber, ob der Hafen von dem Staate 
ausgeführt oder welcher Zuſchuß von dem Staate zu dem Bau her— 
gegeben werden ſoll.“ 

Mitte September erhielten wir von dem Herrn Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten den Beſcheid, daß zunächſt der Herr Oberpräſident 


99 
von Goßler mit Erhebungen darüber beauftragt worden ſei, ob und 
in welchem Umfange eine Betheiligung des Staates an den Koſten 
der Herſtellung des Hafens geboten erſcheine. Erſt nach Eingang des 
Berichtes werde es möglich ſein, ſtaatsſeitig Stellung zu der Angelegen— 
heit zu nehmen. So weit uns bekannt iſt, hat der Herr Oberpräſident 
dem Miniſterium inzwiſchen den Bericht eingereicht, eine Entſcheidung 
hat die Staatsregierung aber noch nicht getroffen. 

Da das im Mai 1900 gebildete Holzhafenkonſortium wegen 
mangelnder juriſtiſcher Perſönlichkeit zur Abſchließung verbindlicher 
Verträge nicht geeignet war, wurde hier im November eine Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung zur Förderung des Holzhafenbaus gegründet. 
Sie ſoll die zum Zwecke der Errichtung eines Holzhafens bei Thorn 
erforderlichen Verhandlungen führen und die dazu dienenden Rechts— 
geſchäfte abſchließen. Ihre Thätigkeit wird jedoch erſt dann beginnen 
können, wenn ſich die Regierung über die Höhe des Staatszuſchuſſes 
ſchlüſſig gemacht haben wird. Ein reiner Handelshafen würde ja nun 
kaum auf ſtaatliche Unterſtützung zu rechnen haben. Der Holzhafen 
iſt aber in erſter Linie als Schutzhafen gedacht, und bei der mißlichen 
Lage des Flößereiverkehrs auf der Weichſel, an dem doch bedeutende 
deutſche Kapitalien betheiligt ſind, hat der Staat die Pflicht, für einen 
beſſeren Schutz der Hölzer zu ſorgen, zumal da von der Grenze ab 
bis Brahemünde kein einziger Unterſtand vorhanden iſt und auch der 
Brahnauer Hafen bei ſeiner ſtändigen Ueberfüllung häufig keinen Schutz 
gewähren kann. Auch fiskaliſche Intereſſen kommen dabei in Frage, 
denn durch das Feſtmachen der Traften im Fluſſe wird die Bildung 
von ſchifffahrthindernden Sandbänken befördert, auch ſind jetzt Buhnen— 
beſchädigungen durch Traften nichts Seltenes. 

In der Holzflößerei auf der Weichſel bedient man ſich zum 
Anhalten der Flöße langer, zugeſpitzter Pfähle, der ſogenannten 
Schricken, die in den Grund geſtoßen werden. Anker, Ketten und 
Taue führen die Flöße nicht, weil ſie nur bei der Befeſtigung des 
Holzes am Ufer verwendet werden können und die Bemannung mit 
deren Handhabung nicht vertraut iſt. Die Schricken verſagen an tieferen 


Stellen des Stromes ihren Dienſt, ſie können nur an flachen Stellen 


benutzt werden. Je weiter aber die Weichſelregulirung fortſchreitet, 
deſto mehr ſchwinden die vorhanden geweſenen Untiefen, deſto 
reißender wird der Strom und damit das Feſthalten des Holzes 
immer ſchwieriger. Schon jetzt giebt es auf der Strecke zwiſchen der 
Grenze und Brahnau ſelbſt bei normalem Waſſerſtande nur noch 
wenige zum Feſthalten von Holz geeignete Stellen. Bei ſteigendem 
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Waſſer wird das Holz am Ufer befejtigt, womit es aber keineswegs 
völlig geſichert iſt, da dem reißenden Strome gegenüber alle Sicher— 
heitsmaßregeln oft unzureichend bleiben, wie es ſich auch im vergan— 
genen Jahre wieder gezeigt hat. Während der Flößereiperiode im 
Jahre 1899 hatten wir dreimal Hochwaſſer und jedesmal iſt durch 
Aufwendung großer Koſten zur Sicherung des Holzes, durch Zer— 
trümmerung und Aufſammlung, durch Holzverluſt und durch Auf— 
trocknung verſchwommener Hölzer auf dem Ufer ein beträchtlicher 
Schaden entſtanden. Wir haben durch genaue Erhebung den Schaden 
ſeſtzuſtellen geſucht und dabei gefunden, daß er betragen hat 
beim 1. Hochwaſſee . 93000 Mark 
2 NE 49 000 


” ER ” * 


3. Ast 53000 „ 
Insgeſammt 195000 Mark. 
Dieſe Zahlen zeigen deutlich genug, wie unbedingt nothwendig 


die baldige Herſtellung eines Holzhafens iſt. 
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3. Pofl-, Telegraphen- und Felephonweſen. 


Geſchäfts papiere. 


Anfang September theilte uns das Kaiſerliche Poſtamt zu Thorn 
mit, daß man beabſichtige, die im inneren Verkehr einzelner Länder 
und im Weltpoſtvereinsverkehr beſtehende beſondere Verſendungsgattung 
der „Geſchäftspapiere“ auch für den inneren Verkehr des Reichspoſt— 
gebiets zur Beförderung mit der Briefpojt gegen eine ermäßigte Taxe 
einzuführen. Die Handelskammer möge ſich dazu äußern, ob ſie Werth 
auf dieſe Neuerung lege, welche Vortheile ſie ſich davon verſpreche 
und welche Taxe als angemeſſen angeſehen werde. Wir erwiderten 
darauf: g 

„Die Abſicht der Kaiſerlichen Reichspoſt, die im inneren Verkehr 
einzelner Länder und im Weltpoſtvereinsverkehr beſtehende beſondere 
Verſendungsgattung der „Geſchäftspapiere“ auch für den inneren Ver— 
kehr des Reichspoſtgebiets ꝛc. zur Beförderung mit der Briefpoſt gegen 
eine ermäßigte Taxe einzuführen, können wir natürlich im Intereſſe 
des Verkehrs nur freudig begrüßen. Wir bitten daher auch das 
Kaiſerliche Poſtamt ganz ergebenſt, nach Möglichkeit darauf hinwirken 
zu wollen, daß dieſe Maßregel bald in Kraft trete. Wir verſprechen 
uns davon nicht nur eine für alle Geſchäftszweige erhebliche Porto— 
erſparniß, ſondern glauben auch, daß man mehr als bisher derartige 
Papiere als Beläge ꝛc. zur Verſendung bringen wird, wenn dies zu 
einer mäßigen Taxe geſchehen kann. 
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Für die Verſendungsgattung der „Geſchäftspapiere“ würde man wohl 
am Beſten den ſchon im Weltpoſtverkehr eingeführten Begriff akzeptiren, 
da dieſer dem Publikum bereits bekannt iſt; ebenſo würden die Ber- 
ſendungsbedingungen, wonach ſie offen unter Band oder in offenem 
Umſchlage verſchickt werden müſſen, beizubehalten ſein. 

Als geeignete Taxe für die Geſchäftspapiere möchten wir den 
Tarif für Drucksachen, denen ja die Geſchäftspapiere begrifflich am 
Nächſten ſtehen, vorſchlagen, zumal da ſie auch in den meiſten Ländern, 
in deren innerem Verkehr dieſe Verſendungsgattung beſteht, nach dem 
Druckſachentarif befördert werden.“ 


Briefverkehr 


zwiſchen Warſchau und Thorn. 


Mitte Juli richteten wir die nachſtehende Eingabe an den Herrn 
Staatsſekretär des Reichspoſtamts: 

„Ew. Excellenz geſtatten wir uns ganz ergebenſt auf einen Uebel- 
ſtand aufmerkſam zu machen, der ſich, wie mannigfache Klagen aus dem 
Kreiſe hieſiger Spediteure beweiſen, bei dem Briefverkehr zwiſchen Thorn 
und einigen polniſchen Städten, namentlich Warſchau, herausgeſtellt 
hat. Unregelmäßigkeiten ſind ſchon immer vorgekommen, doch iſt gerade 
in den letzten Wochen eine derartige Verſchlechterung in der Beförde— 
rung der Brieſſchaften eingetreten, daß eine baldige Abhilfe dringend 
erwünſcht erſcheint. So gelangen Briefe, die hier Nachmittags aufgegeben 
werden und daher unter Benutzung des Nachtzuges am anderen Morgen 
um 8 Uhr in Warſchau ankommen und noch Vormittags ausgetragen 
werden müßten, häufig erſt Abends in die Hände der Empfänger. 
Ebenſo treten Verzögerungen in umgekehrter Richtung ein. Briefe, die 
in Warſchau vor 4 Uhr aufgegeben werden und daher mit dem Zuge 4 Uhr 
57 Minuten abgehen und hier Abends 10 Uhr oder doch ſpäteſtens mit 
dem Nachtzug früh 4 Uhr 30 Minuten eintreffen müßten, kommen erſt 
Nachmittags, oft ſogar erſt Abends in den Beſitz der Thorner Adreſſaten. 
Ein uns vorliegender Brief, der Nachmittags von Warſchau abgeſandt 
worden iſt, weiſt ſogar in dem Empfangsſtempel die Zeit Vormittags 
1112 Uhr auf, während doch zu dieſer Zeit ein Zug aus Warſchau 
hier überhaupt nicht eintrifft. 

Die Beſchwerden der Intereſſenten ſowohl bei den hieſigen als 
auch bei den ruſſiſchen Poſtämtern haben trotz der daraufhin eingeleiteten 
Nachforſchungen keinerlei Reſultat ergeben. Es wird uns allerdings 
vertraulich mitgetheilt, daß in Warſchau wohl das geringe Perjonal 
der dortigen Poſtbehörde mit Schuld ſein könne, da es trotz der Ver— 
kehrsſteigerung in den letzten Jahren überhaupt nicht vermehrt worden 


jei und daher den Verkehr nicht mehr bewältigen könne, doch ſcheint 
hieran nicht allein die Schuld zu liegen, wie der oben angeführte 
Empfangsſtempel beweiſt. 

Eine Abhilfe muß aber bald getroffen werden, denn es iſt 
beſonders für unſere Speditionsgeſchäfte mit ihrem lebhaften deutſch— 
polniſchen Verkehr von höchſter Wichtigkeit, daß ihre Briefe rechtzeitig 
eintreffen und daß ſie auch die Antworten möglichſt ſchleunig erhalten, 
da es ſich dabei oft um größere Geldbeträge handelt, über die wegen 
verſpäteten Eintreffens der Briefe an demſelben Tage nicht mehr 
verfügt werden kann. Dies verurſacht natürlich Störungen und Unkoſten 
und macht häufig telegraphiſche Anfragen nöthig, e der Verkehr 
unnöthig belaſtet wird. 

Da, wie erwähnt, durch direkte Beſchwerden bei den unteren Poſt⸗ 
behörden der Sitz des Uebels nicht zu finden iſt, ſo wenden wir uns 
an Ew. Excellenz mit der dringenden Bitte, hochgeneigteſt daraufhin 
wirken zu wollen, daß wieder eine regelmäßige Briefbeſtellung zwiſchen 
den polniſchen Städten und Thorn eintrete, wobei es ſich wohl nöthig 
machen wird, wegen Aufklärung der Verſpätungen mit den ruſſiſchen 
Poſtbehörden in Unterhandlung zu treten.“ 

Darauf erhielten wir den Beſcheid, daß man wegen Beſeitigung 
dieſer Uebelſtände mit der Generaldirektion der Kaiſerlich Ruſſiſchen 
Poſten und Telegraphen in Unterhandlung getreten ſei. Soweit der 
deutſche Geſchäftsbereich in Frage komme, werde nachdrücklich dahin 
gewirkt werden, die erforderliche Regelmäßigkeit des Beförderungs— 
dienſtes ſicherzuſtellen. 


Beſtellung der Poſtſendungen 


für die Orte Volleſchin und Kielpin. 


Die für die Orte Bolleſchin und Kielpin beſtimmten Poſtſendungen 
wurden früher von dem Poſtamte Lautenburg aus, von dem ſie nur 
etwa 10 km entfernt liegen, beſtellt. In jüngſter Zeit iſt dies jedoch 
abgeändert worden, und jetzt erfolgt die Poſtbeſtellung über Neumark 
Mroczno. Der Verkehr Lautenburgs mit den genannten, nicht 
unbedeutenden Orten wird, wie uns aus Lautenburg mitgetheilt wurde, 
hierdurch geſchädigt, was von Lautenburg wegen ſeiner an und für 
ſich ſchon recht ungünſtigen Lage um ſo ſchmerzlicher empfunden wird. 
Nachdem wir uns vergewiſſert hatten, daß Neumark kein Intereſſe an 
der Beibehaltung der jetzigen Poſtverbindung hat, richteten wir an die 
Kaiſerliche Ober-Poſtdirektion zu Danzig das Erſuchen, die Beſtellung 
der Poſtſendung für die Orte Bolleſchin und Kielpin, wie früher von 
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dem Poſtamte Lautenburg aus zu bewirken. Der darauf ergangene 
Beſcheid lautete: 

„Wegen der Herſtellung von Poſtverbindungen für die Poſt— 
anſtalten Kielpin und Bolleſchin mit Lautenburg anſtatt jetzt mit 
Montowo bezw. Neumark haben eingehende Ermittelungen durch einen 
Bezirks⸗Auſſichtsbeamten ſtattgefunden. Nach dem Ergebniß derſelben 
würde für Kielpin der direkte Anſchluß mit Lautenburg zwar den 
Vortheil haben, daß die in Lautenburg nach dem Abgang der Abend— 
züge, ab 6 Uhr 25 Minuten und 6 Uhr 32 Minuten, aufgelieferten 
Poſtſendungen in Kielpin 2½ Stunden früher, ſtatt jetzt 12 Uhr 45 
Minuten bald nach 10 Uhr Vorm, eintreffen würden, dagegen würde 
nach Maßgabe der anſchließenden Eiſenbahnverbindungen Kielpin die 
jetzige zweite Poſtverbindung verlieren, und die Botenpoſt aus Lauten— 
burg würde ½ Stunde ſpäter als jetzt die Poſt aus Montowo 
eintreffen und auch faſt eine Stunde früher als jetzt, ſtatt 4 Uhr 
40 Minuten bereits um 3 Uhr 45 Minuten, nach Lautenburg zurüd- 
kehren müſſen. Darnach würde nicht nur den Bewohnern von Kielpin 
über eine Stunde weniger Zeit zur Beantwortung der eingegangenen 
Poſtſachen verbleiben, ſondern auch der Landbriefträger würde bei 
ungünſtiger Witterung und ſchlechten Wegen häufig den Anſchluß an 
die Botenpoſt nach Lautenburg nicht erreichen, ſodaß die vom Land— 
briefträger unterwegs eingeſammelten Poſtſendungen in ſolchen Fällen 
erſt 24 Stunden ſpäter zur Weiterbeförderung gelangen könnten. Für 
den Ort Kielpin würde ſich auch die Verbindung mit ſeiner Kreisſtadt 
Löbau weſentlich verſchlechtern. 

Die Poſtagentur Bolleſchin iſt gegenwärtig durch eine einmalige 
Landpoſtfahrt, welche 8 Uhr 10 Minuten daſelbſt eintrifft und 3 Uhr 
50 Minuten zurückfährt, mit Neumark verbunden. Bei einer Verbin— 
dung mit Lautenburg würde die Poſt erſt gegen 10 Uhr in Bolleſchin 
eintreffen und müßte auch bereits 3 Uhr 40 Minuten dorthin zurück— 
kehren. Die Poſtſachen würden daher nicht nur 2 Stunden ſpäter 
nach Bolleſchin gelangen, ſondern auch der 2. Landbriefträger, deſſen 
Beſtellung über 6 Stunden Zeit in Anſpruch nimmt, würde immer 


erſt nach dem Abgange der Poſt nach Bolleſchin zurückkehren, ſodaß 


die von ihm unterwegs eingeſammelten Sendungen regelmäßig in der 
Weiterſendung 24 Stunden Verzögerung erleiden würden. Dieſen 
erheblichen Nachtheilen ſteht bei beiden Poſtanſtalten nur der geringe 
Vortheil gegenüber, daß bei einer Verbindung mit Lautenburg die 
zwiſchen 6 Uhr Abends und 8 Uhr Vormittags aufgelieferten Sen— 
dungen noch an demſelben bezw. dem folgenden Tage beſtellt würden. 
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Im Uebrigen iſt der Poſtverkehr zwiſchen Lautenburg und Bolleſchin 
nicht bedeutend. In der Zeit vom 24. bis 30. September ſind in 
Bolleſchin im Ganzen 43 Sendungen nach Lautenburg und in Lauten— 
burg 48 Sendungen nach Bolleſchin aufgeliefert worden, während 
für die Poſtagentur Kielpin die Zahl der aufgelieferten Sendungen 
nach und von Lautenburg in dieſer Zeit nur 13 bezw. 14 Stück 
betragen hat. 

Für Bolleſchin wird ſich auch die Poſtverbindung mit der 
Kreisſtadt Strasburg und der Stadt Lautenburg mit der Inbetrieb— 
nahme der im Bau befindlichen Bahn Strasburg bezw. Broddydamm 
Dt. Eylau günſtiger geſtalten, da alsdann vorausſichtlich dieſe Poſtagentur 
an die neue Bahn wird angeſchloſſen werden können. 

Unter den dargelegten Verhältniſſen muß daher von einer 
Aenderung der beſtehenden Poſtverbindungen vorerſt abgeſehen werden.“ 


Fernſprechverbindung 
zwiſchen Thorn und Stettin. 


Im Anſchluß an eine Eingabe der Handelskammer zu Bromberg 
baten wir den Herrn Staatsſekretär des Reichspoſtamtes, die Herſtellung 
einer Fernſprechverbindung zwiſchen Bromberg, Thorn und Nachbar— 
orten einerſeits und Stettin andererſeits anzuordnen. Darauf wurde 
uns mitgetheilt, daß der Sprechverkehr der zur Zeit vorhandenen 
Stadtfernſprecheinrichtungen des Bezirks Bromberg und von Thorn 
mit Stettin zugelaſſen worden ſei. 

Fernſprechverkehr 


zwiſchen Thorn und Breslau. 


Ende Februar 1900 überſandten wir der Ober Poſtdirektion zu 
Danzig nachſtehende Eingabe: 

„Es beſteht hier ſchon ſeit längerer Zeit der lebhafte Wunſch, daß 
Thorn eine telephoniſche Verbindung mit Breslau erhalte, da zwiſchen 
dieſen beiden Städten mannigfache Geſchäftsbeziehungen beſtehen. So 
haben verſchiedene hieſige Geſchäfte in Breslau Filialen und Vertreter 
und umgekehrt, außerdem wird namentlich von unſerem Kohlen- und 
Eiſenhandel die Nothwendigkeit einer Fernſprechverbindung hervor— 
gehoben. Zur Zeit iſt ja nun wohl nicht zu erwarten, daß Thorn den 
gewünſchten Anſchluß erhält, da unſeres Wiſſens die zwiſchen Bromberg 
und Breslau beſtehende Leitung nur für den Verkehr zwiſchen Danzig 
und Breslau dient und die Linie zu ſehr überlaſtet iſt, um noch weitere 
Anſchlüſſe zu geſtatten. Kürzlich iſt jedoch auf eine Eingabe der Handels— 
kammer zu Breslau um Herſtellung einer Fernſprechverbindung zwiſchen 
Bromberg —Inowrazlaw. Gneſen einerſeits und Breslau andererſeits 


Seitens der Kaiſerlichen Ober-Poſtdirektion der Beſcheid ergangen, daß 
die Zulaſſung des Sprechverkehrs zwiſchen den genannten Orten wegen 
ſtarker Belaſtung der Leitungen zur Zeit zwar nicht angängig ſei, doch 
habe man bereits eine Vermehrung der Betriebsmittel in Ausſicht 
genommen und werde dem Wunſche der Handelskammer vorausſichtlich 
noch im Laufe des Jahres Folge geben können. Da nun nach unſerer 
Kenntniß für den Sprechverkehr zwiſchen Thorn und Inowrazlaw eine 
direkte Leitung geplant iſt, jo möchten wir die Kaiſerliche Ober-Poſt⸗ 
Direktion ſchon jetzt bitten, nach Fertigſtellung dieſer Leitung für die 
Zulaſſung des Sprechverkehrs zwiſchen Thorn und Breslau geneigteſt 
Sorge tragen zu wollen.“ 

Die Kaiſerliche Ober-Poſtdirektion erwiderte darauf, daß die Zu— 
laſſung von Thorn zum Sprechverkehr mit Breslau zwar z. Zt. nicht 
angängig ſei, doch werde man dafür Sorge tragen, ſobald die im 
Laufe dieſes Jahres zur Herſtellung gelangenden, zur Entlaſtung der 
vorhandenen Leitungen beſtimmten neuen Fernſprech-Verbindungsanlagen 
fertiggeſtellt ſein würden. 


III. Zoll- und Steuerweſen. 


Wiederaufbau des Follreviſions⸗ 
gebäudes an der Weichſel. 


Auf unſere unter dem 26. April 1898 an den Herrn Finanz— 
miniſter gerichtete Eingabe theilte uns der Herr Provinzial Steuerdirektor 
in Danzig mit, daß die Entſcheidung über den Wiederaufbau des Zoll— 
reviſionsgebäudes an der Weichſel vorläufig ausgeſetzt ſei, weil in Frage 
komme, ob für den Fall der Errichtung eines Holzhafens bei Thorn 
die Holzabfertigungen in dieſen zu verlegen ſeien oder nicht. Inzwiſchen 
werde durch Herſtellung einer Fernſprechverbindung zwiſchen Abfertigungs— 
bude und dem Hauptzollamte ſowie andere etwa angängige Einrichtungen 
für die Beſchleunigung der Zollabfertigungen Sorge getragen werden. 

Wir erwiderten darauf: 

„Ew. Hochwohlgeboren theilen uns den Beſcheid des Herrn 
Finanzminiſters mit, wonach die Frage des Wiederaufbaues des Zoll— 


reviſionsgebäudes jo lange ausgeſetzt werden ſoll, bis die Entſcheidung 


über die Anlage des Thorner Holzhafens getroffen worden iſt. Wenn 
wir nun auch die Abſicht, in den Holzhafen eine Zollabfertigungsſtelle 
zu verlegen, nur mit Freuden begrüßen können, ſo ſind wir doch der 
Meinung, daß aus dieſem Grunde der Wiederaufbau des Zollgebäudes 
an der Uferbahn nicht länger hinausgeſchoben zu werden braucht. 
Den Hafen wird ja immer nur ein Theil der nach Thorn kommenden 
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Hölzer benutzen, die anderen Holztraften ſowie die ſonſtigen auf dem 
Waſſerwege eingehenden Zollgüter werden aber nach wie vor an der 
Uferbahn abgefertigt werden müſſen, und der Verkehr wird hier immer 
ſo groß und wichtig bleiben, daß in ſeinem Intereſſe die Errichtung 
eines geräumigen Zollgebäudes, worin das erforderliche Beamten— 
perſonal Platz findet und auch dem Publikum Gelegenheit geboten 
iſt, die auf die Abfertigung bezüglichen ſchriftlichen Arbeiten zu erledigen, 
ſich trotzdem unbedingt nöthig machen wird. Daß die Errichtung eines 
neuen Gebäudes auch im Intereſſe der Beamten liege, haben wir ſchon 
in unſeren früheren Eingaben hervorgehoben; bei ſehr warmer und 
ebenſo bei rauher Witterung kann ja der Aufenthalt in der jetzigen, 
ganz primitiven Zollbude der Geſundheit nicht zuträglich ſein. Es 
iſt gewiß dankenswerth, daß inzwiſchen für möglichſte Beſchleunigung 
der Zollabfertigung Sorge getragen werden ſoll, doch glauben wir 
nicht, daß ſich unter den jetzigen Verhältniſſen in dieſer Hinſicht viel 
erreichen läßt, denn auch bisher ſchon haben die Zollbeamten, das 
müſſen wir entſchieden anerkennen, ſich nach Kräften bemüht, die 
Verzollung ſo glatt und ſchnell wie möglich abzuwickeln. Die Her: 
ſtellung einer Fernſprechverbindung zwiſchen der Abfertigungsbude und 
dem Hauptzollamte würde ja allerdings von Nutzen ſein, doch hat 
man, wie wir hören, dieſen Plan, da er auf Schwierigkeiten geſtoßen 
iſt, wieder aufgegeben. 

Ew. Hochwohlgeboren würden uns zu großem Danke verpflichten, 
wenn Sie höheren Ortes darauf hinweiſen wollten, daß die Wieder— 
errichtung des Zollgebäudes in keinem Zuſammenhange mit dem Holz— 
hafen ſtehe, und Sich für möglichſt baldige Ausführung des Zoll— 
gebäudes hochgeneigteſt verwenden würden.“ 

Darauf erhielten wir nachſtehenden Beſcheid: 

„Ich vermag nicht anzuerkennen, daß die Errichtung eines Holz⸗ 
hafens nach der mir ſ. Zt. zugeſandten Denkſchrift für die Frage der 
Wiedererrichtung des Zollgebäudes an der Weichſel dort ohne Bedeu— 
tung wäre und befinde mich deshalb auch nicht in der Lage, dem 
Herrn Finanzminiſter in dem gewünſchten Sinne Vortrag zu halten. 

Uebrigens iſt die dort gemachte Mittheilung, daß die Einrichtung 
einer Fernſprechverbindung fallen gelaſſen ſei, unzutreffend.“ 


Sollamtliche verſchnürung der 


Getreidekähne. : 
Mitte Juni baten wir den Herrn Provinzial-Steuerdireftor um 
Aufhebung der Verfügung, wonach die über Schillno eingehenden Kähne 
an der Grenze zollamtlich verſchnürt werden müſſen, und führten dabei aus: 
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„Unter dem früher zwiſchen Schillno und Thorn üblichen 
Anſageverfahren ſchwammen die von Rußland kommenden Kähne 
völlig ungehindert, nachdem die Waarenführer in Schillno ihre Ladungs— 
papiere abgegeben hatten, nach Thorn. Auf eine Begleitung des 
Transportes gemäß $ 38 des Vereins-Zollgeſetzes vom 1. Juli 1869 
verzichtete die Zollbehörde, da ja einmal die Strecke zwiſchen Schillno 
und Thorn hinlänglich bewacht wird und andererſeits ſchlechte 
Erfahrungen unſeres Wiſſens nie gemacht worden ſind. Vor 
einigen Jahren iſt dieſes Anſageverfahren aufgehoben worden, 
und die eingehenden Kähne werden jetzt in Schillno zollamtlich ver— 
ſchnürt. Mit dieſer Verſchnürung ſchwimmen ſie nach der Thorner 
Reviſionsſtelle; es muß jedoch beim Paſſieren der Eiſenbahnbrücke 
wegen der Umlegung des Maſtbaumes der Zollverſchluß vorübergehend 
entfernt werden, um ſofort unterhalb der Brücke wieder angelegt zu 
werden, ein Verfahren, das ſicherlich nicht bequem genannt werden 
kann. Die Verſchnürung wird nun nicht eher abgenommen, bis ein 
Antrag auf Verzollung oder auf Ausſtellung eines Begleitſcheines 
nach einem anderen Zollamte geſtellt worden iſt. Um jedoch hierüber 
eine Entſcheidung treffen zu können, muß der Empfänger Proben aus 
dem Kahne entnehmen, wobei er jedesmal beim Hauptzollamte die 
zeitweilige Abnahme der Plomben zu beantragen hat. Wir haben im 
Vorjahre an das hieſige Hauptzollamt das Erſuchen gerichtet, daß bei 
den unter Schnürverſchluß hier eingehenden Kähnen die Plomben bei 
Ankunft auf dem Reviſionsfelde entfernt werden möchten, worauf das 
Hauptzollamt erwiderte, daß dies nur dann geſchehen könne, ſofern 
ſich die Waarenführer oder Waarenempfänger verpflichteten, die Koſten 
für die bis zur erfolgten Abfertigung dann nothwendig eintretenden 
amtlichen Bewachung der Kähne zu tragen. Dies iſt natürlich viel 
zu koſtſpielig, und ſo bleibt das alte unbequeme Verfahren beſtehen. 
Wir ſind nun der Ueberzeugung, daß im Intereſſe der Zollſicherheit 
die Verſchnürung abſolut nicht nöthig iſt, wie das ja die früheren 
Erfahrungen bewieſen haben; die jetzige Einrichtung iſt aber ſowohl 
für die Zollbehörde als auch für das Publikum gleich umſtändlich. 
Wir bitten daher Ew. Hochwohlgeboren ganz ergebenſt, hochgeneigteſt 
eine Verfügung erlaſſen zu wollen, wonach das frühere Anſagever— 
fahren zwiſchen Schillno und Thorn wiederhergeſtellt werde und die 
Zollverſchnürung der Kähne in Wegfall komme.“ 

Die ablehnende Erwiderung des Herrn Provinzial-Steuerdirektors 
lautete: 

„Die im Anſageverfahren zwiſchen Schillno und Thorn vor einigen 
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Jahren von hier aus angeordnete, und in der jeit dem 1. März d. Is. 
giltigen Zollordnung vom 12. Januar d. Is. (Amtsblatt der König— 
lichen Regierung zu Marienwerder Nr. 7) aufrechterhaltene zollamtliche 
Verſchließung der mit zollpflichtigen Waaren beladenen Schiffe iſt, wie 
der Herr Finanzminiſter auf eine Eingabe des dortigen Schiffervereins 
bereits entſchieden hat, beizubehalten. Ich ſehe mich ſchon deshalb 
nicht in der Lage, eine Aenderung in dem beſtehenden Zuſtande 
herbeizuführen. Eine ſolche erſcheint auch nicht erforderlich, da die in 
der vorliegenden Beſchwerde geltend gemachten Unzuträglichkeiten nicht 
mehr beſtehen bezw. nicht auf die amtliche Verſchließung der Schiffe 
zurückzuführen ſind. 

Die an der dortigen Eiſenbahnbrücke zum Kappen der Maſten 
abgenommenen amtlichen Verſchlüſſe werden auf der amtlichen Reviſions— 
ſtelle unterhalb der Eiſenbahnbrücke nur dann ſofort wieder angelegt, 
wenn die allgemeine Uferbewachung aus dienſtlichen Gründen wie 
z. B. Mittags oder Nachts eine Unterbrechung erleiden muß. Für den 
Fall der Wiederanlegung der Verſchlüſſe wird nach Anzeige des 
dortigen Königlichen Hauptzollamtes der Wunſch der Spediteure, 
Getreide- c. Proben zu entnehmen, Seitens der Zollreviſionsſtelle an 
der Weichſel nach Möglichkeit berückſichtigt, die Nothwendigkeit in der 
Abfertigungsbude der Zollreviſionsſtelle an der Weichſel — nicht beim 
Hauptzollamte, wie in dem Schreiben vom 17. Juni d. Js. angegeben 
iſt die vorübergehende Löſung des Verſchluſſes zur Probeentnahme 
zu beantragen, bildet für die Spediteure keine beſondere Erſchwerung 
im Verkehr, weil die Entnahme der Proben in jedem einzelnen Falle 
bei der vorgenannten Amtsſtelle beantragt und durch einen beſonderen 
Beamten überwacht werden muß. Uebrigens ſcheinen die Spediteure 
ſelber, wie ich aus dem mir erſtatteten Berichte entnehme, nicht immer 
mit der ihnen möglichen Beſchleunigung durch Abgabe der ſpeziellen 
Deklarationen und Anträge auf die weitere zollamtliche Abfertigung 
hinzuwirken. Auch mit Rückſicht hierauf iſt die vom allgemeinen 
Standpunkte der größeren Zollſicherheit eingeführte Verſchließung der 
Schiffe durchaus gerechtfertigt. Wird dementgegen auf der amtlichen 
Reviſionsſtelle von einem Waarenempfänger oder Waarenführer die 
Abnahme des amtlichen Verſchluſſes für ſolche Tages- oder Nachtszeiten 
beantragt, wo eine allgemeine Ueberwachung aus dienſtlichen Gründen 
nicht ausführbar iſt, ſo müſſen für die hierzu erforderlichen beſonderen 
Beamtenkräfte allerdings die vorſchriftsmäßigen Gebühren gezahlt werden. 

Das Königliche Hauptzollamt dort hat von mir die Anweiſung 
erhalten, überall auf die mit dem Zollintereſſe und den beſtehenden 
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Vorſchriften insbeſondere der Zollordnung vom 12. Januar d. Js. 
vereinbarten Erleichterungen im Verkehr hinzuwirken.“ 
Erweiterung des Hollrevifionsfeldes 
auf der Weichjel bei Thorn. 

Wegen Erweiterung des Zollrevijionsfeldes an der Uferbahn 
wurden wir im Juni 1899 in nachſtehendem Schreiben bei der König— 
lichen Provinzial-Steuerdirektion zu Danzig vorſtellig: 

„Das Zollreviſionsfeld auf der Weichſel bei Thorn erſtreckt ſich 
3. Zt. von der Eiſenbahnbrücke bis zur Defenſionskaſerne. Dieſe Abgren— 
zung iſt vor vielen Jahren vorgenommen worden und hat auch, da 
ſie den damaligen Verhältniſſen angepaßt war, lange Zeit keine Ver— 
anlaſſung zu Abänderungsanträgen gegeben. In den letzten Jahren 
jedoch hat ſich an dem öſtlich angrenzenden Ufer ein lebhafter Verkehr 
namentlich von Stückgütern, die durch die Dampfer angebracht werden, 
entwickelt. Das Ufer iſt hier niedrig und erleichtert bei normalem 
Waſſerſtande das Löſchen der Schiffe. Mit in Folge dieſes Verkehrs 
hat ſich auch die Erweiterung der Uferbahn um mehrere hundert Meter 
über die Defenſionskaſerne hinaus nöthig gemacht. Ferner iſt aber 
kürzlich an dieſem außerhalb der Reviſionsſtelle gelegenen Platze ein 
der Danziger Flußdampfer-Expedition von Johannes Ick gehöriger 
Wellblechſchuppen, der zur Aufnahme der aus Danzig auf dem Waſſer— 
wege hier ankommenden Güter dient, errichtet worden; auch der ſogenannte 
Handelskammerſchuppen an der Uferbahn liegt außerhalb der Zollgrenze. 
Für Zollabfertigungen an dieſer recht verkehrreichen Stelle werden nun 
nach dem Beſchluß des Bundesrathes vom 4. Juli 1889, wonach die 
Vornahme von Zollabfertigungen an anderen Orten als der ordent— 
lichen Amtsſtelle gebührenpflichtig iſt, Gebühren erhoben und zwar 
60 Pfennige für den Aſſiſtenten und 30 Pfennige für den Zollaufjeher, 
was etwa 2,70 Mk. Unkoſten für den Waggon ergiebt. Es iſt zwar 
den Intereſſenten auf ihre Beſchwerde anheimgeſtellt worden, zur Ver— 
meidung der Gebührenzahlung die Abfertigungen in Zukunft an der 
Reviſionsſtelle ſelbſt vornehmen zu laſſen, doch iſt ja leicht einzuſehen, 
daß durch den Transport nach und von der Reviſionsſtelle mindeſtens 

die gleichen Unkoſten erwachſen würden. Die Gebührenerhebung beſteht 
zu Recht und eine Abhilfe iſt nur dadurch zu ſchaffen, daß die Zoll— 
reviſionsſtelle entſprechend erweitert wird. Hätte man die Entwickelung 
des Verkehrs an der fraglichen Stelle vorausſehen können, ſo würde 
man ſ. Zt. jedenfalls den Platz mit in die Reviſionsſtelle einbezogen 
haben. Eine beſondere Belaſtung der Zollbeamten durch die Erweite- 
rung der Reviſionsſtelle würde ſich ja auch ſchon deshalb nicht ergeben, 
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weil die Zollabfertigungsbude in unmittelbarer Nähe der Defenjions- 
fajerne jteht und von ihr aus das neu einzubeziehende Ufer leicht 
überſehen werden kann. 

Im Intereſſe unſeres Umſchlagsverkehrs bitten wir daher Ew. 
Hochwohlgeboren ganz ergebenſt, hochgeneigtejt verfügen zu wollen, 
daß die Zollreviſionsſtelle auf der Weichſel bei Thorn über die Defenſions— 
kaſerne hinaus bis zu den Holzauswaſchplätzen, etwa bis zu dem Punkte, 
wo der Abflußkanal des Feſtungsgrabens mündet, erweitert werde.“ 

Darauf wurde Anfang November von dem Herrn Provinzial— 
Steuerdirektor verfügt, daß die jetzige zwiſchen Eiſenbahnbrücke und 
der Binnenlinie (Ruine Dybow Deſenſionskaſerne) liegende Reviſions— 
ſtelle ſtromabwärts bis zur Linie zwiſchen öſtlicher Mauer der Ruine 
Dybow und dem weſtlich von der Defenſionskaſerne gelegenen Abzugs— 
kanal des Feſtungsgrabens ausgedehnt werde. 

Grenzübergang bei Gttlotſchin. 

Die Ortſchaften Ottlotſchin und Ottlotſchinek hatten Ende vorigen 
Jahres das hieſige Hauptzollamt um Errichtung eines Grenzüber— 
ganges bei Ottlotſchin gebeten, waren aber abſchlägig beſchieden worden. 
Von dem hieſigen Landrathsamte ging uns der darüber geführte 
Schriftwechſel zur Begutachtung zu, worauf wir uns wie folgt äußerten: 

„Unter Rückgabe der Akten erwidern wir ganz ergebenſt, daß wir 
den Antrag der Ortſchaften Ottlotſchin und Ottlotſchinek auf Errichtung 
eines Grenzüberganges bei Ottlotſchin nur auf das Wärmſte befür— 
worten können. Bei Einrichtung einer Zollgrenze ſind ja ſtets die dicht 
an der Grenze gelegenen Gemeinden am meiſten geſchädigt, da ſie faſt 
immer von wirthſchaftlich zu ihnen gehörenden Gebieten abgeſchloſſen 
werden. Es iſt daher nur gerecht und billig, ihnen durch Schaffung 
günſtig gelegener Grenzämter eine gewiſſe Erleichterung zu gewähren, 
wobei es gleichgiltig iſt, ob ein ſolches Zollamt, das ja keine Ein— 
nahmequelle ſondern nur eine Hebeſtelle iſt, auch „rentabel“ iſt. Durch 
die Zollgrenze ſind nun Ottlotſchin und Ottlotſchinek von den dicht 
daran ſtoßenden ruſſiſchen Ortſchaften Slonsk, Wygoda, Woluſchewo, 
Ciechocinek ꝛc. vollſtändig abgeſchnitten, und der Wunſch, durch einen 
Grenzübergang die Möglichkeit eines Verkehrs wieder herzuſtellen, iſt 
daher begreiflich. Der Vortheil, den allein die Antragſteller haben 
würden, wäre doch recht bedeutend, da ja von der Zollverwaltung 
ſelbſt die Erſparniß beim Einkauf von Futtermitteln auf 80 Mark für 
jede Wirthſchaft geſchätzt wird. Bei anderen Artikeln würden ähnliche 
Vortheile zu erzielen ſein, ſodaß man den Nutzen auf einige hundert 
Mark für jede Wirthſchaft berechnen kann, eine Summe, die bei den 
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kleinen bäuerlichen Wirthſchaften ſicher ins Gewicht fällt. Es kommen 
nun aber nicht nur Ottlotſchin und Ottlotſchinek ſondern auch die 
weiter gelegenen Ortſchaften wie Brzoza, Czernewitz und vor allem 
Thorn in Betracht. In Thorn würden die Ruſſen nicht nur ihre 
Bodenprodukte abſetzen, ſondern ſie würden auch günſtige Gelegenheit 
zu Einkäufen haben, was von ihnen ſicherlich benutzt werden würde. 
In dem Bericht des Obergrenz-Kontrolleurs in Ottlotſchin wird nun 
ferner unumwunden zugegeben, daß ein Uebergang bei Ottlotſchin 
viel günſtiger liegen würde, als der bei Pieczenia. Wir möchten jedoch 
keineswegs die Aufhebung des Zollamtes in Pieczenia befürworten, 
ſind vielmehr der Anſicht, daß jetzt auf der langen Strecke zwiſchen 
Ottlotſchin und Valentinowo zu wenig Uebergänge vorhanden ſind, 
ſodaß die Errichtung eines weiteren Amtes zur Nothwendigkeit 
geworden iſt. 

Der Anſicht des hieſigen Hauptzollamtes, daß der Grenzübergang 
faſt ausſchließlich ruſſiſchen Intereſſen dienen würde, können wir uns 
nicht anſchließen. Bei einer Steigerung des Verkehrs, die nach unſerer 
Anſicht durch Errichtung des beantragten Zollamtes ſicherlich eintreten 
würde, haben ſtets beide Theile Nutzen. Wir können nach alledem 
Ew. Hochwohlgeboren nur ergebenſt bitten, den in Frage ſtehenden 
Antrag zu unterſtützen und das Königliche Hauptzollamt um noch— 
malige Prüfung der Angelegenheit anzugehen.“ 


IV. Unterrichtsweſen. 


Maufmänniſche Fortbildungsſchulen. 


Ueber die kaufmänniſche Fortbildungsſchule zu Thorn im Schul— 
jahr 1899/1900 iſt uns von dem Leiter der Schule, Herrn Rektor Lottig, 
nachſtehender Bericht zugegangen: 

„Die hieſige kaufmänniſche Fortbildungsſchule, welche früher eine 
Abtheilung der allgemeinen Fortbildungsſchule bildete, wurde am 
1. Juli 1899 von derſelben abgezweigt, als ſelbſtſtändige Anſtalt der 
Leitung des Rektors Lottig unterſtellt und in das Gebäude der 
II. Gemeindeſchule (Bäckerſtraße 49) verlegt. Das Kuratorium beſteht 
aus den Herren Erſter Bürgermeiſter Dr. Kerſten (Vorſitzender) und 
den Kaufleuten Kommerzienrath Schwartz, Laengner, Rawitzki und 
Walter Lambeck. — Die Anzahl der zahlenden Schüler betrug im erſten 
Quartal 77, im zweiten 81, im dritten 96 und im vierten 94. In das 
neue Schuljahr wurden 72 Schüler übernommen. — Jeder Schüler 
zahlt 16 Mk. Schulgeld jährlich; die Königliche Regierung trägt 900 Mk, 
die Handelskammer 500 Mk. zu den Koſten bei. 
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Die Schule gliederte ſich bisher in eine dritte, zwei parallel 
laufende zweite und eine erſte Klaſſe. Da es ſich herausgeſtellt hat, 


daß bei dieſer Geſtaltung beſonders in Folge des niedrigen Bildungs- 


ſtandes der meiſten Lehrlinge die Penſen der einzelnen Klaſſen zu 
umfangreich ſind und nicht genügend durchgearbeitet werden können, 
ſo iſt ein neuer Lehrplan ausgearbeitet worden, der zur Zeit der 
Königlichen Regierung zur Genehmigung vorliegt. Dieſer ſieht eine 
Vorbereitungsklaſſe zur Aufnahme der ſchwächſten Lehrlinge vor und 
vertheilt den Stoff des Fachunterrichts auf 3 aufſteigende Klaſſen; zur 
weiteren Erleichterung iſt der Unterricht in der Waarenkunde und in 
der Stenographie geſtrichen und an Stelle derſelben Unterricht in 
denjenigen Kontorarbeiten, die nicht zur Buchführung oder zum Schrift— 
wechſel gehören, und in der Handelslehre eingeführt worden; außerdem 
iſt der Unterricht im Rechnen in Klaſſe ! um eine Stunde verſtärkt 
worden. Folgende Aufſtellung giebt die in Ausſicht genommene 
wöchentliche Stundenzahl und die Vertheilung der Unterrichtsgegen— 
ſtände an: 


Anzahl der Stunden 


Bezeichnung der Lehrgegenſtände anne 


r 
Deutſch .. n 8 2 
Schönſchreiben und Rundfhrf. ER rg 1 | 
Kontorarbeiten 0 n 14 1 
Kaufmänniſches Rehnen . » . . 2... 2 a Be 
Einfache Buchführung 2 
Doppelte Buchführung . SE | | 2 
r | 1 
Handelsgeograp hie. | 1 


Summe | 6 en 


Der Schulbeſuch war in Folge der Verlegung der Unterrichtszelt 
von den Abend- auf die Nachmittagsſtunden im Sommer wenig regel— 
mäßig, iſt indeß allmählich beſſer geworden, wenn er auch noch immer 
zu wünſchen übrig läßt. So betrug im November 1899 die Ver— 
ſäumniß 13% und im Februar 1900 11%; die Zahl der Strafanträge 
ſank von 43 in Auguſt und September 1899 auf 5 in März 1900. 
Es mag hier nicht verſchwiegen werden, daß leider unter den Kauf— 
leuten noch immer nicht wenige vorhanden ſind, die nur widerwillig 
ihre Lehrlinge zur Schule ſchicken, ein Umſtand, der ſowohl auf den 
Schulbeſuch als auch auf die Leiſtungen der Schüler, denen die 


BT 
Anſchauungen ihrer Prinzipale nicht verborgen bleiben, ungünjtig ein- 
wirkt. Es ſind jedoch in der letzten Zeit Anzeichen zu bemerken 
geweſen, die hoffen laſſen, daß ſich ein Umſchwung zu Gunſten der 
Schule in den Anſchauungen der Prinzipale Bahn bricht; findet die 
Schule aber durchgehends Unterſtützung Seitens der Lehrherren, ſo iſt 
zu hoffen, daß auch die Aufmerkſamkeit und der häusliche Fleiß der 
Schüler, die bisher noch vielfach vermißt wurden, ſich ſteigern und die 
Schüler zu guten Leiſtungen befähigen werden.“ 

Der Bericht über die kaufmänniſche Fortbildungsſchule zu Brieſen 
lautete: 

„Am 26. März d. Is, vollendete die hieſige zweiklaſſige kauf— 
männiſche Fortbildungsſchule, welche ſeit dem 22. April 1897 beſteht, 
ihr drittes Schuljahr. Der Unterricht in derſelben fand in 40 Schul— 
wochen an 120 Unterrichtsabenden ſtatt. Der ſtundenplanmäßige 
Unterricht entfiel auf die Wochentage: Montag, Mittwoch und Sonn— 
abend jeder Schulwoche in die Zeit von ½8 bis ½10 Uhr Abends. 
Der Schulbeſuch war bei der überwiegenden Mehrzahl der Schüler 
pünktlich und regelmäßig. Das Schülerverzeichniß wies zu Beginn des 
verfloſſenen Schuljahres 41 und am Schluſſe deſſelben 35 Schüler auf. 
Ueber die unterrichtliche Thätigkeit in den einzelnen Klaſſen iſt Nach— 
ſtehendes zu berichten. 

II. Klaſſe. 

1. Deutſch. Es gelangten 20 in dem Leſebuche von Schürmann 
und Windmöller enthaltene Leſeſtücke realiſtiſchen, religiös-ſittlichen 
u. ſ. w. Inhalts zur Behandlung. Daneben kamen die wichtigſten 
Stoffe aus der Rechtſchreibung, der Wort-, Satz- und Interpunktionslehre 
zur Beſprechung. Abwechſelnd mit Aufjäßen allgemeinen Inhalts 
wurden leichtere Geſchäftsaufſätze wie: Rechnungen, Quittungen, Bejtell-, 
Beſchwerde-, Erkundigungs- und Mahnſchreiben angefertigt. 

2. Rechnen. Es wurden die einheimiſchen Münzen, Maße und 
Gewichte beſprochen, ſodann die 4 Spezies mit benannten und unbe— 
nannten Zahlen, mit gemeinen und Dezimalbrüchen durchgearbeitet 
und die einzelnen Rechenoperationen ſtets im Gewande von ange- 
wandten Aufgaben, für den Kaufmann paſſend, geübt. Es iſt hier 
noch zu erwähnen, daß dem Kopfrechnen der größte Theil der zur 
Verfügung ſtehenden Unterrichtszeit gewidmet wurde. 

J. Klaſſe. 

1. Deutſch. An 20 Muſterſtücke des Leſebuchs knüpfte ſich eine 
ausführliche Beſprechung an. Bei Auswahl der Leſeſtücke war der 
Gedanke maßgebend, den Schülern die nöthigſten Kenntniſſe aus der 
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Handels-, Geſetzes-, Volkswirthſchaftslehre, des Steuer-, Verkehrs- und 
Verſicherungsweſens zu vermitteln. 

2. Handelskorreſpondenz. Nach einleitenden Belehrungen 
über die äußere Form und innere Einrichtung der Briefe, über die 
Handſchrift und den Briefſtil des Kaufmanns wurden Geſchäftsbriefe, 
wie ſie der Briefwechſel des Geſchäftsmannes mit Fabrikanten, Kunden 
und Behörden, wie der Poſt, Polizei, Steuerbehörde und dem Amts— 
gerichte erfordert, nach vorangegangener Beſprechung angefertigt. Auch 
die Abſaſſung von Rechnungen, Rechnungsauszügen, Schuldſcheinen, 
Zeſſionen, Zeugniſſen und Verträgen gehört zu den erledigten Stoffen 
des verfloſſenen Schuljahres. 

3. Kaufmänniſches Rechnen. Zur Behandlung gelangten: 
Ausländiſche Münzen, die Zins-, Zinſeszins-, Gewinn- und Verluſt⸗, 
Rabatt-, Geſellſchaftsz, Miſchungs-, Spiritus, Termin, Wechſel- und 
Kursrechnung, die Flächen- und Körperberechnung ſowie Aufgaben, 
das Krankenverſicherungs-, Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetz 
betreffend. 

4. Buchführung. In dieſem Lehrfache, für welches nur im 
Winterhalbjahre wöchentlich 1 Stunde zur Verfügung ſteht, erhielten 
die Schüler zunächſt Belehrungen über Entſtehung und Arten der 
Buchführung, über die bezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen, über die 
Führung, den Aufbewahrungszwang und die Beweiskraft der Bücher, 
endlich über techniſche Ausdrücke, deren Kenntniß für jeden Buchhalter 
erforderlich iſt. Sodann wurden im Anſchluß an einen erdichteten 
Geſchäftsgang die Bücher der einfachen Buchführung bearbeitet. 

5. Handelsgeographie. Derſelben iſt wöchentlich 1 Stunde 
zugewieſen. Es wurden ſämmtliche Provinzen des preußiſchen Staates 
und die Staaten des deutſchen Reiches behandelt mit beſonderer 
Berückſichtigung der Verkehrsmittel und Verkehrswege, ſowie der 
Waarenerzeugung und des Waarenumſatzes. 

Am 26. September vorigen Jahres wurde die Anſtalt durch 
Herrn Direktor Winterfeldt aus Spremberg iL. im Auftrage der 
Königlichen Regierung einer eingehenden Reviſion unterworfen. In 
dem Reviſionsberichte, welchen der Reviſor ſeiner Auftraggeberin über— 
reichte, ſind die Leiſtungen der Schule in allen vorgeführten Lehrfächern 
als durchaus befriedigend bezeichnet worden. Möge auch im neuen 
Schuljahre, welches am 2. April ſeinen Anfang nahm, Erfolg und 
Segen der Mühe Preis ſein!“ 

Das Kuratorium der kaufmänniſchen Fortbildungsſchule zu Kulm 
ſtellte uns den folgenden Bericht zur Verfügung: 


„Während des verfloſſenen Schuljahres ſchwankte die Geſammt— 
zahl der Schüler zwiſchen 38 und 44. Der Unterricht, der gleichzeitig 
von 2 Lehrern in 2 Klaſſen ertheilt wurde, konnte ſich in der Haupt— 
ſache nur auf Auffriſchung und Befeſtigung des früher Gelernten 
beſchränken, da die große Mehrheit der Schüler nur ein geringes Maß 
von Schulbildung mitbringt; manche Schüler beſitzen beim Eintritt in 
Lehre und Fortbildungsſchule nicht einmal die nothwendigſte Leſe— 
fertigkeit, und einzelne beherrſchen die deutſche Sprache nur äußerſt 
mangelhaft. Es waren beiſpielsweiſe im September 1899 von 
17 Schülern der II. Klaſſe 8 polniſcher Zunge. Erſt in der I. Klaſſe 
kann zu einiger Erweiterung und Vertiefung des Unterrichtsſtoffes 
geſchritten werden. Die Schüler wurden wöchentlich 5 Stunden unter— 
richtet und zwar in: Deutſch (Leſen, Rechtſchreibung, Stilübung), 
Rechnen und Schönſchreiben. In Klaſſe I war eine Wochenſtunde der 
kaufmänniſchen Buchführung gewidmet. Nach dem Zeugniſſe des Herrn 
Handelsſchul-Direktors Winterfeldt in Spremberg, der im vorigen 
September auch unſere kaufmänniſche Fortbildungsſchule revidirte, 
ſind die Fortſchritte der Schüler unverkennbar, und auch in Diktaten 
und Aufſätzen zeigen die Schüler befriedigende Fortſchritte.“ 


Schifferſchule. 


In einer Verfügung vom 29. April 1899 erklärte ſich der Herr 
Miniſter für Handel und Gewerbe mit der Errichtung einer Schiffer— 
ſchule in Thorn unter der Vorausſetzung einverſtanden, daß die von 
der Stadt, der Handelskammer und dem Schifferverein daſelbſt zur 
Unterhaltung der Anſtalt zugeführten Beiträge ſtets mindeſtens ½ der 
durch die eigenen Einnahmen nicht gedeckten Ausgaben ausmachen. 


Der Unterricht hat im letzten Winter begonnen und iſt, wie der 
nachſtehende, uns von der Königlichen Waſſerbauinſpektion zur Kenntniß— 
nahme überſandte Bericht beweiſt, ſchon recht erfolgreich geweſen: 


„Die Eröffnung der hieſigen Schifferſchule fand am 6. Januar 
d. Is. ſtatt. Die Aufſtellung der Theilnehmerliſte ergab 40 anweſende 
Schiffer, welche ſich alle zum freiwilligen Beſuch der Schule meldeten. 
Darunter waren 24 Schiffseigner bezw. Schiffsführer und 16 Schiffs- 
gehilfen. Der großen Zahl und des Alters- und Standesunterſchiedes 
wegen mußte eine Trennung geſchehen, ſodaß die Schifferſchule hier 
ſogleich mit 2 vollen Klaſſen ins Leben trat. In der erſten Unterrichts— 
woche meldeten ſich noch 8 Schiffseigner bezw. Schiffsführer zur 
Theilnahme am Unterricht, und die Geſammtzahl ſtieg auf 48. Mit 
der Zeit ſind aber einige ältere Schiffer, welche ſich im Deutſchen und 
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Rechnen zu ſchwach fühlten, vom Beſuch der Schule zurückgetreten, 
ſodaß in letzter Zeit nur noch 41 Schiffer am Unterrichte theilnahmen. 

Der Unterricht fand an den Wochentagen in der Zeit von 6 bis 
8 Uhr Abends ſtatt. Es wurde an 33 Tagen in 66 Stunden im 
Schiffsbau, Schiffsdienſt, in der Geſetzes- und Handelslehre, im Rechnen 
und Schriftwechſel, in der Geographie und im Samariterdienjt unter— 
richtet. 

Mit Luſt und Liebe und großem Eifer nahmen die Schiffer am 
Unterrichte Theil. Wenngleich manche am täglichen Beſuch öfters 
geſchäftlich verhindert waren, betrug der Schulbeſuch dennoch 82 %. 
Die Schiffer erkannten das Bedürfniß einer ſolchen Schule und haben 
durch rege Betheiligung am Unterrichte ſich des Vertrauens und der 
Hoffnung, welche man in ſie ſetzte, vollauf würdig gezeigt. Dem 
Unterrichte brachten ſie Fleiß und großes Intereſſe entgegen, und faſt 
ſämmtliche Arbeiten wurden mit großer Sorgfalt angefertigt. Daher 
fanden auch die ſchriftlichen Arbeiten, welche bei der Schlußfeier am 
15. Februar cr. in der Schifferſchule ausgelegt waren, die volle Aner— 
kennung und das Lob der erſchienenen Herren. \ 

Am 16, 17. und 19. Februar fanden die Elbſchifferprüfungen 
ſtatt, an welcher 28 Schüler der hieſigen Schifferſchule theilnahmen. 
Hier zeigte ſich ſo recht der hohe Werth des Beſuches einer Schiffer— 
ſchule. Von den 28 hieſigen Schifferſchülern beſtanden 19 die Prüfung, 
davon erwarben ſich 14 ein Patent als Segelſchiffs- und Dampfboots— 
führer und 5 ein Patent als Segelſchiffsführer.“ 


V. Verkehr mit Nußland. 


Aufenthaltsgenehmigung für ruſſiſche 


und galiziſche Holzhändler. 

Unter dem 25. April 1899 richteten wir an den Herrn Ober— 
präſidenten von Goßler die nachſtehende Eingabe: 

„Ew. Excellenz hatten uns empfohlen, die ruſſiſchjüdiſchen und 
galiziſch jüdischen Holzhändler, die z. Zt. des Holzflößereibetriebes auf 
den Holzmarkt nach Thorn kommen, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß die Geſuche um Aufenthaltsgeſtattung ſchon vor Eröffnung der 
Schifffahrt einzubringen ſeien, damit die Erlaubnißertheilung früh— 
zeitiger erfolgen könnte. Wir haben dies, ſoweit es uns möglich war, 
auch gethan, und es ſind in Folge deſſen, wie dies ja Ew. Excellenz bekannt 
iſt, ſchon im Laufe des Frühjahrs eine Reihe von Geſuchen eingegangen, 
die auch bereits in dankenswerther Weiſe ihre Erledigung gefunden 
haben. 


Wenn nun auch in den meiſten Fällen die ausländiſchen Holz— 
händler der an ſie geſtellten Forderung leicht entſprechen können, ſo 
kommt es doch nicht ſelten vor, daß der urſprünglich mit dem Verkauf 
der Hölzer, die meiſt einer größeren Anzahl von Geſchäftsleuten gehören, 
beauftragte Händler erkrankt oder aus anderen Gründen die erſten 
Dispoſitionen geändert werden müſſen. Alsdann iſt es oft nicht mehr 
möglich, den Antrag um Aufenthaltsbewilligung vorher zu ſtellen, 
weshalb die Holzhändler gezwungen ſind, erſt bei ihrer Ankunft in 
Thorn das Geſuch einzureichen. Bei der jetzt üblichen Weiſe der Er— 
laubnißertheilung vergeht jedoch eine geraume Zeit, bis der Beſcheid 
eintrifft, wobei ſich inzwiſchen die Holzhändler in einer prekären 
Lage befinden. Es iſt daher in dieſen Kreiſen der Wunſch aufgetaucht, 
den auch wir befürworten möchten, daß der Königliche Landrath in 
Thorn die Befugniß erhalten möchte, ſolchen ausländiſchen Holz— 
händlern, die ſich nur vorübergehend hier aufhalten wollen, den Auf— 
enthalt zu geſtatten. Dem Herrn Landrathe würde es möglich ſein, 
ji bei der Polizeibehörde und der Handelskammer in Kürze Gewiß— 
heit zu verſchaffen, ob den betreffenden Ausländern die Bewilligung 
ertheilt werden kann.“ 

Der darauf erfolgte Beſcheid lautete: 

„Auf die Vorſtellung vom 25. April d. Is. Nr. 584 erwidere ich 
der Handelskammer ergebenſt, daß ich in Berückſichtigung der dort— 
ſeitigen Ausführungen dem Landrathe dortſelbſt einſtweilen und bis 
auf Weiteres die Befugniß ertheilt habe, denjenigen Ausländern, 
welche während der Holzſaiſon im Frühjahre, Sommer und Herbſt 
als Geſchäftsleute im Holzhandelsbetriebe in Thorn eintreffen und 
vorübergehend auf kürzere Zeit in Thorn verweilen, den nachgeſuchten 
Aufenthalt dortſelbſt auf die Dauer von drei, höchſtens vier Wochen 
zu geſtatten. 

Zum Aufenthalt auf längere Dauer iſt die dieſſeitige Genehmigung 
einzuholen. 

Grundſätzlich wird aber an der Vorſchrift feſtgehalten, daß von 
den auf den Thorner Holzmarkt kommenden ruſſiſchjüdiſchen und 
galiziſch-jüdiſchen Holzhändlern bereits vor Beginn der Holzflößerei— 
periode und ehe dieſelben perſönlich in Weſtpreußen eintreffen, die 
Erlaubniß zum Aufenthalt im dieſſeitigen Staatsgebiete bei mir nach— 
geſucht wird.“ 

Einfuhr von landwirthſchaftlichen 
Maſchinen und Geräthen nach Außland. 
Im Dezember v. Is, ſahen wir uns veranlaßt, für gewiſſe 
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Erleichterungen bei der Einfuhr landwirthſchaftlicher Maſchinen nach 


Rußland über Grenzzollämter II. und III. Klaſſe die Vermittelung des 
deutſchen Generalkonſuls in St. Petersburg zu erbitten, wobei wir in 
unſerem Schreiben ausführten: 


„Ew. Hochwohlgeboren würden uns zu großem Danke verpflichten, 
wenn Sie Ihren Einfluß bei dem Kaiſerlich Ruſſiſchen Finanzminiſterium 
geneigteſt dahin geltend machen wollten, daß die Verzollung der nach 
Rußland über die Zollämter II. und III. Klaſſe eingeführten landwirth⸗ 
ſchaftlichen Maſchinen und Geräthe erleichtert werde. Schon einmal, 
im Herbſte des Jahres 1897, ſahen wir uns genöthigt, gegen eine 
Erſchwerung bei der Einfuhr dieſer Artikel vorzugehen. Dieſe Erſchwerung 
beſtand in einer miniſteriellen Verfügung, wonach bei der Verzollung 
ſämmtlicher landwirthſchaftlicher Maſchinen und Geräthe, die über ein 
Zollamt II. und III. Klaſſe eingingen, ein Experte aus einem benach— 
barten Zollamte J. Klaſſe herangezogen werden mußte, was natürlich 
ſtets mit Koſten und Zeitverluſten verbunden war und um ſo drückender 
empfunden wurde, als bei einer ganzen Reihe ſolcher Maſchinen ꝛc. 
auch jedem Laien ſofort klar ſein mußte, daß ſie nur für landwirth- 
ſchaftliche Zwecke benutzt werden könnten. Unſere damaligen Bemühungen 
ſind auch erfolgreich geweſen, denn durch das Zirkular des Zoll— 
departements vom 13./25. Januar 1898 Nr. 633 wurde angeordnet, 
daß die Einfuhr einfacherer landwirthſchaftlicher Maſchinen und Geräthe, 
wie Eggen, Pflüge, Säemaſchinen, Harken, Heuwender u. dergl. aus 
dem Auslande über Zollämter II. und IM. Klaſſe ſowie Grenzübergangs— 
punkte ohne jedesmalige Herbeiziehung und Genehmigung mechaniſcher 
Sachverſtändigen der nächſtgelegenen Zollämter J. Klaſſe zuzulaſſen 
ſeien. Durch dieſe Verfügung war eine große Erleichterung geſchaffen 
worden, und wenn auch bei komplizirteren Maſchinen wie Dampf— 
dreſchmaſchinen, Trieuren ꝛc. nach wie vor die Heranziehung eines 
Experten erforderlich war, ſo wurde doch wenigſtens Anträgen der 
Intereſſenten auf Berufung eines Sachverſtändigen anſtandslos ent— 
ſprochen. In letzter Zeit iſt jedoch nach uns zugegangenen Klagen 
eine bedauerliche Veränderung in der Art der Abfertigung landwirth— 
ſchaftlicher Maſchinen und Geräthe eingetreten. So wird uns mit- 
getheilt, daß die Zollkammer Dobrzyn, ſcheinbar auf höhere Anordnung 
hin, außer Pflügen und Eggen keine landwirthſchaftlichen Maſchinen 
und Geräthe ohne Zuziehung eines Experten abfertigt, während dort 
früher Reinigungsmühlen, Dreſchmaſchinen mit Roßwerk, Kartoffel— 
dämpfer und Aehnliches ohne Weiteres verzollt wurden. Dieſe neue 
Handhabung erſcheint aber um ſo einſchneidender, als ſowohl den 


Zollämtern J. Klaſſe als auch dem Warſchauer Departementschef die 
Befugniß, auf Antrag einen Experten zu entſenden, vom Finanz⸗ 
miniſterium, das dieſe Befugniß ausſchließlich für ſich in Anſpruch 
nimmt, entzogen worden iſt. Dabei werden aber häufig Anträge von 
Intereſſenten auf Zuziehung eines Experten von dem Finanzminiſterium 
einfach abgelehnt, wie die anliegende Depeſche beweiſt. Es handelte 
ſich hier um die Einfuhr einer Dampfdreſchmaſchine, die bei der 
Dobrzyner Kammer zur Verzollung eingegangen war. Nachdem der 
Antrag abgelehnt worden war, mußte die Maſchine, die für einen in 
der näheren Umgebung von Dobrzyn wohnenden Gutsbeſitzer beſtimmt 
war, zurück nach Thorn transportirt werden, um über Alexandrowo 
Eingang zu finden. Von hier wurde ſie nach Wloclawek geſandt und 
konnte dort, da die Schiffsbrücke glücklicherweiſe noch nicht abgebrochen 
war, über die Weichſel geſchafft werden, hatte aber dann noch den 
ſchwierigen Weg über Land zurückzulegen, wodurch natürlich ganz 
bedeutende Koſten entſtanden ſind. Wenn das neue Verzollungs— 
verfahren beibehalten wird, ſo iſt es den ruſſiſchen Landwirthen, die 
in der Nähe der Grenze bei einem Zollamte II. oder III. Klaſſe wohnen, 
nicht möglich, ihre Maſchinen auf dem direkteſten und billigſten Wege 
zu bekommen, ſie ſind vielmehr gezwungen, die Koſten für eine theure, 
umſtändliche Transportweiſe zu tragen, wenn ſie es nicht vorziehen, 
von der Beſchaffung von Maſchinen überhaupt abzuſehen. So bedeutet 
die neue Anordnung nicht nur eine Benachtheiligung des deutſchen 
Maſchinenexports, ſondern auch eine direkte Schädigung des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Betriebes ruſſiſcher Gutsbeſitzer; ſie entſpricht daher ſicherlich 
nicht dem Geiſte des deutſch-ruſſiſchen Handelsvertrages. Nach unſerer 
Anſicht liegt nun für die neue, prohibitiv wirkende Beſtimmung abſolut 
kein Grund vor, zumal da die Koſten der Heranziehung eines Experten 
ſtets dem Antragſteller zur Laſt fallen. 

Wir bitten daher Ew. Hochwohlgeboren ganz ergebenſt, im Intereſſe 
guter Verkehrsbeziehungen zwiſchen Deutſchland und Rußland gütigſt 
an zuständiger Stelle darauf hinzuwirken, daß der Kreis derjenigen 
landwirthſchaftlichen Maſchinen und Geräthe, die ohne Zuziehung 
eines Sachverſtändigen verzollt werden können, erweitert werde, und 


daß bei der Verzollung der komplizirteren Apparate den Anträgen der 


Intereſſenten auf Zuziehung eines Experten ſtets und zwar möglichſt 
raſch entſprochen werde.“ 

Darauf erwiderte der Herr Generalkonſul, daß er die Frage der 
Verzollung landwirthſchaftlicher Maſchinen und Geräthe bei den Zoll. 
ämtern II. und III. Klaſſe im Zolldepartement zur Sprache gebracht 
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habe. Das ihm darauf zugegangene Antwortſchreiben laute in Ueber: 
ſetzung: 

„Das Zolldepartement antwortet auf II. 363, daß nach dem Bericht 
des Chefs des Warſchauer Zollbezirks die Zollämter II. und II. Klaſſe, 
darunter auch dasjenige von Dobrzyn, ſich bei der Beſichtigung land— 
wirthſchaftlicher Geräthe und ſehr einfacher Maſchinen nach dem 
Zirkular Nr. 633 vom Jahre 1898 richten, daß ſie ohne Hinzuziehung 
von Experten vorgenommen wird und keinerlei Erſchwerungen dabei 
vorkommen. Um aber die Zollämter darüber zu inſtruiren, welcherlei 
landwirthſchaftliche Maſchinen und Geräthe auf Grund des obigen | 
Zirkulars ohne Hinzuziehung von Experten von ihnen durchgelaſſen > | 
werden dürfen, hat das Departement jie nun gleichzeitig mit dem 
Abgang dieſes Schreibens darüber aufgeklärt, daß zur Kategorie 
ſolcher Maſchinen alle diejenigen gehören, die in dem Zirkular vom 
14. Juli 1894 Nr. 13611 aufgezählt ſind. 

Was nun aber die landwirthſchaftlichen Maſchinen von kompli⸗ 
zirterer Konſtruktion betrifft, ſo kann die Beſichtigung derſelben nicht 
ohne einen Experten vorgenommen werden, den die Zollämter II. und 
II. Klaſſe nicht zu ihrer Verfügung haben. Sie können daher aus 
| diejen Zollämtern nicht anders abgefertigt werden, als daß aus dem 
| nächſtgelegenen Zollamt J. Klaſſe ein Experte requirirt wird, wobei die 
| Koſten der Expertiſe dem Antragſteller zur Laſt fallen. Da aber die 
wenn auch nur zeitweilige Entſendung eines Experten von ſehr 
hemmendem Einfluß auf die Geſchäftsführung des betreffenden 
Zollamts 1. Klaſſe iſt, jo kann die Vergünſtigung der zollamtlichen 
Abfertigung komplizirter landwirthſchaftlicher Maſchinen unter Hinzu— 
ziehung eines Experten aus Zollämtern II. und II. Klaſſe nur in 
außerordentlichen Fällen zugeſtanden werden.“ 
Grenzlegitimationsſcheine. 

Ende Februar weigerten ſich plötzlich die ruſſiſchen Grenzbehörden, 
die deutſchen Grenzlegitimationskarten anzuerkennen, und verlangten, 
daß die Karten gleichzeitig in ruſſiſcher Sprache ausgefertigt würden. 
Wir ſahen uns darauf veranlaßt, den Herrn Handelsminiſter zunächſt 
telegraphiſch um Abhilfe zu bitten und ließen unſerer Depeſche die 
nachſtehende Eingabe folgen: 

„Ew. Excellenz haben wir ſoeben gehorſamſt um Gewährung von 
Beihilfe gegenüber dem Verfahren der ruſſiſchen Grenzbehörden gebeten. 
Dieſe weigern ſich ſeit einigen Tagen, ſcheinbar auf eine generelle 
Verfügung hin, die deutſchen Grenzlegitimationsſcheine, die bisher ſtets 
nur in deutſcher Sprache ausgeſtellt wurden, anzuerkennen und ver— 
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langen, daß dieſe Scheine auch in ruſſiſcher Sprache abgefaßt werden. 
Wenn nun auch anerkannt werden muß, daß Rußland zu dieſem 
Vorgehen durch das Schluß Protokoll der deutſch-ruſſiſchen Konferenz 
vom 9. Februar 1897 Punkt V Ziffer 1 berechtigt iſt, jo liegt doch in 
dem plötzlichen Verlangen nach Ausſtellung der Scheine in 2 Sprachen 
eine um jo größere Härte, als die jetzigen Legitimationskarten jahrelang 
anſtandslos anerkannt worden ſind. Für die wirthſchaftlichen Ver⸗— 
hältniſſe der Grenzbezirke bedeutet das Vorgehen der ruſſiſchen Behörden 
aber eine wahre Kalamität, da das Ueberſchreiten der ruſſiſchen Grenze 
zum Zwecke der gewohnten Einkäufe unſeren Händlern faſt völlig 
unterbunden iſt und überhaupt der ganze Grenzverkehr lahmgelegt 
worden iſt. Eine möglichſt ſchleunige Abhilfe iſt daher dringend 
erwünſcht. Da bis zur Herſtellung eines zweiſprachigen Legitimations- 
ſcheines immerhin einige Zeit vergehen würde, die Abſchließung aber 
inzwiſchen fortdauert, ſo bitten wir Ew. Excellenz ganz gehorſamſt, in 
geeignet erſcheinender Weiſe darauf hinzuwirken, daß die ruſſiſchen 
Behörden die deutſchen Grenzlegitimationsſcheine entweder, wie bisher, 
weiter anerkennen, oder daß wenigſtens den mit ſolchen Scheinen ver— 
ſehenen deutſchen Unterthanen der Zutritt nach Rußland bis zur 
Herſtellung der zweiſprachigen Scheine geſtattet wird.“ 

Inzwiſchen iſt angeordnet worden, daß die Grenzlegitimations— 
karten zweiſprachig ausgeſtellt werden. 


VI. Innere Angelegenheiten der Kammer. 


Sitzungen. 


Die Handelskammer erledigte im Jahre 1899 in 7 ordentlichen 
Sitzungen (8 im Vorjahre) 72 Vorlagen gegen 100 im Jahre 1898. 
Das Journal weiſt 1927 Nummern auf gegen 1249 im Jahre vorher. 


Wahlſtatut. 


Im April 1899 baten wir in nachſtehendem Schreiben den Herrn 
Handelsminiſter um Genehmigung unſeres neuen Wahlſtatuts: 

„Ew. Excellenz überreichen wir anliegend ganz gehorſamſt den 
Entwurf eines neuen Wahlſtatuts mit der Bitte, hierzu die nach § 10 
Abſatz II des Geſetzes über die Handelskammern erforderliche Genehmi— 


gung ertheilen zu wollen. 


Nachdem Ew. Excellenz durch den hohen Erlaß vom 30. November 
v. Is. A 4413 die Genehmigung zur Ausdehnung unſeres 
Bezirks auf die Kreiſe Kulm, Brieſen, Strasburg und Löbau ertheilt 
hatten, war die Umänderung des alten Wahlſtatuts nöthig geworden. 
Der anliegende Entwurf iſt in unſerer Plenarſitzung vom 18. April d. Is, 
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an der ſich auch die Mitglieder der neuen Kreiſe betheiligt haben, ein- 
ſtimmig angenommen worden. 

Für den Wahlbezirk Thorn haben wir unſer früheres Wahl— 
ſyſtem beibehalten, wonach die Hälfte der Mitglieder von den mit 
mindeſtens 96 Mark zur Gewerbeſteuer veranlagten Wählern, die 
andere Hälfte von den niedriger veranlagten Wählern zu wählen iſt. 

Wir konnten jedoch dieſes Syſtem nicht auf die neuen Wahl— 
bezirke ausdehnen, da ſonſt die erſte Abtheilung dort eine Bevorzugung 
erhalten würde, die nicht im Verhältniß zu ihrer ſteuerlichen Leiſtungs— 
fähigkeit ſteht. Wir haben daher für die neuen Wahlbezirke die 
Gewerbeſteuerſumme halbirt. Würden wir nun der Gleichförmigkeit 
wegen auch in dem Wahlbezirke Thorn die beiden Abtheilungen durch 
Halbirung der Gewerbeſteuerſumme bilden, ſo würden in der erſten 
Abtheilung nur etwa 35 Wähler, in der zweiten Abtheilung dagegen 
faſt 300 vorhanden ſein, wobei in die zweite Abtheilung noch Betriebe 
mit 200 Mark Gewerbeſteuer fallen würden. Eine ſolche Eintheilung 
würde aber u. E. zweckwidrig ſein, denn die Bildung von Wahl— 
abtheilungen iſt von uns deshalb vorgenommen worden, um eine 
Scheidung von Groß- und Kleinbetrieben und eine gleichmäßige Ver— 
tretung dieſer Kategorien herbeizuführen. 

Die erſten Ergänzungswahlen ſollen auch für die neuen Kreiſe, 
in denen die Wahlen erſt im Februar dieſes Jahres ſtattgefunden 
haben, Ende 1899 vorgenommen werden, damit die Ergänzungswahlen 
für den ganzen Handelskammerbezirk immer in den gleichen Jahren 
ſtattfinden.“ 


Das unter dem 19. Mai genehmigte neue Wahlſtatut hat folgenden 
Wortlaut: 
l. Bezirk der Handelskammer. 
§ 1. Die Handelskammer hat ihren Sitz in Thorn und führt 


den Namen „Handelskammer zu Thorn“. Sie umfaßt die Kreiſe Thorn, 
Brieſen, Kulm, Löbau und Strasburg. 


II. Wahlſyſlem. 


$ 2. Die Zahl der aus den Wahlen der Wahlberechtigten des 
Handelskammerbezirks hervorgehenden Mitglieder der Handelskammer 
iſt auf 20 feſtgeſetzt. a 

$ 3. Zur Ausführung der Wahlen wird der Handelstammer: 
bezirk in 5 Wahlbezirke getheilt und zwar umfaßt: 


2 
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der I. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Thorn den Kreis Thorn 
und wählt 12 Mitglieder, 

der Il. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Kulm den Kreis Kulm 
und wählt 2 Mitglieder, 

der Ill. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Briefen den Kreis Brieſen 
und wählt 2 Mitglieder, 

der IV. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Strasburg den Kreis 
Strasburg und wählt 2 Mitglieder, 

der V. Wahlbezirk mit dem Wahlorte Neumark den Kreis Löbau 
und wählt 2 Mitglieder. 


§ 4. Für die Wahlen der Mitglieder werden die Wahlberechtigten 
der einzelnen Wahlbezirke nach Maßgabe der ſtaatlich veranlagten 
Gewerbeſteuer in zwei Abtheilungen getheilt, wobei der im § 26 
Abſ.! Satz 3 des Handelskammergeſetzes bezeichnete Theil der Gewerbe— 
ſteuer außer Anrechnung bleibt. 


§ 5. In dem Wahlbezirk Thorn beſteht die erſte Abtheilung 
aus den Betrieben, auf die die höchſten Beträge der Gewerbeſteuer 
bis einſchließlich 96 Mk. entfallen; die zweite Abtheilung beſteht aus 
den Betrieben, die unter 96 Mk. Gewerbeſteuer zahlen. 

$ 6. In dem [I. bis V. Wahlbezirk beſteht die erſte Wahl⸗ 
abtheilung aus den Betrieben, auf welche die höchſten Beträge bis 
zum Belaufe der Hälſte des Geſammtbetrages der Wahlberechtigten 
entfallen. Die übrigen wahlberechtigten Betriebe bilden die zweite 
Wahlabtheilung. 


Wenn in Folge gleicher Gewerbeſteuer mehrerer auf der Grenze 
der beiden Wahlabtheilungen liegender Betriebe über ihre Zuweiſung 
zu den Abtheilungen Zweifel entſtehen, entſcheidet die alphabetiſche 
Ordnung der Firmen und, wenn dadurch ein Ergebniß nicht erzielt, 
wird, das Loos. 


§ 7. Jede Abtheilung wählt die Hälfte der in den einzelnen 
Wahlbezirken zu wählenden Handelskammermitglieder, ohne dabei an 


die Wähler der Abtheilung gebunden zu ſein. 


§ 8. Bei der erſten und zweiten Ergänzungswahl ſcheiden je 6, 
bei der dritten 8 Mitglieder aus. 


Die Ausſcheidenden vertheilen ſich auf die einzelnen Wahlbezirke 
in der aus nachſtehender Ueberſicht erkennbaren Weiſe: 
Es ſcheiden aus und ſind zu erſetzen: 


im Wahlbezirk: Summe 


bei den TFT N der 
Thorn Tum Briesen Strasburg | Löban | Mitglieder 
1. Abt. 2 | 
erſten S 
= | 2. Abt. 2 
E. 
zweiten 2 a 
5 2. Abt. | 2 
8 J. Abt. 2 
1 
2. Abt 
1. Abt. 
im Ganzen 5 ee B 
„Abt. 6 To 
Insgeſammt 12 2 | 2 2 2 | 20 


Die das erſte und das zweite Mal Ausſcheidenden des Wahl⸗ 
3 Thorn werden durch das Loos beſtimmt. 
§ 9. Die erſten Ergänzungswahlen finden vor Schluß des 
Jahres 1899 ſtatt. 
S 10. Alle Ergänzungs- und Erſatzwahlen werden von denjenigen 
Abtheilungen vorgenommen, von denen die Ausgeſchiedenen gewählt 


n III. Wahlverfahren. 

Ss 11. Die Wahl erfolgt gemäß § 14 Abſ. 1 des Geſetzes über 
24. Februar 1870. 
19. Auguſt 1897. 

$ 12. Stimmzettel, die mehr Namen enthalten, als Mitglieder 
in dem Wahlgange zu wählen ſind, ſind ungiltig. 

S 13. Wer in mehreren Abtheilungen gewählt it, hat zu erklären, 
welche Wahl er annehmen will. 

§ 14. Die zweite Abtheilung wählt vor der erſten Abtheilung 
der Wahlberechtigten. 

§ 15. Jeder Wahlberechtigte kann ſich bei den Wahlen durch 
ſeinen in das Handelsregiſter eingetragenen Prokuriſten vertreten 
laſſen. In dieſem Falle iſt dem Prokuriſten als Legitimation eine von 
dem Wahlberechtigten zu unterzeichnende Vollmacht auszuſtellen. 

§ 16. Ueber die Anerkennung der nach § 15 von dem zur 
Vertretung berechtigten Prokuriſten beigebrachte Vollmacht entſcheidet 
der Wahlkommiſſar endgiltig. 


die Handelskammern vom 


— 


Geſchäftsordnung. 
Die von der Handelskammer in ihrer Plenarſitzung vom 18. April 
1899 beſchloſſene Geſchäftsordnung lautet: 
$ 1. Die Handelskammer hat ihren Sitz in Thorn. 
§ 2. Das Geſchäftsjahr der Kammer läuft vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember, das Rechnungsjahr vom 1. April bis zum 31. März. 
§ 3. Die Bekanntmachungen der Handelskammer werden, falls 
nicht jeweilig etwas anderes beſchloſſen iſt, in den nachſtehenden 
Zeitungen veröffentlicht: 
In der Thorner Preſſe, der Thorner Oſtdeutſchen Zeitung, 
der Thorner Zeitung und in den Kreisblättern der Kreiſe 
Kulm, Brieſen, Strasburg und Löbau. 


Vorſitz. 


$ 4. In der erſten Sitzung des Geſchäftsjahres wählt die Kammer 
aus ihrer Mitte den Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter auf die 
Dauer des Jahres. Beide müſſen ihren Wohnſitz in Thorn haben. 
Der Vorſitzende führt die Amtsbezeichnung „Präſident der Handels— 
kammer“, der Stellvertreter „Vizepräſident der Handelskammer“. 

§ 5. Der Vorſitzende hat die Kammer nach Außen zu vertreten 
und die Oberleitung der Geſchäfte zu führen. Er darf alle an die 
Kammer gerichteten Briefſchaften, Gelder und ſonſtigen Sachen in 
Empfang nehmen. Er zeichnet alle wichtigeren Schriftſtücke, jedoch 
müſſen Urkunden, die die Handelskammer vermögensrechtlich verpflichten, 
außer von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter noch von einem 
Mitgliede der Handelskammer vollzogen werden. 

§ 6. Iſt der Vorſitzende behindert, jo gehen ſeine Rechte und 
Pflichten auf den Stellvertreter über, bei deſſen Behinderung das 
anweſende, an Lebensjahren älteſte in Thorn wohnende Mitglied ver- 
tretungsweiſe die Geſchäfte führt. 


Mitglieder. 


§ 7. Pflicht der Mitglieder iſt das regelmäßige und rechtzeitige 
Erſcheinen zu den Sitzungen und die Uebernahme der ihnen über- 
wieſenen ſchriftlichen oder mündlichen Berichte und ſonſtigen Arbeiten, 
ſowie der auf ſie fallenden Wahlen zu Mitgliedern von Ausſchüſſen. 

§ 8. Die Schriftſtücke der Handelskammer dürfen von den Mit⸗ 
gliedern auf dem Geſchäftszimmer eingeſehen werden. Der Kammer 
gehörige Druckſachen werden den Mitgliedern gegen Empfangs⸗ 
beſcheinigung zugeſtellt. 


$ 9. Die Mitglieder verſehen ihre Geſchäfte unentgeltlich; die 
auswärtigen Mitglieder erhalten jedoch für die Theilnahme an den 
Sitzungen die Eiſenbahnfahrt zweiter Klaſſe vergütet. 

$ 10. Für Reiſen, die im Auftrage der Kammer oder des Vor 
ſitzenden von Mitgliedern oder dem Sekretär unternommen werden, 
werden 15 Mk. als Tagegelder und für Eiſenbahnfahrten zweite 
Klaſſe vergütet. 

$ 11. Die Zurückweiſung der den Mitgliedern nach den SS 9 
und 10 der Geſchäftsordnung zuſtehenden Entſchädigung iſt nicht 
ſtatthaft. 

Geſammtſitzungen. 

§ 12. In jedem Vierteljahre findet mindeſtens eine Sitzung 
ſtatt. Im Uebrigen beraumt der Vorſitzende die Sitzungen ſo oſt an, 
als es zur Erledigung der Geſchäfte erforderlich iſt. 

§ 13. Mit Ausnahme dringender Fälle muß jedes Mitglied 
ſpäteſtens 3 Tage vorher unter Mittheilung der Tagesordnung zur 
Sitzung eingeladen werden. 

§ 14. Anträge der Mitglieder müſſen, wenn ſie auf die Tages— 
ordnung kommen ſollen, ſpäteſtens 8 Tage vor der Sitzung eingebracht 
werden. 

§ 15. Ueber Gegenſtände, die nicht auf der Tagesordnung 
ſtehen, darf nur dann Beſchluß gefaßt werden, wenn keines der 
anweſenden Mitglieder widerſpricht. Die nicht anweſenden Mitglieder 
haben jedoch das Recht, eine nochmalige Abſtimmung über dieſe 
Gegenſtände in der nächſten Sitzung zu beantragen. 

$ 16. Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt die Sitzung, leitet 
die Verhandlungen und Abſtimmungen und übernimmt die Ausfüh— 
rung der Beſchlüſſe. 

§ 17. Bei den Verhandlungen ſind die allgemein üblichen 
parlamentariſchen Gewohnheiten zu beobachten. 

Im Einzelnen gelten folgende Beſtimmungen: 

Niemand darf ſprechen, ohne vorher das Wort verlangt und von 
dem Vorſitzenden erhalten zu haben. Sofortige Zulaſſung zum Wort 
können nur Diejenigen verlangen, die zur Geſchäftsordnung reden 
wollen. 

Perſönliche Bemerkungen ſind erſt nach dem Schluſſe der Be— 
rathung oder im Falle der Vertagung, am Schluſſe der Sitzung 
geſtattet. 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte muß ſofort zur Verhandlung 
gebracht werden, wenn ihn die Mehrzahl der Erſchienenen unterſtützt. 
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§ 18. In der Regel erfolgen die Abſtimmungen durch Hand— 
aufheben; es findet jedoch geheime oder namentliche Abſtimmung ſtatt, 
wenn ein Drittel der Anweſenden dies verlangt. 

§ 19. Jedes Mitglied kann ſeine von dem gefaßten Mehrheits— 
beſchluſſe abweichende Abſtimmung zu Protokoll geben. 

Bei Berichten an Behörden iſt auf Verlangen der Minderheit, 
wenn ſie mindeſtens aus einem Dritttheile der an der Abſtimmung 
ſich Betheiligenden beſtanden hat, das Minoritätsvotum mitzutheilen. 

§ 20. Der Sekretär wohnt mit berathender Stimme den Sitzungen 
bei und kann ſich in derſelben Weiſe, wie die Mitglieder, an der 
Beſprechung betheiligen. 

§ 21. Die Sitzungen der Handelskammer ſind nicht öffentlich. 


Ausſchüſſe. 

§ 22. Die Handelskammer kann zur Vorberathung einzelner 
Angelegenheiten beſondere Ausſchüſſe einſetzen. Dieſe wählen ihren 
Vorſitzenden, formuliren ihre Anträge für die Geſammtſitzung und 
beſtellen für ſie den Berichterſtatter. 

§ 23. Die Ausſchüſſe ſind berechtigt, außerhalb der Handels— 
kammer ſtehende Perſonen zu ihren Sitzungen mit berathender Stimme 
zuzuziehen. 

§ 24. Ort und Zeit der Ausſchußſitzungen ſind dem Vorſitzenden, 
der zur Theilnahme an den Sitzungen berechtigt iſt, mitzutheilen. 


Durean. 

§ 25. Das Bureau der Handelskammer wird von dem Sekretär 
verwaltet, der die Aufgabe hat, den Vorſitzenden in der Leitung der 
Geſchäfte zu unterſtützen und der Kammer zur Löſung ihrer geſetz— 
lichen und beſtimmungsgemäßen Aufgaben in jeder Weiſe behilflich 
zu ſein. 

§ 26. Das Bureau bearbeitet unter Aufſicht des Vorſitzenden 
die laufenden Angelegenheiten, die im Intereſſe eines regelmäßigen 
Geſchäfsganges zu erledigen ſind und keiner Beſchlüſſe der Kammer 
bedürfen. a 
a § 27. Urſprungszeugniſſe und ähnliche Beglaubigungen können 
Namens der Handelskammer vom Sekretär vollzogen werden. 


Kaſſen- und Nechnungsführung. 


§ 28. Die Kaſſen- und Rechnungsführung wird von einem 
Mitgliede wahrgenommen, das die Amtsbezeichnung Schatzmeiſter führt 
und zu Anfang jedes Geſchäftsjahres gewählt wird. Der Schatzmeiſter 
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beſcheinigt den Empfang der Steuerbeträge und jonjtiger Einnahmen 
und leiſtet auf Anweiſung des Vorſitzenden Zahlung. 

§ 29. Am Schluſſe des Rechnungsjahres iſt die Kaſſen- und 
Rechnungsführung des Schatzmeiſters von zwei dazu gewählten Mit— 
gliedern zu prüfen, die in der nächſten Sitzung über den Befund 
Bericht zu erſtatten haben. 


Aenderung der Geſchäftsordnung. 


§ 30. Aenderungen dieſer Geſchäftsordnung ſind zuläſſig. Die 
Abänderungsanträge müſſen jedoch in zwei Geſammtſitzungen, zwiſchen 
denen ein Zeitraum von mindeſtens 14 Tagen liegen muß, berathen 
worden ſein. 

Ergänzungswahlen. 

Am 1. Dezember 1899 fanden die erſten Ergänzungswahlen in 
Kulm ſtatt, wobei Herr G. Segall aus Kulm von der erſten Abtheilung 
der Wahlberechtigten wiedergewählt, Herr W. Schultze aus Kulm von 
der zweiten Abtheilung neugewählt wurden. In Thorn ſind am 
5. Dezember die Herren Herm. F. Schwartz ſen. und P. Laengner von 
der erſten Abtheilung, die Herren Kommerzienrath Schwartz und Herm. 
Aſch von der zweiten Abtheilung der Wahlberechtigten wiedergewählt 
worden. Ferner hat die zweite Abtheilung als Erſatzmann für das 
im Frühjahr verſtorbene Mitglied J. Liſſack Herrn Guſtav Gerſon aus 
Thorn gewählt. 


Anſtellung der 
Handelskammerſekretäre. 


Im Juni ließ der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe den 
Handelskammern und kaufmänniſchen Korporationen nachſtehenden 
Erlaß zugehen: 

„Bei der Neuordnung der Handelskammern iſt von einer geſetz— 
lichen Regelung der Stellung der Handelskammerſekretäre, insbeſondere 
in Beziehung auf ihre Gehalts- und Penſionsanſprüche, mit Rückſicht 
auf die großen Verſchiedenheiten in der Leiſtungsfähigkeit der Handels— 
vertretungen abgeſehen, zumal die Erwartung begründet erſchien, daß 
die Handelskammern ebenſo beſtrebt wie befähigt ſein würden, für 
ihre Geſchäftsführung die geeigneten Kräfte zu finden und durch 
angemeſſene Anſtellungsbedingungen zu gewinnen. Mit der Verleihung 
der juriſtiſchen Perſönlichkeit iſt nunmehr den Handelskammern die 
rechtliche Möglichkeit gegeben, Anſtellungsverträge auf längere Zeit 
und unter Begründung von Penſionsanſprüchen abzuſchließen. Hierbei 


BER. 


ſcheint mir eine gewiſſe Sicherheit derjenigen Beamten der Handels— 
vertretungen, welche dieſe Thätigkeit zum Lebensberufe wählen, der 
Billigkeit und den Verhältniſſen zu entſprechen. Ihrer ſtaatsrechtlichen 
Stellung nach mittelbare Staatsbeamte, haben ſie Aufgaben zu erfüllen, 
die an Bedeutung, Schwierigkeit und Verantwortlichkeit hinter den 
Aufgaben zahlreicher Staats- und Kommunalbeamten nicht zurückſtehen, 
ſodaß es angemeſſen ſein würde, ihnen auch die Vortheile zu gewähren, 
die mit der Stellung ſolcher Beamten verbunden ſind. Eine ſolche 
Regelung würde auch den Handelsvertretungen und der ganzen 
Handelskammerorganiſation zum Nutzen gereichen. Die Handels— 
vertretungen, für deren gedeihliches Wirken die Befähigung und 
Tüchtigkeit der Handelskammerſekretäre von nicht zu unterſchätzender 
Bedeutung iſt, haben ein großes Intereſſe daran, daß für die Deckung 
des Bedarfs an dieſen Beamten fähige und geeignete Bewerber in 
ausreichender Zahl vorhanden ſind. Dies wird aber um ſo eher der 
Fall ſein, je günſtiger ſich deren Stellung geſtaltet. Dabei wird 
ſicherlich für die Wahl dieſes Berufs ins Gewicht fallen, wenn den 
Handelskammerſekretären eine in ähnlicher Weiſe geſicherte Lebensſtellung 
wie den Staats- oder Kommunalbeamten in Ausſicht ſteht. 


Die Verhältniſſe dieſer letzteren würden insbeſondere in zwei 
Beziehungen für die Geſtaltung der Stellung der Handelskammer— 
ſekretäre vorbildlich ſein. 


1. Die Anſtellung würde, wenn nicht auf Lebenszeit, wogegen 
ſich allerdings begründete Einwendungen erheben laſſen, ſo 
doch auf einen längeren Zeitraum erfolgen müſſen. Der 
Beſonderheit der Verhältniſſe würde es dabei entſprechen, 
wenn der endgiltigen Anſtellung eine Probedienſtzeit von 
angemeſſener Dauer vorausginge. 

Den Handelskammerſekretären würde ein Anſpruch auf Penſion 
im Falle der Invalidität und auf Reliktenverſorgung ihrer 
Wittwen und unmündigen Waiſen zu gewähren ſein. 
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Ich erſuche um eine Aeußerung darüber, wie die einzelnen 
Handelsvertretungen zu dieſen Fragen ſtehen, unter gleichzeitiger 
Mittheilung der Anſtellungsbedingungen, die für die gegenwärtig im 
Amte befindlichen Sekretäre vereinbart ſind. Sollte ſich hierbei ein 
gemeinſames Vorgehen der Handelsvertretungen zur Durchführung der 
Penſionirung und Reliktenverſorgung als zweckdienlich herausſtellen, 
etwa in der Richtung eines gemeinſchaftlichen Abkommens mit einer 
Verſicherungsanſtalt oder der Bildung einer ſelbſtſtändigen Penſions⸗ 
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kaſſe, ſo ſtelle ich für eine ſolche Regelung meine Mitwirkung gern zur 
Verfügung.“ 

Die Kammer erwiderte darauf, daß ſie dieſen Ausführungen 
ſympathiſch gegenüberſtehe und auch nicht abgeneigt ſei, mit ihrem 
Sekretär einen Anſtellungsvertrag auf längere Zeit und unter 
Begründung von Penſionsanſprüchen abzuſchließen. Die endgiltige 
Regelung möchte ſie ſich jedoch noch vorbehalten, da ſie der Meinung 
ſei, die Angelegenheit müſſe erſt durch Diskuſſionen der Handelskammern 
unter ſich und vielleicht auch durch Verhandlungen des Deutſchen 
Handelstages weiter geklärt werden. 


Spezialberichte. 


1. Die Ernte. 

Im Frühjahr 1809 zeigten zwar die verſchiedenen Getreidearten 
ein gutes Wachsthum, doch erlitt dies durch das feuchte und zum 
großen Theil kühle Wetter eine Verzögerung, die auch durch die 
Ende Juni eintretende hohe Temperatur nicht wieder gut gemacht 
werden konnte, ſodaß die Ernte 10 bis 14 Tage ſpäter als gewöhnlich 
eintrat. Heftige Regengüſſe im Juli bewirkten namentlich bei Weizen 
und Sommergetreide ſtarke Lagerung, wodurch die Erträge, die dem 
Getreideſtande nach recht gut werden konnten, etwas heruntergedrückt 
wurden, auch ſchädigten die häufigen, wenn auch nicht ergiebigen 
Regenfälle an manchen Orten die Qualität des Weizens und der Gerſte. 

Die Strohernte war bei allen Getreidearten reichlich, dagegen 
kann der Körnerertrag nur als eine gute Mittelernte bezeichnet 
werden. Klee, Heu und Grummet ſind im Allgemeinen ziemlich gut 
gerathen, doch war der Klee an manchen Orten durch Mäuſefraß 
geſchädigt worden. Im Kreiſe Brieſen ließ auch ſtellenweiſe der Ertrag 
der Wieſen zu wünſchen übrig. Kartoffeln und Rüben litten im Juli, 
Auguſt und September an Waſſermangel, der Ertrag war daher auf 
leichtem Boden herabgedrückt, dagegen gaben Kartoffeln auf ſchwerem 
Boden, wie meiſt in trockenen Jahren, gute Erträge. Die Rübenernte 
wurde noch dadurch herabgemindert, daß die Rüben beim Heraus— 
nehmen häufig abbrachen und in Folge deſſen etwa 10 — 20 Prozent in 
der Erde ſtecken blieben. 

Der durchſchnittliche Ernteertrag für den Morgen läßt ſich etwa 
wie folgt beziffern: 

Weizen 1011 Ztr., Roggen auf beſſerem Boden 10 Ztr., auf 
leichtem 6-8 Itr., Gerſte 8-11 Itr., Hafer 6 10 Itr., Erbſen 
610 Ztr., Klee 1624 Ztr., Heu 16. 20 Ztr, Kartoffeln auf gutem 
Boden 70 80 Ztr., auf leichtem 30-40 Itr., Rüben 150 Zr. 
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Heftige Klagen führt die Landwirthſchaft über den Arbeiter: 
mangel, der von Jahr zu Jahr ſtärker fühlbar wird. Nur dem ſchönen 
und langen Herbſt war es zu danken, daß ſelbſt bei ungenügenden 
Arbeitskräften das Einbringen der Kartoffeln und Rüben vor Eintritt 
des ſtarken Froſtes noch möglich wurde. 


2. Viehzucht und Viehhandel. 


Der hohe Preis für Magervieh und die im Verhältniß hierzu 
nicht genügenden Preiſe für Fettvieh haben es veranlaßt, daß die 
Maſtung von Rindvieh zurückgegangen iſt, da ein Verdienſt bei Trocken— * 
maſt kaum noch zu erzielen war. Die Zucht hat dagegen zugenommen, 
auch die Kuhhaltungen und damit die Butterbereitung. Es ſind 
mehrere Genoſſenſchaftsmolkereien entſtanden, außerdem bereiten viele 
Güter ſelbſt Butter, wobei durchgängig Separatoren angewandt werden. 
Der Hauptabſatzort für Butter iſt Berlin, wohin auch der größte Theil 
des Fettviehs, wenigſtens von den größeren Gütern, abgeſetzt wird. 
Einiges Vieh wird auch nach Hamburg gebracht. Die Städte unſeres 
Bezirks decken ihren Bedarf an Rind- und Schaffleiſch meiſt bei den 
kleineren Beſitzern, da die Fleiſcher die Preiſe, welche die größeren | 
Güter in Berlin erzielen, nicht zahlen wollen und ſich in Folge deſſen 
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mit geringerer Waare begnügen. Für fettes Rindvieh erſter Klaſſe 
war der Abſatz das ganze Jahr hindurch leicht und gut, fettes Rind⸗ 
vieh geringerer Qualität iſt zu niedrigeren Preiſen ebenfalls gut abzu— 
ſetzen geweſen. Kälber, Kühe und Ferſen konnten zu annehmbaren 
Preiſen verwerthet werden. 

Die Schafzucht hat ſich nicht vermehrt, auch werden Schafe nicht 
mehr in größerem Umfange gemäſtet. Das Geſchäft mit Mager und 
Fettvieh liegt in den Händen von Händlern, die das Fettvieh von 
den Gütern aufkaufen und nach Berlin bringen. Fettes Schafvieh 
und gute Mutterſchafe zur Zucht ſind allezeit zu leidlichen Preiſen zu 
verwerthen und zu verkaufen geweſen. Magere Hammel werden hier 
wenig gehandelt. 

Die Schweinemaſt iſt in Folge der günſtigeren Preiſe geſtiegen, 
nicht nur auf den Gütern, ſondern hauptſächlich bei den Bauern, 
Käthnern und Arbeitern auf dem Lande. Die fetten Schweine gehen 
auch vielfach nach Berlin, doch wird immerhin der größte Theil, 
beſonders die Schweine der kleineren Beſitzer, im Bezirke ſelbſt 
verbraucht, da hier faſt dieſelben Preiſe erzielt werden, wie beim Ver— 
kaufe für Berlin. 8 
Einen verheerenden Einfluß hat die faſt auf jedem Gute und 


Dorfe auftretende Maul- und Klauenſeuche ausgeübt, die auch die 
Butterpreiſe ganz erheblich in die Höhe trieb. Beſonders ſtörend war 
das Auftreten der Seuche für den Kleinhandel mit Schweinen, da die 
Wochenmärkte in den Städten vielfach für den Auftrieb von Schweinen 
geſperrt waren, wodurch hauptſächlich der kleine Mann getroffen wurde. 

Ueber den Viehhandel ſind uns noch die folgenden Mittheilungen 
zugegangen: Das Geſchäft für Magervieh war im ganzen Jahre rege 
und es wurden zur Maſt größtentheils Stiere im Alter von 2—3 Jahren 
holländiſcher Raſſe in Oſtpreußen angekauft. Die hierfür den Züchtern 
gezahlten Preiſe waren hoch, ſie beliefen ſich für Stiere im Gewicht 
von 9— 10 Ztr. auf 2730 Mk. für den Zentner. Auch in Milchvieh 
war das Geſchäft lebhaft und es wurden für ſchwere, hochtragende 
Kühe holländiſcher Raſſe 3—400 Mk. angelegt. Dieſe Kühe wurden 
meiſt nach Sachſen abgeſetzt, doch gingen viele leichtere Kühe nach 
Schleſien. 

Das Fettviehgeſchäft war im vergangenen Jahre bis zum Monat 
Mai ſchleppend, da der Berliner ſowie auch der Hamburger Markt 
ſtark beſchickt war. Für gute, 12— 13 Ztr. ſchwere Stiere erhielt man 
32— 34 Mk. für den Zentner, während Stiere mit einem Gewicht von 
etwa 10 Ztr. 2830 Mk. erzielten. Alte, 16— 18 Itr. ſchwere Ochſen 
wurden mit 25.27 Mk. bezahlt. Im Mai bejjerten ſich die Preiſe für 
alle Gattungen um ungefähr 2 Mk. für den Zentner. Maſtlämmer 
ſtanden das ganze Jahr höher als ſonſt im Preiſe, und man erzielte 
für Lämmer erſter Klaſſe 28 Pf., für geringere 25— 26 Pf. für das 
Pfund Lebendgewicht. 

Viel geklagt wird von den Viehhändlern über ungenügende 
Einrichtungen auf einzelnen Bahnhöfen. So beſtehen auf der Station 
Brieſen, wo ſehr viel Vieh verladen wird, nicht einmal verdeckte Vieh— 
buchten, ſodaß das Vieh jedem Unwetter ausgeſetzt iſt und dadurch 
natürlich nicht unerheblich leidet. Anträge auf Abhilfe Seitens der 
Intereſſenten haben bisher keinen Erfolg gehabt. 


3. Getreide. 


Das Getreidegeſchäft in dem verfloſſenen Jahre liefert nicht das 
erfreuliche Bild des Vorjahres, denn da die Preiſe ſtändig, wenn auch 
langſam, zurückgingen, wurde nur mit ſehr geringem Nutzen gehandelt. 
Rußland hielt mit Abgeben von Getreide das ganze Jahr über zurück, 
wodurch naturgemäß unſer heimiſches Produkt, trotzdem die Qualität 
ſehr viel zu wünſchen übrig ließ, einigermaßen zur Geltung kam. Bei 
Beginn der neuen Ernte waren die Getreidelager ſtark gelichtet und 


es machte ſich ſofort größerer Begehr nach Brotgetreide bemerkbar, der 
bis etwa Ende November anhielt. Von da wurde die Nachfrage 
geringer und die Preiſe bröckelten anhaltend ab, weil nach der etwas 
verjpäteten Ernte und nach Beſeitigung der Rübenernte und Rüben— 
abfuhr verſtärktes Angebot an den Markt kam, das mit Rüdjicht auf 
den unbefriedigenden Geſchäftsgang in der Mühleninduſtrie nur ſchwer— 
fälliges Unterkommen fand. Dieſer ſchwierige Abſatz iſt zum großen 
Theile auch dem abnorm hohen Bankdiskont zuzuſchreiben, und es iſt 
wohl erklärlich, daß der Konſum unter dieſen Umſtänden nur das 
Allernothwendigſte und dies nur zu ganz gedrückten Preiſen aufnahm. 
Dazu kommt noch, daß ſeit Aufhebung der Staffeltarife der Oſten ſeine 
Getreidefrüchte nur in unmittelbarer Nähe abſetzen kann, und die 
Mühlen unſerer Gegend ſind dem Anprall eines ſo ſtarken Angebotes, 
wie es einige Zeit nach der Ernte gewohnheitsmäßig an den Markt 
kommt, nicht gewachſen, beſonders dann nicht, wenn ſo geringe Quali— 
täten, wie nach der letzten Ernte, angeboten werden. 

Diejenige Getreideart, die in unſerem Bezirke beſonders ſtark 
angebaut wird und ſich bisher auch gut behaupten konnte, iſt Weizen. 
Leider hatte er im letzten Jahre ſchon auf dem Halm ſtark gelitten, 
denn die üppigen Aehren lagerten ſich auf dem Felde, wodurch die 
Ausſichten auf einen reichen Körnerertrag und eine gute Qualität 
herabgemindert wurden. Während in früheren Jahren unſere beliebte 
Weizenqualität unter Benutzung der Staffeltarife nach dem Königreich 
Sachſen und der Lauſitz verfrachtet wurde, iſt man, wie ſchon erwähnt, 
jetzt nur auf den Lokalverkehr angewieſen, bis auf das Wenige, das 
zum Theil auf dem Waſſerwege, theils mit der Bahn nach den Export— 
plätzen Danzig und Königsberg abgeſetzt werden konnte. 

Die Qualität des Roggens, der einen befriedigenden Ertrag 
lieferte, war beſſer als die des Weizens. Der Umſtand, daß Roggen 
von Rußland ſehr ſpärlich angeboten wurde, ermöglichte während der 
Schifffahrtperiode den Verſandt zu Waſſer ſowohl nach den heimiſchen 
Stapelplätzen, als auch nach der Provinz und dem Königreich Sachſen 
zu lohnenden Preiſen. Nach Schluß der Schifffahrt ſtockte der Abſatz 
vollſtändig und da nur noch die benachbarten Mühlen als Abnehmer 
auftraten, ſanken die Preiſe, was um ſo mehr fühlbar war, als die 
Proviantämter während der Wintermonate vorzugsweiſe aus erſter 
Hand zu den denkbar höchſten Preiſen aufkauften und dadurch den 
Zwiſchenhandel lahmlegten. 

Das Geſchäft in Gerſte, deren Qualität wider Erwarten nicht ſo 
ſchön wie im Vorjahre war, blieb nach Beginn der Ernte zunächſt 
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ruhig, da die Brauereien größeres Angebot abwarteten. Da dieſe 
Frucht aber einen reichlichen Ertrag gab, ſo entwickelte ſich noch im 
Herbſte ein großes Geſchäft, und namentlich oſtpreußiſche Brauereien 
waren ſchlanke Abnehmer, auch ſind große Poſten zu Waſſer nach dem 
Weſten verladen worden. Gerſte, die früher viel nach Sachſen und 
Thüringen abgeſetzt wurde, hat am meiſten unter der Aufhebung der 
Staffeltarife zu leiden. Unſere Gutsbeſitzer befleißigen ſich von Jahr 
zu Jahr mehr, feinere Gerſtenſorten zu bauen, da dies gerade bei 
Gerſte zur Geltung kommt, denn um für dieſen Artikel die rechte 
Exportwaare zu finden, muß bezüglich des Ausſehens mit Böhmen 
und Mähren, die auf dieſem Gebiete den erſten Platz einnehmen, 
konkurrirt werden. Zwiſchen den feineren und geringeren Gerſtequalitäten 
beſtehen Preisunterſchiede von 30-40 Mk. für die Tonne. 

So lebhaft das Gerſtengeſchäft auch einſetzte und ſich im Laufe 
der Kampagne zu entwickeln verſprach, ſo trat doch ſpäterhin eine 
Ermattung ein, ſodaß im November und Dezember die Preiſe wenigſtens 
für untergeordnete Qualität um 10 Mk. für die Tonne zurückgingen, 
während feine Qualitäten ihren Werthſtand behaupteten. 

Der Artikel Hafer wird dem Zwiſchenhandel faſt gänzlich entzogen, 
denn da die Proviantämter nur in dringendſten Fällen aus zweiter 
Hand kaufen, ſonſt aber ihren Bedarf nur von Produzenten decken, ſo 
bleibt wenig Hafer für den Handel übrig. Das Geſchäft war deshalb 


ganz belanglos. 
4, Futtermittel. 


Die Zufuhren von Kleie aus Rußland haben im Gegenſatz zu 
dem Vorjahre weſentlich zugenommen. Während der erſten Jahres— 
hälfte hatte unſere nähere Umgebung größeren Bedarf, der zwar in der 
zweiten Jahreshälfte merklich nachließ, aber im weſtlichen Deutſchland 
um ſo größer hervortrat. Dorthin konnte man, Dank der Detarifirung 
der Futtermittel in Spezialtarif IIl, die regelmäßig in größeren Mengen 
eintreffenden Zufuhren zum großen Theil ablenken. Allerdings ſtellt 
der Weſten es iſt hier namentlich von der Provinz, dem Königreich 
Sachſen und den kleinen ſächſiſchen Fürſtenthümern die Rede an 
die Qualität der Kleie andere Anſprüche als dies hier üblich. Die 
hieſige Landwirthſchaft, namentlich der Großgrundbeſitz, verlangt vor 
allen Dingen Reinheit der Waare, legt auf deren Farbe, was ſcheinbar 
auch das Richtigere iſt, nur geringen Werth, während der Weſten, und 
daſelbſt beſonders der kleinere Landwirth, zwar auch auf Reinheit 
achtet, aber doch noch in höherem Maße helle Farbe bevorzugt. Aus 
dieſem Grunde und in Folge geringerer Nachfrage in unſerem Landes- 


theil bildeten ſich für Roggenkleie ſchließlich zweierlei Preiſe heraus, 
ſolche für dunklere und ſolche für helle Waare. Die erſtere war in 
Folge mangelhafteren Abſatzes weniger begehrt und darum nur ziemlich 
erheblich billiger verkäuflich als letztere, für die andauernd rege Nach— 
frage herrſchte. 

Unſere Landwirthe hatten eine reiche Futterernte, zudem verfügten 
ſie über erhebliche Mengen feucht gewordenen und daher minder⸗ 
werthigen Getreides, waren deshalb ttotz intenſiver Wirthſchaft und 
jährlich wachſenden Bedarfs an Kraftfuttermitteln weit weniger auf 
den Bezug von Kleie angewieſen als ihre weſtlichen Kollegen. Wenn 
aber trotzdem der Geſchäftsumfang größer war als in den Vorjahren, 
ſo liegt das daran, daß die Verbindungen des hieſigen Platzes ſowohl 
in Bezug auf Import, wie auf Abſatz ſich immer mehr ausdehnen. 
Es muß allerdings hervorgehoben werden, daß mit ſehr geringem 
Nutzen gehandelt wird. 

Im Großen und Ganzen zeigt das Geſchäft inſofern ein etwas 
erfreulicheres Bild, als, Dank ziemlich regelmäßigem Abſatz, größere 
Läger ſich während des ganzen Berichtsjahres nicht gebildet haben, 
wodurch unverhältnißmäßig hohe Belaſtung vermieden worden iſt. 
Dies trat ſeit dem Herbſt um ſo lebhafter in Erſcheinung, nachdem 
jahrelange Bemühungen den Erfolg gezeitigt hatten, daß der 
Alexandrowoer Tranſittarif auch dann zur Anwendung kommt, wenn 
Kleie erſt hierher genommen wird, und von hier aus innerhalb der 
für Tranſitwaare beſtimmten Friſt und unter ſtrengſter Aufrechterhaltung 
der Identität weiter verſandt wird. Seit Einführung dieſer Erleichterung 
iſt der Verkehr mit den von hier beziehenden Händlern und Landwirthen 
ein weſentlich angenehmerer geworden, weil man von hier aus je nach 
Maßgabe der Qualität der eingetroffenen Kleie jeden Käufer nach 
deſſen Geſchmack und Wunſch bedienen kann. 

Die Preiſe für Roggenkleie behaupteten ſich in dem erſten Jahres— 
drittel auf etwa 4,25 4,30 Mk. für 50 kg, erhöhten ſich während der 
Sommermonate bis auf 4,50 ME, um dann langjam bis auf 4,15 Mt. 
zum Jahresſchluß zurüdzugehen. Hier war aber bereits der Preis⸗ 
unterſchied zwiſchen dunklerer und hellerer Kleie etwa 10 Pf. für 
50 kg. In den gleichen Perioden waren Durchſchnittspreiſe für 
Weizenkleie, wobei mittelgrobe Qualität zu Grunde gelegt wird, 
3,85 4,05 4,10 3,95 Mk. für 50 kg. ö 

Für Oelkuchen aller Art war die Tendenz während der erſten 
Jahreshälfte gleichmäßig. Bei Beginn des Jahres war die Nachfrage 
ziemlich gut, die Preiſe konnten ſich behaupten, gaben aber ſchon mit 
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Rückſicht auf den zeitigen Eintritt milden Wetters nach, ſodaß im 
Monat Mai faſt gar keine Nachfrage vorhanden war. Dieſer Mangel 
hatte einen außergewöhnlichen Preistieſſtand für Oelkuchen im Gefolge. 
Mit Wiedereintritt größeren Bedarfs ſchnellten die Preiſe in die Höhe 
und konnten fi, was zunächſt Rüb- und hier in größerem Umfange 
umgeſetzten Sonnenblumenkuchen betrifft, während des übrigen Theils 
des Jahres mit unerheblichen Schwankungen behaupten. Ganz anders 
Leinkuchen. In Folge ungemein ſchwacher Leinſaaternte arbeitete ein 
Theil der ruſſiſchen Mühlen dieſe Saat gar nicht, ein Theil nur in 
beſchränktem Maße. Es waren aber größere Verkaufsabſchlüſſe, theils 
in Blanko, theils zur Deckung von Käufen gemacht, und da die 
Zufuhren der Nachfrage bei Weitem nicht genügten, traten ſprungweiſe 
Preiserhöhungen ein, die namentlich im Monat November, als ruſſiſche 
Zufuhren faſt ganz ausblieben, den Normalpreis um 1—1½ Mk. pro 
50 kg überjchritten. Wenn zwar inzwiſchen der Höhepunkt überſchritten 
iſt, findet die mangelhafte Leinſaaternte in den Leinkuchenpreiſen noch 
immer genügend Ausdruck. 

Sommergetreide war mit Ausnahme der erſten Monate des 
Berichtsjahres nur in beſcheidenem Maße zugeführt. Die ruſſiſchen 
Forderungen ſtanden meiſt außer Verhältniß zu den hieſigen Preiſen. 


5. Zämereien. 


Auch in dieſem Jahre hat ſich die Geſchäftslage im Handel mit 
Sämereien für unſere Händler nicht gebeſſert. Nicht nur die von uns 
im vorjährigen Bericht angeführten Gründe ſondern auch die letzte 
mangelhafte Ernte in Rothklee, Wundklee und Runkelrübenſämereien 
und beſonders die außerordentlich hohen Preiſe dieſer Artikel haben 
das diesjährige Geſchäft ungünſtig beeinflußt. 

Rothklee aus hieſiger Gegend kam nur vereinzelt in kleinen 
Parthien und meiſtentheils in ſchlecht gereinigter, verregneter Wagre 
an den Markt, die den höheren Anſprüchen ſelten genügte. Da die 
hohen Preiſe, die von den Landwirthen für dieſes minderwerthige 
Saatgut gefordert wurden, nur in wenigen Fällen zum Geſchäft 
führten, ſo iſt die Annahme berechtigt, daß dieſe Qualitäten von den 
Ptoduzenten ſelbſt im gegenſeitigen Austauſch Verwendung gefunden 
haben werden. Der Bedarf in feinen, tadelloſen Qualitäten blieb auf 
den Bezug aus Schleſien, Böhmen, Galizien, Siebenbürgen und 
Ungarn angewieſen. Die Umſätze in Rothklee inländiſchen Urſprungs 
bewegten ſich bis zum Schluß der Saiſon bei unverändert hoher 
Preislage von 6575 Mk. pro Ztr. in ſehr beſcheidenen Grenzen. 
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Amerik. Rothklee, in den feinſten beſtgereinigten Qualitäten in 
größter Auswahl von Hamburg angeboten, fand bei dem großen 
Preisunterſchied von ca. 30 Mk. pro Ztr. gegen inländiſche Waare und 
dem Mangel letzterer auch Seitens unſerer Landwirthe größere Be— 
achtung. Die Vorräthe in amerik. Rothklee am Platz konnten bei der 
lebhaften Nachfrage aus Ruſſiſch-Polen vollſtändig geräumt werden. 

In Weißklee war das Ernteergebniß im Vergleich zum Rothklee 
ein beſſeres, doch beſtand daſſelbe in der Hauptſache aus dunkelfarbigen 
ſchlecht gereinigten Qualitäten, die bei den großen Beſtänden vorjähriger 
Waare nur zu gedrückten Preiſen Aufnahme fanden. Gut gereinigte, 
hellfarbige Qualitäten erzielten bei ſchwachem Angebot und reger 
Nachfrage für England gute Preiſe. 

Es wurden für beſte Qualitäten 45—55 Mk, für mittlere 30— 40 
und für geringe 20—25 Mk. pro Ztr. gezahlt. 

In Schwedenklee wurde von allen Seiten, ſelbſt aus Amerika 
über eine ſchwache Ernte berichtet, aus unſerer Gegend fehlte das Angebot 
ganz, aber auch die Nachfrage für den Bedarf in unſerem Kreiſe war 
gering. Die Preiſe für dieſen Artikel ſtellten ſich bei dem Mangel an 
guter Waare im Vergleich zum Vorjahre um 10 Mk. pro Ztr. höher, 
waren jedoch den hohen Preiſen des Rothklees gegenüber als mäßig 
zu bezeichnen. Für ſchöne dunkelgrüne, ſeidefreie Qualitäten wurden 
50-60 Mk. pro Ztr. gezahlt. 

Gelbklee, in unſerer Gegend nur wenig geerntet, mußte wie im 
Vorjahr für den hieſigen verhältnißmäßig geringen Bedarf aus Thüringen 
und Frankreich bezogen werden und ſtellten ſich die Preiſe für dieſen 
Artikel frei hier auf 18.24 Mk. pro Ztr. 

In Wundklee, dieſer für leichtere Bodenverhältniſſe werthvollen 
Kleeart, fehlte ein Angebot aus hieſiger Gegend gänzlich. Aus Ruſſiſch— 
Polen kamen auch nur vereinzelt einige Pöſtchen ſchöner Waare an 
den Markt. Zu Deckung des kleineren Bedarfs in feiner Qualität 
waren ſchließlich Bezüge zu hohen Preiſen aus den größeren Plätzen 
erforderlich und ſtellten ſich die Preiſe für dieſe Qualitäten auf 
65— 72 Mk. pro Itr. Die aus Ruſſiſch-Polen am Schluß der Saiſon 
nach der Bedarfszeit angebotenen Pöſtchen wurden zu weſentlich 
niedrigeren Preiſen gehandelt. 

Luzerne. Die Ernte in dieſer Saat war ganz beſonders in 
Frankreich außerordentlich reich. Hochfeine Provencer Qualitäten wurden 
ſchon beim Beginn der Saiſon zu dem billigen Preiſe von 50-54 Mt. 
pro Ztr. frei hier angeboten und im weiteren Verlauf derſelben auch 
darunter. Die preiswerthen Angebote in dieſem Artikel, ferner auch 
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die Annahme, daß ſich bei den hohen Rothklee-Preiſen für Luzernſamen 
als Erſatz eine größere Nachfrage einſtellen würde, dürfte zu größeren 
Einkäufen Veranlaſſung gegeben haben. 

Die Hoffnungen auf eine verſtärkte Nachfrage haben ſich jedoch 
nicht erfüllt, größere Mengen dieſer Saat ſind unverkauft zurückgeblieben. 

Thymothee. Auch in dieſem Jahre haben größere Umſätze in 
dieſer für Futterzwecke ſo unentbehrlichen Grasſaat nicht ſtattgefunden. 
Die hier gehandelten Mengen dürften ſich kaum auf einige hundert 
Zentner beziffern und beſtanden in der Hauptſache aus amerikaniſchen 
und nur zum geringen Theil aus inländiſchen Saaten. Die Preiſe 
waren wie im Vorjahre mäßig und ſtellten ſich für amerikaniſche Waare 
auf 18—20 Mk, für inländiſche auf 20—24 Mk. pro Ztr. frei hier. 

Engliſch und italieniſch Raygras war in Folge der ſchlechten 
Ernte in England im Preiſe ca. 50 % höher als im Vorjahre. Da 
unſere Landwirthe dem italieniſchen Raygras ſchon ſeit mehreren Jahren 
den Vorzug geben, blieb engliſch Raygras vernachläſſigt. In beiden 
Sorten wie auch in allen anderen Arten von Grasſämereien war die 
Nachfrage ſchwächer als im Vorjahr. Es ſtellten ſich die Preiſe für 
ſchweres engliſches Raygras auf 16—17 ME, für italieniſches auf 
1820 Mk. pro Itr. frei hier. 

Seradella, reichlich geerntet, konnte den anfänglichen Preisſtand 
von 6 Mk. pro Ztr. nicht behaupten und gab bei lebhaftem Angebot 
im Preiſe nach und waren gegen Schluß der Saiſon gute Qualitäten 
zum Preiſe von 4½ —5 Mk. pro Ztr. erhältlich. Die Umſätze bewegten 
ſich in den Grenzen des Vorjahres. 

Futterrunkelrüben und Möhrenſamen mußte, da die Ernte 
in dieſen Saatartikeln in unſerer Gegend vollſtändig mißrathen, Läger aus 
vorjähriger Ernte auch zum Theil geräumt waren, zu hohen Preiſen 
aus der Provinz Sachſen, und Möhrenſamen aus Frankreich bezogen 
werden. Die Preiſe ſtellten ſich für Runkelrübenſamen, Eckerndörfer 
und Oberndörfer, auf ca. 40 Mk., Möhrenſamen, weiße grünköpfige 
Rieſen, abgeriebene Saat auf 50. 55 Mk. pro Itr. frei hier. 

Amerikaniſcher Pferdezahn-Saatmais im Februar und 
Anfang März d. Is. zum Preiſe von 6¼ Mk. pro Itr. verzollt ab 
Danzig angeboten, war Ende März nur noch zu erhöhten Preiſen 
erhältlich. Da auch in dieſem Jahre einige Abſchlüſſe mit Händlern aus 
Ruſſiſch-Polen zu Stande kamen, zur Zeit unſeres Berichtes die Nach— 
frage noch nicht als beendet anzunehmen war, ſo iſt zu erwarten, daß 
die Umſätze denen des Vorjahres gleichkommen werden. 

Am Schluſſe unſeres Berichts müſſen wir in Bezug auf den 


Rückgang dieſes Geſchäftszweiges und die erforderlichen Mittel zur Auf— 
beſſerung deſſelben das wiederholen, was wir in unſerem vorjährigen 
Bericht zum Ausdruck gebracht haben. 

So lange unſere Wünſche auf beſſere Verbindungen mit unſeren 
Landwirthen durch Erweiterung des Eiſenbahnnetzes in unſerm Kreiſe 
unerfüllt bleiben, iſt eine Wendung zum Beſſern nicht zu erwarten. 


6. Wolle. 


Der Artikel Wolle, der an Bedeutung gewaltig verloren hatte, 
iſt im Vorjahre nach langem Schlummer zu neuem Leben erwacht. 
Das Geſchäft ſetzte gleich im Frühjahre günſtig ein und behielt dieſen 
angenehmen Charakter bis zum Schluß des Jahres, in welcher Zeit 
die Preiſe um 50— 60 „% geſtiegen ſind. Allerdings waren haupt— 
ſächlich die feineren Wollen geſucht, da die Einfuhr dieſer Qualitäten 
aus den überſeeiſchen Produktionsgegenden ſehr gering war, was auf 
große Sterblichkeit der dortigen Schafheerden zurückzuführen iſt, dagegen 
blieben geringe und Kreuzungswollen vernachläſſigt. Nach der letzten 
Londoner Auktion kam die Preisſteigerung zum Stillſtand, man wollte 
die hohen Preiſe nicht mehr anlegen, wodurch die Tendenz ſchließlich 
rückgängig wurde. 

In unſerer Gegend wird die Wolle faſt ausſchließlich frühzeitig, 
in den Monaten Februar und März, ſchmutzig geſchoren und zum 
Verkauf gebracht. Sowohl Landwirthe als Händler hatten von der 
ſteigenden Konjunktur verhältnißmäßig geringe Vortheile, da die Haupt— 
hauſſe erſt nach den Wollmärkten eintrat und zu dieſer Zeit die 
Läger in unſeren Bezirken ziemlich geräumt waren. Gewaſchene 
Wollen wurden faſt gar nicht gehandelt, ungewaſchene ſind je nach 
Qualität mit 48 bis 75 Mk. bezahlt worden. 


7. Weinhandel, 


Der Gang des Weinhandels während des Berichtsjahres bewegte 
ſich im Allgemeinen in den Grenzen des Vorjahres. — Mojelweine, 
in kleiner und mittlerer Preislage, ſowie rothe Bordeauxweine blieben 
begehrt, und auch in kleinen Rhein- und Pfälzerweinen beginnt der 
Konſum eine Zunahme zu zeigen; es ſcheint ſich hierin ein Umſchwung 
vorzubereiten, indem die letztbezeichneten Weine anfangen, gegenüber 
den Moſelweinen, deren Einkaufspreiſe ungewöhnlich hoch ſind, wieder 
mehr zur Geltung zu kommen. In beſſeren und feineren Weinen 
läßt der Abſatz zu wünſchen, jedoch will es ſcheinen, als zeigen die 
Bordeauxweine gegenüber den deutſchen Weißweinen wieder mehr 
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Nachfrage. Unſere Ausfuhr nach Rußland hat eine nennenswerthe 
Zunahme nicht erfahren, die hohen ruſſiſchen Zölle auf ausländiſche 
Weine wirken geradezu prohibitiv. 

Der Ausfall der Weinleſe im Jahre 1899, ſowohl am Rhein 
als auch in der Pfalz und an der Moſel iſt als wenig erfreulich zu 
bezeichnen; die Witterungsverhältniſſe waren der Rebe im Ganzen 
nicht günſtig, und zeichneten ſich beſonders durch große Ungleich— 
mäßigkeit aus; dazu kamen Rebenkrankheiten aller Art, die vernichtend 
wirkten, ſodaß ſowohl quantitativ als auch qualitativ das Ergebniß 
der Weinleſe im Berichtsjahre kein befriedigendes geweſen iſt. 

Frankreich befindet ſich in der glücklichen Lage, auf ein beſſeres 
Reſultat bezüglich der Leſe von 1899 zurückblicken zu können; ſowohl 
qualitativ als auch quantitativ iſt das Ergebniß als durchaus befriedigend 
zu bezeichnen. Der Ertrag des Gironde-Gebiets von 3478 708 hl 
übertrifft den des Vorjahrs um 1123063 hl. Die Qualität der 
neuen Weine iſt eine durchaus geſunde, ſie zeigen große Fineſſe und 
verſprechen eine ſehr gute Entwickelung. Im Hinblick auf ihre guten 
Eigenſchaften und in Anbetracht der mäßigen Preiſe, zu denen die 
1899er Bordeauxweine an den Markt kamen, war der Handel nach 
der Leſe darin ſehr lebhaft. 

Von Bordeauxweinen älterer Jahrgänge ſind beſonders zu 
nennen die 1888er, die auf der Höhe ihrer Entwickelung ſtehen und 
ſodann die 1893er, welche die auf ſie geſetzten Hoffnungen in vollem 
Maße erfüllen und große Weine zu werden verſprechen; ſchon heute 
zeigen ſie eine ſehr ſchöne Entwickelung, ſowohl im Bouquet als auch 
im Geſchmack. 

S. Nolonialwaaren. 
Kaſſee. 

Das Geſchäft in dieſem Artikel hat während des ganzen Jahres 
wenig oder gar keine Veränderung gegen das Vorjahr gebracht, die 
Preiſe waren das ganze Jahr hindurch ebenſo niedrig, und trotzdem 
war von einem Zunehmen des Konſums wenig zu bemerken. Die 
beſſeren Qualitäten wie Javas, Ceylons und Tellycherris behaupteten 
den vorjährigen Preisſtand, wogegen die Preiſe für geringe Qualitäten 
wie Rios, Campinas und Domingos eher etwas nachgaben. Am Schluß 
des Jahres wurde das Geſchäft in Folge ungünſtiger Ernteberichte aus 
den Kaffee erzeugenden Ländern etwas lebhafter, und die Preiſe zogen 
eine Kleinigkeit an; da aber den ungünſtigen Ernteberichten wenig 
Vertrauen entgegen gebracht wurde, konnte die Aufwärtsbewegung der 
Preiſe keine weſentlichen Fortſchritte machen. 
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Neis. 

Das Berichtsjahr brachte für dieſen Artikel auch wenig Veränderung 
und Leben, der Konſum war ſehr mäßig, da die gute Kartoffelernte 
eine größere Bedarfsfrage nicht aufkommen ließ; die Preiſe konnten 
ſich aber auf der vorjährigen Höhe erhalten. 

Schmalz. 

Im verfloſſenen Jahre hat das Geſchäft hierin auch leine weſent— 
liche Veränderung erfahren gegen das Vorjahr. Die Preiſe waren 
durchweg recht niedrig und nur am Schluß zogen ſie etwas an, da 
von Amerika berichtet wurde, daß die Schweinezufuhren im Abnehmen 
begriffen wären. Eine Zunahme des Verbrauchs war nicht zu bemerken, 
da die guten Qualitäten und billigen Preiſe der Margarine und anderer 
Kunſtſpeiſefette ihn weſentlich beeinflußten. 

Vetroleum. 

Amerik. Petroleum hielt in der erſten Hälfte des Jahres den ver— 
hältnißmäßig ſehr niedrigen Preisſtand feſt, in der zweiten Hälfte gingen 
die Preiſe allmählich höher, ſo daß ſie am Schluß des Jahres um 
ca. 2 Mk. pro 50 kg höher waren als am Anfang. Die Preis— 
ſteigerung hatte ihren Grund darin, daß die Quellen in Amerika an 
Ergiebigkeit bedeutend nachgelaſſen und die Seefrachten von Amerika im 
Herbſt auch bedeutend geſtiegen waren. Das ruſſiſche Petroleum, das dem 
amerikaniſchen durch billige direkte Eiſenbahntarife nach Deutſchland 
Konkurrenz machen ſollte, folgte aber der Preisſteigerung, ſodaß keine 
Veranlaſſung vorlag, dem ruſſiſchen Petroleum den Vorzug zu geben, 
da die Qualität des amerik. Petroleums beſſer iſt und von den Ber- 
brauchern immer noch bevorzugt wird. 

Nübenſireude. 

In der Lage dieſes Artikels hat ſich im verfloſſenen Jahre gegen 
das Vorjahr auch wenig geändert; die Preiſe blieben gedrückt und war 
ein Aufſchwung zur Beſſerung leider nicht zu verzeichnen. Am Schluß 
des Jahres konnten die Fabrikanten für noch disponible Waare eine 
Kleinigkeit beſſere Preiſe erzielen. Da Arbeiterlöhne und Kohlenpreiſe 
gegen das Vorjahr weſentlich höher gegangen waren, die Preiſe für 
fertiges Fabrikat dementſprechend nicht folgen konnten, ſo war auch von 
einem verhältnißmäßigen Nutzen nicht die Rede. 


9. Droguen. 


Der Geſchäftsgang zeigte ſich während des Jahres 1899 im 
Ganzen etwas lebhafter als im Vorjahre. Lag dies beim Jahres- 
beginn an dem ungewöhnlich milden und naſſen Winter, der verſchie⸗ 
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dene Krankheiten und damit die jtärfere Anwendung mediziniſcher 
Kräuter und Präparate zur Folge hatte, ſo kam hierzu der allgemeine 
Aufſchwung von Handel, Induſtrie und Landwirthſchaft, der inſofern 
einen günſtigen Einfluß ausübte, als er einen größeren Umſatz in 
techniſchen Droguen und Farben brachte. In Folge deſſen ſtiegen gegen 
Ende des Jahres faſt ſämmtliche Artikel bedeutend im Preiſe, ins— 
beſondere diejenigen metalliſchen Urſprungs, ferner aber auch ſolche, bei 
denen ſich Ringe unter den Fabrikanten gebildet hatten, die die Preiſe 
geſchloſſen in die Höhe trieben. 

Bedeutende Preisſteigerung erfuhren ſämmtliche Ammoniakpräpa— 
rate, Benzin, Kampher, Karbolſäure, Glycerin ſowie Kupfer-, Blei- und 
Zinkpräparate, Leinölfirniß und andere Metallfarben. 


10. Chemiſche Düngemittel. 


Die Verhältniſſe auf dem Düngemittel-Markte ſind im Jahre 1899 
im Ganzen und Großen die gleichen wie im Vorjahre geblieben, der 
Verbrauch hat weiter etwas zugenommen; die Preiſe blieben bis auf 
geringe Schwankungen gleich, nur derjenige für Chiliſalpeter zog gegen 
Ende des Berichtsjahres an, weil durch die ſtarke Inanſpruchnahme 
von Dampferräumen für Kriegstransporte nach Südafrika die Dampfer— 
frachten, auch von Südamerika nach Europa, ſtark ſtiegen, und es 
unmöglich wurde, ausreichend Räume zu erhalten. 

Der Kampf zwiſchen den landwirthſchaftlichen Genoſſenſchaften 
und Händlern hat auch im Jahre 1900 an Schärfe zugenommen, und 
ſind erſtere den Händlern gegenüber ungemein begünſtigt, indem ſie, 
außer der Steuerfreiheit einerſeits einen ganz erheblich billigeren Kredit 
haben — namentlich bei den hohen Diskontſätzen der Reichsbank zu 
Ende des Berichtsjahres — und andererſeits von den Behörden die 
weitgehendſte Unterſtützung, ſelbſt auf Koſten des Gemeinwohles finden. 


11, Herren-Garderoben- und Pelzwaarengeſchäft. 


Das Geſchäftsjahr 1899 hat ein wenig erfreuliches Reſultat auf— 
zuweiſen. Das Geſchäft iſt nicht beſſer geworden, eher kann von einem 
Rückgang im Umſatz die Rede ſein. 

Das Geſetz, welches das Detailreiſen verbietet, hat die Erwar— 
tungen, die man darauf ſetzte, nicht erfüllt, denn trotz dieſes geſetzlichen 
Verbotes hört das Hauſiren verſchiedener Firmen am hieſigen Platze 
nicht auf. Der Fremdenverkehr aus Culmſee und Umgegend hat ganz 
aufgehört und dürfte darin keine Aenderung eintreten, bis die Um— 
wandlung der Weichſelſtädtebahn in eine Vollbahn vollzogen ſein 
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wird. Sehr zu wünſchen wäre es, wenn bei der am 1. Oktober cr. zu 
eröffnenden Bahnlinie Strasburg -Gollub Schönſee direkte Anſchlüſſe 
an die Inſterburger Bahn geſchaffen würden ohne größeren Aufenthalt 
in Schönſee. 

Es iſt dieſer Umſtand umſomehr zu beachten, als Graudenz beſtrebt 
it, die Umwandlung der Sekundärbahn Jablonowo Graudenz 
Laskowitz in eine Vollbahn zu erreichen, was auch mit der Zeit gelingen 
wird. Hierdurch wird Graudenz in die Lage kommen, eine möglichſt 
ſchnelle Verbindung zwiſchen Strasburg und Graudenz herzuſtellen. 
Die kürzeſte Zugverbindung beträgt heute bereits 2 Stunden 26 
Minuten. 

Von erheblichem Werthe iſt es nun, für eine noch ſchnellere 
Verbindung mit Thorn einzutreten. Strasburg und Umgegend deckt 
ſeinen Bedarf heute in Graudenz. 

In Pelzen und Pelzwaaren war ein recht reges Geſchäft, was 
weſentlich auf die rechtzeitig einſetzende Kälte vor Weihnachten Melek 
zuführen iſt. 

12. Manufakturmanren. 

Ueber die Lage dieſes Geſchäftszweiges liegen uns verſchiedene 
Berichte vor, die wir einzeln bringen müſſen, da die Lage gerade 
dieſes Geſchäftes in den einzelnen Städten verſchieden iſt. 

Aus Thorn ſchreibt man uns: 

„Ueber den Geſchäftsgang in der Manufakturwaarenbranche im 
Jahre 1899 iſt zu berichten, daß eine Beſſerung inſofern eingetreten 
iſt, als direkte Nachfrage nach ſoliden und beſſeren Waaren ſtatt— 
gefunden hat. Selbſt die einfache Landkundſchaft will heute keine 
Schundwaare mehr kaufen und zahlt gern einen höheren Preis für 
beſſere Waare. 

Der Artikel Konfektion nimmt von Jahr zu Jahr zu und der 
Verkauf fertiger Sachen erſtreckt ſich ſchon bis auf fertige Koſtüme in 
Wolle, Waſchſtoff und Seide. Wollwaaren ſind bis heute um 20 %, 
Seide um 20 %., Baumwollwaaren um 15 % geſtiegen. Ein Nachlaſſen 
der Hauſſe iſt ausgeſchloſſen. Vorausſichtlich iſt bis zum Herbſt eine 
Steigerung in Baumwollwaaren von mindeſtens noch 10% bet 
zu erwarten. 

Wiederholt habe ich berichtet, daß unſere Nachbarſtadt Bromberg 
uns den bedeutenden Kundenkreis der Ortſchaften Culmſee, Kulm und 
Umgegend theilweiſe entzogen hat. Die Bahn Culmſee -Unislaw.— 
Bromberg iſt für die dortige Gegend zu verlockend zu benutzen, da die 
Leute neben ihren Einkäufen noch ein gutes Theater beſuchen können. 
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Ich wiederhole daher dringend die Nothwendigkeit, einen Zug 

zu bewirken, der Abends um 10 Uhr von Thorn nach Culmſee geht.“ 

Der Bericht aus Brieſen lautet: 

„Das Manufakturwaarengeſchäft in Brieſen wickelte ſich im 

J. Semeſter 1899 unter der Mitwirkung zweier günſtiger Faktoren ab, 

1. waren die Preiſe für alle landwirthſchaftlichen Produkte hoch, 

2. bewegten ſich die Preiſe für Baumwollwaaren auf einem 
außerordentlich niedrigen Niveau. 

Dieſe beiden Faktoren belebten das Geſchäft einerſeits und machten 

es andererſeits auch ziemlich rentabel. 

Mit dem Nachlaſſen der günſtigen landwirthſchaftlichen Konjunktur 

im II. Semeſter ging Hand in Hand eine außerordentliche Preiserhöhung 
aller wollenen Fabrikate, denen ſich im letzten Quartal auch eine 
ziemlich lebhafte Aufwärtsbewegung aller baumwollenen Gewebe 
zugeſellte. Wenn dieſe Preisbewegung die günſtigen im Frühjahr 
erzielten Reſultate auch nicht völlig vernichten konnte, ſo übte ſie 
immerhin auf die Entwickelung des Geſchäfts im II. Semeſter ganz 
beſonders aber im letzten Quartal einen ſehr ſtörenden Einfluß aus 
und geſtaltete die Ausſicht auf das kommende Jahr zu einer wenig 
erfreulichen. Die Wirkung ſolcher Faktoren würde indeß ſo fühlbar 
nicht geweſen ſein, wenn die Wünſche der Brieſener Kaufmannſchaft 
hinſichtlich der Kreisverwaltung bei der letzteren ein willigeres Ohr 
finden würden. 

Seit Jahren iſt es der dringende Wunſch der hieſigen Kaufmann— 

ſchaft, daß 

1. die Chauſſeehäuſer aufgehoben, 

2. die Wege, welche die großen Bauerndörfer des Kreiſes Brieſen 
und Strasburg mit Brieſen verbinden, alſo die Linien: Brieſen, 
Jaworze, Gr. Brudzaw, Gr. Kruſchin— Hohenkirch zu Chauſſeen 
ausgebaut, 

3. ein Kaufmann in die Veranlagungskommiſſion zur Einkommen— 
ſteuer gewählt werde. 8 

Im Kreiſe Brieſen beſteht, trotzdem in den angrenzenden Kreiſen 

die Chauſſeegelderhebeſtellen gefallen ſind, dieſe Inſtitution noch immer, 
und ſchädigt die hieſige Kaufmannſchaft inſofern, als ein großer Theil 
der ländlichen Kundſchaft nach denjenigen Kreisſtädten fährt, die jene 
den Verkehr hemmende Einrichtung nicht beſitzen. 

In gleich ſtörender Weiſe wirkt das Fehlen der angegebenen 

Chauſſeelinien. 
Hierdurch werden während mehrerer Monate im Jahre die an 
10 
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dieſer Linie liegenden ſtark bevölkerten Dörfer vom Verkehr mit Brieſen 
theilweiſe direkt abgeſchnitten. 

Was ſchließlich den Punkt 3 anlangt, ſo hat die hieſige Kauf— 
mannſchaft bereits vor ca. 3 Jahren eine Petition an den Herrn 
Finanzminiſter gerichtet. Dieſer hat unter Hinweis auf die diesbezügliche 
Vorſchrift des Einkommenſteuergeſetzes den Kreistag angewieſen, die 
Münſche der Brieſener Kaufmannſchaft bei der nächſten Wahl zu 
berückſichtigen. Dieſe Anweiſung des Herrn Finanzminiſters iſt jedoch 
bei dem Kreistag ohne jeden Erfolg geblieben.“ 

In dem Löbauer Bericht, der ſich auch auf Schuh-, Kurz, Glas- 
und Porzellanwaaren erſtreckt, wird ausgeführt: 

„Der Geſchäftsgang zu Beginn des Jahres 1899 eröffnete in 
„Strickwolle, Wollwaaren, Phantaſie- und Bekleidungsartikeln“ mit einer 
geringeren Nachfrage als in der gleichen Periode des vorhergegangenen 
Jahres. Die Kaufluſt ſteigerte ſich normal in dieſen Artikeln zur Saiſon 
und war durch die außerordentlich günſtige Witterung in den Herbſt— 
monaten derart beeinflußt, daß am Schluſſe des Jahres der Umſatz in 
jenen Artikeln die früheren Jahresumſätze um ein Bedeutendes über— 
überholt hat. Die Preiſe waren allerdings gedrückter als vordem. In 
Sommer-Artikeln war rege Nachfrage, ſodaß „Baumwolle, Strumpf— 
waaren und Strohhüte“ befriedigenden Abſatz fanden. In baum— 
wollenen, halb- und ganzſeidenen Handſchuhen iſt der Umſatz gegen 
das Vorjahr zurückgeblieben. 

Der „Schuhwaarenhandel“ bewegte ſich in denſelben Grenzen 
wie früher. Die durch Handarbeit hergeſtellten Lederſchuhe fanden zu 
zu den hierorts niedrigen Tagespreiſen regen Abſatz, weil dieſe Artikel 
gerade hier in großen Mengen hergeſtellt werden. 

In „Glas-, Porzellan-, Fayencewaaren“ war das Geſchäft als 
ein ungünſtiges zu bezeichnen, da der Umſatz vorzugsweiſe in Porzellan 
ſeit einigen Jahren zurückgegangen iſt. Dies hat aber vor allem darin 
berechtigten Grund, weil dieſe leicht zerbrechlichen Gebrauchsgegenſtände 
durch blanke, lackirte und emaillirte Eiſenblechgeſchirre erſetzt worden 
ſind. Zu Beginn des Jahres 1899 hat der niedrige Stand von 
Eiſenblechen den Preis emaillirter Geſchirre ſtark beeinflußt und der 
billige Preis hat den Verbrauch nicht unbedeutend geſteigert. 

In ſämmtlichen „Kurzwaaren“ war der Bedarf gleichmäßig; 
dagegen iſt in „Galanterie- und Luxuswaaren“ der Umſatz etwas 
zurückgegangen.“ 

Aus Neumark iſt uns nachſtehender Bericht zugegangen: 

„Das Tuch,, Manufaktur und Modewaaren-Geſchäft wird in 
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unjerem Orte von Jahr zu Jahr ſchwieriger. Die Urſache liegt, glaube 
ich, in folgenden Thatſachen: 

Trotzdem das Detail Reiſen in unſerer Branche durch Geſetz 
jetzt verboten iſt, werden die Konſumenten von Geſchäftsreiſenden aus 
größeren Städten noch immer ſehr ſtark beſucht, ſodaß ein großer 
Theil des Bedarfs nicht von hieſigen, ſondern von auswärtigen Ge— 
ſchäften bezogen wird. Das Publikum wird von dem Vorurtheil 
beherrſcht, daß es die Waaren „aus der großen Stadt“ vortheilhafter 
kauft, während thatſächlich das Gegentheil der Fall iſt. 

Ebenſo fügen die Verſandtgeſchäfte unſeren hieſigen Geſchäften 
großen Schaden zu. Faſt bei jedem Schneider und jeder Schneiderin 
der hieſigen Stadt und Umgegend findet man große Muſter- Kollektionen 
von Waaren unſerer Branche, und jeder Kunde wird animirt, nach 
dieſen Muſtern zu kaufen, und da die Leute in den Glauben verſetzt 
werden, daß ſie die Waaren „aus der Fabrik zu Fabrikpreiſen“ 
bekommen, beſtellen ſie ihren Bedarf beim Schneider oder bei der 
Schneiderin. Aber auch Privatleute werden von den Verſandtgeſchäften 
mit Offerten und Muſterſendungen überhäuft und machen darauf ihre 
Beſtellungen. 

Auf dieſe Weiſe werden die hier anſäſſigen, ſtrebſamen, große und 
ſchön ſortirte Waarenlager unterhaltenden Geſchäftsleute aufs Empfind- 
lichſte geſchädigt. 

Ich bin überzeugt, daß die Konſumenten hier am Platze ihren 
Bedarf in jeder Beziehung vortheilhafter einkaufen würden als von 
auswärts. Dieſe Ueberzeugung läßt ſich eben den meiſten Kunden 
überhaupt nicht, manchen nur ſehr ſchwer beibringen, zumal das 
Publikum in ſeiner großen Mehrheit die Waaren auf ihren wirklichen 
Werth nicht prüfen kann. 

Während die Käufer die Tuche und Stoffe zu Herren- und 
Damen-Kleidern ſich von auswärts kommen laſſen, kaufen ſie allenfalls 
die Zuthaten hier, falls ſie ſich dieſelben nicht haben mitkommen laſſen. 

Somit wird uns Geſchäftsleuten in der kleinen Stadt ſo zu ſagen 
„die Sahne von der Milch abgeſchöpft“. Es werden hier eben nur 
die Stapelſachen gekauft, an denen faſt nichts verdient wird. Die 
Gegenſtände, an denen etwas verdient werden könnte, werden von 
auswärts bezogen. 

Ein ſehr großer Uebelſtand iſt ferner, daß ſehr viel — / bis ½ des 
Umſatzes — auf Kredit oft bis zu zwei Jahren verkauft werden muß. 
Dadurch entſtehen nicht nur Zinsverluſte, ſondern auch Verluſte an 
uneinziehbaren Forderungen. 

10˙ 
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Sehr erſchwert hat das Geſchäft im verfloſſenen, ebenſo wie in 
dieſem Jahre die Steigerung der Preiſe faſt ſämmtlicher Waaren 
unſerer Branche. Für jeden Artikel faſt müſſen wir höhere Preiſe 
zahlen, beim Verkauf iſt aber ein Preisaufſchlag ſehr ſchwer zu erzielen. 

Schließlich muß ich noch einen Punkt berühren, der ebenfalls 
einen großen Einfluß auf den Gang des Geſchäfts ausübt und der 
betrifft das Geſchäftsperſonal. 

Nicht nur mir, ſondern wie mir verſichert wird, auch den meiſten 
Geſchäftsleuten in den kleinen Städten iſt es öfter paſſirt, daß, wenn 
dem vorhandenen Perſonal gekündigt und neues Perſonal engagirt 
wird, in der Regel jene thatſächlich abgehen, dieſe aber nicht immer 
eintreten, ſodaß man oft ohne Gehilfen daſteht. Es hat ſich bei den 
jungen Leuten die Mode eingeführt, daß ſie nicht eine Stelle 
annehmen, ſondern nachdem ſie von einem Chef für ein gewiſſes 
Gehalt engagirt ſind, ſie ſich noch anderweit bewerben und falls 
ihnen irgend wo ein höheres Honorar bewilligt wird oder falls ſie 
daſſelbe Honorar aber in einer größeren Stadt bewilligt bekommen, 
ſich hier wiederholt engagiren laſſen. Dieſes Manöver ſetzen ſie 
ſolange fort, bis ſie das höchſt erreichbare Gehalt ſich haben bewilligen 
laſſen oder bis es ihnen gelingt für daſſelbe Gehalt nach einer größeren 
Stadt berufen zu werden. Dann werden ohne Rückſicht auf die vorher 
acceptirten Engagements die ſämmtlichen übrigen Prinzipale im Stich 
gelaſſen und die Gehilfen treten diejenige Stelle an, die ſie in Bezug 
auf Gehalt oder Ort für ſich für am vortheilhafteſten halten. Wie 
groß die Verlegenheit und der Schaden auch ſei, die die hinters Licht 
geführten Kaufleute erleiden, darum kümmern ſie ſich nicht im Geringſten. 
Meiſt ſchreiben ſie nicht einmal, daß ſie nicht eintreten werden. Zur 
Rechenſchaft ziehen kann man ſie ja kaum, denn es wird ſich ſchwerlich 
Jemand darauf einlaſſen, einen umſtändlichen und ſchließlich erfolgloſen 
Prozeß mit in der Regel vermögensloſen jungen Leuten zu führen. 
Alle in dieſem Bericht aufgeführten Uebelſtände verleiden dem ehrlichen, 
ſtrebſamen Kaufmann die Arbeit.“ 

13. Säcke. 

Säcke zu Kleieverladungen wurden in größeren Mengen von faſt 
allen Kleiehändlern hier gekauft. 

Dagegen wird der Verkauf von Säcken zu Getreidezwecken jedes 
Jahr geringer. Nach Rußland kann das Geſchäft in Säcken nur 
dann wieder aufgenommen werden, wenn bei der nächſten Zoll— 
vereinbarung für ſie ein billigerer Zollſatz als bisher feſtgeſetzt wird. 

Momentan wird Nichts nach Rußland darin verkauft. 


— 40 
14. Holzhandel. 

Wenn wieder ein Jahr abgelaufen iſt, und man ſich hinſetzen 
muß, um über den Holzhandel von Thorn einen Jahresbericht zu 
ſchreiben, regt ſich immer von Neuem der Unmuth über die Gering— 
fügigkeit des Eigenholzhandels innerhalb unſerer Stadt, im Miß— 
verhältniß zu dem dicht vor unſeren Thoren alljährlich vom Frühjahr 
bis zum Spätherbſt ſtattfindenden großen Holzverkehr. Durchſchnittlich 
2000 Traften im Geſammtwerthe von etwa 50 Millionen Mark ziehen 
Jahr für Jahr an unſern Augen vorüber, wovon der weitaus größte 
Theil hier kürzere oder längere Zeit Halt macht, um zum Verkaufe 
ausgeboten zu werden. Von auswärts, zum Theil aus weiter Ferne, 
eilen Kaufluſtige herbei, um aus den hier ſtehenden von ruſſiſchen 
und galiziſchen Händlern zugeführten Holzbeſtänden das ihnen paſſende 
Holz auszuwählen und zu erwerben. Iſt man handelseins geworden, 
dann wird das Holz von hier fort, ſeinem nunmehr feſtſtehenden 
Beſtimmungsorte zugeflößt, um dort für den Verbrauch verarbeitet zu 
werden. 

Thorn, das an der Quelle ſitzt, hat dabei das Nachſehen. Es 
kann ſich in dieſem Geſchäftszweige nicht frei genug bewegen, weil es 
durch natürliche und künſtliche Feſſeln eng eingeſchnürt iſt; es kann 
jetzt nur von beſſeren Zeiten träumen, die ihm in Geſtalt eines ſchönen 
und weiten Holzhafens vorſchweben. 

Die Lage Thorns als erſten Anſammlungsorts für das aus dem 
Auslande kommende Holz, wäre zum Betriebe eines umfangreichen 
Holzhandels die denkbar günſtigſte, aber die örtlichen, höchſt ungünſtigen 
Raumverhältniſſe bilden für die Entwickelung nach dieſer Richtung ein 
unüberwindliches Hinderniß. Eine der wichtigſten Vorbedingungen zu 
einem gedeihlichen Betriebe in größerem Maßſtabe beſteht nämlich 
darin, daß Dampfſchneidewerke ihren Standort dicht am Waſſer haben 
müſſen. Dieſe Möglichkeit iſt jedoch bei uns ausgeſchloſſen, denn auf 
der ganzen Uferſtrecke von weit oberhalb der Brücke bis weit unter— 
halb der Ziegelei ſind am Waſſer gelegene, zur Errichtung von Säge— 
werken geeignete Plätze nicht vorhanden. Die hier beſtehenden Dampf— 
ſchneidemühlen liegen mit Ausnahme der in Trepoſch befindlichen, die 
ihren Betrieb aus anderen Gründen einſchränkt, zu weit vom Waſſer 
entfernt. Außerdem fehlt es hier auf der Weichſel an geſchützten 
Stellen, an denen man das Holz bis zur Verwendung unbeſorgt ſtehen 
laſſen kann. Auch Auswaſchplätze ſind nur in beſchränktem Maße 
vorhanden. So iſt es denn nicht zu verwundern, daß ein Holzbetrieb 
größeren Stils hier keine Stätte findet. Die ſechs hieſigen Dampf— 
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ſchneidemühlen und das bei der Moder liegende Holzdetailgeſchäft können 
ſich nur auf die Deckung des Bedarfs von Stadt und Umgegend 
beſchränken. Wie geringfügig das iſt, geht daraus hervor, daß von 
den 2232 Traften, welche in dieſem Jahre hier paſſirten, nur etwa 
dreißig in Thorn ausgewaſchen wurden, ein Quantum, das ſchon von 
einer einzigen der Schulitzer Dampfſchneidemühlen jährlich bewältigt 
wird. Ueberall iſt die Holzinduſtrie im Aufblühen begriffen, nur bei 
uns nicht. Ja hier iſt ſogar noch ein Rückgang wahrzunehmen, denn 
in früheren Jahren bewegte ſich die Anzahl der hier verbliebenen 
Traften zwiſchen 50 und 60 pro Jahr und in dieſem Jahre haben 
wir es nur noch auf 30 Traften gebracht. 

Angeſichts dieſes kläglichen Ergebniſſes macht ſich das Bedürfniß 
zur Anlage eines Hafens immer heftiger fühlbar. Der Hafen iſt zur 
Hebung des Holzhandels und der Holzinduſtrie in Thorn eine 
dringende Nothwendigkeit, aber gleichzeitig würde er auch dem 
geſammten Holzhandel Norddeutſchlands zu großem Vortheile gereichen. 
Inwieweit, das iſt ſchon in der von dem Präſidenten unſerer Handels— 
kammer veröffentlichten Denkſchrift über die Anlage eines Holzhafens 
bei Thorn ausführlich dargelegt worden. In welchem Stadium die 
Hafenbauangelegenheit ſich zur Zeit befindet, wird wahrſcheinlich in 
der allgemeinen Ueberſicht des Jahresberichtes zu leſen ſein. 

Obwohl unſer eigenes Holzgeſchäft nur wenig Nutzen davon 
zieht, ſo bringt der große Holzmarkt, der ſich hier auf der Weichſel 
abſpielt, unſerer Stadt mancherlei Vortheile: Durch die hier ſtattfindende 
Zollabfertigung finden mehrere Speditionsgeſchäfte und deren Angeſtellte 
ihren Erwerb. Bei dem Feſthalten und Weiterverflößen von Traften, 
deren Bemannung hier vielfach abgeſchafft wird, finden zahlreiche 
Schiffsarbeiter lohnende Beſchäftigung. Unſeren Reſtaurants, Gaſt— 
häuſern und Waarengeſchäften kommt der während des Sommers ſich 
ſtark ſteigernde Fremdenverkehr ſehr zu Statten. Was allein die 
Flößer im Laufe des Sommers hier für Lebensmittel und Kleidungs— 
ſtücke ausgeben, wird auf 250000 Mk. geſchätzt. Auch das hieſige 
Bankgeſchäft zieht durch Diskontirung von Holzwechſeln und durch 
Rubelumſatz ſeinen Nutzen. 

Aus allen dieſen Gründen haben wir trotz alledem ein lebhaftes 
Intereſſe an der Erhaltung und dem Gedeihen des hier auf der 
Weichſel ſtattfindenden Holzhandels. 

Sein Gang in dieſem Jahre glich dem . Vorjahres. Das zum 
Verkaufe herangebrachte Holz fand ſchnellen und willigen Abſatz zu 
Preiſen, welche die ſchon hohen vorjährigen noch übertrafen. Zu dieſer 
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weiteren Preisſteigerung hatten größere deutſche Holzfirmen das ihrige 
beigetragen, indem ſie ſchon im Winter bei der Erwerbung von Holz 
beſtänden mit den in den Bezugsgebieten anſäſſigen Holzhändlern in 
ſcharfe Konkurrenz getreten waren. Die Preiserhöhung kam aber mehr 
den Waldbeſitzern als den Zwiſchenhändlern zu Gute. Letztere hatten 
vielfach unter der Ungunſt der Wetter- und Waſſerverhältniſſe zu leiden, 
wodurch der erhoffte Gewinn ſehr geſchmälert wurde. Die Ausfuhr 
aus den Wäldern zu den Flüſſen wurde, weil es in dem ſehr milden 
Winter an Froſt und Schnee fehlte, ſehr koſtſpielig und langwierig, 
und die Flößerei hatte faſt beſtändig mit widrigem Winde zu kämpfen, 
wodurch die Transporte oft wochenlang unterwegs aufgehalten wurden. 
Weitere Verzögerungen traten durch Hochwaſſer ein, das ſich während 
des Sommers in kurzen Zwiſchenpauſen dreimal wiederholte, die auf 
der Weichſel befindlichen zahlreichen Holztransporte in große Gefahr 
ſetzte und an ihnen ſehr beträchtlichen Schaden anrichtete. 
Die Preiſe ſtellten ſich im Durchſchnitt wie folgt: 


1809: 1898: 

für Rundliefen . - 2... 75 Pf. 66 Pf. 2 
e, Re OR 58 1 Aubitfuß 
„ Rundelſen . r 90 5 ab Waſſer 
„ Mauerlatten 5, 6, 7“ ſtark 8 68 „ | verzollt. 
5 8, 9, 10“ „ Mk. 1,10 95 „ 

x eichene Eiſenbahnſchwellen 16/26 em Mt. 4,65 Mk. 4,50 pro Stück ab 
„ lieferne 1 „ „„ 300 „ 2,40 [ Waſſer verz. 


Die im Jahre 1899 über die Grenze eingeflößten 2232 Traften 
(gegen 2243 im Jahre 1898) enthielten nach Schillnoer Berichten: 


Stück: Stück: 
692271 Rundkiefern | 1897 Weißbuchen 
921485 Balken, Mauerlatten | 10 Linden 
937141 Sleepers 13 744 Rundeichen 
23500 Riegelhölzer 100 562 eich. Rundſchwellen 
1670 136 I u. II kief. Schwellen 52920 Plangons u. Kanteichen 
520610 kief. Feldbahnſchwellen 24250 eich. Kreuzhölzer 
26732 Rundtannen 1178 „ Zaunpfähle 
144815 tann. Balken 544345 „ I u. II Schwellen 
106 830 Rundelſen 26410 „ u. Il Weichen⸗ 
6048 Rundeſchen ſchwellen 
721 Espen 132082 „ẽ Bu. II Pferdebahn⸗ 
2994 Birken | ſchwellen 
375 Rüſtern 196606 „ Stäbe 


Stück: Stück: 

197709 eich. Blamiſer | 140 eichene Bretter 

510115" „ X Speichen | 450 buchene Schwellen. 
6947 „ halbrunde Schwellen | 


15. Baumaterialien. 

Das Geſchäft in Baumaterialien verlief während des Berichts- 
jahres in ruhigen Bahnen. 

Nachdem die Bauthätigkeit auf dem Wilhelmsplatz als beendigt 
angeſehen werden kann, iſt die Bauluſt für Privatbauten nur ſehr 
gering und beſchränkte ſich im Berichtsjahre auf den Um- und Neubau 
einiger Wohn- und Geſchäftshäuſer in der Innenſtadt. Indeß hat der 
Bau der Stärkefabrik, der Knaben Mittelſchule, der Hauptfeuerwache 
und der Beginn des Neubaues einer Infanterie-Kaſerne in Rudack 
dazu beigetragen, daß der Umſatz in allen Artikeln der Baumaterialien- 
Branche ſich in den Grenzen der Vorjahre bewegte. a 

Die Preiſe für Cement, der hauptſächlich aus den ſchleſiſchen 
Cementfabriken bezogen worden iſt, erfuhren gegen das Vorjahr keine 
Veränderung, ebenſo blieben auch für Stückkalk, für deſſen Lieferung 
nach Thorn hauptſächlich die Gruben Hansdorf und Wapienno bei 
Inowrazlaw in Frage kommen dürften, dieſelben Preiſe wie im Vor⸗ 
jahre beſtehen. 

Leider müſſen die Thorner Baumaterialien-Händler darüber 
Klage führen, daß in Folge der ſtark auftretenden auswärtigen Kon— 
kurrenz das Geſchäft in dieſer Branche ſich nur bei ſehr gedrückten 
Preiſen durchführen läßt. Die Ausſichten für beſſere Geſtaltung des 
Baumaterialien-Geſchäfts ſind bei den hohen Holz- und Eiſen-Preiſen 
einerſeits, andererſeits bei der ſich mehrenden Anzahl leerſtehender 
Wohnungen in der Innenſtadt nicht günſtig, und wir glauben nicht, 
im nächſten Jahre in der Lage zu ſein, über beſſere Verhältniſſe in der 
Baumaterialien-Branche berichten zu können. 

Die hieſige Mörtelfabrik klagt über ein kleines Geſchäft, da die 
meiſten Bauunternehmer ſich den Mörtel ſelbſt herſtellen. 


16. Stabeiſen, Eiſenwaaren und Metalle, 

Wenn wir in unſerem letzten Jahresbericht von einer günſtigen 
Lage der Eiſen- und Eiſenwaaren-Branche ſprechen konnten, ſo war 
nicht vorauszuſehen, daß ſich die Konjunktur im Laufe des Berichts- 
jahres 1899 in dem Maße entwickeln würde, wie dieſes thatſächlich 
der Fall geweſen iſt. Das Jahr 1899 nimmt in den Annalen der 
Eiſen⸗Induſtrie einen hervorragenden Platz ein, und man muß ſchon 
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auf den Anfang der 70er Jahre zurückgreifen, um ähnliche Verhältniſſe 
zu finden. Mangel an Roheiſen, Kohlen und Koks, worunter die 
Werke ſehr zu leiden hatten, war die Signatur des Marktes und dieſer 
Umſtand, ſowie ferner die Thatſache, daß die Werke durch den anhal— 
tend regen Konſum auf lange Zeit hinaus voll beſchäftigt ſind, laſſen 
der Hoffnung Raum, daß bis zum Herbſt 1900 ein Rückſchlag nicht 
eintreten wird. Allerdings werden Stimmen laut, die vor zu großen 
Erwartungen warnen, denn wenn auch die Verhältniſſe im Inlande 
Zweifel an die anhaltende Feſtigkeit des Marktes nicht aufkommen 
laſſen, ſo dürfte ſich die Lage mit dem Augenblick ändern, ſobald im 
Auslande, beſonders in Amerika, die Nachfrage des eigenen Landes 
mit der Leiſtungsfähigkeit der Werke nicht mehr Schritt hält und 
letztere gezwungen werden, fremde, bezw. deutſche Abſatzgebiete auf— 
zuſuchen. 

Dieſe Warnung dürfte umſo angebrachter ſein, als der Preisſtand 
für ſämmtliche Artikel der Eiſeninduſtrie eine Höhe erreicht hat, der zu 
großen Käufen nicht anregend wirken kann und daher eine vorſichtige 
Zurückhaltung der Beſteller zur Folge haben dürfte. 

Der Metallmarkt war ebenfalls das ganze Jahr hindurch feſt. 
Verſchiedene Metalle, insbeſondere Zinn, haben ganz bedeutende 
Preiserhöhungen durchmachen müſſen, während die Zinkpreiſe gegen 
Ende des Jahres ſich abſchwächten. 

Im Vergleich zum Vorjahre wurden von hieſigen Großhändlern 
am Schluſſe des Berichtsjahres für nachſtehende Artikel folgende Preiſe, 
frei Bahn Thorn, notirt. 


Stabeiſen Mk. 20,— gegen Mk. 16,— pro 100 kg im Vorjahre 
T Träger „ 1 6,50 „ „ 14,50 „ ” „ „* „ 
Grobbleche * 22,50 ” * er ** „ N 1 
Feinbleche I 23,50 „ „ 1 8, j „ ” „ „ ” 
Drahtſtifte ” 30, 5 * „ 20, N ” „ 2 * 
Blei in Mulden „ 40, i ee 4 
Zinn in Blöcken " 275,- * " 190, za}; „ „ „ „ 
Zinkbleche „ 54,50 „ „ 60,— „ „ nn ” 


Daß die glänzende Konjunktur nicht nur den Werken, ſondern 
auch den Händlern Vortheile brachte, iſt ſelbſtverſtändlich. Was 
ſpeziell den Thorner Eiſen-Großhandel anbetrifft, ſo kam demſelben 
die allgemeine günſtige Geſchäftslage wohl auch zu Statten, wenn 
in Folge der ſich für unſeren Platz immer ſchwieriger geſtaltenden 
Abſatzverhältniſſe auch nur in beſcheidenem Maße. 

Durch die ablenkenden Bahnverbindungen zu Gunſten der 
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Bromberger und Danziger Konkurrenz wird der Thorner Groß⸗ und 
Kleinhandel immer mehr in ſeiner Exiſtenz bedroht und es muß daher 
immer von Neuem betont werden, daß der Ausbau der Bahnlinien 
Unislaw Thorn, Thorn Scharnau und Thorn Leibitſch zur unbe— 
dingten Nothwendigkeit geworden iſt, wenn dem Thorner Handel die 
Lebensfähigkeit nicht ganz genommen werden ſoll. 

Im Verkehr mit Ruſſiſch-Polen muß leider ein weiterer Rückgang 
konſtatirt werden, da die hohen Preiſe für Stabeiſen 1c. für den 
Verſandt nach Rußland nicht rentirten und daher die ruſſiſche Kund— 
ſchaft ihren Bedarf im eigenen Lande deckte. 


17. Kohlen. 


Die Lage des Kohlengeſchäfts geſtaltete ſich im Laufe des Berichts— 
jahres in ähnlicher Weiſe wie die des Eiſengeſchäfts. 

Daß die Artikel Kohlen und Eiſen in enger Verbindung zu ein— 
ander ſtehen, iſt in dieſem Jahre beſonders zum Vorſchein gekommen. 

Der große Auſſchwung der Eiſeninduſtrie hatte einen ungeheuren 
Bedarf an Kohlen zur Folge, und da die Förderung mit dem Verbrauch 
in keiner Weiſe Schritt hielt, ſo war ſchon im Auguſt eine derartige 
Nachfrage zu verzeichnen, daß die Gruben und diejenigen Großhändler, 
die über den größten Theil der ſchleſiſchen Kohlenproduktion verfügen, 
nicht in der Lage waren, den Bedarf des Konſums und des Handels 
auch nur annähernd zu befriedigen. 

Dieſer Zuſtand ſteigerte ſich mit dem Eintritt des Froſtes bis zur 
Kohlennoth und fand Ausdruck in wiederholten erheblichen Preis- 
erhöhungen, die von Seiten der Abnehmer indeß gern bewilligt wurden, 
da die Beſchaffungs- und nicht die Preisfrage die Hauptrolle ſpielte. 
Wenn nun noch in Betracht gezogen wird, daß Rußland in dieſem 
Jahre in hohem Maße auf die Einfuhr deutſcher, ſpeziell ſchleſiſcher 
Kohlen angewieſen war, ſodaß der ruſſiſche Staat ſich zu der Maß— 
regel genöthigt ſah, den Einfuhrzoll auf ausländiſche Kohlen bis auf 
Weiteres aufzuheben, ſo liegt es auf der Hand, daß die Verſorgung 
in Kohlen die größten Schwierigkeiten bot, umſomehr, als die Knappheit 
des Materials ſich nicht nur im ſchleſiſchen und weſtfäliſchen Revier, 
ſondern auch in England gleich ſtark bemerkbar machte. England kam 
als Bezugsquelle für Kohlen in dieſem Jahre überhaupt wenig in 
Frage, da ſich einerſeits die Preiſe den ſchleſiſchen Kohlen gegenüber 
theurer ſtellten, andererſeits die eingeführten Mengen nur einen 
verhältnißmäßig kleinen Umfang hatten. 

Unter dieſen Umſtänden dürfte es außer Zweifel ſtehen, daß die 
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günſtige Kohlenkonjunktur beſonders den Großhändlern, die den Kohlen— 
markt beherrſchen, eine überaus Gewinn bringende war. Aber auch der 
Kleinhandel ſowohl hier in Thorn, wie allerwärts, kann mit dem 
Ergebniß des Kohlengeſchäfts in dieſem Jahre zufrieden ſein. Wenn es 
auch Thatſache iſt, daß der Kleinhandel bei Weitem nicht die Mengen 
erhielt, für die er Verwendung gehabt hätte, ſo konnten die geringen 
Quantitäten doch wenigſtens zu lohnenden Preiſen verkauft werden. 

Ob dieſe Verhältniſſe noch von langer Dauer ſein werden, läßt 
ſich heute nicht vorausſehen. Während wir dieſen Bericht ſchreiben, 
ſteht es jedenfalls feſt, daß die Hoffnung, zum Frühjahr würden wie 
alljährlich die ermäßigten Sommerpreiſe eintreten, ſich nicht erfüllt 
hat, ſondern daß die übliche Preisermäßigung dieſes Mal einer Preis— 
erhöhung Platz machen mußte. 


18. Spedition. 


1. Bericht aus Thorn. 

Das Speditionsgeſchäft iſt im Jahre 1899 im Rückgange geweſen. 
Der eingeführte Stückgutſtaffeltarif hat nachtheilig auf den Sammel— 
ladungsverkehr gewirkt, da faſt ſämmtliche Umſchlaggüter für Oſt- und 
Weſtpreußen im direkten Stückgutverkehr zum Verſandt gelangten. 

Auch der ruſſiſche Verkehr hat ſtark gelitten, was wohl auf die 
ſchlechten finanziellen Verhältniſſe des ruſſiſchen Handels und der 
Induſtrie zurückzuführen iſt. Der Export von Getreide und Futter— 
artikeln aus Rußland iſt allerdings im Wachſen begriffen, doch kann 
dieſer Verkehr Nachtheile, die der Import erlitten, nicht ausgleichen. 

Das Holzſpeditionsgeſchäft kann ebenfalls als ein blühendes nicht 
mehr bezeichnet werden, da einerſeits Seitens der Zollbehörde große 
Erſchwerungen bei Erlangung der Zoll- und Begleitſcheinkredite, die 
den Verdienſt ſchmälern, gemacht werden, andererſeits die Anſprüche 
des ruſſiſchen Holzhändlers in Bezug auf Gewährung hoher Kredite 
dauernd im Steigen begriffen ſind, ohne daß die Proviſionsſätze erhöht 
werden konnten. — Der Weichſelverkehr verlief normal. 

2. Bericht aus Neumark. 

Die Lage des Transportgeſchäftes iſt für die daran betheiligten 
Unternehmer als günſtig, in Bezug auf deren Erwerb, nicht zu 
bezeichnen. Die Preiſe, die für Transporte auf der 8 Kilometer langen 
Strecke von der Station Weißenburg der Marienburg — Mlawkaer 
Eiſenbahn nach hier pro 100 Kilogramm gezahlt werden, betragen bei 
Waggonladungen 18. 20 Pf. für Kohlen, Kalk, Salz, Getreide ꝛc., 
24 Pf. für Sammelgüter, 36 Pf. für Stückgüter. 
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Dieſe Sätze find vor etwa 25 Jahren in freier Vereinbarung 
feitgelegt, während ſeit dieſer Zeit die Koſten des Unterhaltes von 
Geſpannen faſt um ¼ ũ geſtiegen find. Eine Aenderung dieſes 
Zuſtandes wäre wünſchenswerth. 

Der Güterverkehr befindet ſich in ſtetiger Steigerung. Seit etwa 
14 Jahren iſt die Frequenz von einzuführenden Waaren ſicher um das 
Doppelte geſtiegen. Auch das verfloſſene Jahr hat eine Steigerung 
des Verkehrs gebracht. 

Zur Bewältigung des Verkehrs ſind 23 Pferde beſchäftigt, wovon 
mit 10 Pferden noch ein Nebenerwerb in der Landwirthſchaft 
geſucht wird. 

Mit dieſen Transportmitteln ſind im verfloſſenen Jahre etwa 
450 Waggonladungen Güter eingeführt und etwa 1400 Tonnen 
Stückgüter, im Ganzen alſo etwa 5900 Tonnen. Die Ausfuhr von 
Stückgütern beſchränkt ſich in der Hauptſache auf leere Faſtagen und 
beträgt ungefähr 100 Tonnen das Jahr. 

Getreide, Holz, Lumpen, altes Eiſen bilden die Hauptausfuhr. 


19. Zucker fabriken. 
Zu ker fabrik Enfmfee. 


Wir eröffneten die 18. Kampagne am 26. September 1899 und 
ſchloſſen dieſelbe am 8. Dezember deſſelben Jahres. 

In 133 Schichten wurden 3195160 Zentner Rüben verarbeitet, 
im Durchſchnitt pro Doppelſchicht (24 Stunden) 48047 Zentner gegen 
43 702 Zentner im Jahre vorher. 

Die angebaute Rübenfläche betrug 19100 Morgen gegen 
18000 Morgen im Jahre 1898/99 und die Ernte daraus im Durch— 
ſchnitt 167 Zentner gegen 176 Zentner. 

Der Zuckergehalt der Rüben ergab im Durchſchnitt der ganzen 
Kampagne 14,93 % Zucker in der Rübe gegen 14,40 % im Vorjahre. 
Dieſer Zuckergehalt wurde nur einmal um ein Geringes ſeit Beſtehen 
der Fabrik übertroffen. 

Zucker wurde gewonnen: 

417482 Zentner J. Produkt = 13,06 % aus den Rüben und 
bis heute 32522 Zentner Nachprodukte; von letzterem erwarten wir 


noch 5— 6000 Zentner. 


Die Preiſe für J. Produkt ſtanden bei Beginn auf ca. 9½¼ Mk. 
pro Zentner incl. Sack und tranſito franko Neufahrwaſſer. Im Laufe 
der Kampagne gingen die Preiſe ca. 50 Pf. pro Zentner zurück, um 
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erjt wieder im Januar eine Erhöhung zu erfahren. Der heutige Preis 
für J. Produkt beträgt ca. 9,90 Mk. 

Bei den fallenden Preiſen in der Kampagne hielten wir es für 
angemeſſen einen Theil unſerer Produktion aufzuſpeichern, um aus 
event. ſpäterer Steigerung Vortheil zu ziehen. ö 

Im Herbſt 1898 und Frühjahr 1899 hatten wir zuſammen 
100000 Zentner unſeres Zuckers der letzten Kampagne vorverkauft, 
hierdurch und durch die etwas höhere Ausbeute war es uns möglich 
unſern Aktionären ſchon jetzt 80 Pf. pro Zentner Rüben zu zahlen bei 
freier Rückgewähr von 51 % Schnitzel. Die Frachten für Rüben und 
Schnitzel haben wir getragen. 

Je nach der Verwerthung des gelagerten Zuckers hoffen wir 
noch eine Nachzahlung auf die Rüben zu leiſten und event. auch noch 
eine Dividende. 

Abgeſehen von der etwas geringen Ernte hoffen wir auf einen 
befriedigenden Abſchluß für das laufende Geſchäftsjahr. 

Zuckerfabrit Neu -Schönſee. 

Unjere letzte Kampagne begann am 2. Oktober 1899 und wurde 
am 17. Dezember 1899 beendet. Es find in 136 ½ Schichten 
602020 Zentner Rüben und 13 870,5 Zentner Melaſſe verarbeitet, im 
Durchſchnitt pro Doppelſchicht 8821 Zentner Rüben. Die Durchſchnitts⸗ 
polariſation betrug 15,69 % Zucker. 


20. Spiritusbrennerei. 


Das Jahr 1899 war für die landwirthſchaftlichen Brennereien 
im Ganzen günſtig. Die Kartoffelernte des Jahres 1898, die zum 
größten Theil in den erſten Monaten des Jahres 1899 verarbeitet 
wurde, war, ſoweit ſie überhaupt zur Spiritusproduktion Verwendung 
fand, recht gut und trotzdem waren die für den Spiritus erzielten 
Preiſe befriedigend. Hierin ſind wohl ſchon die günſtigen Folgen der 
Branntwein-Steuergeſetzgebung der letzten Jahre zu erblicken, die auf 
Anpaſſung der Spiritusproduktion an den inländiſchen Bedarf hin— 
wirkte. Für die kleineren, landwirthſchaftlichen Brennereien war die 
Geſetzgebung inſofern günſtig, als durch die mit der Produktion bis 
auf 6 Mk. für 100 Liter ſteigende Brennſteuer die ganz großen Betriebe 
etwas eingeſchränkt wurden. Auch die Verwendung von denaturirtem 
Spiritus zu gewerblichen, namentlich zu Heiz- und Beleuchtungszwecken 
zu fördern, iſt dem Branntweinſteuergeſetz gelungen, wenn leider auch 
dies volkswirthſchaftlich ſo wichtige Streben durch die großen Preis— 
ſchwankungen für Spiritus nachtheilig beeinflußt wurde. Die Ungleich— 
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mäßigkeit des Preiſes war der allgemeinen Einführung des denaturirten 
Spiritus zu Beleuchtungszwecken hinderlich und ſie veranlaßte haupt— 
ſächlich die Bildung der Zentrale für Spiritusverwerthung, die als 
zweiter Grund für die angemeſſene Preisbildung des Spiritus im 
Jahre 1899 angeſehen werden darf. 

Die wirthſchaftlichen Vortheile dieſer Vereinigung haben ſich bereits 
geltend gemacht. Wegen der Gleichmäßigkeit des Preiſes das ganze 
Jahr hindurch iſt der Brennereibeſitzer nicht mehr veranlaßt, ſeinen 
Betrieb auf die Monate auszudehnen, in denen er noch genügend 
Weide und Grünfutter hat, wie z. B. im Monat September; er kann 
die Rückſtände der Brennerei als Viehfutter höher verwerthen, wenn er 
den Betrieb in den Wintermonaten verſtärkt. Auch braucht er den 
Betrieb nicht mit Rückſicht auf den Preis auf die Monate Mai Juni, 
in denen der Stärkegehalt der Kartoffeln weſentlich zurückgegangen, 
die Ausbeute daher geringer und auch die Verwerthung des Futters 
vielfach niedriger iſt, auszudehnen. Durch die Zentrale iſt ferner 
erreicht, daß der denaturirte Spiritus in ganz Deutſchland zu einem 
gleichmäßig niedrigen Preiſe abgegeben wird. Dadurch iſt es möglich 
geworden, den Verbrauch in Privatkreiſen zu fördern, auch der Staat, 
ſowie verſchiedene Städte haben ſich veranlaßt geſehen, Spirituslampen 
für Beleuchtungszwecke aufzuſtellen. So beſitzt der Eiſenbahnfiskus 
bereits 8000 Lampen, die Stadt Magdeburg über 100 Lampen, obgleich 
ſie in den Hauptſtraßen elektriſches Licht hat. Dem ausländiſchen 
Petroleum wird damit Konkurrenz gemacht und die heimiſche Produktion 
gefördert. Wenn gleichzeitig der Preis für Trinkbranntwein etwas 
höher gehalten wird, ſo liegt dies doch gewiß im allgemeinen Intereſſe. 

Ueber die Begründung der Zentrale für Spiritusverwerthung 
iſt uns nachſtehender, eingehender Bericht zugegangen: 

Bei Beginn des Jahres 1899 gewannen die bisher in engſtem 
Kreiſe von Intereſſenten vorbereiteten Projekte, das geſammte deutſche 
Spiritusgewerbe zu einigen, feſte Formen. Es gelang dann bald, 
über 90 % der geſammten deutſchen Kartoffelſpiritusproduktion ver— 
traglich für 9 Jahre in dem Spiritus-Verwerthungsverbande deutſcher 
Spiritus⸗Fabrikanten zu koaliren, der mit der gleichzeitig von faſt allen 
deutſchen Spritfabriken geſchaffenen Zentrale für Spiritusverwerthung 
G. m. b. H. ſich zu einem Syndikate vereinigte. 

Wenn dieſer Zuſammenſchluß, der in früheren Jahren — aller- 
dings in anderen Formen — vergeblich verſucht worden war, diesmal 
gelang, ſo war hierfür in den beiden Intereſſentengruppen — den 
Brennern und den Spritfabriken — die Ueberzeugung ausſchlaggebend 
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geweſen, daß die Entwickelung des deutſchen Spiritusgewerbes große 
Gefahren befürchten laſſe. 

Durch unſere Geſetzgebung war der Trinkverbrauch in Deutſchland 
erheblich zurückgegangen; gleichzeitig hatte die Einſchränkung der 
Exportmöglichkeit einen früher ſehr bedeutenden Abſatz auf ein 
ganz geringfügiges Quantum reduzirt. Wenn auch die Verwendung 
von ſteuerfreiem Branntwein zu techniſchen Zwecken im Inlande von 
Jahr zu Jahr größeren Verbrauch nachwies, ſo mußte dieſer doch ein 
begrenzter bleiben, wenn es nicht gelang, dieſem Verbrauche eine 
allgemeinere Ausdehnung zu geben. Dagegen nahm die Spiritus— 
produktion erheblich zu, und es drohte ſich ein Mißverhältniß zwiſchen 
Produktion und Verbrauch herauszubilden, welches zu einem gefahr— 
drohenden Preisſturze führen mußte. 

Die Spritfabriken waren andererſeits in Folge der Schwierigkeit, 
für ihre großen Lagerbeſtände eine ausreichende und ſichere Preis- 
deckung zu finden, von Jahr zu Jahr in erhöhtem Umfange dazu 
gezwungen worden, mit ihren Vorräthen oder ihren Verkäufen Speku— 
lationen zu treiben, wenn ſie den regelmäßigen Verkehr mit ihrer 
Kundſchaft ſich erhalten wollten. Solche Spekulationen mußten zu 
unſoliden Zuſtänden führen, und in friſcher Errinnerung waren noch 
die im letzten Berichte erwähnten Thatſachen, daß, während an der 
Berliner Börſe ſtarke Hauſſe-Engagements die Preiſe für Rohſpiritus 
trieben, Sprit in den Provinzen unter dieſen Rohſpirituspreiſen ange— 
boten wurde und verkauft werden mußte. 

So führte die Erkenntniß der Gefahren in der beſtehenden Ent— 
wickelung der Dinge die beiden Intereſſengruppen zuſammen. 

Das Verhältniß der Brenner zu den Spritfabriken iſt in dieſer 
Geſellſchaft im Weſentlichen ſo geregelt, daß die Spritfabriken (die ſich 
freiwillig unter einander kontingentirt haben) die Verwerthung des 
geſammten Spiritus für Rechnung der Brenner übernehmen. Sie 
erhalten hierfür, ſowie für die Veredelung des Rohproduktes gewiſſe 
feſtgelegte Entſchädigungen, die in dem wichtigſten Punkte — der 
Rektifikationsprämie — in Abhängigkeit von dem Durchſchnittserlöſe 
gebracht ſind, den die verwertheten Spiritusmengen im Geſchäftsjahre 
gebracht haben. Es ſollte hierbei die neue Intereſſengemeinſchaft zum 
Ausdruck kommen. Bei guten Spirituspreiſen ſollte auch der Sprit— 
fabrikant Vortheile haben, bei mittleren Preiſen ſind die Sätze mäßige, 
und bei niedrigen Preiſen erheben ſie ſich nur unweſentlich über die 
Selbſtkoſten. 

Dieſe große Geſellſchaft kann es verſuchen, zu erreichen, was dem 
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Einzelnen unmöglich war. Es wurde als ein volkswirthſchaftlich höchſt 
erſtrebenswerthes Ziel angeſehen, dem Verbrauche von Spiritus zu 
techniſchen Zwecken die Wege zu ebnen. Dieſe Geſellſchaft macht des— 
halb die außerordentlichſten Anſtrengungen, dies Ziel zu erreichen. Sie 
giebt z. B. kleinen Kommunen Spiritusglühlichtlampen, wie ſolche für 
Außenbeleuchtung bereits in vollendeter Form vorliegen, und den 
Spiritus für eine längere Probezeit unentgeltlich; ſie ſtellt auch allge— 
mein den Preis für ſolchen Spiritus außerordentlich niedrig, und 
ſie will überdies eine materielle Unterſtützung den Beſtrebungen 
gewähren, die durch neue Erfindungen — wie z. B. für den Bau 
von Spiritusmotoren, Automobilen einen erhöhten Verbrauch von 
Branntwein als möglich erſcheinen laſſen. 

Wenn dieſes zielbewußte Vorgehen Erfolg hat, ſo wird er von 
außerordentlichem Einfluſſe auf weite Kreiſe ſein. Naturgemäß erfordert 
dieſe Entwickelung einen längeren Zeitraum. Aber es kann dadurch 
erreicht werden, daß 

1. eine Vermehrung des Verbrauchs von Spiritus zu techniſchen 

und Leuchtzwecken im Inlande uns unabhängiger von dem 
Import von Petroleum macht und einen ſo großen Verbrauch 
von Spiritus ſchafft, daß der jetzige Umfang der Produktion 
völlig unzureichend wäre und ſehr erheblich vergrößert werden 
müßte, 

die dann vergrößerte Produktion mit der durch ſie bedingten 
Förderung des Kartoffelbaues für den ärmeren Boden unſerer 
Oſtprovinzen und in weiterer Folge für dieſe ſelbſt höchſt 
werthvolle Folgen hat. 

Der 1. Oktober d. Is. bedeutet den Beginn der Thätigkeit der 
Zentrale für Spiritusverwerthung und mit dieſem Zeitpunkte verloren 
für mehr als ¼0 des deutſchen Spiritushandels die Notirungen an 
der Berliner Börſe jede Bedeutung. Von den verbleibenden 10 % 
der Waare, die über ganz Deutſchland ſich vertheilen, kommt nur ein 
kleiner Theil an die Berliner Spiritusbörſe. Es waren deshalb die 
dort gehandelten Mengen höchſt geringfügig und dieſe kleinen Mengen 
wurden ſehr hoch bezahlt. Es war natürlich, daß ein Theil der 
Verbraucher von Spiritus das Syndikat, das die Herrſchaft über den 
Artikel gewonnen hatte, noch nicht anerkennen wollte, und es mit 
allen Mitteln bekämpfte, in erſter Reihe natürlich dadurch, daß ſolche 
Käufer die Deckung ihres Bedarfs an dem offenen Markte — auch 
mit Opfern verſuchten. Hierdurch überwog die Nachfrage ſtets das 
geringfügige Angebot. 
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Das Geſchäft iſt ſeit der Thätigkeit der Zentrale für Spiritus⸗ 
Verwerthung ein regelmäßiges geweſen und man darf hoffen, daß es 
ſich auch weiter befriedigend entwickeln wird. Es iſt dies umſomehr 
zu erwarten, als die Zentrale für Spiritusverwerthung bisher ihre 
Macht nicht dazu benutzt hat, die Preiſe zu treiben, und man deshalb 
annehmen darf, daß ein maßvolles Vorgehen auch in Zukunft die 
Entwickelung des Geſchäftes fördern wird. 


21. Mühlenfabrikate. 


Ueber den Stand der Mühleninduſtrie ſind uns verſchiedene 
Berichte zugegangen, und wenn ſie natürlich auch alle gewiſſe gemein— 
ſame Züge aufweiſen, jo finden ſich je nach dem Standorte doch auch 
Verſchiedenheiten. Wir laſſen daher die einzelnen Berichte geſondert 
folgen: 

1. Bericht aus Thorn. 

Die Müllerei war im vergangenen Jahre im Allgemeinen nicht 
rentabel, weil wir fortwährend rückgängige Konjunkturen hatten und 
durch die vergrößerte Produktion der verſchiedenen Mühlen in der 
Nachbarſchaft genöthigt waren, mit dem Mehl nach auswärts zu gehen, 
wo die Preiſe niedrig und der Abſatz ſchwierig waren. 

Einen großen Fortſchritt hatten wir im vergangenen Jahre zu 
verzeichnen: Die Gründung der Oſtdeutſchen Müllereivereinigung, 
d. h. den Zuſammenſchluß von einigen zwanzig Mühlen unſerer 
Provinz, welche zu gleichen Preiſen und Bedingungen zu verkaufen 
ſich verpflichteten, wodurch der bisherigen Preisdrückerei ein Ende 
gemacht wurde. Einige kleine Mühlen unſerer Gegend ſtehen zwar 
noch abſeits, im Glauben, dadurch beſſer wegzukommen; ſie werden 
aber bald einſehen, daß ſie hiervon nur Schaden haben und werden 
ſich hoffentlich unſeren Beſtrebungen, die nur zur Hebung unſeres 
Gewerbes dienen, anſchließen. 

Der Abſatz in Kleie war ſchlank, zu annehmbaren Preiſen. 

Gemahlen wurden 9000 Tonnen Weizen, 5400 Tonnen Roggen, 
zuſammen 14400 Tonnen. 


2. Bericht aus Teibitſch. 

Unſer Bericht für die Betriebsperiode 1899 vermag von einer 
Beſſerung der Lage des Mühlengewerbes Nichts zu erzählen; im 
Gegentheil haben ſich unſere im vorjährigen Bericht ausgeſprochenen 
Befürchtungen für die Zukunft nicht nur erfüllt, ſondern ſind durch die 
Thatſachen noch übertroffen worden. 
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Die unheilvollen Ausnahmetarife für Getreide nach den Hafen— 
plätzen haben es dahin gebracht, daß in unſerem Bezirk der Einkauf 
ſo erſchwert und das Rohmaterial ſo vertheuert wurde, daß eine 
Anzahl größerer Mühlen ſich zu einer Konvention zuſammenſchloſſen, 
um wenigſtens die Fabrikpreiſe hoch zu halten, dies ließ ſich aber nicht 
durchführen, weil die Nachbarprovinz Poſen, die früher von uns 
Fabrikate bezog, in der Lage war, uns in unſerem eigenen Domizil 
jetzt mit Mühlenfabrikaten Konkurrenz zu bieten. Dieſer durch die 
Tarifpolitik herbeigeführte unnatürliche Zuſtand, daß die Konſumgebiete 
nach den Produktionsgebieten, anſtatt zu kaufen, liefern, muß die oſtdeutſche 
Mühleninduſtrie einfach ruiniren. Dazu kam, daß in der zweiten 
Hälfte der Berichtsperiode das Königl. Proviantamt in Thorn ſeine 
Einkäufe in Roggen zu einem Preiſe bewirkte, der 8 Mk. über Markt⸗ 
preis betrug und der dem von der landwirthſchaftlichen Zentral- 
Notirungsſtelle für Berlin notirten Preiſe annähernd gleichkam, ſodaß 
wir Monate lang nicht unſeren Bedarf zu annähernd lohnenden 
Preiſen decken konnten, und zu Betriebseinſchränkungen ſchreiten 
mußten. Während der ganzen Berichtsperiode hatten wir durch eine 
rückläufige Preisbewegung, die ununterbrochene Verluſte am Lager 
gebracht hat und in Folge derſelben außerordentlich erſchwerte Abſatz— 
verhältniſſe, ſodaß wir das Jahr 1899 als ein für die Mühleninduſtrie 
des hieſigen Bezirks höchſt ungünſtiges bezeichnen müſſen. 

Der Ausblick in die Zukunft vermag auch nicht neuen Muth zu 
erzeugen, zumal durch das leider auch von der Thorner Handelskammer 
befürwortete neue Mehl Export-Reglement der Abſatz von Mehlen nach 
dem Auslande immer weniger nutzbringend, oder ſagen wir gleich 
unausführbar geworden iſt, und unſer Bedenken hat ſich voll bewahr- 
heitet. Der Abſatz von Hintermehlen, der bis dahin möglich war, iſt 
hintertrieben, der Abſatz von Feinmehlen aber keineswegs ermöglicht 
worden, beſonders durch die auf beſtimmte Prozente beſchränkten Aus— 
beuteverhältniſſe, und dadurch ſehen wir uns auch im Binnenlande 
immer mehr in unſeren Abſatzgebieten beſchränkt, weil diejenigen 
Etabliſſements, die ſeither ihre Fabrikate in das Ausland gegeben haben, 
dieſelben nun nothgedrungen auf den inländiſchen Markt werfen und 
dieſen drücken müſſen. 

So haben uns denn die Eiſenbahntarife, die Exportbeſchränkung 
und die unverſtändlichen Preiſe, die das Proviantamt für Getreide 
bezahlt, dahin gebracht, daß die ſeither mit einem wenigſtens auskömmlichen 
Nutzen arbeitende Mühleninduftrie des Bezirks zu einem Gewerbe 
geworden iſt, dem Jeder am liebſten den Rücken kehrt. 
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3. Bericht aus Kulm. 

Wir haben im Jahre 1899 ca. 4000 Tonnen Weizen und Roggen 
vermahlen und dieſe Produktion nur in Kulm, Stadt und Kreis und 
in den benachbarten Kreiſen mit gutem Mahlnutzen abgeſetzt. Durch 
den milden Winter im Januar, September und März hatten die 
Handwerker und Arbeiter Beſchäftigung und demgemäß war hier und 
dort ein flottes Bäckereigeſchäft, ſodaß der Mehlverkauf nicht ſtockte, vom 
April bis November ſogar ſo flott war, daß unſere Mühle kaum den 
Bedarf der Kundſchaft decken konnte. Im Dezember trat durch den 
plötzlichen ſtarken Froſt ein Stillſtand ein; das Weihnachtsgeſchäft in 
Weizenmehl war ſehr mäßig, es wurde ſogar unter Kurs gehandelt 
um abzuſetzen. Die Getreidepreiſe waren im Laufe des Jahres nur 
geringen Schwankungen ausgeſetzt, wir zahlten in den einzelnen 


Monaten je nach Qualität: 

Im Januar für Weizen 156—160 Mk, für Roggen 138144 Mk. 
„ Februar „ u; 155 —158 „ „ „ 138 —143 „ 
„ März ee ee „ 139141 „ 
April 65 „ 155—158 „ 8 „ 130—134 „ 
„ Mai Ad. 5 „ 130-138 „ 
* Juni ” ” 158— 160 ” ” ” 138 — 140 ” 
„ Juli erh etz „136-188: 5, 
„ Auguſt 5 „ 150—155 „ „ „ 125 —130 „ 
„ September „ 9 147—152 „ „ „ 128 —135 „ 
oben, „ 15 145—150 „ „ „5 135140 „ 


„ November „ F 140148 „ 5 „ 135-140 „ 
„ Dezember „ „ 13914 „ „ „ 130—136 „ 
pro Tonne ( = 20 Ztr.) für mahlfähiges Getreide. 

4. Bericht aus Tautenburg. 

Das vergangene Geſchäftsjahr war im Großen und Ganzen als 
ein günſtiges zu bezeichnen. 

Vermahlen habe ich 36395 Zentner Roggen und 18674 Zentner 
Weizen. 

Die Hauptbezugsquelle ſowohl für Roggen als auch für Weizen 
war für mich nicht Rußland, ſondern die Umgegend, die einen ziemlich 
bedeutenden Poſten Roggen produzirt. Bis zur Ernte habe ich hin 
und wieder auch aus Rußland Getreide bezogen, und die Einfuhr von 
dort hob ſich kurz vor der Ernte. Nach der Ernte bis zum Jahres— 
ſchluß war die Zufuhr aus Rußland vollſtändig wie abgeſchnitten, 
da Roggen drüben bedeutend theurer war, und Weizen denſelben 
Preis wie hier hatte. Es iſt ſogar vorgekommen, daß Roggen in die 

11* 
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dicht an der Grenze liegenden ruſſiſchen Mühlen von hier aus bezogen 
wurde. 5 

Roggen iſt durchweg gut geerntet worden und hat ein ziemlich 
hohes holländiſches Gewicht. 

Das Abſatzgebiet der hieſigen Getreidehändler hat ſich faſt ganz 
nach Königsberg verſchoben, da dort beſſere Preiſe gezahlt werden. 

Die Zufuhr war reichlich, größer als der Bedarf, ſodaß ich noch 
den Export von Roggen betreiben konnte. Der Weizen von 1899er 
Ernte iſt bedeutend minderwerthiger als der von 1898, da während 
der Erntezeit eingetretene Regenſchauer die Einfuhr vom Felde verzögert 
hatten, es iſt daher ſchwer, tadelloſe Qualitäten zu beſchaffen, jedoch 
habe ich auch bis zum Schluß des Jahres meinen größten Bedarf aus 
der Strasburger und Soldauer Gegend beſchafft, wo in Folge der 
vielen Parzellirungen von Jahr zu Jahr immer mehr Weizen angebaut 
wird, während die Lautenburger Gegend kaum ein nennenswerthes 
Quantum Weizen liefert. 

Mein Abſatzgebiet für Weizenmehl ſind Lautenburg und die! 
Nachbarſtädte, für Roggenmehl ebenfalls Lautenburg und die Nachbar— 
ſtädte ſowie die Danziger Niederung. Der Abſatz nach der Kulmer 
Gegend iſt jedoch faſt vollſtändig abgeſchnitten, während er früher ſehr 
rege war. 

Die neuentſtandenen Großmühlen drücken, um für Abſatz ihrer 
Fabrikate zu ſorgen, unverhältnißmäßig auf die Preiſe. 

Der Abſatz von Mehl bis zur Ernte kann als ein ſchlanker 
bezeichnet werden, und es wurde auch ein einigermaßen entſprechender 
Nutzen erzielt, ſpäterhin jedoch trat Stockung ein. 

In Kleie war in Folge der umliegenden größeren Güter ebenfalls 
ſchlanker Abſatz, ſodaß die Erzeugniſſe bei Weitem nicht den Bedarf 
deckten und ich auch von auswärts ſolche beziehen mußte. Doch ein 
großer Nutzen iſt an der ruſſiſchen Kleie nicht zu erzielen, da hier 
dieſelbe mit 10, höchſtens 20 Pf. pro Itr. Verdienſt gehandelt wird. 

Betreffs des Verladens von Mehl habe ich durch den Mangel 
an Waggons große Schwierigkeiten gehabt, und es wäre Sache der 
Handelskammer, für Abſtellung dieſes Uebels Sorge zu tragen. 

Die Lohnverhältniſſe ſind in den letzten Jahren ſtark geſtiegen, 
auch hat ſich im vergangenen Jahre die Sachſengängerei mehr als ſonſt 
bemerkbar gemacht. Es müßte Seitens der Regierung wenigſtens dafür 
Sorge getragen werden, daß die Familie des Sachſengängers von 
dieſem entweder mitgenommen wird, oder es muß derſelbe ausreichende 
Mittel zur Unterhaltung ſeiner Familie vor der Ertheilung des 


Wanderſcheines bei der Polizeiverwaltung deponirt haben; denn unſere 
Stadt leidet ſehr unter der Armenlaſt. 


22, Bierbrauereien. 


In den Verhältniſſen der Thorner Brauereien hat ſich im Jahre 
1899 gegen das Vorjahr wenig geändert. 

Die eine Brauerei, deren Beſitzer im Jahre 1898 in Konkurs 
gerathen war, erſtand in der Subhaſtation ein Hypothekengläubiger, 
der ſie unter Betheiligung zweier hieſiger Herren wieder in Betrieb 
ſetzte. 

Die Eisverhältniſſe waren auch in dieſem Winter recht mißliche, 
ſodaß der Bedarf trotz aller Anſtrengungen nur ungenügend gedeckt 
werden konnte. 

Der Sommer verlief dem flauen Winter entſprechend kühl und 
regneriſch und brachten nur die Monate Juli und Auguſt einige 
Wochen wirklich warmer Tage. 

Betreffs der Preiſe für Rohmaterialien iſt noch zu erwähnen, 
daß Gerſte ungefähr zum gleichen Preiſe wie im Vorjahre zu haben 
war, während Hopfen mit ca. 100 Mk. pro Itr. theurer bezahlt werden 
mußte. 

Im Allgemeinen war demnach das Ergebniß des Berichtsjahres 
kein glänzendes. 

Für das laufende Jahr ſind die Ausſichten etwas günſtiger, da 
an Eis kein Mangel iſt und die Preiſe für Gerſte und Hopfen 
normale ſind. 

Aus Culmſee wird uns berichtet, daß der Hochſommer mit ſeiner 
Unbeſtändigkeit in den kühlen Tagen zwar ſtörend auf den Verkauf 
gewirkt habe und nur ein kleiner Mehrumſatz gegen das Vorjahr zu 
verzeichnen ſei, immerhin ſei das Geſchäftsjahr als befriedigend zu 
betrachten, da die Preiſe trotz des Druckes der Konkurrenz auf der 
Höhe des Vorjahres geblieben ſeien. 

Die Höcherlbräu-Aktiengeſellſchaft Kulm, der größte Brauereibetrieb 
unſeres Bezirks, blickt auch auf ein leidliches Geſchäftsjahr zurück. Der 
Bierabſatz hat ſich zwar nur wenig gegenüber dem Vorjahre gebeſſert, 
doch da anzunehmen iſt, daß die Steigerung des Bierabſatzes im 
Jahre 1898 um ca. 4000 hl den hier abgehaltenen großen Manövern 
zuzuſchreiben war, ſo bedeutet die Erhaltung dieſes Abſatzes in dem 
letzten für die hieſige Gegend manöverfreien Jahre immerhin einen 
bedeutenden Fortſchritt. Es konnte den Aktionären eine Dividende 
von 9 % gewährt werden. 
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Aus Neumark wird uns mitgetheilt, daß der Bierumſatz gegen 
das Vorjahr zurückgegangen ſei und dieſer Rückgang wird auf den 
geringen Eisvorrath vom Winter 1898/99 zurückgeführt. 

Aus Brieſen iſt uns nachſtehender Bericht zugegangen: 

Im Allgemeinen war das vergangene Jahr für die Brauerei— 
Induſtrie kein ungünſtiges, wenngleich der Bierkonſum durch das 
anhaltende kalte und regneriſche Wetter während des Frühjahrs und 
eines Theils des Sommers beträchtlich eingeſchränkt wurde, wogegen 
der warme und ſchöne Spätſommer und Herbſt dieſen Uebelſtand 
wieder einigermaßen gehoben hat. 

Die Preiſe für Rohprodukte haben ſich in angemeſſenen Grenzen 
gehalten. Gute Braugerſte notirte zwiſchen 130 und 150 Mk. pro 
Tonne, während Hopfen in ſchöner Waare, bayr. Provenienz, im 
Herbſt des Jahres 1899 um ca. 100 Mk. pro Zentner gegen das 
Vorjahr in Folge der guten Ernte billiger war. 

Leider iſt der Gewinn trotz der verhältnißmäßig günſtigen Preiſe 
der Rohprodukte verhältnißmäßig ſehr ungünſtig ausgefallen und hat 
dieſe betrübende Erſcheinung verſchiedene Urſachen, die ich nachſtehend 
erörtern will. 

Zunächſt mußten in Folge des ſich ſtark fühlbar machenden 
Arbeitermangels die Arbeitslöhne erhöht werden, was jedoch nicht zu 
erheblich in die Wagſchale fiel; bedeutend ſchwerer dagegen laſtet 
namentlich auf den kleinen und mittleren Brauereien die von den 
Kommunen erhobene Bierſteuer, die für meine kleinen Verhältniſſe (ich 
habe im vergangenen Jahre ca. 8000 hl produzirt) drei bis vier— 
tauſend Mark ausmacht, wie man ſieht im Vergleich zur Produktion 
eine koloſſale Summe, die garnicht wieder einzubringen iſt, weder auf 
Koſten der Qualität des Bieres noch auch durch eine Preiserhöhung, 
da die großen Aktien-Geſellſchaften dieſe Steuern ebenfalls ſelbſt 
tragen. a 

Es kann kaum einem Zweifel unterliegen, daß eine Anzahl 
kleinerer und mittlerer Brauereien in Folge der kommunalen Bier— 
beſteuerung bereits zu Grunde gegangen iſt oder noch zu Grunde 
gehen wird. Während es den großen Aktien-Geſellſchaften vielfach, 
und zwar hauptſächlich den meiſten auf Tantieme angeſtellten Direktions— 
beamten, darauf ankommt, einen möglichſt großen Umſatz zu erzielen, 
ohne weiter darüber nachzudenken, ob für die Aktionäre eine Dividende 
herauskommt oder nicht und ſie dabei den Kunden nicht nur niedrige 
Preiſe, ſondern auch noch alle möglichen ſonſtigen Vergünſtigungen 
einräumen, wie z. B. die koſtenloſe Aufſtellung theurer Bierapparate, 
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Lieferung von Kohlenſäure, koſtenfreie Hingabe von Eis, koſtſpielige 
Geſchenke u. ſ. w. iſt es klar, daß kleinere und mittlere Brauereien, 
die verhältnißmäßig viel größere Unkoſten zu tragen haben, wenn 
deren Beſitzer nicht beſonders günſtig pekuniär fundirt ſind, allmählig 
zu Grunde gehen müſſen. Sie werden von den großen Aktien⸗ 
geſellſchaften einfach aufgeſogen. 

Die Königl. Staatsregierung würde ſich den wärmſten Dank des 
Brauermittelſtandes verdienen, und eine Menge wirthſchaftlicher 
Exiſtenzen fördern und erhalten, wenn ſie ſich entſchließen wollte eine 
Staffelung der Brauſteuer derart einzuführen, daß mit dem größeren 
Verbrauch von Malz auch eine Erhöhung der ſtaatlichen Brauſteuer 
einträte. Hierdurch würden die Aktien- und anderen großen Brauereien 
verhindert werden mit den Preiſen zu ſchleudern und dem Staate 
würde eine neue bedeutende Einnahmequelle dadurch eröffnet werden. 

Ein fernerer wunder Punkt im Brauereigewerbe iſt die Duldung 
der Verwendung von Surrogaten Seitens des preußiſchen Staates. 
Während andere Staaten, an der Spitze Bayern, ſchon lange ein 
vollſtändiges Surrogatverbot erlaſſen haben, hat Preußen ſich bisher 
dazu nicht entſchließen können. Es iſt wohl klar, daß hierdurch das 
Anſehen der im Königreich Preußen im Betriebe befindlichen 
Brauereien nicht gerade gefördert wird und es iſt den Biertrinkern 
wahrlich nicht zu verargen, wenn ſie den Genuß derjenigen Biere 
vorziehen, von denen ſie genau wiſſen, daß zu ihrer Herſtellung nichts 
anderes verwendet worden iſt als Hopfen, Malz und Waſſer. 

Mögen meine der nackten Wahrheit entſprechende Ausführungen 
das Glück haben an geeigneter Stelle die gebührende Würdigung zu 
finden, mein und meiner Bexufsgenoſſen Dank wird allen denen ſicher 
ſein, die dazu beitragen helfen einen geachteten, königstreuen Stand 
vor dem langſamen, aber ſicheren Untergang zu bewahren. 


23. Honigkuchen. 


Das Geſchäftsjahr 1899 kann nicht als beſonders günſtig für die 
Honigkuchen-Induſtrie bezeichnet werden, denn wenn auch die Fabriken 
über Mangel an Abſatz nicht zu klagen hatten, da ſie ihren Umſatz 
bedeutend erhöhen konnten, ſo war das finanzielle Ergebniß bei den 
abgeſehen vom Mehl recht hohen Preiſen aller Rohmaterialien, beſonders 
für Kohlen und Holzkiſten, nicht zufriedenſtellend. 

Inländiſcher Honig wurde in ſehr großen Mengen, wie man es 
ſeit Jahrzehnten nicht geſehen hat, an den Markt gebracht, ſodaß die 
hieſigen Fabriken etwa 4 5000 Ztr. zum Durchſchnittspreiſe von 39 


bis 40 Mk. auflaufen konnten. Der Honig lieferte einen guten Wachs— 
ertrag, ſodaß der verhältnißmäßig hohe Anlagepreis ſich dadurch 
ermäßigte. Die rationelle Entwickelung der einheimiſchen Bienenzucht 
ſollte auch mit ſtaatlichen Mitteln gefördert werden, denn je unab— 
hängiger unſere Induſtrie vom Bezuge amerikaniſchen Honigs wird, 
umſomehr wird ſie Konſumentin der inländiſchen Produktion, die 
andererſeits zum großen Theil ihre Erzeugniſſe konſumirt. Der 
amerikaniſche Honig blieb fortgeſetzt theuer und knapp. 

Die Ausſichten auf das Zuſtandekommen des Zuckerkartells und 
das weitere Anhalten der Kohlenknappheit eröffnen der an feſte 
Verkaufspreiſe gebundenen Honigkuchen-Induſtrie keine guten Perſpektiven 
für das kommende Jahr. 


24, Leder und rohe Häute. 


Das Geſchäft in fertigem Leder bewegte ſich in der erſten Hälfte 
des Jahres 1899 in normalen Bahnen. Der Umſatz erfuhr eine kleine 
Steigerung. Anfang Auguſt wurden die Preiſe feſter. Die bedeu- 
tendſten Sohllederfabriken Norddeutſchlands ſchloſſen ſich zu einer Ver— 
einigung zuſammen und ſetzten eine berechtigte Erhöhung der Preiſe 
für ihre Fabrikate durch, die im Dezember durchſchnittlich 15-20 % 
gegen Auguſt-Preiſe betrug. Ihrem Beiſpiel folgten die Oberleder— 
fabrikanten, die namentlich für Kalb- und Ziegenleder die Preiſe in 
ſehr rigoroſer Weiſe erhöhten. Dieſe Preisſteigerungen bei den 
Schuhmacher- und Sattler -Meiſtern durchzuſetzen fällt außerordentlich 
ſchwer, weil beide Gewerbe ſich in einer ſehr ſchwierigen Lage befinden. 
Schuld daran iſt der Mangel an guten Arbeitskräften, der hohe und 
lange Kredit, den ſie gewähren müſſen, ein Uebelſtand, auf den nicht 
oft und energiſch genug hingewieſen werden kann; ferner bei den 
ſogenannten Vorrathsſchuhmachern, die ihre Waare gelegentlich der 
Jahrmärkte auf dem platten Lande verkaufen, der Ausfall oder 
ſchwache Beſuch dieſer Märkte in Folge der Maul- und Klauenſeuche. 

Kurz, der Zwiſchenhändler muß mit einem kleinen Aufſchlag 
zufrieden ſein, der dem Mehr, das er bezahlt, nicht entſpricht und 
die Differenz mit ſeinem geringeren Nutzen decken. Die hieſigen 
Sattlereien waren zum Theil lohnend für die Militärverwaltung 
beſchäftigt. 

Das Geſchäft in rohen Häuten war nicht lohnend. Durch Ein— 
greifen des Auslandes namentlich Frankreichs und Nordamerikas 
es gingen Waggonladungen geſalzener Rindhäute von hier direkt nach 
Hamburg zur Verladung nach drüben — wurde auch hierin der Markt 


— 


im Herbſt für Rindleder, Kalb- und Schaffelle feſter. Roßhäute blieben 
faſt unverändert. Von der Preisſteigerung konnten die Händler aber 
keinen Nutzen ziehen, da ſie derſelben vorgriffen und die Mehrpreiſe, 
die hier bezahlt wurden, beim Verkauf nicht erreicht wurden. Die 
Treibereien beim Einkauf gingen ſo weit, daß der bisher überall 
übliche Abzug von 4 Pfund pro Rindhaut für Knochen, Horn, 
Dung x. in Fortfall kam. Haſenfelle brachten vorjährige Preiſe. Gegen 
Ende des Jahres 1899 hielten ſich ſowohl die deutſchen Gerber als 
auch das Ausland vom Einkauf zurück, wodurch ein Nachgeben der 
Preiſe bereits ſtattgefunden hat. 


25. Schuhfabrikation. 


Die Schuhfabrikation wurde durch die Witterung ungünſtig beein- 
flußt. Der Umſatz war unverändert. Beſtellungen gingen zwar in 
genügender Zahl ein, ſodaß das ganze Jahr ſtark zu thun war, zum 
Theil mußte mit Ueberſtunden gearbeitet werden. Die zu erzielenden 
Preiſe bringen aber nur geringen Nutzen, der noch durch viel Verluſte 
bei der Kundſchaft geſchmälert wird. Arbeitskräfte waren in genügender 
Anzahl vorhanden, nur in techniſch vorgebildeten Leuten, namentlich 
Zwickern und Zuſchneidern, machte ſich ein Mangel bemerkbar. Die zu 
verarbeitenden Materialien, Ober- und Unterleder, Gummizug, Drell— 
futter, Tacks, Nähſeide, Kleber, Pflockholz ꝛc. ſind ſämmtlich bedeutend 
theurer geworden, ohne daß bisher eine entſprechende Steigerung der 
Preiſe für das fertige Fabrikat herbeizuführen war. 

Außer den Thorner Betrieben beſteht in unſerm Bezirke auch noch 
eine Schuhfabrik in Löbau, die vor etwa 5 Jahren gegründet worden 
iſt. Sie beſchäftigt etwa 50 Schuhmacher mit Verarbeitung des Leders 
zu Schuhen und Stiefeln, wobei die einzelnen Arbeiter je nach Fähigkeit 
und Fleiß 1020 Mk. wöchentlich verdienen. Die fertigen Schuhwaaren 
werden an Schuhgeſchäfte in der Provinz abgeſetzt. 


26. Ziegeleien. 

Die in früheren Jahren hierſelbſt recht blühende Ziegelei-Induſtrie 
kann ſich trotz aller Anſtrengungen nicht mehr zu der ehemaligen 
Bedeutung emporarbeiten. Der Grund hierfür liegt hauptſächlich bei 
einigen Ziegelfabrikanten ſelbſt, in der mangelnden Erkenntniß ver— 
ſtändigen Zuſammenſchluſſes, wie ſolcher ſeit den letzten Jahren auf 
faſt allen Gebieten des Erwerbslebens zum Segen der Produzenten 
ſich wahrnehmen läßt. Mit Mühe und Noth haben ſich die Preiſe 
um knapp eine Mark pro Tauſend Ziegel erhöhen laſſen, was nicht 


annähernd den durch theurere Arbeitslöhne und durch die erheblich 
geſtiegenen Kohlenpreiſe weſentlich vertheuerten Herſtellungskoſten ent— 
ſpricht. Ganz beſonders klagen die umfangreichen und leiſtungsfähigen 
Ziegeleibetriebe in Grembotſchin und Leibitſch darüber, daß die ſeit 
Jahren in Ausſicht geſtellte Bahnverbindung etwa von Katharinenflur, 
einer neu anzulegenden Weiche der Thorn Inſterburger Bahn, oder 
von Mocker ein Zukunftstraum bleibt, trotzdem die angeſtellten 
Ermittelungen zu dem Ergebniß führten, daß die Rentabilität dieſer 
kurzen Strecke eine mehr als geſicherte, ja geradezu glänzende wäre; 
unergründlich iſt es, daß gerade in unſerem Kreiſe zur Hebung der 
Induſtrie ſtaatlicherſeits Nichts geſchieht, trotzdem hier die Vorbedin— 
gungen auf das Beſte und Sicherſte vorhanden ſind. 

Unvermeidlich wird ein noch größerer und fühlbarerer Rückgang 
in den Ziegeleibetrieben eintreten, wenn ein Abſatz nach außerhalb 
durch direkte Bahnverladungen nicht baldigſt ermöglicht wird. 

Der Ueberſtand an Ziegeln iſt wieder ein ganz bedeutender. 
Drainröhren ſowie Dachſteine fanden gleichfalls nur mäßigen Abſatz.“ 


Es notirten: 
Hintermauerungsziegel (Schluff) . 20 — 18 19 — 21 Mt. 
5 (Thon) 22 — 23 — 23½ „ 
Klinker . W bi enn 24 27 1 
Verblender .. NN 29 — 32 — 31 * 


pro 1000 Stück ab Ziegelei. 

Nicht nur die Ziegeleien des Thorner Kreiſes klagen über ein 
ſchlechtes Geſchäftsjahr, ſondern auch aus anderen Kreiſen wird uns 
geſchrieben, daß die gedrückten Preiſe nur einen recht geringen Gewinn 
abgeworfen haben, auch machte ſich an vielen Orten der Leutemangel 
ſtark fühlbar. 


27. Mlaſchinenbau. 


Der Gang der Thorner Geſchäfte im verfloſſenen Jahre war im 
Allgemeinen recht rege. Beſonders groß war der Umſatz in land— 
wirthſchaftlichen Maſchinen und Geräthen, ſodaß in der Nachſaiſon die 
Aufträge nicht immer prompt erledigt werden konnten. Dagegen ſind 
die Lieferungen für Behörden im Submiſſionswege gegen das letzte 
Berichtsjahr zurückgeblieben. Der Verkehr mit Rußland hat faſt ganz 
aufgehört. ö 

Der Geſchäftsverkehr mit der Landkundſchaft iſt immer noch dadurch 
erſchwert, daß der kleine Landmann und auch ein großer Theil der 
Großgrundbeſitzer längeren Kredit bei gedrückten Preiſen beanſpruchen. 


Le > 

Im Allgemeinen ſind die einzelnen Betriebe gut beſchäftigt geweſen 
und brauchten Arbeiterentlaſſungen zum Winter nicht ſtattzufinden. 

Von Wichtigkeit für unſere Majchinenfabriten in Thorn und 
Mocker wäre die baldige Aufitellung eines Ladekrahnes auf dem 
Bahnhöfe Mocker. 

Von dem Inhaber der Kulmer Maſchinenfabrik erhielten wir den 
nachſtehenden Bericht: 

Erſt im letzten Jahre habe ich damit begonnen mit meinen 
Fabrikaten, welche hauptſächlich für die Landwirthſchaft beſtimmt ſind, 
über die Grenzen der Provinz herauszugehen, bis dahin war mein 
Geſchäft faſt ausſchließlich auf den Kreis angewieſen. Durch die 
immerhin als gut zu bezeichnende Ernte war ein beträchtlicher Mehr— 
umſatz im Vergleich zum Jahre 1898 zu verzeichnen und in Folge 
deſſen wurden auch Rohmaterialien jeder Art in erhöhtem Maße 
verwandt. Bezogen wurden etwa 18 Waggons Maſchinenkohlen, 
4 Waggons Schmiedekohlen, 4 Waggons Coke, 3 Waggons Roheiſen 
und 6 Waggons Walzeiſen. An landwirthſchaftlichen Maſchinen 
fremden Fabrikats wurden für ca. 32000 Mk. bezogen, während die 
Geſammtausfuhr ca. 100000 Mk. betrug. An neuem Werkzeug und 
Betriebsmaſchinen wurden etwa für 11850 Mk. angeſchafft und 
außerdem einige bauliche Vergrößerungen vorgenommen. 

Mein Dampfpflug- und Dreſchmaſchinen - Verleihgeſchäft hat keinerlei 
weitere Ausdehnung erfahren. 

Durch Beſſerung unſerer Verkehrswege, namentlich beſſere Ver— 
bindung in der Richtung nach Graudenz würde meinem Geſchäft viel 


geholfen ſein. 
28. Seifenfabrikation. 

Das abgelaufene Geſchäftsjahr hat in ſeinen erſten zwei Dritteln 
kaum einen Unterſchied gegen das vorhergegangene erbracht, wenn 
nicht etwa noch geſpanntere und ſchwierigere Verhältniſſe beſonders im 
zweiten Drittel. 

Die Rohmaterialien fingen an, nachdem ſie in der Mitte des 
Jahres 1898 ihren niedrigſten Stand erreicht hatten, zu ſteigen und 
hatten im zweiten Drittel des Jahres 1899 ſchon weſentliche Erhöhungen 
erfahren. Leider aber trugen faſt alle Fabrikanten dieſen Erhöhungen 
auf Grund ihrer billigeren Einkäufe nicht Rechnung, ſodaß für die 
Fabrikate die niedrigſten Preiſe beſtehen blieben und ein gutes Theil 
Nutzen verloren ging. Als jedoch die Preiserhöhungen für Roh— 
materialien noch weitere Fortſchritte machten und einzelne Fabrikanten 
ſchon zu neuen Käufen gezwungen waren, machten ſich Ende Auguſt 
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Beſtrebungen zur Bildung einer Konvention unter den Seifenfabrikanten 
für die Provinzen Oſt- und Weſtpreußen, Poſen und Pommern geltend, 
die auch Anfang September von Erfolg gekrönt waren. 

Seit dieſem Zeitpunkte ſind die Preiſe für Fabrikate den Preiſen 
für die Rohmaterialien angepaßt worden, ſodaß wohl für das nächſte 
Geſchäftsjahr auf eine beſſere Rentabilität der Seifen-Induſtrie gerechnet 
werden darf. Der befürchtete Ausfall im Abſatz der Produkte hat ſich 
bisher nicht geltend gemacht, der Umſatz erfuhr vielmehr eine weſentliche 
Steigerung, und es wäre mit Freuden zu begrüßen, wenn von Seiten 
der Abnehmer die unter vielen Mühen neu geſchaffene Lage richtig 
erkannt und durch ein ähnliches Zuſammenſtehen befeſtigt würde. 

Die im vorigen Bericht ausgeſprochenen Wünſche, daß die Uferbahn 
Thorn Station werde und die Schiffbarmachung der Drewenz bleiben 
noch immer zu erwähnen, da gerade dieſe beiden Faktoren weſentlich 
zur Ausdehnung dieſer Induſtrie in Thorn beitragen könnten. 


29. Holzſchneidemühlen. 


Vericht aus Thorn. 

Die Rundholzpreiſe für Nadelhölzer erhielten gegen das Vorjahr 
eine weitere Preisſteigerung, daſſelbe galt auch für bebeilte Kanthölzer 
(Mauerlatten). Erſtere blieben bis zum Schluß der Flößerei feſt, 
dagegen gingen Kanthölzer in Folge mehrerer Konkurſe Warſchauer 
Baufirmen ca. 8 % zurück. Laubhölzer, mit Ausnahme von Eichen, 
welche theurer bezahlt werden mußten, hatten dieſelben Einkaufspreiſe 
wie im Vorjahre. Gute Bretter, Tiſchler- und Fußbodenwaare waren 
geſucht und wurden ſchlank verkauft. Die Preiſe für geſchnittene Bau— 
hölzer gingen auch etwas höher und waren ſtarke Balken beſonders 
ſehr begehrt. Für geringere Bretter wurden nur vorjährige Preiſe 
erzielt und war die Nachfrage darin ſehr mäßig. Nach Eichen- und 
Erlenbrettern war viel Begehr, dagegen war in anderen Laubholz— 
brettern wenig Umſatz zu erzielen. 


Vericht aus Briefen. 


Die Sägemühlen-Induſtrie im Kreiſe Brieſen hat im Jahre 1899 
ſich nicht des beſten Erfolges erfreut. Durch die Anordnung der Forſt— 
verwaltungen, krankes Holz mit geſundem zu gleichen Preiſen in großen 
Poſten auszurufen, wird das Geſchäft, wenn man die heutigen Rund— 
holzpreiſe dafür zahlt, wenig nutzbringend. Ebenſo wird durch langes 
Aushalten der Hölzer, die eine Zopfſtärke von 1012 em haben, den 
Sägemühlenbeſitzern dieſes Holz je nachdem es zur betreffenden Tax— 


173 


klaſſe gehört, bis zu 18 Mk. das Feſtmeter berechnet. Es wäre zu 


empfehlen, dieſes geringe Holz zu Brennholz zu ſchlagen und den 


Holzhändlern Material zur Verfügung zu ſtellen, aus dem man 
Nutzholz aber nicht Brennholz machen kann. 

Obgleich im Vergleich zu früheren Jahren das Rundholz 30 bis 
40 % theurer iſt, läßt ſich in Anbetracht der geringen Qualität unſeres 
Holzes kaum 10 % mehr für das fertige Material erzielen, auch ſind 
größere vorjährige Beſtände zurückgeblieben. 


Bericht aus Kulm. 


Mit der Schneidemühle wurden ca. 3500 fm ruſſ. Rundkiefern 
aufgeſchnitten, die vom Frühjahr bis Herbſt auf dem Thorner Markt 
gekauft wurden. Die geſammte Produktion unſer Mühle wird nur 
theils zum eigenen Baugeſchäft im Hobelwerk ıc. verarbeitet oder an 
die Tiſchlermeiſter und Landwirthe in Stadt und Kreis in roher und 
bearbeiteter Schnittwaare verkauft. Lieferungen nach Berlin, Magde— 
burg 2c. in geſchnittenen Brettern und Kantholz ſind von uns aufgegeben 
worden, da bei den hohen Preiſen des Rohmaterials kein Nutzen 
mehr herauszurechnen iſt. Einen wirklichen Nutzen kann man über— 
haupt nur noch beim Platzgeſchäft herausrechnen; die bei Lieferungen 
nach außerhalb erzielten Preiſe ſtehen in keinem Verhältniß zum 
Produktionspreis. Der anhaltend hohe Bankdiskont ſchmälert den 
Nutzen ebenfalls ſehr, zumal da der Kredit im Bau- und Holzgeſchäft 
vom Publikum ſehr in Anſpruch genommen wird. Letzteres gilt auch 
von den andern Baugeſchäften in Kulm, die ohne Dampfbetrieb arbeiten. 


30. Verwaltungsbericht über die Stadtbahn Brieſen. 


Die am 1. April 1898 dem öffentlichen Betriebe übergebene Stadt— 
bahn Brieſen hat ſeit Erſtattung des letzten Verwaltungsberichts weiter 
bewieſen, wie ſegensreich dieſe Verkehrseinrichtung nicht nur für das 
reiſende Publikum, ſondern auch für Landwirthſchaft, Handel und 
Gewerbe iſt. 

Die Benutzung der Bahn iſt nunmehr eine allgemeine geworden. 
Die erhebliche Steigerung des Verkehrs hat auch in dem verfloſſenen 
Jahre eine Erweiterung der Bahnhofsanlage erfordert. 

In Folge Beſchaffung des Gütermotorwagens, durch welchen 
eine Trennung des Perſonen- und Güterverkehrs herbeigeführt 
werden konnte, iſt der Anbau des Wagenſchuppens nothwendig 
geworden, auch hat ſich der Güterſchuppen für den umfangreichen 
Stückgut⸗Verkehr als zu klein erwieſen. Ferner hat ſich die Noth- 


wendigkeit herausgeſtellt, auf dem Staatsbahnhof einen Theil 
des Ladegleiſes mit elektriſcher Leitung zu verſehen. Hierdurch 
wird die Stadtbahnverwaltung in den Stand verſetzt, die auf dem 
Staatsbahnhof befindlichen Wagen zu jeder Zeit abzufahren, während 
früher erſt abgewartet werden mußte bis eine ſtaatliche Rangir— 
maſchine dieſe Wagen auf das Gleiſe der Stadtbahn überführte. Die 
Neuanlagen und Verbeſſerungen welche demnächſt beendet ſein werden, 
werden einen Kojtenaufwand von ca. 10160 ME. verurſachen, ſodaß 
nunmehr das Geſammtanlagekapital der Stadtbahn Briefen 237160 Mt. 
beträgt. 


Der ſich immer mehr hebende Verkehr auf der Stadtbahn Brieſen 
wird auch in dieſem verfloſſenen Jahre nicht nur die durch das erhöhte 
Anlagekapital bedingten größeren Aufwendungen an Zinſen ꝛc. decken, 
ſondern noch Ueberſchüſſe abwerfen. 


Wie aus der nachſtehenden Zuſammenſtellung erſichtlich iſt, hat 
die Stadtbahn im verfloſſenen Kalenderjahr 1899 nachſtehende Ueber— 
ſchüſſe geliefert: 
| Ausgabe Ueberſchuß 


Mk. Mk. 


Einnahme 
Mk. 


Monat 


Januar 2061 08 954 79 1106 29 
Februar 1922 | 45 1065 80 856 65 
März 2462 59 1327 18 1135 41 
April 2482 05 949 65 1532 40 
Mai 2307 65 1259 71 1047 94 
Juni 2544 95 998 02 1546 93 
Juli 2887 — 1439 29 1447 71 
Auguſt 2695 24 1320 28 1374 96 
September 2668 86 579 12 2089 74 
Oktober 2836 10 1663 74 1172 36 
November 2764 31 1394 03 1370 28 
Dezember 2444 33 1975 | 24 469 09 


während der Durchſchnittsüberſchuß ſeit Eröffnung der Stadtbahn 
vom 1. April bis Ende Dezember 1899 — 9 Monate 1086,47 Mk. 
betragen hat, mithin durchſchnittlich 176,01 Mk. monatlich mehr. 

Die oben berechneten Geſammt-Einnahmen für 1899 von 
30076,61 Mk. vertheilen ſich auf: 


Frachten für Sonftige 


Perſonen⸗ 


1 Fahrgeld Fahrgeld N gu⸗ 
Monat het. Hunde Gebda Stückgut | Eilgut 1 a ſammen 

Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Ml. Pf.] Mk. Pf. IL l. PI 
Januar 1089/00 15 325 800 12/60] 579 11080 2061/08 
Februar 856,65 1 10 37 of 37 17 0 689 375 1922145 
März 94740 1 130] 35 700 46735) 15, s46, 149084 2462,59 
April 1047)50| 0 70) 46 120) 419110) 12110) 946 1045| 2482|05 
Mai 1099170) 0 200 42 500 39405] 18190] 743 — 930] 230765 
Juni 972 1 1 10) 48 60 41760] 18110] 921 105 95] 254495 

Juli 1336700 8 90] 96 40] 423100 2890 979 — 14 2887 
Auguſt 104124] 1 30% 34 200 473120] 3140| 1098 15.90] 2695 24 
September 1030 90% 1 10] 47 5% 459115] 3080| 1012 8741| 2668 86 
Oktober 1138/0 1% 42 7 42805 270 1180 18.45 2836 10 
November I BA 2 130] 38 70/ 43020] 2390 1083)- 7467 2764,31 
Dezember 1015601 1 50 20 39315 32900 824 156167] 2444133 
2 269 110900 7174813007661 


Zufammen 12687 c 22 10 532 30 4948010 

Bemerkt wird, daß das Geſchäftsjahr der Stadtbahn mit dem 

Rechnungsjahr 1. April 31. März zuſammenfällt, vorſtehende Ueber— 
ſicht iſt lediglich für den Bericht der Handelskammer gefaßt. 
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Stabiltik. 


Reichsbank. Gelduerkehr. 


Der Bankzinsfuß betrug im Jahre 1899 
vom 1. Januar bis 16. Januar: 
6 0% für Wechſel, 7 % für Lombard Darlehne, 
vom 17. Januar bis 20. Februar: 
5 „% für Wechſel, 6 % für Lombard Darlehne, 
vom 21. Februar bis 8. Mai: 
1 ½ 9% für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne 
vom 9. Mai bis 18. Juni: 
4 % für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne, ‘ 
vom 19. Juni bis 6. Auguſt: 
4 „% für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne, 
vom 7. Auguſt bis 2. Oktober: 
5 % für Wechſel, 6 % für Lombard Darlehne, 
vom 3. Oktober bis 18. Dezember: 
6 % für Wechſel, 7 % für Lombard Darlehne, 
vom 19. Dezember bis 31. Dezember: 
7 % für Wechſel, 8 % für Lombard Darlehne, 
im Durchſchnitt des ganzen Jahres 5,036 % Pfür Wechſel und 6,036 % 
für Lombard Darlehne gegen 4,267 bezw. 5,267 «% im Vorjahre. 
Die Geſammt-Umſätze bei der Reichsbank im Jahre 1899 haben 
betragen: 


bei der Reihshauptbant . . . . . 60707887800 Mk. 
bei den Reichsbankanſtalten . . . 118924661200 Mk. 
zuſammen 179632549000 Mk. 
gegen 163395520600 Mk. im Vorjahre. 
Der Abſchluß der Thorner Reichsbankſtelle weiſt nach: 
1899: 1898: 
Giro-Verkehr Einnahme . . . 106818866 Mk. 82121587 Mk. 
7 5 Ausgabe . . . 106688443 „ 82312801 „ 
Giro-Uebertragungen Zugang . 45842828 „ 37251150 „ 
4 1 Abgang . 37539665 „ 35865387 „ 
Platzwechſel Zugang.. 15682958 „ 13821601 „ 
17 Abgang 14740219 „ 14142672 „ 
Verſandtwechſel 3975518 „ 3615017 „ 
Einzugswechſel Zugang . . . 16528069 „ 16401814 „ 
5 Abgang 16101849 „ 16564039 „ 
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Lombard-Darlehne Ausgeliehen 5696400 Mt. 5397800 Mk. 
- 1 Zurückgezahlt 5806700 „ 5 566700 „ 
Der geſammte Geſchäftsumſatz der Reichsbankſtelle betrug 
280 205 100 Mk. gegen 237943600 Mk. im Jahre 1898. 


Norddeutſche Kreditanſtalt, Filiale Thorn. Von 
der Filiale ſind uns keine Daten zugegangen, wir können daher nur 
Zahlen, die den geſammten Geldverkehr der Aktiengeſellſchaft betreffen, 
anführen. Das Aktienkapital wurde im November v. Is. von 8000000 
auf 10000000 Mk. erhöht. Die Umſätze betrugen im Jahre 1899 
abgeſehen vom Reichsbankgirokonto 1247956000 Mk. gegen 811 
Millionen im Vorjahre und 420 Millionen im Jahre 1897. Der 
Bruttogewinn betrug 1545000 Mk., der Reingewinn 1077000 ME, 
die Dividende 8 %. 

Thorner Kredit-Geſellſchaft, Kommanditgeſell— 
ſchaft auf Aktien, G. Prowe & Co. Aktienkapital unverändert 
300000 Mk. Reſervefonds 10761 Mk. (9462). Wechſel wurden ange— 
kauft in Höhe von 2843310 Mk. (3197869). Am Schluſſe des Jahres 
blieb ein Wechſelbeſtand von 431431 Mk. (479362). Lombard Darlehne 
wurden neu ausgegeben 137256 Mk. (114611). Depoſiten wurden 
neu eingezahlt 361057 Mk. (453 673). Es blieb am Schluſſe des Jahres 
ein Depoſitenbeſtand von 220743 Mk. (275742). Die Aktionäre 
erhielten eine Dividende von 4¾ % (4 %). 


Culmſee'er Volksbank J. Scharwenka & Co. Aktienkapital 
unverändert 210000 Mk. Die Reſerven betrugen Ende 1899: 22451 
Mk. (20015). Wechſel wurden angekauft in Höhe von 1641111 Mk. 
(1605007). An Depoſiten wurden eingezahlt 510039 Mk. (577941). 
Am Schluſſe des Jahres betrug der Depoſitenbeſtand 372484 Mk. 
(333950), der Wechſelbeſtand 482552 Mk. (341230). Dividende 
9 % (Tl). 

Die eingeklammerten Zahlen geben die Ergebniſſe des Vor— 
jahres an. 


Vorſchuß-Verein zu Thorn, E. G. m. u. H. Angekauft 6047 
Wechſel im Betrage von 3459406 Mk. Bruttogewinn 49284 Mk. 
Dividende 9 8. Reſervefonds Ende 1899 80045 Mk. Spezialreſerve— 
fonds 28078 Mk. 

Vorſchuß-Verein zu Culmſee, E. G. m. u. H. Einnahme 
1028 165 Mk. Ausgabe 1035285 Mk. Angekaufte Wechſel im Betrage 
von 956895 Mk. Eingezahlte Depoſiten 84 100 Mk. Mitglieder-Guthaben 
Ende 1899 52333 Mk. Mitgliederzahl 250. 


U 
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Scharnauer Darlehnskaſſenverein, E. G. m. u. H. Aktiva 
81589 Mk. Paſſiva 81606 Mk. Mitgliederzahl 56. 
Volksbank für Brieſen Wpr. und Umgegend, E. G. m. 
u. H. Einnahme 588577 Mk. Ausgabe 583119 Mk. Angekaufte 
Wechſel im Betrage von 476400 Mk. Eingezahlte Depoſiten 413880 Mk. 
Reingewinn 3996 Mk. Mitgliederguthaben 17001 Mk. 
Vorſchuß-Verein zu Brieſen Wpr, E. G. m. u. H. Gut⸗ 
haben der Mitglieder 121072 Mk. Reſervefonds 17346 Mk. Spezial⸗ 
reſervefonds 3500 Mk. Angekaufte Wechſel im Betrage von 2007498 Mk. 
Eingezahlte Depoſiten 190243 Mk. Mitgliederzahl Ende 1899 417. 
Vorſchuß-Verein zu Gollub, E. G. m. u. H. Mitglieder⸗ 
guthaben 37374 Mk., Reſervefonds 5989 Mk., Spezialreſerve 282 Mk. 
Dividende 7 9%, Angekaufte Wechſel im Betrage von 484130 Mk. 
Ein gezahlte Depoſiten 35370 Mk. Mitgliederzahl Ende 1899 150. 
Volksbank zu Schönſee, E. G. m. u. H. Mitgliederantheile 
15534 Mk. Depoſitenbeſtand 132 582 Mk. Wechſelbeſtand 126861 Mk. 
Reinertrag 1548 Mk. Dividende 8 %. 


Vorſchuß-Verein zu Neumark, E. G. m. u. H. Umſatz 


15301353 Mk. Reingewinn 27466 Mk. Gewährte Kredite 529044 Mk. 
Aufgenommene fremde Gelder 180356 Mk. Geſchäftsguthaben der 
Mitglieder 304834 Mk. Reſervefonds 69555 Mk. Spezialreſervefonds 
3197 Mk. Dividende 6 %. Mitgliederzahl Anfang 1900 454. 

Bank ludowy, E. G. m. b. H. zu Löbau. Mitgliederguthaben 
282319 Mk. Depoſitenbeſtand 1314897 Mk. Wechſelbeſtand 1682 164 Mk. 
Mitgliederzahl Anfang 1900 1746. Geſammthaftſumme der Genoſſen 
1775000 Mk. 

Sparkallen im Jahre 1899, 


— „eingezahlte | Zurüdge- | Beſtand der 
Städtiſche Sparkaffen Spareinlagen] zahlte Spar-] Einlagen aa fen. 
m 1899  Jeinlagen 1899| Ende 1899 ae 
ME. Mt. Ml. 5 


1710090 


1641 079 | 4362 803 


Kulm 315 296 315 865 383 024 
Briefen 296514 370473 | 1000346 
Kreis-Sparſtaſſen 
zu 
Thorn 384284 381154 797115 1727 
Kulm 1587967 1496315 | 2726124 4355 
Briefen 545122 390116 | 1000 666 1387 
Strasburg 459782 | 416514 | 1718533 | 2564 
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Nadhmeifung 


des Telegramm⸗Verkehrs bei den in den Kreiſen Thorn, Kulm, Briefen 
(Wpr.), Strasburg (Wpr.) und Löbau (Wpr.) gelegenen Poſt- und 
Telegraphenanſtalten des Ober-Poſtdirektionsbezirks Danzig. 


Name der Anſtalt 


Kulm 

Strasburg (Wpr.) 
Thorn (Tel.⸗Amt) 
Thorn 2 (Bahnhof) 
Thorn 3 

Thorn (Schießplatz) 
Briefen (Wpr.) 
Culmſee 

9 Jablonowo (Wpr.) 
Lautenburg (Wpr.) 
Löbau (Wpr.) 
Neumark (Wpr.) 
Biſchofswerder? (Bf.) 
Damerau (Kr. Kulm) 
Gollub 

Gorzno 

Gottersfeld 
Konojad (Wpr.) 
Kornatowo 
Leibitſch 

Mocker (Wpr.) 
Montowo 
Naymowo 
Ottlotſchin 

Podgorz 

Nadosk 

Schönſee (Wpr.) 1 
Schönſee (Wpr.) 2 
Unislaw 
Weißenburg (Wpr.) 
Blotto 

Bobrau 

Brattian 

Kolonie Brinsk 
Czichen (Bz. Danzig) 


* Se Lfd. Nr. 


; | Dembowalonta 
37 | Dt. Brzozie 
38 | Elgiszewo 
39 Forſthauſen 
40 | Gelens 
41 | Gremboczyn 
42 | Großkruſchin 
43 | Großradowist 
44 | Heimſoot 
45 Hohenkirch (B. Danz.) 
46 amielnid 
47 amlarken 


Kauernick 


Telegramme & 
aufs | anges || ”) 
gegeben kommen | 2 
St. St. a 
9746 10689 
8703 7710 
61618 55567 49 
5869 3330 50 
3863 4811 ||| 51 
765 294 ||| 52 
7376| 6468 ||| 53 
7658 8081 ||| 54 
3935| 2495 ||| 55 
4471 4237 [ 56 
3859 3882 ||| 57 
4666| 4838 ||| 58 
1306| 477 || 59 
561) 447 ||| 60 
2618| 3173 || 61 
362| 357 ||| 62 
1260| 1381 ||| 63 
474. 467 ||| 64 
1203 624 ||| 65 
850 755 66 
1216| 2200 ||| 67 
859) 692 ||| 68 
404 453 69 
1437 425 70 
1977 2662 [71 
3990 351 72 
2289| 2266 || 73 
1925 78074 
1259| 1007 75 
999) 389 || 76 
120 268 ||| 77 
125 213 ||| 78 
122) 1521| 79 
1038| 190 ||| 80 
8 68 ||| 81 
265 357 || 82 
860 140 83 
680 8984 
95 94 || 85 
4560 480 ||| 86 
8313| 250 ||| 87 
288 342 || 88 
156 213 || 89 
3260 526 ||| 90 
552 532 ||| 91 
2690 145 ||| 92 
372 275 [93 
157 227 94 


Name der Anſtalt 


Kielpin 
Kleinczyſte 
Kleintrebis 

Kgl. Neudorf 
Kokotzko 

Lipnitza (Bz. Danzig) 
Lippinken 

Liſſewo 

Lonkorsz 

Lulkau 

Mroczuo (Wpr.) 
Nawra 

Neugrabia 

Neuhof (Bz. Danzig) 
Neuzielun 
Niezywienc 
Oſtaszewo (Kr. Löbau) 
Oſtaszewo (Kr. Thorn) 
Oſtrowitt (ser. Briefen) 
Oſtrowitt (r. Löbau) 
Papau 

Penſau 

Plusnitz (Wpr.) 
Podwitz 
Pokrzydowo 

Poln. Brzozie 
Radomno 

Renſchkau 

Richnau 

Roſenthal (nz. Danzig) 
Roßgarten 

Rumian 

Rynst 

Schillno 
Schönwalde ar. Thorn) 
Schwarzenau (Wpr.) 
Schwirſen (Wpr.) 
Siemon 
Skarlin 
Stephansdorf 
Swierzynko 
Szezuka 
Watterowo 
Wrotzk 
Wrotzlawken 
Zbiczno 


Telegramme 
auf⸗ ange⸗ 
gegeben kommen 


2 233 
434 715 
140 367 
234 505 
216 198 
260 316 


275 465 


138 190 
202 406 
122 296 
172 140 
278 507 
720 686 

51 66 
375 410 
307 485 
261 296 
201 337 
121 154 
240 246 
253 536 
251 382 
7500 985 
767 717 
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Verkehr bei den hauptſächlichen Poſtämtern des Handelskammerbezirks. 
—Vv—ꝛ —— . — — — —— 


Packete ohne Packete mit Werthangabe Briefe und Käſchen mit Nachnahme⸗ 
W e Werthangabe Werthangabe | Packete 
Eingegangen leer Eingegangen Aufgegeben 
Gingeo- ages. 5 Auſgves. Werthb erthbetr. abe voii ur Eigges [x 
or S7. St. St. — . . } — St. St. 


Poſtamt 
TE 


Thorn 1 9771430 2990739 271990 | 129367 | 5138 | 6689676 | 2495 13225718 15577 |74689979| 8830 10918964 
Thorn 2 121940 528710 25737 7794 16 1640 28 20 205 235750 186 83514 
Mocker 173160 107614 7382 3948 5 2016 12 3140| & 433053 180 | 178740 
Podgorz 109876 66352 7578 5427 9297060 1: { 311 | 3105102) 238 | 635460 
Culmſee 563970 417404 37369 16746 268 — 22 — 382864 — 
Kulm 613834 557674 63498 31946 32 — 235 — { — 2122 — 
Brieſen 419354 331006 35490 19776 281 431054 2 971190 1457 2983936 2094 3193350 
Neumark 291928 309452 26078 13065 201! — 57 BE — _ 
Löbau 270088 266916 26020 | 13009 | — £ — 

Strasburg | 581022) 477646 50692 28378 341 1902098 42 55 2066 2465140 2813 | 3339031 
Lautenburg | 224614 175084 19859 9436 200 61800 238 533596 2 2290944 1306 1497056) 


—vñ 3..—.b öot'—m:—.ñ.!!ͥͥ ö ́ꝓ•a]Gm —TV— K... —:8ʃ— —T—2T2ÿů1. :...... —:8—.. — 
Nachnahme⸗ Nachnahme- Poſtaufträge Poſtanweiſungen 5 eit Mit der 
> ungsnummern 

peſtamt | Briefiendungen Betrag Eingegangen | Eingegaptte Ausgezahlte 7 Poſt 
| 


Eingeg. |Aufgegeb.| Eingeg. Aufgegeb. r Koma erthbetr. Werthbetr. Ei 5 abgereiſt 
Sr 4 St. St. AM an Eingeg. Abgeſandt zionen 


I j I | N 
Thorn 1 7471 | 3 |1007975| 230894 | 7376 | 1250273 | 134619 | 8835418 133395 | 7845433 | 662754 | 1360604 
Thorn 2 23086 5980 102 1683 7124 259299 11549 203416 78568 13011 
Mocker 52 2 19890 38428 243 — 6331 259003 6218| 294752 72870 = 
Podgorz 98 23309 2496 131 4098 5594 260206 | 4766 277746 88630 
Eulmſee | — | 2000 | —. 2657540 7127444 — 2230 
Kulm — 2469 49963 | 3199673 | 35711 1786302 318426 140157 | 
Brieſen 41924 2098 312602 31879 2495281 14310 857834 200817 38786 
Neumark ZI En — | 1888427 — 753242 — 47490 
Löbau n — — 1938819 — | 6993| — | 1029 
Strasburg 35950 2546 379354 41578 2981453 | 25934 1095535 | 398341 36683 
Lautenburg 51492 861 78351 20299 1421714 8915| 515124 86130 12501 


— 
>= 
— 
— 


wo. 
ao S 
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Verkehr auf der Weichſel. 


Im Jahre 1899 haben Thorn paſſirt: 
1. Von Rußland ſtromab: 


TAT beladene Kähne gegen 
111 leere Kähne .. F 5 
12 beladene Güterdampfer 1 * 
TAIECHOHGHHIELDAMDIOR - _. . 2... 5 
23 shlenpdafimierrz. . - . ».... 5 
, ns er 
2. Nach Rußland ſtromauf: 
478 beladene Kähne , gegen 
50 leere Kähne . 5 
21 beladene Güterdampfer enz. 5 
Miene Güterdempfer N 
19% 0 40. 
7 Perſonendampfertetete er 
3. Aus dem Inlande jtromab: 
264 beladene Kähne gegen 
56 leere Kähne .. 3 5 
132 beladene Güterdampfer n 7 
6 leere Güterdampfee 5 
ee A 
BODEN 2.7. 3 Mr 
4. Aus dem Inlande jtromauf: 
142 beladene Kähne . . ». 2.2... gegen 
44 leere Kähne. . . a RER 9 
148 beladene Güterdampfer 1 5 
4 leere Güterdampfe 5 
Senf 7 
1 Perſonendampfer . 5 


797 
104 


4616¼ è Waſſerfahrzeuge incl. Holztraften gegen 4344 


im Vorjahre. 


im Vorjahre. 
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Von den 46163, Waſſerfahrzeugen ſind in Thorn 
1. Ganz befrachtet ſtromab: 
C A E20 oe 3 Kähne 


TCT 4 
a —-rͤ d nn |! 
, » 4 
r Fe a re : > 
ee PA 
%“ 7 
aan - 2937 
T -. 
c re ee ı 
r 1 
verarbeitetem Eiſenn”ns 1 
%% ⁰ AAA ĩ˙.⁰! 1 
a ee 
JJ = Feine reelle 2 
ee ee 
Faſtage. 


r RER 1 
0 Be |, 
a IE FE 3 3 
Cc 


3. Ganz entlöſcht ſtromauf: 


2. Ganz befrachtet ſtromauf: 
I  .:;) © 


" 


72 
19 
10 


6 


Stückgütern Ep 46 Kähne 138 
Heringen. . la — 
Sonſtigen Segenftänden. FE 1 3 5 
Steinfohlen . . RE Be — 
Koks . 8 — 
CCT . 1 
Derarbeneten Eee 185 1 
Baltage . a ee u Be her 3 
// ĩ˙ĩ˙ 0.: 2: ET — 
Oelkuchen Praun — 
er AA 1::3% — 
S h o ˙·ꝛ ͤ [ Mr — 
c — 


Dampfer. 


Mais ge 
anderem Getreide 
Fellen 

Roheiſen . 
Erdnußſchalen 


Baummwollenjaatmehl . 


Eiſenwaaren . 
Brennholz.. 
Artillerie-Materia 


4. Ganz entlöſcht ſtromab: 


E 
Hülſenfrüchten 
Thran 
Oelkuchen . 
geſalzenen Därmen 
Kuhhaaren . 
rohen Bettfedern 
Gummiabfällen . 
Leimleder . 
Brennholz. 
Steinen . 
Zinnaſche . 
Zinkaſche 


2 
2 


— — — — — 


— 
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ne 
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Kähne — Dampfer. 


verladenen Güter, 


Uachweiſung 


der im Jahre 1899 in Thorn auf der Weichſel eingegangenen und 


Bezeichnung der Güter. 


A. Eingang. 


r : 
2. Roheiſen und Brucheiſen 8 

3. Andere unedle Metalle, roh und als Bruch 
4. Verarbeitetes Eiſen aller Art. 

5. Cement, Traß und Kalk g 

6. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide 

7. Flachs, Hanf, Heede, Werg 

8. Weizen und Spelz 

9. Roggen 
r . 
| 11. Anderes Getreide und Saulen 
| 18. Zr; : 
| 13. Obſt, friſches und getrocknetes 

14. Gemüſe und Pflanzen . 

15. Glas- und Glaswaaren R 
16. Häute, Felle, Leder, Pelzwerk 
17. Weiße Schnittwaaren 

| 18. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säcke 
19. Holzwaaren und Möbel 

20. Inſtrumente, 8 u. Mafsinentpeie 
21. Bier k 
Branntwein 


Zu Berg. Zu That. 


Tonnen 


à 1000 Kilogr. 


Tonnen 
à 1000 Kilogr. 


173,18 
120,65 
6,81 
2475,64 
64,49 
108,24 
35,21 
15,67 
3,08 
911,64 
28,35 
85,22 
0,06 
22,35 
50,07 
169,62 
183,51 
51,76 
255,34 
11,32 
94,38 


nn, 


— 


23. 
24. 
25. 
26. 
27. 
28. 
29. 
30. 
31. 
32. 
33. 
34. 
35. 
36. 


37. 
38. 
39. 
40. 


DO 9 D N 9 9 


— — — 
N — © 


2. Reiſig und Faſch inen — 100,— 
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Zu Berg. | Zu Thal. 


Tonnen Tonnen 
a 1000 Kilogr. | 'a 1000 Kilogr. 


Bezeichnung der Güter, 


Wen e 438,83 — 
Fiſche, auch Heringe A I 892,42 — 
Mehl und Müptenfobitate u 50,55 14989,16 
a EEE 587,41 — 
a s 151,31 — 
Kaffee, Kaffeeſurrogate, Kalao N 167,644 — 
Zucker, Melaſſe, Syrun ß 705,46 — 
Fette Oele und Fette 3 2 847,95 — 
Petroleum und andere Mineralöle 10104819 — 
Steine und Steinwaaren 819,91 | 8594,95 
hen. 000. RT ABULRO — 
in ; 271,— — 
Theer, Pech, Harze aller Art, Asphalt 4 78,55 2,70 
Mauerſteine und Flieſen aus Thon, 34 

ziegel und Thonröhren .. 33,76 — 
Thonwaaren, Steingut, Porzellan . . . 0,39 — 


Mon e 66,19 — 

Alle ſonſtigen Gegenſtände F 3588,55 598,89 

Brennholz, 818 Raummeter zu Berg und 
491 Raummeter zu Thal. 


Insgeſammt 24456,54 
B. Abgang. 

Andere unedle Metalle, roh und als e — 69,35 
Verarbeitetes Eiſen aller Art... — 91,91 
r e- rt — 460,70 
TPW A RE = 2179,48 
r — 190, — 
R 8 — 2641,20 
Anderes Getreide und Sale face 2 — 745,69 
Dee * a 56,16 
Glas- und Glaswaren . — 2,.— 
Häute, Felle, Leder, Pelzwerrk . — 6,50 
Weiße Schnittwaa renn - 1701,95 
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Zu Berg. | Zu Thal, 


Tonnen 
à 1000 Kilogr. 


Bezeichnung der Güter, 


Tonnen 


à 1000 Kilogr. 


\ 13. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säcke .. a 130,42 
9 14. Holzwaaren und Möbel . . . 5 
15. Inſtrumente, e u. Wafinentpeit — 5,37 
IB BEr — 28,03 
N e — 2657,94 
18. Wein 8 90,27 
19. Fiſche, auch Heringe . — 4,40 
20. Mehl und ee Te 5366,47 
21 Reis N — 0,30 
22. Kaffee, Kaffeeſurrogate, Kakao 5 0,06 
23. Zucker, Melaſſe und Syruin . . . 27439,23 
r a 123,40 
25. Steine und Steinwaaren: 930,— 2,60 
r 50,— — 
e 290,— — 
28. Mauerſteine und Flieſen aus 1s Thon, dog 
ziegel und Thonröhren .. 1651,93 2015,90 
29. Alle ſonſtigen Gegenſtände . 64,70 757521 


Insgeſammt | 2986,63 | 46867,54 
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Nahweifung 


der im Jahre 1899 auf Station Thorn eingegangenen und abgejandten 


Güter. 
2 = 1 für Be⸗ . Bemer⸗ 
Bezeichnung der Güter. a ande | ren] zofipt. | zofieei| kungen. 
. . 0. 0. 


Eil⸗ u. Stückgüter nur nach dem 18 

Steinkohlen und Koks. 

Oelkuchen .. 

Noh⸗ und Gubeifen, auch bruch. und 
Schmelzeiſen pp. 

Zucker 2 

Eiſen, fagonnirt AI 

Eiſen, Eifenguß- und Stahlwaaren 


Weizen. 
Roggen . 


Hafer . 
Mühlenfabritate (Mehl, Graupe, Grütze 
pp.), auch Kartoffelmehl u. Stärke 


Gerſte . 
Rübſen und Raps, deinſaat 
Hülſenfrüchte . . 
Kartoffeln . . 5 
Flachs, Hanf, Heede, Werg . 
Bau- und Nutzholz (Stabhor, Latten, 
Bohlen, Bretter), auch Brennholz . 
Spiritus und Branntwein 
Steine, roh und bearbeitet, Chamott-, 
Dach- und a Drains vp. 
Düngemittel 5 
Wolle, thieriſche . ; 
Spediteur⸗ Sammelgüter i in Wagen. 


Eingang 
Verſandt 
Eingang 
Verſandt 
Eingang 
Verſandt 
Eingang 
Verſandt 


ladungen 
Petroleum. E 
Mais u 
"Sure [122490]103297] | | | 
— ——— 
225787 
eee e 
Es reiſten ab vom Hauptbahnhofe . . . . x 189 202 Perſonen. 
en „ „ „ Stantbnhnhofe 8 176 276 0 
Viehverkehr. 

Pferde, Ponnys, Maulthiere, N . ia, * . Eingang. Verſandt. 

ſitionsſchein /.. ; 2 306 2211. 
Fulle r nn ene 30 97. 
S er ese ehe 311 264, 
SIDE rs ee a LEE ae ee 5 100 49. 
// a ER 65 246. 
e e eee Ta ae a ae 32 999 43 740. 
ef ,,, 87 406 122 989. 
L e e era 203 997. 
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Machweiſung 
der im Jahre 1899 auf Station Mocker eingegangenen und abgeſandten 


Güter. 


Bezeichnung der Güter. 0 | 
To. 


Eil- u. Stüdgüter nur nad) dem Bm 

Steinkohlen und Koks. 

Oelkuchen .. 

Roh- und Guben, auch Bruch. und 
Schmelzeiſen pp... 

Zucker DEE! 

Eiſen, façconnirt . 

Eiſen, Eiſenguß⸗ und Stahlwaaren 


Weizen. 
Noggen . 


Hafer 
Mühlenfabritate ( Mehl, Graupe, Grütze 
pp.), auch Kartoffelmehl u. Stärke 


Gerſte 

Rübſen und Raps, Leinfant 

Hülſenfrüchte .. 

Kartoffeln . . 

Bau- und Nutzholz (Stabholz, Latten, 
Bohlen, Bretter), auch Brennholz. 

Spiritus und Branntwein .. 

Steine, roh und bearbeitet, Chamott-, 
Dach- und eee Drains vp. 

Düngemittel . . 

Wolle, thieriihe . 

Petroleum. 

Mais 


Summe 


Ver- 
ſandt 
To. 


2387 
13405 
6842 
109 
8666 
171 
133 
12460 


6624 
2479 


2511 


531 
1 
530 
9177 


1258 
5514 


1398 
1187 


26 
59 


für Be⸗ 
hörden 


To „ 


= 
SW | 
— — 


11 


Gewerbtreibende 


To. 


für 
Bemer⸗ 
zollfrei kungen. 


lo: 


12460 Eingang 
213] Verſandt 
6624] Eingang 
98 Verſandt 
1158] Eingang 
143 Verſandt 
2511 Eingang 
21001 Verſandt 


[75478 40716 
116194 
Perſonenverkehr. 

Es reiſten ab 19 867 Perſonen. 

Viehverkehr. 
Pferde, Ponnys, Maulthiere, 2 N Pferde auf Eingang. Verſandt. 
Requiſitionsſchein . 8 N 34 81; 
Stiere, Ochſen 500 122. 
Kühe 1130 292. 
Kälber 62 139 — 
Schweine, Ferkel 2 403 231. 
Ziegen, Schafe, Lämmer 1423 928. 


Verkehr auf der Uferbahn 


im Jahre 1899. 


Beladene Waggons I 


Monat gingen Zuſammen 
ein | aus 


Januar 102 374 
Februar 112 360 
März . 186 560 
April 346 710 
Mai 295 715 
Juni 213 670 
Juli 324 667 
Auguſt 258 651 
September 306 859 
Oktober 346 1604 
November 373 1347 
Dezember 198 


Im Ganzen 6066 3059 9125 
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Uachweiſung 
derjenigen Getreideſendungen, welche im Jahre 1899 über Gollub und 
Leibitſch von Polen eingegangen und unter Begleitſchein-Kontrolle nach 
Thorn abgefertigt ſind. 


üllen-JRübſaat 
Monat Weizen Roggen] Gerſte | Hafer Puchte > 
To. To. To, To. To. | To. 


I. über Gollub: 


ir — 15,2 — 

Febtüa r — — * 

MWS — t => 2 

Ale — — — u 8 
| 


Mai \ 
UNE en er 
Juli 
Auguſt 
September 
Oktober 
November . . SE 
Dezember. .. ei 

Im Ganzen 2 152 
II. über Teibitſch: 


Januar 
Februar . 
März 
April . 
Mai 
Juni. 
Juli 
Auguſt . 
September 
Oktober 
November 
Dezember. 


10,1 


Im Ganzen | 


Mitglieder der Handelskammer 
im Jahre 1899. 


Aus dem Kreiſe Thorn. Aus dem Kreiſe Kulm. 


| 
Kommerzienrath Schwartz, Prä— | T. Hirſchberg. 
ſident. | G. Segall. 


L N ER | 7 2 
e ſen, Be || Aus dem Kreiſe Brieſen. 
n A. Bauer. 

C. Verendes. J. Meyer. 


E. Dietrich. 5, 2 

6. Jehlauer. — — 
G. Gerſon. E 

V. Saengner. Aus dem Kreiſe Strasburg. 
H. Toewenſon. W. Schindler. 

C. Matthes. H. Wodfke. 

5. Nawitzlii. Sekretär: E. Voigt. 


A. Vorn. Aus dem Kreiſe Löbau. 


Mitglieder der Sachverſtändigen⸗Kommiſſion. 


1. für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten: 
N. Teiſer, G. Jehlauer, 5. Nawitzkti, 6. Gerſon, St. Neichel 
und D. Wolff. 
2. für Manufaktur⸗ und Kurzwaaren: 
Gufav Elias, H. Fränkel und T. Puttkammer. 
3. für Kolonialwaaren, Oele, Chemikalien, Spiritus und Weine: 
K. Adolph, Benno Richter, Carl Matthes, N. Nütz und Kom⸗ 
merzienrath Schwartz. 
4. für Leder, Wolle und Rohprodukte: 
N. Leifer und E. Kittler. 
5. für Eiſen⸗ und Stahlwaaren, Cement, Kohlen und Kalk: 
Emil Dietrich, A. Nittweger und Franz Zährer. 
6. für Holz: H. Toewenſon. 
Vereidigter Handelsmakler: Paul Engler. 
Vereidigte Holzmeſſer: W. Spieckert, S. Blum. 
Vereidigte Probenehmer für Zucker und Melaſſe: 
Fr. Preuß, I. Springer (Culmſee), G. Niefflin (Thorn). 
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